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Editorial

Seit der durch den Zusammenbruch der Hypothekenmärkte in den USA aus
gelösten (nicht verursachten) Krise der entwickelten kapitalistischen L^der
sind fünf Jahre vergangen, ohne dass Aussicht auf eine nachhaltige Stabilisie
rung bestünde. Im Gegenteil: Nach einer trügerischen Erholung im J^e 2010
verfestigen sich Depressionserscheinungen. Das dominierende Wirtschafts
modell, der finanzmarktgetriebene Kapitalismus, treibt die Realökonomie in
die Stagnation und bedroht selbst die Dynamik in der ehemaligen Peripherie.
Ein Ausweg ist nicht sichtbar. Denn das der Krise zugrunde liegende Miss
verhältnis zwischen der spekulativ aufgeblähten Finanzsphäre und einer stag
nierenden Realwirtschaft wird nicht aufgelöst. Ansätze dazu scheitern immer
wieder an der Macht der Finanzindustrie, die alle Maßnahmen zu ihren Lasten
erfolgreich zu hintertreiben versteht. Jede akute Zuspitzung wird von der Poli
tik mit immer neuen Geldspritzen bekämpft, was vorübergehend Erleichte
rung bringt, das Grundproblem jedoch verschärft.

Dass die Krise keine Krise der Staatsverschuldung ist, macht Vladimiro Giac-
che deutlich: Es handelt sich um eine Überschuldung der Gesamtwirtschaft,
die öffentlichen Schulden sind nur der kleinere Teil. Die Unfähigkeit der nati
onalen und supranationalen wirtschaftspolitischen Akteure, die Krise zu be
herrschen, ist dabei auch dem neoliberalen Krisenverständnis geschuldet. Wie
er am Beispiel Italien zeigt, stehen die Verteilungsrelationen und der Sozial
staat im Mittelpunkt: Für das Kapital sind zu hohe Löhne, unflexible Arbeits
märkte und zu viel soziale Sicherheit die Ursachen der Schwäche der Indust
rieländer. Die Krise wird funktionalisiert, um die Arbeiter- und Bürgerrechte
auf den Stand des 19. Jahrhunderts zurückzuschrauben.

Die Funktionalisierung der Staatsverschuldung für Zwecke des Klassenkamp
fes von oben zeigt sich besonders deutlich am spanischen Beispiel. Miren Et-
xezerreta zufolge gibt es zwar in Spanien durchaus ein Schuldenproblem, die
ses besteht aber vor allem in der privaten Auslandsverschuldung, während die
öffentliche Verschuldung deutlich unter dem Durchschnitt der übrigen Euro-
Länder liegt. Erst die großzügigen öffentlichen Hilfen für die Banken haben
daraus ein Staatsschuldenproblem gemacht, welches nun durch neoliberale
Spar- und Strukturprogramme bekämpft wird, die die Rezession verschärfen.
Griechenland ist bekanntlich jenes Land, in dem - auch vor dem Hintergrund
traditioneller Strukturschwächen - die Krise am heftigsten wütet. Dies ist aber
Jannis Milios zufolge nicht primär dem Druck der starken EU-Länder, an der
Spitze Deutschland, geschuldet. Es sind vielmehr die griechischen Eliten, die
die Krise nutzen, um die von ihnen seit 20 Jahren verfolgten sozialreaktionä
ren Ziele endlich zu verwirklichen. Die griechische Linke könnte den Krisen
kurs noch stoppen, allerdings nur in einem europäischen Rahmen. Das sieht
Costas Lapavitsas anders. Er meint, nur ein Austritt Griechenlands aus der
Eurozone, die Einstellung des Schuldendienstes und eine Restrukturierung der
griechischen Wirtschaft und Gesellschaft im Interesse der abhängig Beschäf-
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tigten könnten verhindern, dass Griechenland in einer lang anhaltenden De
pression versinkt. Dieser Weg berge viele Risiken in sich - die aber gegen die
Perspektive eines dauerhaften Niedergangs abzuwägen seien.

Klaus Dräger befasst sich mit den Positionen der europäischen sozialdemo
kratisch/grünen Linken, aber auch mit denen der Gewerkschaften und der
,Linken der Linken'. Den ersteren bescheinigt er, dass sie bei aller Rhetorik
konsequent an ihrer „sozialliberalistischen" Variante des Neoliberalismus
festhalten und sich - wenn sie wie in Frankreich die Regierung übernehmen -
mit rein symbolischen Korrekturen der konservativen Austeritätspolitik zu-
fneden geben. Den Altemativen der Gewerkschaften und der Linken wirft er
dagegen vor, dass diese bei ihren Einzelvorschlägen die politischen Kräfte
verhältnisse ausblenden: Nur ein allgemeiner sozialer Aufhihr könne die EU-
Eliten zum Einlenken bewegen.

Ein Kemaspekt der Krise und des gegenwärtigen kapitahstischen Entwicklungs
modells war und ist die Verselbständigung des Finanzsektors, u.a. eine Folge des
Deregulierungswahns der 1990er Jahre. Notwendig wäre eine Re-Regulierung der
Finanzindustrie, verbunden mit einer drastischen Reduktion des Gewichts der Fi
nanzsphäre. Joachim Bischoff und Norbert Weber schildern den (unbefriedigen
den) Stand der Regulierungsreformen und zeigen, dass die expansive GeldpoHtik
der Notenbanken die Bereinigung der Hypertrophie des Finanzsektors eher ver
hindert hat. Kernpunkt einer wirksamen Reform müsse eine Restrukturierung der
Realökonomie, nicht eine Sanierung der Bankbilanzen sein.

Hermann Bömer stellt die Entstehung und Entwicklung der linken Euromemo-
Gmppe ini Kontext der EU-Politik dar und geht auf deren Altemativposition ein.
Da ie Krise und deren Formwandel von der Banken- zur Staatsschuldenkrise nur
vor dem Hintergrund der erfolgreichen Verteilungsoffensive des BCapitals verstan
den werden könne, schlägt die Gruppe eine offensive, durch veränderte und ge
stärkte EU-Institutionen gestützte soziale und ökologische ReformpoUtik vor. Es
bestehe aber auch das Risiko einer „wirtschaftlichen und sozialen Großkrise".

Für Klaus Busch und Dierk Hirschel hat die aktuelle Krise einen Konstruktions
fehler der europäischen Wirtschafls- und Währungsunion offen gelegt Bei ge
meinsamem Binnenmarkt und gemeinsamer Währung bleibt das System der kon
kurrierenden Wettbewerbsstaaten bestehen. Die Folge sind wachsende Ungleich
gewichte, wobei vor allem Deutschland profitiert. Trotzdem halten die Autoren
eine Renationalisierung der Wirtschafls- und SozialpoUtik für den felschen Weg.
Sie sind für „mehr Europa, aber anders". Sie plädieren für ein europäisches Auf
bau- und Entwicklungsprogramm zur Überwindung der Wachstumsschwäche, das
durch eine europaweite Vermögensabgabe finanziert werden könnte.zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

*»♦

Ökonomisch-ökologische Krise: Die grün-schwarze Energiepohtik hat seit dem
Atomausstiegsbeschluss mit einem grundlegenden Widerspruch zu kämpfen:
Die bestehende Ener^eversorgungsinfrastruktur ist mit einem Umstieg auf er
neuerbare Energien nicht vereinbar. Die Bundesregierung bleibt jedoch den In
teressen der dominierenden Energieversorgungskonzeme verpflichtet. Aus der
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,3nergiewende" wird, so Bernd Brouns, daher ein „weiter so". In der Klimapo
litik erweisen sich die Kyoto-Mechanismen als ungenügend. Sie sind nachfra
georientiert und vemachlässigen die Angebotsseite. Mohssen Massarat betont in
Auseinandersetzung mit dem konservativen Wutschaflswissenschaftler Hans-
Wemer Sinn die Notwendigkeit einer präzisen Analyse der auf den Ressour
cenmärkten herrschenden Machtverhältnisse, wenn eine wirksame, politisch
festgelegte Mengenbewirtschaftung von Kohlenstoffen (Energieträgem) reali
siert werden soll. Sabine Leidig gibt einen Überblick zu Arbeit der Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität". Sie erwartet von il^
zwar ,dcaum wegweisende Ergebnisse", nimmt sie aber als Anregung für die
Linke, die eigenen konzeptionellen Defizite hinsichtlich Wachstumskritik, sozi
al-ökologischer Umbauprozesse und einer „Theorie des grünen Sozialismus" zu
bearbeiten. Eine Strategie, die Wachstum von Umwelteingriffen, Konsum, Wa
renproduktion und Profit zurückschrauben will, muss sich, so Karl Hermann
Tjaden, auf den Mechanismus der kapitalistischen Produktion selbst konzentrie
ren und im Sinne eines ,Akkumulations-Stopps" das überproportionale Wachs
tum des Einsatzes von Sachanlagen und Sachmitteln zu Lasten der Beschäfti
gung von Arbeitskräften einschränken.

***

Geschichte: „Historische Krisen und ihre Verarbeitung" ist er Titel eines Bei
trags von Josef Schleifstein vom Juni 1990, den wir aus Anlass seines 20. To
destages (24. Juli 2012) nachdmcken. Das damals noch ganz gegenwärtige
„Scheitem des ersten praktischen Gestaltungsversuchs einer Altemative zur
kapitalistischen Gesellschaft" erfordere, so Schleifstein, eine „grausam
gründliche Selbstkritik", wie dies Rosa Luxemburgs mit Blick auf den August
1914 verlangt hatte. Werner Röhr bespricht die materialreiche Darstellung
von Christoph Dieckmann zu den Massenverbrechen der deutschen Besatzer
und ihrer litauischen Helfer im Litauen der Jahre 1941 bis 1944. Eric Hobs-
bawm würdigt das Lebenswerk des britischen Historikers Tony Judt, mit dem
ihn eine streitbare und oftmals kontroverse Freundschaft verband.

♦♦♦

Weitere Beiträge: Nico Biver analysiert die französischen Parlamentswahlen,
die nach den Präsidentschaftswahlen eine herbe Enttäuschung für die Links
front M^lanchons brachten, und zeichnet die strategischen Diskussionen nach,
die nach der Wahl innerhalb des Bündnisses begonnen haben. Lothar Peter
charakterisiert zeitgenössische Beiträge zu Revolution und Kommunismus
von Badiou, iizek, Holloway und Onfray als „postmodemen Linksradikalis
mus". Er kritisiert die empirische Blindheit der Autoren, die sie von einer „po
litischen Praxis" isoliere, die an den konkreten Widersprüchen und krisenhaf
ten Entwicklungen der modemen kapitalistischen und patriarchalen Gesell
schaft anknüpft. Claudius Vellay debattiert die Kategorie der Entfremdung un
ter Rückgriff auf die „Ontologie des gesellschaftlichen Seins" von Georg Lu-
käcs vor dem Hintergrund der Hypostasierung der Kategorie (Frankfurter
Schule) einerseits, ihrer grundlegenden Verwerfung (Althusser-Schule) anderer-
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seits. Gretchen Binus plädiert dafür, die marxistische Monopoitheorie für die
Analyse des Gegenwartskapitalismus - gerade angesichts der globalen Fi
nanzkrise - fruchtbar zu machen.

Der Fortgang der Finanzmarkt- und EU-Krise wird uns auch in Z 92 (Dezem
ber 2012) beschäftigen. Den Schwerpunkt werden Beiträge zu Gewerkschafts
fragen bilden.

Alessandro Mazzone (1932-2012) zur Erinnerung

Der italienische marxistische Philosoph, unser Freund und Genosse Alessandro
Mazzone, ist am 1. Jum 2012 in Rom verstorben, kurz nach seinem 80. Ge
burtstag. Durch seine Beteiligung an der, AG Marx-Engels-Forschung" des IMSF
in den 80er Jahren und an den Diskussionen der, J^arx-Engels-Stiftung" in Wup
pertal, seine Mitgliedschaft im wissenschaftlichen Beirat der ,3eitrage zur
Marx-Engels-Forschung. N.F." und in der Berliner ,JLeibniz-Sozietät" war er in
der marxistischen Linken der Bundesrepublik vor und nach 1989/90 präsent.
Mazzone studierte in Pavia, München und Mailand. Zu seinen Lehrern rech
nete er u.a. Ludovico Geymonat und Galvano della Volpe. ,3hi.losophisches
Studium im Nachkriegsitalien bedeutete: Humanitates und Neuanfang, Auf
bruch und Öffnung, (noch) ungebrochene Gewissheit, die eigene Bildung in
den Aufbau der aus dem antifaschistischen Widerstand entstandenen Republik
einbringen und entfalten zu dürfen." Zeitweilig Lektor am Dolmetscherinstitut
in Heidelberg, lehrte er an den Universitäten Santiago de Cuba (1963) und
Messina (ab 1964), war Gastdozent an der FU in Berlin (1977/78) und seit
1988 Lehrstuhlinhaber für Philosophie und Geschichte an der Universität Siena.

Sandro Mazzone war in vieler Hinsicht Mittler zwischen dem marxistischen
Denken in Italien und Deutschland. Als Mitarbeiter am Gramsci-Institut in Rom
verfolgte er Ende der 70er Jahre den Plan einer ersten größeren Gramsci-
Ausgabe in der Bundesrepublik. Ideologie- und Geschichtstheorie waren seine
Themen. 1981 erschienen in Messina seine „Questioni di teoria dell'ideologia".
In der Zeitschrift „proteo" des „Centro Studi Transformazioni Economico-
Sociali" (Rom) veröffentlichte er in den letzten Jahren eine Artikelserie zu
Klassen, Klassenkampf und Hegemonie heute. 2002 hatte er in Rom einen
Sanunelband zur Bedeutung der neuen MEGA herausgegeben „MEGA^: Marx
ritrovato". Dun kommt, so sein Schüler Roberto Fineschi, das historische Ver
dienst zu, „di aver portato in Italia la MEGA", die MEGA in Italien bekannt
gemacht zu haben.

Sandro war uns nicht nur ein wichtiger Impulsgeber und Diskussionspartner,
sondem auch ein guter Freund. Er wird uns fehlen. Buon viaggio, Sandro.

Redaktion



Vladimiro Giacche

Die falsche Priorität:

Schuldenabbau iu Europa uud Italien

1. Das Ende einer Ära und der Wechsel von Privat- zu
Staatsschulden

Die gegenwärtige Krise in den USA, der EU und Japan kann als das „Ende des
Großen Schuldenzj^dus" (Mauldin, Tepper 2011) charakterisiert werden, also als
das Ende eines auf Kredit und Finanzsystem gestützten Wachstumsmodells. Mit
anderen Worten: als das Ende einer Phase, in welcher Fii^blasOT und der &e-
ditboom eine eminent wichtige Rolle spielten a) als Reaktion auf Uberprodi^on,
b) bei den Maßnahmen gegen die Folgen von sinkenden Reallöhnen und sinken
der Gesamtnachfrage und c) dabei, westlichen Unternehmen und Investoren m der
Finanzsphäre höhere Renditen als im produktiven Bereich zu ermöglichen.
Der plötzliche Crash dieses Wachstumsmodells enthüllte, wie man an der
Pleite der Lehman Brothers im Herbst 2008 beispielhaft beobachten konnte,
den unhaltbar hohen Fremdfinanzierungsgrad der großen Finanzinstitute der
westlichen Welt (dabei bildete die exzessive Kreditvergabe im amerikam-
schen Häusermarkt nur die Spitze des Eisbergs). Die daraus resultierende fi
nanzielle Schieflage drohte die Kapitalzirkulation zeitweilig einzufrieren (m
den letzten Monaten von 2008 waren wir sehr nahe an einem Kollaps des in
ternationalen Finanzsystems) und war Grund eines massiven Einbruchs des
internationalen Handels und der weltweiten Industrieproduktion (viertes Quar
tal 2008 bis drittes Quartal 2009).

Die Krise stellt dabei selbst eine wichtige Anpassung dar, im Sinne einer Zer
störung von Kapital Für Karl Marx ist diese Zerstörung von Kapital (von rea
lem Kapital ebenso wie von fiktivem Kapital) notwoidig, um wieder Profite zu
ermöglichen und einen neuen Akkumulationszyklus in Gang zu setzen (Marx
1861-1863:496f.; siehe auch Giacch6 2011: 28-29).

Die Kapitalvemichtung 2007 und in den folgenden Jahren war in der Tat ge
waltig (ein Arbeitspapier der Asiatischen Entwicklungsbank vom März 2009
nahm an, dass der Verlust an Wert nahe an das GDP eines J^es heranreich
te; siehe Loser 2009: 7), aber eine drohende Welle von Pleiten großer Kon
zerne und Aktiengesellschaften konnte verhindert werden.
Wie? Dank riesiger Rettungspakete und staatlicher Intervention, die durch ei
ne gigantische Transformation privater in staatliche Schulden von statten
ging oder - einfach ausgedrückt - durch eine beispiellose Sozialisation der
Verluste. Dabei ging es um eine Größenordnung von rund 14.000 Billionen
Dollar (Bank of England 2009: 20).

Das Ergebnis: In Europa (inklusive des Vereinigten Königreiches), den USA
und Japan wie auch den meisten anderen OECD-Ländem gab es keinen
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Schuldraabbau, w^nn wir die Schulden eines Landes insgesamt, also staatliche
und private Verbindlichkeiten, betrachten. Doch vor allem nahm die staatliche
Schuld immer mehr zu (und tut dies noch immer). Dies ist nicht bloß die Folge
der staatlichen Rettungspakete, sondem wurde auch durch das Einbrechen der
Einnahmen des Fiskus (dank stockender Wirtschaft und einem in der Krise ab
gesunkenen BIP) bewirkt. Dies ebnete den Weg für eine weitere Schuldenkrise:
die Krise der Staatsschulden. Folgt man den Vorhersagen des IWF von 2009,
dürfte die Relation zwischen öffentlichem Schuldrastand und dem BIP der
meisten ratvdckeltra Industriraationra bis 2014 im Vergleich zu 2007 um 36
Prozent gestiegen sein, mit einer durchschnittlichen Gesamtverschuldung von
114 Prozent des BIP. Dieses Verhältnis könnte auf 150 Prozent des Brutto-
Inlands-Produkt ansteigen, im Falle eines lang anhaltenden wirtschaftlichen Ab-
schwungs, der nicht sicher ausgeschlossen werden kann (IWF 2009).

2. Die „Staatsschuldenkrise" in Europa und die Priorität des
Schuldenabbaus

In Europa begann die Krise der Staatsschulden im November 2009 und sie wütet
noch immer. Und so verstanden europäische und nationale Politik den Abbau der
öffentlichen Schulden als fundamentalen Schritt, um die Krise zu bekämpfen.
Die Priorität auf die Verminderung der Staatsschulden zu legen, scheint im ers
ten Moment offensichtlich zu sein. Und in der Tat wurden diese Maßnahmen
ohne große öffentliche Debatte anberaumt, man sah sie als absolute Notwendig
keit an, bei der sich Sozialisten wie auch Volksparteira und Konservative Par
teien einig waren. Auf diese Weise bekam das Konz^t eines ,pensee unicjue*''^
(„Einheitsdenkra") eine ganz besondere Bedeutung.
Doch die Entscheidung, die Priorität auf die Verminderung der öffentlichen
Verschuldung zu legen, war eine politische Entscheidung, und es gibt viele
Gründe, diese Vorgehensweise in Frage zu stellen und abzulehnen. Einige
dieser Einwände werde ich im Folgraden kurz ausführen.

Zu allra erst sollten wir uns immer die gesamte Verschuldung ansehen und nicht
allein ihren staatlichen Anteil. In diesem Zusammenhang muss angemerkt wer
den, dass die privaten Verbindlidikeitra (Private Ebushalte + nichtfinanzielle Lfa-
temehmen + Finanzinstitute) trotz der staatlichen Rettungspakete zugunsten des
privaten Sektors stets den größeren Teil der noch ausstehenden Schulden ausma
chen. Der Verschuldungsgrad der Privaten Vermögen befindet sich im Moment,
vor all^ im Finanzsektor, auf einem unhaltbaren Niveau. Wenn wir nach Groß-'
britannien schauen, können wir sehen, dass allein die Aussrastände der Finanzin
stitute die des Staates um das Dreifiiche übersteigen. Dazu kommt, dass rund um
den Globus Untemehmen in den nächsten fünf Jahren an die 30 Trillionen Dollar
allein dafür benötigen werden, um die bestehenden Schulden zu refinanzierra
(Watkins 2012). So wird offensichtlich, dass die Priorität, die auf den Abbau der
öffrathchra Schuldenlast gelegt wurde, eine politische Entscheidung unter vielen
Möglichkeiten darstellt (zum Beispiel eine starke Reduzierung privater Schulden
durch Konkurse oder eine volle Nationalisierung in Not geratener Privatfirmen).
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Zum zweiten können wir uns nicht umfassend mit den öffentlichen Verbindlich
keiten auseinandersetzen, ohne auch die Zahlungsbilanzdefizite einzubeziehen.
Dies ist ein wichtiges Thema. Dabei sollte die externe Bonität eines Landes
nicht mit dem Verschwinden des Haushaltsdefizits verwechselt werden. Und die
exteme Bonität ist wichtiger als letzteres. So bemerkte Patrick Artus von Natixis
in seiner jüngsten Arbeit, „ein Euro-Land, dass zwar ein hohes Haushaltsdefizit
aber keine Zahlungsbilanzdefizite mehr hat, kann kaum in die Verlegenheit ei
ner Finanzkrise geraten: Es kommt sehr selten vor, dass heimische Investoren
und Banken eine Refinanzierung des Defizits ihres eigenen Landes ausschla
gen." Anders gesagt, Investoren und Banken haben einen starken Heimvorteil
(soll heißen, sie ziehen - ceteris paribus - nationale Bonds ausländischen vor).
jm Gegensatz dazu kann ein Euro-Land, das sein Haushaltsdefizit reduziert,
aber weiterhin ein Zahlungsbilanzdefizit aufweist, in Schwierigkeiten geraten.
Es ist in diesem Zusammenhang bei weitem schwerer, nicht-heimische Inv^to-
ren zu überzeugen, das Zahlungsbilanzdefizit und die Auslandsschulden^ eines
Landes zu refinanzieren, als einheimische Investoren hierfür zu gewimien." (Ar
tus 2012). Und es ist kein Zufall, dass alle europäischen Länder, die in die aktu
elle „Staatsschuldenkrise" geraten sind, in den letzten Jahren ein evidentes Han
delsbilanz- und Leistungsbilanzdefizit aufwiesen: Zum Beispiel lag das Han
delsbilanzdefizit von Griechenland im Jahr 2008 bei mehr als 20 Prozent.

Doch es gibt auch viele andere Länder in Europa, die seit mehreren Jahren hohe
Haushaltsdefizite und negative Handelsbilanzüberschüsse aufiveisen. Und das
nicht nur unter den „üblichen Verdächtigen" (den so genannten PIIGS): Frank
reichs Zwillingsdefizit beispielsweise ist groß und stetig wachsend.
Drittens scheint gemeinhin die Reduzierung von Defizit - oder besser: das Erzie
len eines Uberschusses — als der effektivere Weg, öffentliche Schuldai zu reduzie
ren. Aber, wenn diese Schuldenreduzierung nicht richtig durchgeführt wird, kann
sie sogar zu einer größeren Schuldenlast fuhren. Denn tatsächlich resultiert aus
einer strikten Fiskalpolitik eine Verminderung der Binnennachfrage, was zum
Einbrechen der Realwirtschaft und danüt des BIP fuhrt, wodurch sich im Gegen
zug die Schuldenquote verschlechtert. Dies ist genau das, was in Griechenland
nadi der Implementierung der Austeritätsprogramme durch die Troika (EZB EU
und IWF) im Mai 2010 passiert ist: Die Verschlechterung der Schuldenquote (von
145 Prozent im Jahr 2010 auf 162 Prozent in 2011 und bis auf nahezu 180 Prozent
in diesem Jahr) ist entscheidend durch den Kollaps der Realwirtschaft hervorgem-
fen worden.

Die erst vor kurzem veröffentlichten Wachstumsprognosen beinhalten düstere
Aussichten für alle Länder der Euro-Zone, die auf Austeritätspolitik gesetzt haben:
Italien (2012: -2,6 Prozent; 2013: -2,9 Prozent), Spanien (2012: -1,5 Prozent;
2013: -1,7 Prozent), Griechenland (2012: -6,7 Prozent; 2013: -6,2 Prozent), Portu
gal (2012: -4,3 Prozent; 2013: -3,0 Prozent); Irland (2012: -1,3 Prozent; 2013: -1,3
Prozent) (IMK 2012:4).

Und das gleiche gilt für das Vereinigte Königreich, das dank harter Sparmaß
nahmen in eine tiefe , JDouble-Dip" Rezession geschliddert ist, wobei die Erho-
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lung noch langsamer von Stetten geht, als nach der Großen Depression (Klein
2012, Koo 2012b). So schrieb Martm Wolf in einem Artikel gegen Camerons
Austeritätspolitik; ,Jn ihrer Angst vor dem Gespenst eines Preissturzes der Gilts
[der staatlichen Schuldverschreibungen in England, V. G.] verdammt die Regie
rung das Vereinigte Königreich zur Stegnation." (Wolf 2012)
Viertens hängt am Abbau der öffentlichen Schulden ein ganzer Rattenschwanz
von Folgen:

a) Weniger Investitionen (z.B. für Infrastruktur, für Bildung und Forschung),
was einen bedeutenden Einfluss auf die gesamte Faktor-Produktivität hat und
auf lange Sicht die Wettbewerbsföhigkeit eines Landes untergräbt.
b) Senkung der Löhne durch Beschneidung des Sozialen Sektors und Eingren-
zung der Anspruchsberechtigten (was wir für gewöhnlich Sozialsteat nennen)
JedCT Einschnitt in soziale Leistungen ist im Grunde genommen ein Kürzung
der indirekten Lohnbestandteile, jede Kürzung der Rentenbezüge eine Kürzung
späterer Lohnzahlungen. Formal ausgedrückt bedeutet dies, dass ein Teil der
sozialen Reproduktionskosten, die vom Staat geleistet wurden, nunmehr wiedo"
dem Individuum aufgebürdet werden, wie dies vor Einführung von sozialstaatli
chen ̂ istungen der Fall war. Diese Art der indirekten Lohnkürzung sollte zu
den direkten Lohnkürzungen hinzugerechnet werden, eine unmittelbare Folge
der Krise, da durch die steigende Arbeitslosigkeit die Verhandlungsmacht der
Arbeiterklasse geschwächt ist. Und last but not least sind die in vielen Ländem
derzeit stettfindmden, so genannten „Strukturreformen" zu berücksichtigen, die
für die Beschäftigten eine Schwächung vertraglicher Garantien bedeutet.
Daher ist es nicht übertrieben zu sagen, dass in erster Linie die Arbeiter die
Zeche für die Krise zu zahlen haben.

c) Privatisierungen und die weiter verminderte Rolle des Staates in der Wirt
schaft.

Die Idee hinter diesen Maßnahmen ist, laut deren Fürsprechem, einfach.
Lohnkürzungen erhöhen die Profite und Privatisierungen bieten privaten Un-
temelmen beste Möglichkeiten in den Sektor der öffentlichen Dienstleistun
gen einzusteigen.

Doch gibt es auf Grundlage der vergangenen Erfahrungen auch ausgesprochen
triftige Gründe, die gegen diese Maßnahmen vorgebracht werden können:
- Lohnkürzungen

•  können für die Investition des privaten Sektors in Forschung und Entwick
lung abschreckend wirken. In Italien lag der Anteil der FE-Investitionen am
BIP über rund 20 Jahre bei ungefähr 1,2 Prozent, einer der niedrigsten in
der EU, doch zugleich einer der Hauptgründe für die äußerst schwache
Entwicklung der Arbeitsproduktivität Italiens seit den 1990er Jahren;

•  können die Profite erhöhen ohne irgendeinen positiven Effekt auf die In
vestitionen zu haben, was nun der Fall in Italien zu sein scheint, doch
auch für Spanien, Portugal und natürlich Griechenland gilt;
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•  können gravierend auf private und öffentliche Nachfrage wirken. Noch
schlimmer: Der Rückgang der Nachfrage kann auftreten ohne durch stei
gende Exporte und Untemehmens-Investitionen ausgeglichen zu werden
(wie in Griechenland): In diesem Fall erweisen sich Lohnkürzungen als -
ein&ch gesagt — eine Selbstmord-Strategie.

- Der Gewinn für die privaten Unternehmungen durch die Privatisierung
•  kann - auf „systemischer Ebene" - durch den Verlust der st^tlichen

Kontrolle in strategisch wichtigen Sektoren oder Unternehmen übertrof
fen werden (z.B. im Bankensektor, in der Telekommunikation usw.);

•  Privatisienmgen könnai zudem einai gegenteiligen Verdr^gungseffekt
auf die produktiven Investitionen haben. In Italien scheint dies der Fall zu
sein: Die Privatisierungen der 90er Jahre, die umfangreich und an die 110
Milliarden Euro schwer waren, bewogen viele italienische Kapitalisten,
ihr Kapital aus den der globalen Konkurrenz ausgesetzten Branchen zu
gunsten der heimischen, stärker geschützten Sektoren der öffentlichen
Dienstleistungen abzuziehen. Und so war das folgende Jahrzehnt ein ver
lorenes in Bezug auf das wirtschaftliche Wachstum: Es war sogar ̂
Jahrzehnt mit dem niedrigsten Wachstum seit dem zweiten Weltkrieg
(dies ist übrigens auch der Grund för die Spitze in der Schuldenquote in
Italien nach 2008/09).

3. Die Situation in Italien: Der „Fiskalen Disziplin" folgt eine
schwere Rezession

Wenn wir uns Italien genauer anschauen, können wir recht einfech sehen, dass
auch dieses Land in die „Griechische Falle" tappen wird. Vom Sommer 2011 bis
zum Juh 2012 stimmte das italienische Parlament über nicht wenige: als fünf ver
schiedenen Haushalts-Korrekturmaßnahmen ab: Dabei sind die ersten drei noch
dem Kabinett Berlusconi-Tremonti anzulasten, wohingegen die letzten beiden auf
das Konto der Regierung Monti gehen. Der Umfeng dieser Maßnahmen in Pro
zent des BIP beträgt nahezu 5 Prozent für 2012, 6,2 Prozent für 2013 und fest 7
Prozent für 2014. Ihre Größe in absoluten Zahlen beläuft sich auf mehr als 77 Mil
liarden Euro für 2012, ungeföhr 100 Milliarden für 2013 und 114 Milliarde Euro
fiir 2014. Die negativen Konsequenz einer so gewaltigen Kürzung der öffentü-
chen Haushalte kann realistisch mit einem Rückgang von 0,5 Prozent des BIP für
jeden Prozentpunkt fiskalischer Korrektur veranschlagt werden: Wir können daher
annehmen, dass Italiens BIP 2012 2,5 Prozent und 2013 3,1 Prozent einbüßen
wird Diese Daten bewegen sich sehr nahe an den weiter oben bereits erwähnten
negativen Prognosen des IMK (-2,6 Prozent für 2012 und -2,9 Prozent für 2013).
Die Effekte eines solchen Rückgangs des BIPs sind dramatisch hinsichtlich stei
gender Arbeitslosigkeit, Pleiten und dem Rückgang der staatlichen Steuereinnah
men as.w.

Doch wir müssen auch einer anderen negativen Folgeerscheinung Aufinerk-
samkeit schenken, der Verschlechterung der Schuldenquote (Verhältnis Schul
den zu BIP). Die Schuldenquote wächst durch das Einbrechen des BIP. Von 120
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Prozent im Jahre 2011 wird sie auf annähernd 124 Prozent im Jahr 2012 steigen
(daher wird die Schuldenquote am Ende dieses Jahres den bisherigen Rekord
von 122 Prozent aus dem Jahre 1994 übertreffen). Und wenn man den jüngsten
Prognosen des Forschungsinstituts der Confindustria (dem italienischen Pendant
zum BDI) Glauben schenken will, dann wird die Schuldenquote sogar 125,8
Prozent des BlPs im Jahr 2013 erreichen (im Dezember 2011 lag die Voraussa
ge für 2013 bei „gerade mal" 121,3 Dozent) (Paolazzi 2012). All dies greift die
Tragfähigkeit der Schuldenlast im Sinne der Zahlungsfähigkeit des Landes wei
ter an.. Und natürlich schlägt sich dieser Ausblick in den momentan zu zahlen
den Zinsen für italienische Staatstitel und besonders für die langjährigen Staats
anleihen (Buoni Pluriennali des Tesoro, BTP) nieder. Die Kluft zwischen BIP
und Bundesanleihen mit zehnjähriger Laufzeit lag am 13. Juli 2012 bei ungeföhr
480 Basispunkten, während die Zinsen von BTP-Anleihen mit zehnjähriger
Laufeeit sich um 6 Prozent herum bewegten: ein unerträglich hohes Niveau. Mit
einem Wort: Die Austeritätspolitik konnte weder das Anwachsen der Verschul
dung noch den Druck der Spekulanten auf den italienischen Staat abmildem. Im
Gegenteil, der Effekt dieser Maßnahmen besteht darin, eine neue, schwere Re
zession in Italien auszulösen.

Von einem politischen Standpi^ aus kann die Situation folgendermaßen be
schneben werden: Die von Mano Monti geführte Regierung wird von fest allen
un Parlamoit vertretenoi Parteien unterstützt, also von der Partito Democrotico
(Mitte-links), Unione di Centro (Mitte) und der Pcrrtito della Libertä (Berlusconis
rechter Partei). Allein die Partei Italia di Valori (die Partei des ehemaligen Staats
anwaltes Di Pietro) und die Lega Nord stehen gegen die Regierung (wobei be
dacht werden muss, dass Di Pietro für die ersten Haushaltskürzungen unter Monti
stimmte und die Lega Nord Koalitionspartner der Regierung Berlusconi war). Die
eigentliche Opposition befindet sich außerhalb des Parlaments: die Federazione
della Sinistra (Föderation der Linken, ein Zusammenschluss der zwei kommunis
tischen Parteien, der Partito di Corrmnisti Italiani und der Partito della Rifondazi-
one Comunista) organisierte die einzige landesweite Kampagne gegen die Regie-
nmg Monti am 12. Mai diesen Jahres. Mit 40.000 Teilnehmem war die Demonst
ration ein Erfolg. Auf der Demo waren Aktivisten der Federazione delle sinistra
imd auch einige Mitglieder der Sinistra Ecologia e Libertä (SEI) vertreten, der
linken Partei um Nichi Vendola, Präsident der Region Apulien (der eigentlich ge
gen die Kampagne war). Die Unterstützung der Regierung Monti durch die Parti
to Democratico untergräbt zusätzlich die Möglichkeit einer starken Opposition der
Gewerkschaften: Während die FIOM(das italienische Gegenstück zur IG Metall)
und die CZS» {Unione Sindacale di Base, eine kleine linke Gewerkschaft) gegen
Monti sind, kann das von der Confederazione Generale del Lavoro nicht behaup
tet wCTden {CGIL, in der Vergangenheit eine linksgeriditete Gewerkschaft, die
der fiüheren Kommunistischen Partei Italiens nahe stand und heute der Partito
Democratico)-, die anderen Gewerkschaften, CISL (katholisch) und UIL (sozialis
tisch) unterstützen offen die Regierung.

In dieser politischen Landschaft ist es sehr schwer, eine starke soziale Bewegung
gegen die Regierung auf die Beine zu stellen: In dieser Hinsicht wird der nächste
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Herbst äußerst wichtig sein. Dann nämlich werden viele Italiener sich einer Re
zession gegenüber sehen, die zunehmend einer Depression ähneln wird, md das
Land wird vor harte Entscheidungen gestellt sein, wobei die Möglichkeit eines
Austritts aus dem Euro nicht ausgeschlossen werden kann.

Mit Blick in die nahe politische Zukunft des Landes, dem im nächsten Frühling
Parlamentswahlen bevorstehen, scheint eine Allianz zwischen FD, UDC und
(womöglich) SEL auf der einen Seite und der PDL und der Lega Nord auf der
anderen Seite als möglich. In diesem Fall werden die FdS und vielleicht auch
die IdV an den Rand der politischen Bühne gedrängt werden. Dies ist sehr ge
fährlich, da das undemokratische Wahlrecht in Italien die Partei^ bestraf die
sich keiner Allianz anschließen. Auf der anderen Seite könnten die offOTsichtli-
chen Fehler der Monti-Administration für die sie unterstützenden Parteien mas
sive Stimmenverluste bedeuten. Doch es kann nicht ausgeschlossen werden,
dass dies in erster Linie dem Moviemento 5 Stelle (,JFünf Sterne Bewegung") zu
Gute kommen würde, einer Bewegung des Entertainers Beppe Grillo, dessen
Anti-Parteien Rhetorik für viele Wähler anziehend klingen könnte.

4. Europa: Fehlschlag des Krisenmanagements und Gefahr
eines Auseinanderbreehens der Währungsunion

Kurz gesagt, in Europa wurde

•  eine Krise der Zahlungsbilanzdefizite zwischen europäischen Ländern als
eine Haushaltsdefizit-Krise behandelt;

•  das Schuldenproblem von der begrenzten Perspektive der Staatsschulden
aus betrachtet und nicht als Ganzes.

•  Mehr noch: Im Namen des Maastricht-Vertrages wurde jeder Intervention
der EZB eine Absage erteilt, die das Ziel verfolgte, die Spekulation um
die Staatsschulden verschiedener EU-Länder einzudä^en (ganz zu
schweigen von Bemühungen um eine direkte Refinanzierung staatlicher
Schulden). Der Vertrag wurde sehr simpel und dogmatisch im Namen
von „Geldwertstabilität" mit dem Kampf gegen Inflation gleichg^et^.
Auf diese Weise blieb ein mächtiges Werkzeug gegen die Destabilisie-
rung der Währungsunion - besser noch: die einzige Waffe, die funktio
nieren könnte - ungenutzt.

Interessanterweise haben sich andere Zentralbanken in dieser Krise ganz an
ders verhalten. Schauen wir uns in diesem Zusammenhang die Federal Reser
ve und die Bank of England an. Beide haben einen großen Teil der neuen
Staatsanleihen direkt aufgekauft. Die Fed monetarisierte seit 2008 rund 60
Prozent der zusätzlichen staatlichen Anleihen und Anleihen öffentlichen Un
ternehmen; die Bank of England hat ab März 2009 rund 60 Prozent der staat
lichen Netto-Neuverschuldung abgelöst (s. Grice 2012:6-7).

Die EZB lehnte es dagegen ab, irgendetwas Ähnliches zu tun. Sie gab statt
dessen Darlehen an die europäischen Privatbanken; diese sollten ihrerseits
Staatsanleihen kaufen. So sollte das Problem indirekt angegangen werden.
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Diese 1.000 Milliarden Euro um&ssenden langfristigen Finanzierungsge-
schäfre, die im Dezember 2011 getätigt wurden, erwiesen sich schon inner
halb von wenigen Monate als nicht erfolgreich.
Was ist die Folge all dieser Aktivitäten?

•  Zum einra vergrößern sie die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den
Ökonomien der Eurozone.

•  Und im Gegenzug wird dadurch die Geldpolitik der EZB letztlich unan
gemessen und ineffektiv für alle Länder der Eurozone. Die Zinspolitik
der EZB ist im Moment zu expansiv für Deutschland, während ihre Geld
politik die peripheren Länder nicht mehr wirksam beeinflussen kann, weil
hier die hohen Zinsen auf öffentliche Schuldverschreibungen wirkungs
voller sind als die Zinsmargen der EZB.

•  Die genannten Maßnahmen beschleunigen die Renationalisierung von
Kapital, die seit 2008 stattfindet — wie in den 1930em, als der Abzug von
Auslandkrediten aus Deutschland durch die USA eine herausragende Rol
le im zweiten, fatalen Teil der Großen Krise spielte.

•  Und sie bereiten den Weg für den Exit eines oder mehrerer Länder aus
dem Euro vor, letztlich sogar für das Auseinanderbrechen des Euro

Dazu meint George Soros; ,3ei Ausbruch der Krise war ein Auseinanderbrechen
der Eurozone unvorstellbar: Vermögen und Verbindlichkeiten in der gemeinsa
men Währung waren so miteinander verwoben, dass das einen unkontrollierbaren
Zusammenbruch gegeben hätte. Doch mit Voranschreiten der Krise hat sich die
Eurozone entlang den nationalen Grenzai neu ausgerichtet." (Soros 2012)
Dies kann verheerende Folgen für die Zukunft Europas und der internationalen
Stabilität haben, und zwar nicht nur unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Es
wäre nicht das erste Mal in der Neuzeit, dass die Behandlung der Geldwertstabi
lität als oberste Priorität zu einem Desaster führt. Zu Recht haben in diesem Zu
sammenhang Leo Panitch und Sam Gindin uns in einem in der Financial Times
vom 11. Mai veröffentlichten Brief auf eine Passage aus Karl Polanyis großem
Werk „D/e große Transformation" aufinerksam gemacht, die sich auf die
1920er Jahre bezieht: .JDie Rückzahlung von Auslandskrediten und die Rück
kehr zu stabilen Währungen wurden als Prüfeteine rationaler Politik gewertet;
und kein privates Leid, keine Verletzung der Souveränität wurde als ein zu gro^
ßes Opfer gewertet, wenn es um die Wiederherstellung der monetären Bonität
ging. Die Entbehrungen der durch die Deflation arbeitslos Gewordenen; die
Notlage der öffentlichen Bediensteten, die ohne Federlesens entlassen wurden,
ja sog^ der Verzicht auf nationale Rechte und der Verlust verfessungsmäßiger
Freiheiten wurden als angemessener Preis für die Erfüllung der Forderung nach
einem ausgeglichenen Budget und einer gesunden Währung betrachtet, jenen
vorrangigen Grundsätzen des Wirtschaftsliberalismus." (Polanyi 1978: 142)
Diese Worte kommen uns in Europa sehr bekannt vor. Der Totem der Geld
wertstabilität, kombiniert mit den Slogans des „Wirtschaftsliberalismus" in der
spezifischen Form des Neoliberalismus der Reagan-Thatcher-Ära, werden nun
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als Lösung für unsere neuen Probleme in einer völlig anderen Zeit des Kapita
lismus angepriesen: Mehr Markt und weniger Staat, mehr Deregulierung und
weniger Rechte für die Arbeiter. ,Jylehr davon!" sozusagen. So, als ob nur die
Berliner Mauer gefallen und die Wall Street so stark wäre, wie nie zuvor.

5. Keine Reform in Sicht? Finanzanalysten gegen Politiker

Im Zuge dieser Ideologie des ,>lehr davon!" wurde weder eine grundlegende
Reform der Finanzmärkte eingeleitet, noch ist eine solche für die Zukunft der
westlichen Ökonomien insgesamt abzusehen.

Der internationale Finanzstabilitätsrat (Financial Stability Board) brachte kei
ne bessere Regulation der Finanzmärkte.

In den USA wurde das Dodd-Frank-Gesetz, ein einigermaßen ambitioniertes
Finanzreformprojekt, das im Nachgang der Lehmann-Brothers Pleite geplant
und von Obama noch als der „stärkste Schutz von Konsumenten im Finanzbe
reich in der Geschichte" angepriesen wurde, im Kongress von Wall Shreet Lo^
byisten im wahrsten Sinne des Wortes „gekillt" (Taibbi 2012). Nicht ein mal die
„Over the Counter"(OTQ Märkte wurden besser reguliert (was bedeutet, dass
sie überhaupt nicht reguliert sind). Und der Markt für CDS-Risikoabsicherung
(Credit Default Swaps) ist konzentrierter denn je, mit vier amerikanischen Ban
ken, die einen überwältigenden Marktanteil haben (94 Prozent).
Die Ironie dabei: Während die Politik unbeirrbar an den guten alten neolibera
len Dogmen festhält, scheinen einige der einflussreichsten Finanz^alysten
und Finanzmanager ernsthaft besorgt zu sein und die Austeritätspolitik offen
in Frage zu stellen. Schon am 22. August des letzten Jahres befand Kate Mac-
kenzie in der Financial Times die Tatsache für ,4nteressant, dass - während
die Politiker noch vorsichtiger, und, seien wir ehrlich, auch reaktionärer wer
den - manche der ganz großen Schwergewichte der Weltwirtschaft und der
Finanzssphäre mit Vorschlägen ankommen, die sie im Vergleich zu den meis
ten Politikern wie Kommunisten aussehen lassen." (Mackenzie 2011)

Es macht also Sinn, sich ein paar dieser „Vorschläge" noch mal ins Gedächt
nis zu rufen:

•  Das Paradoxon von Überproduktion und Unterkonsumtion (so sagt es
George Magnus von UBS): Je mehr Menschen Armut ausgesetzt sind,
desto weniger sind sie im Stande, all die Waren und Dienstleistungen zu
konsumieren, die die Unternehmen herstellen. Wenn eine Firma die Kos
ten senkt, um die Einnahmen zu steigern, ist das klug, aber wenn alle das
tun, unterminieren sie das volkswirtschaftliche Einkommen und die ef
fektive Nachfrage, von der sie hinsichtüch ihrer Einnahmen und Profite
abhängig sind. Dieses Problem ist in der heutipn entwickelten Welt of
fenkundig. Wir haben eine bedeutende Produktionskapazität, doch in den
mittleren und niedrigeren Einkommensklassen finden wir ausgreifende
finanzielle Unsicherheit und niedrige Konsumtionsraten." (Magnus 2011;
diesem Standpunkt sehr ähnlich auch Roubini 2011).
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•  „Austerität ist die falsche Politik " (So Dhaval Joshi, BCA Research: siehe
Joshi 2011). Etwas freundlicher formuhert es Magnusi ,J*olitiker müssen
Jobs ganz oben auf die Agenda setzen und andere unorthodoxe Maßnahmen
ergreifra. Die Krise ist keine vorübergehende und wird sicherlich nicht durch
ideologische Vorliebe für Sparmaßnahmen der Regierung beendet werden."
(Magnus 2011).

Dazu kommt, wie Patrick Artus ausfuhrt, dass „Investoren keine drastische
Reduktion der Haushalts-Defizite verlangen, sondern einen glaubhaften
und spezifischen mittelfiistigen Plan für den Abbau der Defizite; einen
Plan, dCT das Wachstum kurzfiistig nicht zerstört und der mit Maßnahmen
kombiniert wird, die das Wachstum auf lange Sicht fördern." (Artus 2011).
Sogar die Ratingagentur Standard & Poors meldete Zweifel an der Austeri-
tätspolitik an. In ihrem am 26. April veröffentlichten Statement zur Herab
stufung Spaniens können wir lesen: „wir glauben, dass die verstärkte
Austeritätspolitik in Spanien wahrscheinlich die mannigfechen Risiken für
Wachstum mittelfiistig vervielfechen wird." (zit. in Spiegel 2012)

•  .. Wir sollen zu einer richtigen Balance zwischen Markt und der Bereit
stellung öffentlicher Güter finden." (Nouriel Roubini). ,JDie richtige
Balance heute erfordert die Schaffimg von Jobs zum Teil durch finan
zielle Anreize bei Investitionen in produktive Infrastruktur. Auch
braucht es mehr progressive Besteuerung; mehr kurzfiistige Steuer-
Anreize gepaart mit mittel- und langfiistiger Haushalts-Disziplin; Un
terstützung durch die monetäre Autoritäten als Kreditgeber der letzten
Instanz, um ruinöse Anstürme auf die Banken zu verhindern; Vermin
derung der Schuldenlast für insolvente Privathaushalte und andere zer
rüttete Wirtschafls-Akteure; und striktere Überwachung und Regulation
eines aus den Rudern geratenen Finanzsystems; Banken und oligarchi-
sche Trusts, die „too-big-to-fail" sind, müssen aufgebrochen werden.
Zur gleichen Zeit werden die entwickelten Industrienationen in Human
kapital, in Ausbildung und sichere soziale Netze investieren müssen,
um die Produktivität zu steigern und den Arbeitskräften zu ermögli
chen, in einer globalen Ökonomie wettbewerbsfähig, flexibel und er
folgreich zu sein." (Roubini 2011).

•  Die Alternative könnte eine Katastrophe sein. , JJie Alternative ist, wie in
den 1930em — dauerhafte Stagnation, Depression, Währungs- und Han
delskriege, Kapitalkontrollen, Finanzkrisen, Staatsbankrotte, und massive
soziale und politische Instabilität." (Roubini 2011)

6. Zusammenfassung: Was auf dem Spiel steht

Roubinis Wamung sollte nicht ungehört verhallen. Die Geschichte lehrt uns,
dass mit Krisen wie der jetzigen vorsichtig umgegangen werden muss.
Eine einfeche Auflistung der Hauptprobleme, denen wir in den meisten westli
chen Ländern gegenüberstehen, scheint mir der bessere Weg zu sein, uns an die
Notwendigkeit zu erinnern, unkonventionelle Maßnahmen zu ergreifen.
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•  Zunehmende Ungleichheit. In fast allen westlichen Ländem vertiefen sich
die sozialen Gräben, und die Schere zwischen „working poor" und Rei
chen geht immer weiter auseinander, worauf uns Jolm Plender vor nun
mehr schon vier Jahren in einem sehr wichtigen Artikel aufinerksam ge
macht hat (Plender 2008).

•  Sinkende Löhne.

•  Hartnäckige Arbeitslosigkeit und immer weniger Partizipationsmöglich
keiten (in USA, EU, Japan).

•  Zerstörung von Produktionskapazitäten/Deindustrialisierung in den meisten
entwickelten Ökonomien. Außer in Deutschland ist die industrielle Produk
tion in Europa immer noch schwach und der gegenwärtige Stand der indus
triellen Produktion in Frankreich, Spanien und Italien lässt sich mit dem der
Jahre 1997,1996 und 1987-1988 vergleichen (Koo 2012 a: Beispiel 6).

•  Der Untergang der so genannten „Mittelklasse". In der jetzigen sorialen
Umwelt orweist sich die von Peter Glotz in den 1980em prognostizierte
„Zwei-Drittel-Gesellschaft" als ein offensichtlich zu optimistischer Aus
blick.

•  Zusammenbruch des Vertrauens in die Institutionen, also die Legitimati
onskrise der heutigen Demokratie. In Europa nimmt diese Krise vor allem
im Erstarken der extremen Rechten (und gar offen faschistischen Bewe
gungen) Gestalt an, aber auch in Form der ,JCeine-Parteien-Bewegung
(so wie die ,J»iraten"-Partei in Deutschland und die politische Bewegung
des Entertainers Grillo in Italien), Ein-Punkt-Bewegungen und so weiter.
Auf diese Weise wird das ,3inheits-Denken" offenbar von einem ,J^icht-
Denken" oder der Fokussierung auf „Ein Ziel" kontrastriert; Also von po
litischen Bewegungen ohne Vorstellung von einer anderen Gesellschaft
und so auch ohne Strategie.

Die Arbeiterorganisationen müssen genauso wie die oppositionellen Bewe
gungen gegen die ,Austeritäts" Politik, die versuchen, in Europa Gestalt an
zunehmen, sich vollkommen darüber bewusst sein, was tatsächlich am Ende
der finanzmarkt- und schuldenfinanzierten Wachstums- und neoliberalen Ära
auf dem Spiel steht: Ein Rückfall hinsichtlich der Arbeiter- und Bürgeirechte,
welcher die Uhr wieder aufs 19. Jahrhundert zurückstellen imd zugleich das
Risiko von imperialistischen Kriegen um Kapital und natürliche Ressourcen
wachsen lassen würde. Eine wirksame Bewegung gegen all dies kann nur auf
der Grundlage eines Projekts einer anderen Gesellschaft entstehen: Ein Pro
jekt, das auf eine neue Form der geplanten Entwicklung zielt, verwurzelt in
einer neuen Balance zwischen Staat und Markt, zwischen öffentlichem und
privaten Sektor. Sozialismus. Das ist immer noch der beste Name dafür.

Übersetzung: Alan Rüben van Keeken
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Victöria Soldevila

Boom und Krise der spanischen Wirtschaft und die
Rolle der EU'

1. Ein kurzes Schlaglicht auf die spanische Ökonomie
Im Vergleich zu den reichen Teilen Europas war Spanien historisch gesehen
immer schon ein armes Land. Doch nach der Entwicklung, die in den 60er
Jahren einsetzte und nach der vollständigen Einordnung des Landes in dm
entwickelten Kapitalismus^ fühlte sich Spanien, auch durch die Integration in
die europäische Wirtschaftsgemeinschaft, bald als vollwertiges Mitglied der
„ersten Welt". Zu Beginn des 21. Jahrhunderts finden wir ein Land mit dem
Einkommensniveau und der ökonomischen Struktur ahnlich dem der 2jweit-
plazierten Länder der EU. Spanien stieg zur fünften Industrienation in Europa
auf. Auch die spanischen Eliten wähnten sich nicht mehr als Repräsentanten
eines zurückgebliebenen Landes, sondern als Führer einer wirtschaftlich be
deutenden, industrialisierten Nation, selbst wenn Spanien von der übrigen
Welt und vom restlichen Europa weiterhin nur als sekimdäre Wirtschafts
macht wahrgenommen wurde. Festzuhalten ist, dass Spanien zummdest öko
nomisches Wachstum und industrielle Strukturen „entwickeln" konnte.

Die Entwicklung der spanischen Ökonomie lässt sich in Kürze wie folgt dar
stellen: In den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts beginnt die erste Phase der
Industrialisierung und Urbanisierung an Fahrt aufeunehmen. Die Binnennach
frage wuchs aufgrund der steigenden Einkommen, der Export profitierte von
niedrigen Löhnen und der Unterdrückung der Arbeiterbewegung, speziell der
Gewerkschaften. In den 80em erfolgte die Integration Spaniens in die Europä
ische Union mittels eines Wirtschaftsmodells, das auf niedrigen Lohnstück
kosten und der herausragenden Stellung der Automobil- sowie Nahrungsmit
telindustrie basierte. Das Land war unter den Bedingungen der Einheitlichen
Europäische Akte gezwungen, mit anderen europäischen Industrien zu kon
kurrieren. Spanien wurde ein zunehmend interessanter Markt für die großen
Staaten der EU.

Dieses zunächst effiziente Modell verfiel aber im Zuge der gestiegenen inter
nationalen und europäischen Konkurrenz (vor allem seitens osteuropäischer
und asiatischer Länder); 1994 erreichte die Arbeitslosigkeit unter der erwerbs
fähigen Bevölkerung 24,1 Prozent. Der Druck auf die Löhne stieg und prekäre

Gekürzte und aktualisierte Fassung eines Beitrags zum 17. Workshop .^temative Wirt
schaftspolitik in Europa", Wien, September 2011.

Dies unter besonderen Bedingungen, wie der Diktatur Francos im 20. Jährhundert, der Planung
eines neuen Putschs 1981 und so weiter. Für eine detaillierte Darstellung dieses Prozesses: M.
Etxezarreta, (Hrsg.). La reestructuraciön del capitalismo en Espafia. Editorial Icaria. Barcelo
na, 1991.
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Arbeitsverhältnisse breiteten sich aus (Schattenwirtschaft, befiistete und kurz
zeitige Stellen machten laut offizieller Statistiken mehr als 33 Prozent der Ar
beitsverträge aus, die Dunkelziffer lag Schätzungen zufolge mit 50 Prozent
weitaus höher), so dass die Binnennachfrage zurückblieb. Die Wirtschaft er
holte sich etwas nach vier Abwertungen des Peso zwischen 1992 und 1994,
wobei prekäre Beschäftigungsverhältnisse weiter zunahmen und der Aufbau
der späteren Immobilienblase einsetzte. 2000 lag die Arbeitslosigkeit noch bei
20,4 Prozent, vier Jahre später war sie bereits auf 12,2 Prozent gesunken.
Doch aufgrund der Verträge von Maastricht musste Spanien, um an der Euro
zone teilhaben zu können, ein weiteres Anpassungsprogramm durchführen;
ohne die Möglichkeit der Abwertung der eigenen Währung fiel es dem Land
jedoch immer schwerer, intem und extern wettbewerbsfähig zu bleiben. Das
war zunächst wenig problematisch, weil die Zugehörigkeit zur Eurozone die
Finanzierung eines wachsenden Außenhandelsdefizits durch Auslandskapital
erlaubte. Angesichts der Probleme dieses Modells suchte sich das Kapital An
lagesphären in Bereichen, in denen der internationale Wettbewerb nicht rele
vant war (Bauindustrie, großen Einkaufszentren) sowie Staatsuntemehmen,
die privatisiert wurden (Energieversorgung, Kommunikation) oder die Speku
lation an den Finanzmärkten. Auf der Seite der Nachfrage wurde das Errei
chen (mittel)europäischer Konsumstandards durch billige Kredite erleichtert
und gefördert, vor allem um Immobilien zu kaufen. Dies begründete den
Boom der Bauwirtschaft.

Zwischen 2000 und 2007 boomte die spanische Wirtschaft. Seite an Seite mit
dem,frischen Tiger" wuchs sie schnell; sie wurde bewundert wegen ihrer Li
beralisierungsprozesse, ihrer Offenheit für die internationalen Märkte und
spanische „Global Player", wie beispielsweise Telefonica, Ferrovial oder die
Santander Bank tauchten auf den intemationalen Märkten auf. Obamas Ver
kehrsminister besuchte Spanien, um sich ein Bild von den beeindruckenden
neuen Hochgeschwindigkeitsbahnen zu machen. Die Arbeitslosigkeit hatte 2007
ihren niedrigsten Stand seit dem Sturz Francos erreicht, obwohl in nur zehn Jah
ren rund vier Millionen Arbeitsimmigranten aufgenommen worden waren.
Hochdynamisch war vor allem der Immobilienmarkt, die Wohnungspreise stie
gen rapide an. Nachdem das Bruttoinlandsprodukt (BIP) Spaniens das von Ita
lien 2007 überflügeln konnte, fühlte sich der sozialistische Ministerpräsident
Zapatero so sicher, dass er ankündigte, Spanien werde in einigen Jahren Frank
reich überholt haben. Nach dem Amtsantritt des Kabinetts Aznar bemühte sich
das Land, als ökonomische Kraft anerkannt und in die G8 aufgenommen zu
werden. Wieder hatte Spanien eine ,Annada Invencible"^, dieses Mal beste
hend aus Geschäftsleuten, der Finanzwelt und einer Armee von Investoren.

Dennoch, trotz „ordentlicher" Zahlen beim Pro-Kopf-Einkommen, deutlicher
Einkommenssteigerungen für den Großteil der Bevölkerung, einer signifikan-

2
Die Armada (oder 'Armada Invencible', wie sie in Spanien genannt wurde) war die spanische
Flotte, die 1588 gegen England segelte. Trotz ihres Namens wurde sie vernichtend geschlagen.
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ten Verbesserung der Lebensqualität und dem Übergang von einem weithin
rural geprägten armen Land zu einer industrialisierten und urbanisierten Nati
on sah die soziale Situation alles andere als glänzend aus. Der Reallohn stieg
nur geringfügig seit der Integration in die EEC (mit Ausnahme der beginnen
den Neunziger Jahre) und sowohl Einkommen als auch Lohnquote entwickel
ten sich schwächer als im Rest der EU-15; mehr noch, Spaniens Lohnquote
schrumpfte während der gesamten Zeit, ähnlich wie in der gesamten EU.
Die soziale Lage blieb unbefriedigend. Die Versorgung mit Bildung, Gesund
heit und anderen sozialen Leistungen ist lückenhaft, die Ausgaben für den so-
zialen Bereich sind anteilsmäßig niedriger als in den meisten anderen europäi
schen Staaten. Die vergleichsweise große Lücke auf dem Gebiet sozialer
Rechte, gerissen von der Franco-Diktatur, wirkte immer noch nach. Sie be
stand in wenn auch verkleinerter Form fort als Spanien der EU beitrat, auch
weil der Steuerdruck wesentlich niedriger war als in der Europäischen Union
insgesamt.

Wenn man die allgemeine Einkommensverteilung betrachtet ist zu teobachten,
dass eine größere Armut und ein größeres Armutsrisiko bestehen als im Rest der
EU-15. In anderen Worten, wir haben zwar ein ,Jcorrektes" ökonomisches Wachs
tum, dem aber die soziale Entwicklung weit hinterherhinkt. Dabei besteht kein
Zwdfel, dass dies dem Erbe der Franco-Diktatur und der Kontinuität konservati
ver Kräfte und Politiken seit dem Ende der Diktatur geschuldet ist.

Da der Kapitalismus aber krisenhaft ist mussten früher oder später die Wider
sprüche des Kapitals hervortreten und schließlich explodieren; eine massive
Umstrukturierungswelle ist die Folge. Als die Weltwirtschaftsknse in Spanien
Einzug hielt, verpuffte all die neue ökonomische Macht, das Wachstum brach
ein imd Spanien wurde eines der Länder, welches von der Finanz^se am
stärksten getroffen wurde. Und wieder war die ,Armada Invencible besiegt
worden.

Aufstieg und Fall des so genannten „Spanischen Wirtschaftswunders waren
so eindrucksvoll, weil dessen Grundlage von Beginn an instabil war. Diese
prekären Fundamente erklären sich durch die Form der Integration der spani
schen Wirtschaft in die globalen Kapitalkreisläufe in der letzten Hälfte des vo
rigen Jahrhunderts und besonders durch die Entwicklung in den letzten 15
Jahren. Kemelemente waren dabei die Abhängigkeit von billigem Auslands
kapital, die Dominanz weniger großer Konzerne („nationale Champions") und
die durch billiges Geld angetriebene Immobilienblase. Als die Widersprüche
des Kapitals schließlich in der jüngsten Krise global zu Tage traten, musste
die spanische Ökonomie daher wie ein Kartenhaus zusammenfallen.

2. Krise, Verschuldung und Strukturanpassungsprogramme

2.1 Erste Auswirkungen 2007-2009

Als die Finanzkrise in den Vereinigten Staaten ihren Anfang nahm und sich
auf der ganzen Welt ausbreitete, blieben die spanische Regierung und sogar
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der Finanzsektor zunächst größtenteils optimistisch. Spanische Banken schie
ne nicht übermäßig in die H^othekenprobleme Amerikas verwickelt zu
sein. Aufgrund einer Bankenkrise, die Spanien in den 80em durchgemacht
hatte, waren die Geldhäuser strikter reguliert und hatten höhere Kapitalreser
ven als der Rest der Banken im Westen. Die Prognosen schienen nicht so düs
ter. Die spanische Regierung blieb dabei, dass die heimische Wirtschaft in der
Finanzkrise eine „weiche Landung" hinlegen werde. Dies war die offizielle
Position bis zum Frühling 2008 . Allerdings musste sich die sozialistische
Partei (PSOE), die sich, wenn auch geschwächt, an der Macht halten konnte,
nach den Parlamentswahlen im März desselben Jahres der Finanzkrise stellen.
Die Regierung (und die wichtigsten wirtschaftlichen Akteure) betrachteten die
Probleme der spanischen Wirtschaft als Folgen eines vorübergehenden, von
a^en induzierten Schocks. Man sah keine hausgemachten Strukturprobleme,
nicht einmal der aufgeblasene Immobiliensektor oder die niedrige Produktivi
tät der lokalen Wirtschaft wurden problematisiert.

Über zwei Jahre hinweg, 2008 und 2009, bemühte sich die sozialistische Regie
rung, mit Mlfe eines Bündels eher chaotischer Maßnahmen die schlimmsten Fol
gen der Krise abzuwenden. Dabei war keine klare und konsequente Linie zu er
kennen. Eine ganze Bandbreite unterschiedlicher und teilweise gegensätzlicher
Schritte wurde unternommen. Zur Legitimation dieser, Jleformen" wurde der Er
halt der sozialen Rechte der Bevölkerung propagiert, während das Gros der Maß
nahmen tatsächlich dem Finanz- und Industriekapital zu Gute kam und schon
Form und Inhalt späterer und härterer Einschnitte vorwegnahm. Freilich erwiesen
sich die Versuche, Wachstum und Beschäftigung wiederzubeleben als schwach
und zögerlich. Sie denten vorläufig dazu, die Finanzindustrie von dem Dmck zu
entlasten, den die internationalen Finanzmärkte und große spanische Vermögen
auf sie ausübten. Zu dieser Zeit, 2009, war die Arbeitslosigkeit bereits wieder auf
über 19 Prozent der erwerbsföhigen Bevölkerung gestiegen. Es gab wenig Unter
stützung für Arbeitslose oder von Zwangsräumung bedrohte Familien, also für die
Menschen, die am meisten von der Krise betroffen waren, da in immer mehr Fäl
len Hypotheken nicht mehr bedient werden konnten.

Doch dabei blieb es nicht. Die Situation verschlechterte sich zusehends.
Wachstim, Investitionen und Konsumtion kollabierten, die Arbeitslosigkeit
stieg weiter und viele Arbeiter wurden erfolgreich von ihren Firmen ,angehal-
ten', zum Erhalt ihres Arbeitsplatzes niedrigere Löhne zu akzeptieren. Prekäre
Arbeitsverhältnisse nahmen zu (mehr als 94 Prozent der neu abgeschlossenen
Verträge waren befi-istet). Die zwei großen Gewerkschaften des Landes
(CC.OO und UGT) erwiesen sich als willfährige Unterstützer des Regie-
nmgskurses und stimmten allen derartigen Abkommen zu. Ihr einziges Ziel
schien die Erreichung besserer Abfindungen für jene Arbeiter zu sein, die we
gen der eingebrochenen Produktion entlassen worden waren. Es schien, als

^ Im März 2008 fenden Parlamentswahlen statt und der Wille, die Krise bis nach den Wahlen zu
verdrängen, war ein ebenso wichtiges Element der Realitätsverweigerung.
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akzeptiere die spanische Arbeiterschaft die neue Situation und bis auf wenige
Ausnahmen regte sich kein Widerstand.

Zusammenfassend lässt sich für die Jahre 2008-2009 festhalten, dass die Ar
beiterklasse zwar schon damals hart unter der Krise und den Maßnahmen der
Regierung hatte leiden müssen. Doch bis dahin hatte sie nicht reagiert. Die
Schlussfolgerung, dass die internationale Finanzkrise Arbeitslosigkeit, niedri
gere Löhne und prekäre Arbeitsverhältnisse nach sich ziehen müsse, schiei in
der Bevölkerung akzeptiert worden zu sein.

2.2. Die Schuldenkrise und die Reformpolitik

Von 2008 bis 2010 stiegen Defizit und Schuldenlast der spanischen Ökono
mie rapide an und ihre Abhängigkeit von ausländischen Krediten trat deutlich
hervor. Die Auslandskredite, die die Basis der ,J»rosperität" und des Wachs
tums im ersten Jahrzehnts dieses Jahrhunderts gewesen waren, rückten nun in
den Mittelpunkt der Aufinerksamkeit und veranschaulichten die prekäre Natur
dieses Wachstums und die verletzliche Situation der spanischen Wirtschaft.

Das gestiegene staatliche Defizit war sowohl dai generösen Rettungspaketen für
den Finanzsektor und anderen Programmen zur Bekämpfung der Finanzkrise ge
schuldet, sowohl den exorbitant gestiegenen Kosten für die Arbeitslosenunterstüt
zung als auch dem krisenbedingten Rückgang der Staatseinnahmen; 2009 sanken
die Steuereinnahmen au%imd der schlechtoi Wirtschaftslage um 17 Prozent Seit
den 80em war das Steuersystem darauf ausgerichtet gewesen, die Abgaben für
Wohlhabende, Untemehmen und das Finanzsystem zu verkleinem (besonders
Investmentfonds und Pensionsfonds). Die Krise zorüttete die finanzielle Situation
des spanischen Staates. Diese Verschlechterung wurde noch verschärft durch den
unbeirrbaren politischen Willen, die steuCTÜchen Privilegien der Oberschicht zu
verteidigen und weiter auszubauen: So wurd^ die Steuern auf Untemdimenspro-
fite und Kapitalerträge, wenn überhaupt, nur minimal erhöht, die Besteuerung von
Eigentum und Erbsch^en dagegen wurde ganz gestrichen, während die Umsatz
steuer und andere Verbrauchssteuern ̂ öht wurden.

Dabei ist allo-dings zu unterscheidai: Die Verschuldung der öffentlichen
Hand insgesamt ist nach wie vor gering im Vergleich zu anderen Ländem,
während die private und besonders die Verschuldung gegenüber dem Ausland
hoch ist. Wie gezeigt lässt sich dies auf die traditicmell defizitäre Leistungsbi
lanz sowie auf die angehäuften Verbindlichkeiten der Finanzinstitutionen
(Banken und Sparkassen) zurückführen, die gewaltige Kredite vom Ausland
benötigten, um ihre eigenen Kreditgeschäfte mit der Immobilienbranche aus
zuweiten. 2009 wurde klar, dass die spanischen Finanzinstitutionen zwar nicht
von den Subprime-Geschäften in den USA tangiert wurden, mit ihren eigenen
Immobilien- und Baugeschäften aber gewaltige Probleme angehäuft hatten.

Die staatliche Schuldenquote Spaniens liegt mit 60 Prozent des BIP (2010)
weit unter dem Durchschnitt da* EU und selbst Deutschlands (85 bzw. 83
Prozent). Wenn Spanien sich nur um diese Schulden kümman müsste, sähe es
selbst mit dem durch die Rating Agenturai hochgetrieben Risikoaufechlag
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nicht so aus, als könnte es zum großen Problem werden, die anfallenden Zin
sen zu bezahlen: Die staatliche Zinslast war 2010/11 mit 2,2 Prozent des BIP
eher niedriger als in anderen Perioden.

Es scheint, als würde in der öffentliche Debatte bewusst verschleiert, wer wel
che Schulden bei wem hat und wer für diese gerade zu stehen hat. Die spani
sche Gesamtverschuldung beläufl sich nämlich derzeit auf stolze 400 Prozent
des BIP, wovon nur 60 Prozent auf die öffentliche Hand entfeilen, die sich ih
rerseits zu mehr als der Hälfte national refinanziert, während die Verbindlich
keiten gegenüber dem Ausland insgesamt bei 170 Prozent des Bruttoinlands
produktes liegen. Unter der Hand wurde ein Zusammenhang zwischen den öf
fentlichen und den privaten Schulden und deren Auslandsteilen hergestellt.
Das wirkliche Problem ist die hohe private Auslandsverschuldung, nicht die
eher niedrige inländische Staatsverschuldung. Im spanischen Fall stellt sich
noch deutlicher als anderswo die Frage, warum sich die spanische Bevölke-
r^g und der spanische Staat überhaupt um die privaten Schulden (hauptsäch
lich die der Banken und Unternehmen) kümmern sollten und warum es nicht
möglich sein soll, private Schuldner und Gläubiger mit sich und ihren finan
ziellen Problemen allein zu lassen. Eine relevante imd interessante Frage,
selbst wenn sie etwas naiv erscheinen mag. Misswirtschaft haben vor allem
die Privaten betrieben, weniger die öffentliche Hand.

Es geht also im Wesenthchen um die privaten Auslandsschulden Spaniens.
Trotzdem begannen die globalen Finanzmärkte und intematirmalen Institutio
nen, allen voran der IMF und besonders die EU, die spanische Regierung zu den
wohlbekannten Strukturanpassungsprogrammen zu drängen und bewirkten
2010 eine einschneidende Veränderung in der Poütik des Landes. Schon im Ja
nuar hatte die spanische Regierung einige Sanierungsmaßnahmen eingeleitet;
im Mai 2010 wurde sie dazu gedrängt, ein hartes Austeritätsprogramm auf den
Weg zu bringen: Dies umfesste drastische Budgetkürzungen in Höhe von 50
Milliarden Euro in den nächsten drei Jahren^, die unter anderem die Kürzung
der Gehälter der Bediensteten im Öffentlichen Dienst um durchschnittlich 5
Prozait, das Einfiieren der Pensionen ftir ein Jahr, eine Liberalisierung des Ar
beitsrechts sowie die Privatisierung der Altersvorsorge enthalten. Zudem erfolg
te eine Verschiebung der Prioritäten der Krisaibekämpfung: Keine Rede war
mehr von der Ankurbelung des Wachstums, der Bekämpfung der Arbeitslosig
keit oder der Aufi-echterhaltung des Sozialsystems; das alleinige Ziel der Maß
nahmen war nunmehr der Abbau von Staatsschulden imd die Kontrolle der pri
vaten Verbindlichkeiten. Für diese „Entschlossenheit" wurden Zapatero Gratu
lationen von Frau Merkel und Herm Sarkozy zuteil.

Seitdem wurden immer wieder neue Spar- und Anpassungsprogramme aufge
legt - von Kürzungen oder der Abschafifiuig vieler sozialer Ausgaben über

4
Die Dimension des Einschnitts wird deutlich, wenn man sie mit dem Umfang der in den ersten
beiden Jahren der Krise durchgeführten Maßnahmen vergleicht: Deren Gesamtvolumen belief
sich auf rund 15 Milliarden Euro für die nächsten 3 Jahre und 20 Milliarden für die nächsten
10 Jahren (nicht gerechnet die Ausgaben zur Stützung der Banken).
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bedeutende Einschnitte bei öffentlichen Investitionsprogrammen bis hin zur
Ausweitung der Privatisierung auch auf die letzten in staatlicher Hand ver
bliebenen Unternehmen und in zunehmendem Maße auch der Sozialsysteme.
Hinzu kam die Anhebung der Mehrwertsteuer. So soll das öffentliche Defizit
auf Maastricht-Niveau abgesenkt werden.

Wie zu erwarten war, vertieften diese Maßnahmen die Krise in Spanien noch
mehr. Gegen den Willen und die Erwartungen der Regierung gab es nur
schwächste Anzeichen auf Besserung, eher könnte man sagen, dass diese gar
nicht vorhanden warai. Mit einer am Boden liegenden Bauindustrie, erschre
ckenden Arbeitslosenzahlen, gesunkenen Löhnai und ohne Kredit hinkte die
Nachfi-age den Anforderungen der Industrie hinterher und führte zur Pleite
vieler kleiner Firmen und so zu noch mehr Arbeitslosen. Die Exporte konnten
sich mehr oder weniger auf dem vorherigen Level halten und zogen zeitweise
sogar etwas an, hatten sich doch andere europäische Länder zunächst von der
Krise etwas erholen können. Schlussendlich erwiesen sie sich jedoch nicht als
ausreichend um Wirtschaftswachstum zu generieren, Mitte 2012 stehen die
Zeichen in der EU auf Rezession.

Die Situation in Spanien wird seit 2010 von hoher Arbeitslosigkeit, sinkender
Nachfi-age, gewaltigen, besonders im Ausland ausstehenden Verbindlichkei
ten und einem sehr schwachen Produktionssektor gekennzeichnet. Von den
drei Hauptbranchen, welche die spanische Ökonomie zur Zeit des Wirt
schaftsbooms vorangetrieben hatten: der Bau- und Autoindustrie sowie der
Tourismusbranche, ist die erste total bankrott, die zweite hat emsthafte Prob
leme und die letztgenannte konnte sich nur „dank" der Unruhen in den nordaf
rikanischen Urlaubsländem halten. Das Grundlegende an der spanischen Krise
ist also nicht allein die (private!) Verschuldung des Landes, sondem auch das
tiefgreifende Problem der Schwäche des produktiven Sektors. Dessen Mängel
sind offensichtlich und eines der ausgegebenen Ziele der Politik ist eine „Än
derung des Wirtschaftsmodells", was allerdings leichter gesagt als getan ist.
Zu versuchen, dem deutschen Modell nachzueifem, ist schon ein „alter Hut".
Spanien hat weder die Investitionskraft noch die nötige Technologie noch ge
nug ausreichend gut qualifizierte Fachkräfte, ganz zu schweigen von den un-
temehmerischen und politischen Führungskräften, um dieses Ziel zu errei
chen, noch weniger, wenn man bedenkt, dass man sich mitten in einer Welt
wirtschaftskrise befindet.

Dabei versucht die spanische Regierung eine (unmögliche?) Doppelrolle zu
bewältigen: Auf der einen Seite besteht sie darauf, nicht wie Griechenland
und Portugal zu sein, auf der anderen Seite argumentiert sie, dass wir, um
nicht gerettet' werden zu müssen, die bittere Pille der Sparmaßnahmen zu
schlucken haben. Und diese sind in der Tat hart. Man könnte in diesem Zu
sammenhang abwägen, ob es sinnvoll wäre, die Einschnitte zu akzeptieren um
nicht in die Verlegenheit zu geraten, von der EU ,gerettet' werden zu müssen,
sollte irgend ein Unterschied bestehen zwischen den peripheren und ,gerette-
ten' Ländem und denen, die bis jetzt noch nicht in den Genuss von europäi-
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sehen ,JffilfsgeIdera" gekommen sind, wie beispielsweise Spanien. Warum
aber sollte man vor den mit der „Rettung" verbundenen Auflagen Angst ha
ben, wenn die gleichen Maßnahmen bereits durchgeführt werden?

Darüber hinaus wurden zur selben Zeit weitere Schritte angekündigt, den Ar
beitsmarkt zu entgrenzen und zu flexibilisieren: Weitere Ausbreitung befriste
ter Stellen und die Möglichkeit Arbeiter bis zu ihrem 30. Lebensjahr als Prak
tikanten anzustellen.

Wie zu erwarten, verringerten diese Maßnahmen zwar die staatliche Schul
denlast, vertieften aber gleichzeitig die Krise. So ist es gut möglich, dass der
Patient an der Behandlung zu Grunde geht. Ebenfalls bekannt sind die janus-
köpfigen Konsequenzen dieser Aktionen: Zum einen sind die Bevölkerungen
dieser Länder drastischen Sparmaßnahmen ausgeliefert, die viele Menschen in
ihrer Existenz bedrohen, nicht nur die besonders betroffenen armen und
schwachen, sondern auch die Mittelschicht; zum anderen zeigt uns unsere A-
nalyse, dass diese Programme die Probleme nicht lösen werden, die zur Wirt-
schafls- und Schuldenkrise geführt haben, weil sie unfähig sind, Wachstum zu
generieren. Vielmehr ist das Gegenteil der Fall: sie führen tiefer in die Rezes
sion unseres Landes. Neoliberale Angebotspolitik ist nicht die richtige Medi
zin für unsere Probleme und die Situation, die durch diese Maßnahmen her
beigeführt wird, wird die desaströse Lage nur verschlechtem, wie man in den
bis jetzt „geretteten" Ländem deutlich sehen kann, besonders in Griechenland.

3. Die Rolle der Europäischen Union im Spanischen Krisenma
nagement

Wie wir bereits erwähnten, wurde zu Beginn der Krise die Präsenz der EU in
Spanien (die Situation in anderen peripheren Ländem sah wohl ähnlich aus)
bis auf die geldpolitischen Maßnahmen der EZB kaum wahrgenonunen. Erst
nach dem zweiten Treffen der G20 Staaten nach dem Ausbmch der Krise prä
sentierte die EU ihr erstes Rettungspaket und wir alle wissen, dass dabei nur
60 Millionen Euro aus EU-Fonds kamen, während die anderen 170 Millionen
sich aus nationalen Programmen zusammensetzten.

Es ist festzuhalten, dass die EU erst richtig aktiv wurde, als aufgrund der
Schulden der peripheren Länder der Euro als Währung in Frage stand.® Nun
begannen die intemationalen Finanzmärkte wie auch der IWF eine gewichtige
Rolle zu spielen, doch wir denken, dass die Leitlinien der europäischen Füh
rungseliten und die Regierungen der führenden Länder (vor allem der mächti-
gCTen Länder wie Frankreich und Deutschland, aber auch die Niederlande und
Osterreich sind relevant) alle in die gleiche Richtung weisen: nämlich die
Verhängung extrem harter Maßnahmepakete neoliberalen Charakters über die

5
Und damit auch die gewaltigen Forderungen privater Banken der Kemstaaten, besonders
Frankreichs und Deutschlands, ge&hrdet wurden.

Das Vereinigte Königreich scheint in all diesen Geschehnissen eher abwesend zu sein und an
Seite seiner amerikanischen Freunde imd der Londoner Finanzindustrie zu stehen.
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Bevölkerungen der EU-Länder - natürlich mehr über die der peripheren Län
der, doch auch die anderen werden nicht verschont bleiben. Seit 2010 scheint
sich die EU gezwungen zu sehen, eine große Anzahl eher hektischer Maß
nahmen zu veranlassen, um den Euro zu retten und sich selbst zusammenzu
halten (6 Maßnahmen zu Fragen der Govemance, Euro-Plus Pakt, Euro-
Stabilitätspakt...). Es ist nicht klar, ob diese ihren Zweck erfüllen werden. Da
zu heißt es in der Financial Times:,Aufinerksamkeit und Wohlwollen können
Krisen abwenden, die durch schwache Antworten auf kleinere Probleme ent
stehen. Aber die Ursachen der globalen Instabilität - hohe Schulden, unaus
gewogener Handel und Wachstum, expansive Geldpolitik und unruhige Wäh
ler - können Probleme hervorrufen, welche die Handelnden ohnmächtig wer
den lassen, selbst wenn die jetzige Krise nicht stark genug ist, um alle
Schutzmauem einzureißen."

Manche dieser Maßnahmen sollen den Euro unterstützen, manche das Finanz
system der Mitgliedsstaaten und ihre Börsen retten. Im Fokus stehen auch die
Großbanken der Kemstaaten, die in schwächere Mitgliedsstaaten investiert
haben und sich nun mit der Schuldenproblematik konfrontiert sehen: Daher
der ESFS, die europäische Finanzstabilisierungsfezilität und der darauf fol
gende dauerhafte Rettungsschirm, der ESM, der europäische Stabilitätsme
chanismus. Auch hat die EZB sich nach der emeuten Wamung vor einer Re
zession in den Ankauf spanischer und italienischer Schuldtitel geflüchtet, was
die finanzielle Misere beider Länder vorüberphend gelindert hat . Doch im
Tausch für die Unterstützung der EU nötigt diese die schwachen Länder (wo
bei immer mehr Länder bald unter die Kategorie „schwach" fallen werden)
dazu, Strukturanpassungsprogramme aufeulegen, die wiederum jedes Wachs
tum und jede Erholung in den betroffenen Ländern abwürgen und das Wohl
ergehen der Bevölkerungen bedrohen. Doch das scheint nicht genug für das
zu sein, was sich heutzutage „die Märkte" schimpft, denn jede Veränderung
der Situation lässt nur wieder emeut die Alarmglocken schrillen. Und so dreht
sich die Krise weiter im Kreis. Wieder einmal müssen die Schwächsten allein
für ihre Probleme geradestehen. Und der einzig positive Vorschlag - die Steu
er auf Finanztransaktionen - hier muss abgewartet werden, wie und wann sie
umgesetzt und für was die eingenommenen Gelder verwendet werden.

Was die Vorschläge für die Schaffung einer Wirtschaftsregierung für die Eu
rozone angeht, muss festgehalten werden, dass es sich dabei um einen gefähr
lichen Vorstoß handelt, solange zumindest, wie die EU ihre bisherige „Philo
sophie" und Politik nicht ändert: Noch kann der kleine Spielraum, der den na
tionalen Regierungen der Mitgliedsstaaten geblieben ist, in manchen Fällen
für progressive Politik genutzt werden (so wie es in Spanien nicht passiert),
und Raum für den Widerstand sozialer Kräfte und den Kampf gegen die herr
schende Elendsverwaltung bieten. Würde dieser verschwinden, so verschwände

' Nicht genug, meint der genuesische Wirtschaftsprofessor C. Wyplosz, festhält, dass „die EZB
eine starke Position vertreten muss und für alle staatlichen Schulden zu garantieren hat. Sie
müssen ihre Atomwaffen rausholen." FT, 13/8/2011
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mit ihm auch der nationale Rahmen für diese Proteste. Auch zeigen die Bemü
hungen mancher Länder (darunter Finnland, die Slowakei, Österreich und die
Niederlande), mit Griechenland bilaterale Verträge zur Einhaltung der Auflagen
des zweiten Rettungspaketes aufeusetzen, welch unglaubliche Ausmaße die Si
tuation schon erreicht hat . Die Maßnahmen verschärfen sich jeden Tag und
scheinen absolut urational zu sein, mit Ausnahme des allen durchdringenden
Konzeptes der Fixierung aufs Geld Jeder (mit ausreichender Macht) ist sich
selbst der nächste — das scheint die Devise zu sein, über welche die Herrschen
den komplett ihren Verstand verloren zu haben scheinen. Manchmal beschleicht
einen der Eindruck eines völligen Ausverkaufe der europäischen Union.

So weit es Spanien betrifft scheint es uns, als ob dieses Europa, jenes neolibe
rale und postneoliberale Europa, das die Staatengemeinschaft seit unserem
Beitritt dominierte, für unser Land keinen großen Gewiim bedeutet hat. Es
mag sein, dass unsere Wirtschaft etwas mehr gewachsen ist, als wenn wir
nicht beigetreten wären, und selbst das scheint nicht sicher^, doch es zeigt
sich, dass unsere Mitgliedschaft in der Union eher dazu beigetragen hat, die
Ungleichgewichte zu verstärken, die sowieso schon vorhanden waren: Unsere
Produktionskapazitäten wurden in wenigen Segmenten mittelmäßig werthalti
ger und gering qualifizierter Arbeit konzentriert und viele kleine Firmen mit
schlechter technologischer Ausstattung bleiben übrig, während ein substan
tieller Teil des mehr dynamischen Kapitals ins Ausland floss. Unsere Außen
handelsbilanz verschlechterte sich zusehends trotz gesteigerten Exports, weil
die Importe noch rascher zunahmen, teilweise erzwungen von den ausländi
schen Besitzem der heimischen Großuntemehmen. Wegen der Mitgliedschaft
in der Eurozone sind wir unfähig, unseren Export anzukurbeln. Die soziale
Seite betreffend sind bereits genug Worte gefallen über die spanische Misere
und die entspechenden Versäumnisse. Die Perspektive von ,mehr Europa' ist
nicht so glänzend für die Peripherie. Kein Wunder also, dass die meisten
Menschen in diesen Ländem, die einst glühende Verehrer der europäischen
Idee waren, diese nun ablehnen. Dieses Europa ist schlecht für Spanien und
die spanische Bevölkerung. Entweder müssen wir die europäischen Instituti
onen von Grund auf verändern, oder wir müssen uns über andere Wege unter
halten. Es scheint unglaublich, dass das Finanzkapital heute die ganze Welt
erpressen kann. Die Finanzmärkte sind mehr denn je schamlose Herrscher der
Welt. Sie sichem sich Vorteile ohne jede Zugeständnisse. Welcher Zukunft
blicken wir nach einer solchen Situation entgegen? Was hat der Spätkapita
lismus den Menschen dieser Welt noch zu bieten?

Es scheint, ak sei Deutschland nicht auf diese bilateralen Verträge vorbereitet, doch andere In
formationen lassen aiuiehmen, dass Fumland bereits eines mit Griechenland unterzeichnet hat
Die Situation ist ziemlich verwirrend.

Der Verlust von Wachstum durch die Austeritätspolitik seit den Verträgen von Maastricht
mOsste mit dem möglichen Wachstum durch die Mitgliedschaft in der europäischen Union
vergleichen werden.
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Anhang: Einige spanische Besonderheiten

Die politische Struktur und die Autonomen Regionen
Ein Wort zur Rolle der politischen Strukturen des Landes. Es ist wohl be
kannt, dass in Spanien drei Regiopen, das Baskenland, Katalonien und Gali-
zien, immer auf ihre Unabhängigkeit gepocht haben oder zumindest eine weit
reichende Autonomie verlangten. Als Franco starb, war dies eins der großen
Probleme in der Neuordnung des Landes. Um zu verhindem, dass die drei
Regionen bevorzugt wurden, - die ersten zwei waren bekannt dafür, der Zent
ralregierung ablehnend gegenüberzustehen - wurde ein System der Autono
men Regionen (AACC) für alle spanischen Landesteile geschaffen, welches
17 autonome Gemeinschaften umfasste, die in einer so genamten asymmetri
schen föderalen Struktur organisiert wurden. Es handelt sich dabei um ein
komplexes System, mit 14 Gemeinschaften (inklusive Katalonien und Gali-
zien) innerhalb des generellen Re^lationsregimes und^^s Baskenland, Na-
varra und die Kanaren mit unterschiedlichen Strukturen.

Neben dem Baskenland, Katalonien und Galizien, die mehr Autonomie for
derten, gab es nun ein absolut neues System von 14 Regionen, die Wstorisch
gesehen niemals irgendeinen Grad an Autonomie verlangt hatten. Dies führte
zu einer Reorganisation auf allen Ebenen, mit einer Umverteilung öffentlicher
Gelder und der Erhöhung der Anzahl der zu wählenden Politikerinnen und Po
litiker. In der ersten Phase - die der neuen Verfassung von 1978 - schien fast
jeder mit dieser Einigung glücklich zu sein, bis auf eine kleine rechte, zentra-
listische Minderheit. In der Periode des Wirtschaftsbooms - 1995-2006 - gab
es auch keine Probleme, da genug Geld für alle zur Verfügung stand. Wichti
ger noch, die Gemeinschaften inna-halb des Staates bekamen in zunehmen
dem Maße nationalstaatliche Kompetenzen in nahezu allen Politikfeldem zu
gestanden: Bildung, Gesundheitswesen, Sozialstaat, Kulturpolitik, Wirtschaft
liche Entwicklung und in manchen Fällen sogar die Polizeigewalt. In vielen
Regionen erreichte die AACC die Stufe einer Regierung, die einen Großteil
der Sozialleistungen für die Arbeiter auf diesem Feld anbot. Im Kontrast zur
Dezentralisierung der Mittel blieben die Einnahmequellen aber fest in der
Hand der Zentralregierung, ohne ein transparentes System, wie in vergleich
baren Föderalstaaten (wie beispielsweise Deutschland) auszubilden. Tatsäch
lich war es so, dass dort, wo die Kompetenzen der Gemeinschaften zunahmen,
die nationalstaatliche Aufbringung von Geldmitteb in Stocken geriet oder
Engpässe auftraten. Zusätzlich vergrößerten viele autonome Gemeinschaften
während des wirtschaftlichen Aufechwungs mit mehr als dubiosen Mitteln ih
re finanziellen Spielräume, was oft alleinherrscherische Züge annahm oder in

Das Baskenland und Navarra sind „formale" Gemeinschaften. Vereinfacht gesagt haben die
beiden neben vergrößerten Kompetenzen die Möglichkeit, quasi-nationalstaatliche Steuern
einzunehmen, wobei sie dann alle fünf Jahre mit der Zentralregierung ausmachen müssen,
wieviel an sie zurückfließt (conciertos). Die Kanaren und die autonomen Städte Ceuta und Me-
lilla haben ebenso einen besonderen, noch mal anderen Status.
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Vetternwirtschaft ausartete. So ist mittlerweile normal und weithin bekannt,
dass manche autonome Gemeinschaften Probleme haben, einen ausgegliche
nen Haushalt vorzulegen.

Doch als durch die Krise und die Strukturanpassungsprogramme die regiona
len Haushalte zerrüttet, Schuld^berge angehäuft und Sparprogramme nötig
wmden, meldeten sich wieder Stimmen aus der politischen Rechten und von
Wirtschaftsvertretem, die dieses Arrangement in Frage stellten; die Verteilung
von Macht und Geldmitteln zwischen den Regionen geriet in den Mittelpunkt
der politischen Auseinandersetzungen. Dabei wurde das System der AACC
^ einen bedeutenden Teil der Schulden verantwortlich gemacht. Tatsächlich
ist die Zentralregierung gezwungen, auf die Autonomen Regionen einzuwir
ken um die Versprechen der Defizitreduktion einhalten zu können.

Dennoch scheint es für die Autonomen Regionen schwierig im sein, ihr Defi
zit zu verringern, da das Gros der sozialen Dienste von ihnen gewährleistet
wird und die höchsten Ausgaben aus Personalkosten und Grundversorgung
bestehen. Es ist zweifelhaft, ob die Angriffe auf die autonomen Regionen nur
dem Defizit gelten, das durch diese Aufwendungen entsteht oder ob es sich
vielmehr um eine Attacke auf den Wohlfehrtsstaat insgesamt handelt; auch
denkbar wäre der Versuch, wichtige Elemente der Macht wieder zu zentralisie
ren. Was wird das Ergebnis dieser Debatte sein? Schwierig zu sagen, doch es
scheint, als ob dieser Streit nicht das Potential hat, die regionale Organisation
des Landes maßgeblich zu ändern - politisch undenkbar fiir die drei ursprüngli
chen autonomen Regionen wie für die regionalen Politiker, die danach streben,
ihre Macht und ihre Posten 211 behalten. Doch es könnte sein, dass eine gewisse
Reorganisation untereinander, und innerhalb der verschiedenen Haushaltstöpfe
durchaus stattfinden könnte. Wir erwähnen das hier, da es für viele ausländische
Beobachter von besonderem Interesse zu sein scheint.

Die Sparkassen

Ein anderer intCTessanter Punkt könnte die Restrukturierung der Sparkassen (Cajas
de ahorros) sein. Diese waren eine Art ,Mlbstaatlicher" Institution, die sehr oft im
Rahmen sozialer und regionale Verpflichtungen und Ubereinkünfte ftntstanden
und au^rund dieser Organisation eng an die regicmale Politik angdmnden waren.
Seit 1978 haben sie sich in ihren Geschäftspraktiken aber immer mehr gewöhnli
chen Banken angenähert, bewahrten dennoch einen Teil ihrer Verpflichtungen
und waren generell wichtige Kreditgeber regionaler Regierungen - die in man
chen Fällen sehr teure Prestigeprojekte finanzierten - und sogar politische Partei
en. Sie stellen einen sehr wichtigen Teil des spanischen Finanzsystems dar. 2006
hielten sie 52 Prozent der gesamten Bankeinlagen. Zudem zählten die Sparkassen
zu den Hauptgläubigem der Bauindustrie, die Hypotheken vieler Familien liefen
über sie und nidit wenige Cajas besaßen eigene Immobilienfirmen. Als die Krise
sich mehr und mehr zuspitzte, finden sich viele der „Cajas" verstrickt in ihre Hy
pothekengeschäfte, standen vor dem Scherbenhaufen bankrott gegangener Bau
firmen und saßen auf einem Berg unverkäuflicher Wohnungen. Ihre Jahresbilan-
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zen waren voll von Hypotheken, die zu ihren originalen Werten bewertet wurden
- eine grobe Fälschung, um die größten Verluste zu kaschieren. Offensichtlich
führte dies zu vielen Liquiditäts- und Solvenzproblemen deijenigen Sparkassen,
die in schwerwiegende feanzielle Probleme geraten waren. Dies bot eine einma
lige Gelegenheit für die spanischen Bankai (welche die Sparkassen schon immer
als starke Konkurraiz betrachtet hatten) und vor allem für den Vorsitzenden der
spanischai Zentralbank, viele der Sparl^sen des Landes in ordinäre Banken um
zuwandeln, stets mit dem Argument der Ineffizienz, hervorgerufen durch die poli
tischen Elemente in den „Cajas". Die Bank von Spanien propagierte ein System,
durch das die Sparkassen zu Teilhabem der von ihnen selbst gegründeten Bankoi
würden, finanziert mit Hilfe staatlicher Gelder und bei gleichzeitiger Öflfiiung fiir
privates Kapital. Von ehemals 45 Sparkassen verbleiben zumietzigen Zeitpunkt
nur noch 17, die restlichen sind nach einer 16 Milliarden Euro schweren, durch
komplizierte finanzielle Operationen durchgeführten Rettungsaktion in Banken
umgewandelt worden. Manche Cajas beschweren sich darüber, dass diese Opera
tion unnötig war (obgleich andere praktisch pleite waren), doch die meisten von
ihnen wurden nur wiöder aufgepäppelt um Sparkassen-Banken (mit der Betonung
auf Banken) zu werden, andere wiederum gaben an, alleine überleben zu können,
einige wenige der gesunden Sparkassen entschieden sich, so zu bleiben, wie sie
waren und die stärksten und finanziell tadellosesten nutzten die Gesetze um sich

neu aufzustellen. Zusammengefesst: Die emsthaften finanziellen Probleme einer
Anzahl von Sparkassen wurden als Aufhänger genutzt, um die Hälfte des spani
schen Finanzsystems zu privatisieren, welches einen bis dahin bedeutenden halb
staatlichen Wohlstand hatte akkumulieren können. In Spanien sagen wir dazu
„operaciön redonda".

Übersetzung: Alan Ruhen van Keeken

Staatliche Stellen lassen verlautbaren, dass sie das Geld den neu geschaffenen Sparkassen-
Banken nur leihen, doch es ist nicht klar, ob und wann sie dieses Geld zurückbekommen wer
den.



Jannis Milios

Ökonomische Krise und politischer Wandel
in Griechenland

1. Die Nationalwahlen vom 6. Mai und 17. Juni 2012

Die Nationalwahlen vom 6. Mai 2012 in Griechenland haben gezeigt, dass
sich die politische Szene des Landes in einem Prozess der radikalen Umstruk
turierung befindet (s. Tabelle 1).

Tabelle 1: Ergebnisse der Nationalwahlen in Griechenland (in Prozent)

Parteien Okt. 2009 Mai 2012 Juni 2012

ND 33,47 18,85 29,66

SYRIZA 4,60 16,78 26,89

PASOK 43,92 13,18 12,28

ANEL
- 10,61 7,51

KKE 7,54 8,48 4,50

XA (0,29) 6,97 6,92

DEMAR
- 6,11 6,26

LAOS 5,63 (2,90) (1,58)

Parteien <3 Prozent (4,84) (19,02) (5,98)

Die beiden seit dem Fall der Junta (1974) regierenden Parteien, die konserva
tive Nea Demokratia (ND) und die sozialdemokratische PASOK haben dra
matisch an Einflüsse und zusammen knapp 50 Prozent der Stimmen verloren
(Maiwahlen).

Die Koalition der Radikalen Linken (SYRIZA) vervierfachte dagegen ihr
Wahlergebnis (von 4,6 Prozent auf 16,78 Prozent). In allen Arbeitervierteln
der Großstädte des Landes wurde SYRIZA die stärkste Partei und erreichte im

Schnitt Ergebnisse von ca. 25 Prozent der Stimmen.

Die rechtsradikale LAOS, die seit November 2011 Teil der Koalitionsregie
rung unter dem Bankier Papademos zusammen mit PASOK und ND war,
blieb unter der 3,0 Prozent-Grenze und verfehlte damit den Einzug ins Parla
ment. Die faschistische Gruppe Goldene Dämmerung (Chrissi Avgi: XA) er
zielte einen enorme Zuwachs und kam von 0,29 auf 6,97 Prozent.

Zwei neue Parteien, die aus Spaltungen existierender Parteien entstanden sind,
konnten einen gewissen Einfluss unter den Wählern erlangen: Die „Unabhän
gigen Griechen" (ANEL) lehnten die Austeritätsagenda der ND und der Papa-



Milios: Ökonomische Krise und politischer Wandel in Griechenland S5

demos Regierung ab und gründeten im Februar 2012 eine eigene Partei. Die
Demokratische Linke (DEMAR) wurde von der ,4-echten" Fraktion der SY-
RIZA gegründet und trat im Juni 2010 aus der SYE^A aus.
Alle kleineren Parteien, die die 3 Prozent-Grenze für den Einzug ins Parla
ment nicht erreicht haben, kamen zusammen auf den relativ hohen Anteil von
19,02 Prozent.

Obwohl die drei Parteien ND, PASOK und DEMAR bei den Maiwahlen eine
Mehrheit im Parlament von 168 der 300 Abgeordneten hatten, bildeten sie
keine Regierung, sondem verkündeten Neuwahlen für den 17. Juni 2012. Die
Ergebnisse der Maiwahlen brachten somit keine Legitimationsbasis für die
bisher regierenden Parteien und ihre Verbündeten. SYRIZA, die die Massen-
bewegimgen der Werktätigen und Arbeitslosen für mehrere Jahre unterstützt
hatte, hätte eine solche Regierung ohne weiteres destabilisieren können.

Die Wahlen vom 17. Juni waren ein Kampf zwischai „dem System" auf der
einen Seite (bestehend aus den bisher regierenden Parteien, den Massenme
dien, den Großuntemehmem, die ihren Beschäftigten mit Entlassung drohten,
falls sie für SYRIZA stimmten, der deutschen und anderen europäischen Re
gierungen usw.), und SYRIZA auf der anderen Seite.

,JDas System" behauptete, dass im Falle eines Sieges von SYRIZA eine öko
nomische Katastrophe und der Austritt Griechenlands aus der Eurozone die
unvermeidliche Folge wäre. Die Verunsicherung der Wähler war also ihrer
hauptsächliches politisches Ziel. Unter dem Druck und der Dynamik von SY
RIZA verständigten sich die zwei bisher regierendai Parteien, ND, PASOK,
aber auch die DEMAR, über die Notwendigkeit einer zukünftigai allmähli
chen Abschwächung der Austeritäts- und Kürzungspolitik. SYRIZA kämpfte
dagegen für die sofortige Annullierung aller Austeritätsmaßnahmen der letz
ten Jahre, den Anstieg der Staatseinnahmen durch stärkere Besteuerung von
Großvermögen und Gewinnen, um den Staatshaushalt auszugleichen, für eine
Reform des Staates und die Bekämpfung der Korruption, und andererseits für
eine Neuverhandlung der Staatsschulden mit den EU-Behörden und dem IWF
nach dem Vorbild der Vereinbanmg über die bundesrepublikanische Staats
schuld im Jahre 1953.^ Gleichzeitig verteidigte SYRIZA das Programm der
Europäischen Linken für eine radikale Reform der Wirtschafts- und Wäh
rungsunion (WWU) und der Architektur der Eurozone. Die Kommunistische
Partei Griechenlands (KKE), die eine sektiererische Politik der separaten ei
genen Kundgebungen und Streiks verfolgte, beschrieb das Programm von
SYRIZA als unrealistisch im Rahmen des Systems des Privateigentums über
die Produktionsmittel und lehnte alle Vorschläge von Seitens der SYRIZA für
die Bildung einer großen Koalition aller linken politischen Kräfte ab.

Am 17. Juni kam es zu einer PolarisiCTung der Wähler zwischen ND und SY-

Sie dazu das ökonomische Programm der SYRIZA: http://www.left.gr/article.php?id=2406;
http://www.scribd.com/doc/96840147n"HE-ECONOMIC-PROGRAM ProzentCE Prozent9C
ProzentCE Prozent95-OF-SYRIZA-EKM.
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RIZA, was vor allem auf Kosten der ANEL, der KKE und der kleineren Par
teien ging, die bei den Mai Wahlen die drei Prozent Grenze nicht erreicht hat
ten (s. Tabelle 1). Der knappe Sieg der ND über SYRIZA hatte deutliche
Klassenmerkmale - die wohlhabenderen Mittelschichten und die Angehörigen
der herrschenden Klassen haben massiv für die ND gestimmt -, war aber auch
ein Ergebnis der massiven Beeinflussung der Wähler. Folgende Resultate sind
charakteristisch für das Verhalten der Wähler: Bei der Altersgruppe 18-24
Jahre kam SYRIZA auf 37 Prozent und die ND nur auf 11 Prozent der Stim

men, während bei der Altersgruppe „mehr als 65 Jahre alt" das Bild umge
kehrt war: ND 48 Prozent, SYRIZA 13 Prozent.^

Das Wahlergebnis vom Juni erlaubte den drei Parteien der neoliberalen Ord
nung, ND, PASOK und DEMAR, eine Koalitionsregierung zu bilden. Die
Wirtschaftskrise und die sich verschärfenden Klassenauseinandersetzungen,
die den politischen Umbruch der Mai- und Juni-Wahlen hervorgerufen haben,
werden auch die (Un)Fähigkeit der neuen Regierung bestimmen, die neolibe
rale Agenda der Umverteilung von Reichtum und Herrschaft zugunsten der
herrschenden Klassen fortzusetzen.

2. Wirtschaftskrise und Austeritätspolitik:
Die Krise als Gelegenheit für die kapitalistische Offensive

Die globale kapitalistische Krise ist wahrscheinlich die größte seit dem zwei
ten Weltkrieg. Jedoch ist die Krise des griechischen Kapitalismus tiefer als in
den meisten europäischen bzw. entwickelten kapitalistischen Ländern. Der
kumulative Rückgang des Bruttoinlandprodukts seit 2008 beträgt 20 Prozent
in konstanten Preisen, was die größte Rezession seit dem 2. Weltkrieg bedeu
tet. Die offizielle Arbeitslosigkeit stieg von 8,5 Prozent in 2007 auf 22,5 Pro
zent im Juli 2012. Die Bruttokapitalinvestitionen gingen auf das Niveau von
1996 zurück.

Die herrschenden Klassen versuchen die Ausbeutung der Arbeitskraft zu erhö
hen und den Sozialstaat abzubauen, um die Last der Krise auf die Schultern der

Arbeiterklasse und der Selbständigen abzuwälzen. Die Löhne wurden zwischen
2010 und2012 im Durchschnitt um 20 Prozent gesenkt, was ihre reelle Kauf
kraft betrifft. Ca. 33 Prozent der Bevölkerung leben unter der Armutsgrenze.

Es scheint, dass die Regierenden und ihre Berater sich verschätzt haben, was
Ausmaß und die Dauer der Krise betrifft. Am Anfang glaubte man, dass die
Krise international 2010 zu Ende gehe und infolgedessen auch Griechenland
auf den Wachstumspfad zurückkehren und seine Staatsfinanzen in den Griff
bekommen würde. Der „Gewinn der Krise" wäre die Abschaffung jeglichen
Schutzes der Arbeit, die Demontage der Sozialversicherungssysteme imd die
Privatisierung öffentlichen Eigentums gewesen, die im und mit dem Schock
der Krise durchgesetzt werden konnten.

2
SYRIZA wurde in allen Altersgruppen bis zu den 54-Jährigen stärkste Partei, bei älteren Wäh
lern überwog dieND.
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Die Situation änderte sich als sich zeigte, dass es sich nicht um eine Banken
krise handelte, sondern um eine echte Wirtschaftskrise (d.h. um eine Überak
kumulationskrise). Der Einbruch der Staatseinnahmen aufgrund der vermin
derten Wirtschaftstätigkeit und die Unmöglichkeit, infolge der Arbeitslosig
keit, der Rettungsaktionen für die Banken und der Zinszahlungen für die öf
fentlichen Schulden die Staatsausgaben entsprechend zu vermindern, ließen
das Haushaltsdefizit auf fast 15 Prozent des BIP anwachsen.

Bis Ende 2009/Anfang 2010 gab es noch Möglichkeiten, einen Ausweg aus
der Fiskalkrise zu finden. Die Zinsen für griechische Staatsanleihen waren
noch niedrig und die zweite Bankenkrise noch nicht ausgebrochen. Eine
schnelle Steuerreform, die hohe Einkommen, große Vermögen - wenn nötig
in konfiskatorischer Höhe - und den Luxuskonsum entsprechend den Bedürf
nissen der Staatsfinanzen belastet hätte, hätte zu einer Lösung geführt.

Jedoch hatten bürgerliche Kräfte andere Pläne. Schon als Oppositions&hrer
hatte Giorgos Papandreou Gespräche mit dem damaligen IWF-Direktor
Strauss-Kahn über eine Intervention des Fonds in Griechenland geführt. Kurz
nach seinem Wahlsieg sprach er öffentlich von der „maroden" griechischen
Wirtschaft und der Unfähigkeit des griechischen Staates, die Krise zu meis
tern.

Die internationalen Märkte hatten daraufhin das Investitionsrisiko in griechi
sche Wertpapieren als hoch bewertet, worauf deren Zinssätze in die Höhe
schössen. Kurz danach wurde das Memorandum über die so genannte Stabili
sierungshilfe zwischen der „Troika" aus IWF, EZB und EU-Kommission und
der griechischen Regierung unterschrieben.

Seit Mitte 2011, als sich die Schuldenkrise der Staatsfinanzen auf Grund der
Rezession und des Beharrens auf einer Steuerpolitik der permanenten Entlas
tung des großen Kapitals verschärfte, verhandelte die Troika mit der griechi
schen Regierung und mit Banken und Fonds über einen Schuldenerlass
(,JHaircut") in Höhe von 100 Milliarden Euro seitens des „privaten Sektors"
und ein neues Kreditpaket in Höhe von 130 Milliarden Euro von der Troika.
Die Voraussetzung für das zweite Kreditpaket war ein neues Sparprogram,
das unter anderem die Verminderung des Mindestlohns von 751 auf 585 Euro,
d.h. um 22 Prozent enthielt.

3. Vom dynamischen Wachstum zur Rezession

Die akute Krise des griechischen Kapitalismus ist nicht entstanden eil es ihm
an Dynamik gefehlt hätte oder weil er vom deutschen bzw. „Nordeuropäi
schen" Kapitalismus niederkonkurriert worden wäre. Ganz im Gegenteil ist
die heutige Krise gewissermaßen ein Resultat der spezifische Dynamik, die
der griechische Kapitalismus im Rahme der Eurozone erlangte. Die Intensi
tät der Krise ist im Zusammenhang mit drei Faktore zu erklären

•  Die neoliberale Politik, die die griechische Regierunge der vergange
ne Jahrzehnte verfolgten, wies selbst extreme Besonderheiten auf;
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-  die Intensität der globalen Überakkumulationskrise und der Bedeutungs
zuwachs der Finanzmärkte wurden von den griechischen Regierungen un
terschätzt. Sie wirkten im Lande als starke Disziplinierungsmechanismen;

-  die Struktur der Eurozone, die eine schnelle Konvergenz des Entwick
lungsniveaus der EU-Länder begünstigte, verstärkte auch Asymmetrien,
die das Euro-Gebäude verletzlich machen.

3.1. Hohe Staatsschulden als Ausdruck der Klassenpolitik

Der griechische Kapitalismus entwickelte sich mit sehr hohen Wachstumsra
ten während der anderthalb Jahrzehnte vor Beginn der Krise. Im Zeitraum
1995-2008 erlebte Griechenland einen realen Anstieg des Bruttoinlandspro
dukts in Höhe von 61,0 Prozent, Spanien von 56,0 Prozent und Irland von
124,1 Prozent, ganz im Gegensatz zu dem, was mit den höher entwickelten
europäischen Volkswirtschaften geschah. Das BIP-Wachstum im gleichen
Zeitraum betrug 19,5 Prozent für Deutschland, 17,8 Prozent für Italien und
30,8 Prozent für Frankreich.

Jedoch schwankte die Staatsschuld Griechenlands während dieser ganzen Pe
riode um die 100 Prozent des BIP, d.h. sie blieb prozentual fast konstant. Das
war das Ergebnis einerseits einer ständigen Verminderung der Steuerkoeffi-
zienten für Großuntemehmen und -vermögen und andererseits der graduellen
Abschaffung der Kontrollmechanismen gegen Steuerhinterziehung, auf dessen
Basis ein Klassenbündnis zwischen Großkapital und den Mittelklassen errich
tet wurde.

Wenn in Griechenland die Besteuerung des Kapitals in der Höhe des europäi
schen Mittelwerts gelegen hätte, dann hätte der Staat zwischen 1998-2008 zu
sätzlich 95 Milliarden Euros eingesammelt. Fast die Größe des 1. „Hilfspa
kets". Dann wäre Griechenland mit einem Schuldquotienten zum BIP von 88
Prozent statt 115 Prozent in die Krise gegangen.

3.2. Die Krise als ,JIebel" für eine Umstrukturierung der Gesell
schaft zugunsten der Interessen des Kapitals

Die bürgerlichen Parteien und insbesondere die seit Oktober 2009 regierende
„sozialistische" PASOK haben die Krise unterschätzt und sie vor allem als ei
ne Chance für Maßnahmen betrachtet, die alle bürgerliche Regierungen in den
letzten 20 Jahren durchzusetzen versuchten, die jedoch ständig am Widerstand
der Betroffenen scheiterten.

Kurz nach der Verabschiedung des 1. Memorandums äußerten Regierungsver-
treter, dass die Troika - wenn es sie nicht gäbe - erfunden werden müsste.
Noch heute nehmen bürgerliche Politiker und Journalisten in öffentlichen Äu
ßerungen eher am Tempo der Maßnahmen Anstoß als an deren Inhalt.

Nach allen Informationen wurde das Troika-Programm zum größten Teil von
griechischen Politikem bzw. Unteraehmerverbänden geschrieben. Die grie
chische Regierung sowie die EU-Behörden haben alle Mittel genutzt, um die
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Bedingungen für die Unterzeichnung und Durchsetzimg des Programms zu
schaffen. Diese Schlussfolgerung bekräftigt auch der Athener Staatsanwalt für
Wirtschaflskriminalität. Er hat eine Untersuchung eingeleitet, die klären soll,
ob 2010 auf Druck von Eurostat und der griechischen Regierung das griechi
sche Amt für Statistik Zahlen gefälscht hat, damit ein höheres Staatsbudgetde
fizit herauskommt - um auf diese Weise leichter Sparmaßnahmen durchsetzen
zu können.

Die prekäre Lage eines ständig wachsenden Teils der Bevölkerung gefährdet
allerdings auch die Stabilität der bürgerlichen Macht und insbesondere der po
litischen Institutionen, auf die sie sich stützt.

3.3. Neoliberale Strategien und die Struktur der Eurozone

Der Euro hat ein strategisches Ziel, das von den herrschenden Klassen in der
gesamten Eurozone angestrebt wird: Die Liberalisierung des Waren- und Ka
pitalverkehrs und die Intensivierung der Konkurrenz zwischen den Einzelka
pitalen als Mittel, um die Arbeitskraft „elastischer" zu machen und die Um
strukturierung ökonomischer und politischer Verhältnisse zu Gunsten des Ka
pitals zu erreichen. Diese Europäische Wirtschafts- und Währungsumon
(WWU) bringt eine extreme Variante der internationalen Konkurrenz hervor,
^e auf der ständigen , Anpassung" der Arbeit beruht.
Es ist weithin bekannt, dass die Liberalisierung des Kapitalverkehrs in Ver
bindung mit festen Wechselkursen (oder besser einer einheitlichen Währung)
notwendigerweise den Verlust über die Kontrolle der Geld- und Kreditpolitik
nach sich zieht. Damit werden wirtschaftliche Verhältnisse geschaffen, de die
traditionelle Wohlfahrtspolitik zerstören. Dass die Produktivität schneller
steigt als die Reallöhne, ist die Voraussetzung, die gewährleistet, dass die Ka
pitalakkumulation fortgesetzt werden kann.

Der Binnenmarkt hat also alle europäischen kapitalistischen Systeme im Klas
senkampf gegen die Arbeiterklasse begünstigt. Jedoch hat er auch eine typi
sche Asymmetrie zwischen den europäischen Sozialformationen geschaffen,
die dem ähnelt, was in der Geschichte des Kapitalismus die ,dolländische
Krankheit" genannt wurde: Diejenigen Länder, die im intemationalen Ver
gleich eine überdurchschnittlich hohe nationale Profitrate und daher auch ü-
berdurchschnittliche Wachstumsraten erzielten (und das ist vor allem bei Ir
land, Griechenland und Spanien der Fall), wurden gleichzeitig mit einer posi
tiven Kapital- und einer negativen Handelsbilanz konfi"ontiert.

Die Symbiose von Volkswirtschaften mit unterschiedlichem Entwicklungsni
veau unter der gleichen Währung (und derselben Geldpolitik) hat in einem
hohen Maße die unterschiedlichen Wachstumsraten und die Profitabilität be-

einflusst. Das relativ schnelle Wachstum der so genannten ,J»eripherie" (zu
sammen mit dem moderaten Wachstum des so genannten „Zentrums") redu
zierte deutlich die Entwicklungskluft zwischen den europäischen Staaten und
Regionen.
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Gleichzeitig wurden die höheren Wachstumsraten in den „peripheren" EU-
Volkswirtschaften sowohl von einer schnellen Senkung der Kosten von inlän
dischen Anleihen und einem deutlichen Zustrom ausländischer Ersparnisse (in
verschiedenen Formen) begleitet. Dies verursachte anhaltende Überschüsse in
der Kapitalbilanz. Die gleichzeitigen Defizite in den Leistungsbilanzen spie
geln genau diese Erhöhung der Binnenmarktnachfi^ge und den Zufiuss von
ausländischen Investitionen (insbesondere Portfolio-Investitionen) wider.

Diese Art der Symbiose im EU Binnenmarkt ist instabil und anfallig für eine
Neubewertung des finanziellen Risikos seitens der Geldmärkte. Aus der Wirt
schaftskrise resultierte also ein Stopp der Kapitalströme nach Griechenland
und den anderen ,^sikostaaten", die jetzt die Zahlungsbilanzdefizite haupt
sächlich durch Anleihen finanzieren müssen.

Was ich hier betonen möchte ist folgendes: Die Widersprüche, die sich durch
die Krise verschärft haben, sind eher soziale Konflikte als Staats- bzw. natio
nale Konflikte. Wenn Merkel dem griechischen Premierminister Ratschläge
erteilt oder ihn ermahnt, dann versucht sie nicht die Vorherrschaft Deutsch
lands über Griechenland zu erreichen, dann arbeitet sie vielmehr an der
Durchsetzung eines Konzepts, das den Klasseninteressen der griechischen und
der europäischen Bourgeoisie entspricht.

4. Massenmobilisieningen, linke Alternativen und die abneh
mende Legitimität der bürgerliche Parteien

In den ersten März-Tagen 2010, als die Regierung mit der Zahlungsunfähig
keit drohte, war die Bevölkerung schockiert. Außerdem protestierte die Ge-
werkschaftsfuhrung nur sehr zurückhaltend und zeigte sich unwillig, die
Lohnabhängigen zu mobilisieren. Erst langsam bildete sich Widerstand, vor
allem als das Ausmaß der Einschnitte bekannt wurde (die bei weitem nicht so
drastisch waren wie das, was in den Jahren 2011 und 2012 folgte). Erst im
Mai 2010 kam der Widerstand mit Massendemonstrationen und Streiks richtig
in Gang.

Bei einer der größten Kundgebungen im Athener Stadtzentrum wurden
Brandsätze gegen ein Bankgebäude geworfen; vier Menschen, die sich darin
aufhielten, kamen im Feuer um. Dies hat sich für lange Zeit auf die Mobilisie
rung ausgewirkt. Abscheu oder auch Angst hielt viele Menschen von der
Teilnahme an weiteren Demonstrationen ab.

Ein Höhepunkt der Bewegung waren - nach ägyptischem und spanischem
Vorbild - die Besetzungen öffentlicher Plätze in den meisten griechischen
Städten. Parallel gab es tägliche Auseinandersetzungen in Betrieben, in den
Schulen und Hochschulen, in den Wohnvierteln, usw. Auf den besetzten Plät
zen blieben ganze Nächte lang oft Tausende, die heftig und lang über Fragen
der Wirtschaftspolitik, über Demokratie, über den Charakter der EU und der
Währungsunion diskutierten; es wurden Fachleute bestellt, die Referate hiel
ten, über die dann diskutiert wurde - nach strengen Regeln, ohne Zwischen
fälle oder Streit. Besonders kontrovers wurde die Frage der parlamentarischen



Milios: Ökonomische Krise und politischer Wandel in Griechenland 41

Arbeit diskutiert. Es fanden tatsächlich Lernprozesse statt. Abgeordnete und
Funktionäre der Linken lernten, dass sie sich nicht einfach hinstellen und den
Menschen sagen konnten, wo es lang geht. Sie konnten aber auch über die
Notwendigkeit der parlamentarischen Arbeit diskutieren und viele davon ü-
berzeugen, dass diese Sinn und Zweck hat. Inzwischen ist es so, dass sich
praktisch nur noch Politiker der Linken öffentlich zeigen können.
Ergebnis der Protest- und Widerstandsbewegung war, dass die Regierung
praktisch zweimal gestürzt wurde. Im Juni 2011 nahm der Ministerpräsident
allerdings seinen Rücktritt nach sechs Stunden zurück, als klar wurde, dass
keine Koalition gebildet werden konnte und dass bei Wahlen die bürgerlichen
Parteien auf ein historisches Tief absinken würden. Fünf Monate später war es
dann soweit. Nachdem am 28. Oktober Demonstranten in mehreren Städten
die Militärparade zum griechischen Nationalfeiertag verhindert hatten, ver
kündigte Papandreou ein Referendum über das Abkommen mit der Troika an.
Das sollte im Januar oder Februar stattfinden. Viele Politiker seiner Partei,
darunter auch Minister, verweigerten ihm die Gefolgschaft, ein Minister er
klärte sogar, dass dieses Referendum (das doch sein Ministerpräsident ver
kündet hatte) nicht stattfinden werde.

Das Referendum hatte Erpressungscharakter: Wenn Hir nicht zustimmt, gehen
wir pleite, und es können keine Renten mehr bezahlt werden. Das implizierte
die unwahre Behauptung, dass die griechischen Steuereinnahmen nicht für die
laufenden Ausgaben reichen würden. Sie reichen aber durchaus, wenn man
aufhört, die Staatsschuld zu bedienen und die Militärausgaben um 20 Prozrat
kürzt. Wie auch immer, auch so war der Ausgang des Referendums ungewiss
- daher die Aufiregung in der Regierungspartei, aber auch in Brüssel, Berlin
und Paris. Merkel und Sarkozy forderten, das Referendum mit der Frage des
Verbleibs Griechenlands in der Eurozone zu verbinden oder überhaupt abzu
sagen. Nun war klar, dass die Regierung nicht mehr weiter konnte, und es
wurde die Dreiparteienkoalition aus PASOK, Nea Demokratia und Rechtsau
ßen (LAOS) gebildet. Bei der Emennung des neuen Ministerpräsidenten, des
Bankiers Papademos, wurde eindeutig die Geschäftsordnung des Parlaments
verletzt. Aber auch die (erfüllte) Forderung der Troika an alle Regierungspar
teien, sich schriftlich für alle Zukunft auf den Sparkurs der Troika zu ver
pflichten, schränkt die parlamentarische Demokratie ein, weil die innerpartei
liche Willensbildung nicht mehr frei ist und die Wähler keine echte Altemati-
ve mehr haben werden. Diese Methode wurde auch in Irland, Portugal, Spa
nien und Italien angewandt - sie ist die institutionelle Absicherung der TINA
{There Is Na Altemative)-DoVti'm.. Diese Situation hat eine politische Krise
verursacht, die das bürgerliche Parteiensystem in Griechenland erschütterte.

Als die Schuldenkrise des Staates sich fortsetzte, wurde ein zweites „Hilfepa
ket" für Griechenland verabschiedet, unter der Bedingung weiterer Austeri-
tätsmaßnahmen gegen die Lohnabhängigen. Am 12. Februar 2012, dem Tag
der Verabschiedung des ,J>akets" im griechischen Parlament, hatten 400.000
bis 500.000 Menschen in Athen gegen die Koalitionsregierung demonstriert.
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Selbst die brutale Gewalt der Polizei konnte bis spät in der Nacht die De
monstrationen nicht auflösen.

Bei allen Massenmobilisierungen waren immer die Mitglieder und Kader der
SYRIZA präsent. Sie haben alle solidarischen Initiativen bzw. solche für de
mokratische Prozesse und direkte Demokratie unterstützt, an allen öffentli
chen Diskussionen teilgenommen, gegen die nationalistischen Losungen des
Austritts Griechenlands aus der Eurozone^ oder des Boykotts der deutschen
Importe in Griechenland usw. argumentiert. Präsent auf öffentlichen Plätzen
waren aber auch die XA-Leute, die versucht haben, die Gefühle des Fremden
hasses, des Nationalismus und des Rassismus unter den Leuten zu verbreiten.

5. Die Perspektive einer Regierung der Linken bleibt offen!

Die Krise hat schnell die politische Szene verändert. Die Wahlen haben der
bürgerlichen Koalitionsregierung Legitimation verschafft, aber nur auf der
Basis des Versprechens, dass die Austeritätspolitik in absehbarer Zeit gestoppt
wrd. Wenige Wochen nach den Wahlen wurde aber klar, dass die neue Re
gierung der alten neoliberalen Politik der reaktionären Umstrukturierung der
Gesellschaft treu bleibt.

In dieser labilen politischen Situation sind verschiedene Möglichkeiten denk
bar: Ein Aufstand wie im Dezember 2008, aber vielleicht mit stärkerer Teil
nahme der Arbeiterklasse, oder eine Regierung der Linken.

Griechenland ist so stark in sein internationales Umfeld - d.h. vor allem in die
EU - eingebunden, dass ein nationalstaatlicher Ausweg aus der Krise kaum
möglich ist. Insofern, aber auch aus Gründen linken Selbstverständnisses, ist
auch eine linke Politik nur in einem europäischen Rahmen möglich, d.h. sie
bleibt zwar nationale Politik, weil die Nationalstaaten Politik betreiben, sie
muss aber die europäische Dimension mit einbeziehen, vor allem die Vernet
zung des europaweiten Widerstands und seine Einbindung in eine europäische
Perspektive.

Für die Luiken kann das Ziel nichts weniger sein als eine massive Bewegung
gegen Neoliberalismus und Kapitalismus, zur Transformation der griechi
schen und europäischen Gesellschaft auf der Basis der sozialen Interessen der
Bevölkerung und der Solidarität.

S. Christos Laskos, John Milios und Euclid Tsakalotos, „Austreten oder nicht? Über kommu
nistische Dilemmata in der Euro-Krise", in; Express, Zeitung für sozialistische Betriebs und
Gewerkschaftsarbeit, 4/2012 und 5/2012,

http://www.laboumet.de/diskussion/eu/wipo/euro_dilemmatal .html und
http://www.laboiuiiet.de/diskussion/eu/wipo/euro_dilemmata2.html.



Costas Lapavitsas

Soll Griechenland den Euro aufgeben?

Ein Gespräch mit dem Sender „The Real News Network"
(TRNN)'

TRNN: In Europa ist die Eurozone dabei, sich weiter zu zerlegen. Griechraland
ist wohl am stärksten betroffen, wenn die europäischen Banken und politischen
Führer immer neue und strengere Austeritätsprogramme fordern. Papandreou,
der alte Premierminister, ist weg vom Fenster, der neue heißt Papademos. Was
also steht Griechenland bevor? Das alles werden wir mit Costas Lapavitsas be
sprechen, Wirtschaftsprofessor an der Universität London und regelmäßiger Ko
lumnist des „Guardian". Danke dass Sie gekommen sind, Costas.

CL: Danke für Die Einladung.

TRNN: Wie steht es also mit dem Kampf des griechischen Volks gegen die Auste-
ritätSTP^ünahmen? Der neue Premierminister wird ja als Technokrat bezeichnet.
Er kommt aus der europäischen Bankoiwelt. Wohin wird das alles führen?

CL; Zunächst möchte ich hervorheben, dass wir derzeit eine unter demokrati
schen Gesichtspunkten unglaubliche Entwicklung erleben. Die EU und die eu
ropäische Währungsunion haben ja vor allem die Aufgabe, die Demokratie zu
verteidigen und sicherzustellen, dass sich der fî eie Wille der Völker durch
Wahlen und anderes ausdrücken kann. Aber was wir in den letzten Wochen in
Griechenland und - noch krasser - in Italien (immerhin ein großes Land) er
lebt haben ist das direkte Gegenteil. Hier wurden Regierungschefs und ganze
Regierungen auf der Grundlage der Prioritäten und des Drucks der Finanz
märkte und einzelner großer Finanzakteure ausgewechselt. Wenn das unter De
mokratie verstanden wird, dann läuft da etwas ganz und gar falsch. Dies sind
besorgnisOTegende Entwicklungen und sehr, sehr schlechte Vorzeichen für die
Zukunft der politischen und demokratischen Prozesse in Europa. Hier müssen
die Völker Europas sehr aufinerksam sein und ihre Rechte verteidigen.
Dies ist der erste Punkt, den ich ansprechen möchte. Was nun die Inhalte der
Politik angeht: Ja, in Griechenland ist ein gewählter Regierungschef gegangen
und ein nicht-gewählter Premier ist gekommen, entsprechend dem Wunsch der
Banken und anderer Institutionen; an der Politik selbst aber hat sich nichts ge
ändert. Der neue Premier hat sehr deutlich gemacht, dass er exakt die gleiche
Poütik der Austerität und der internen Abwertung - d.h. Löhne und Preise zu
senken - betreiben wird wie sein Vorgänger, und zwar mit noch mehr Ent
schlossenheit als bisher. Da aber der Vorgänger gerade wegen dieser Politik ge
scheitert ist, glaube ich nicht, dass der neue Regierungschef eine besonders lan
ge Halbwertszeit haben wird; Papandreou ist ja letzten Endes nicht wegen per-

^ Das Gespräch wurde vor den Doppelwahlen im Mai/Juni 2012 geführt.
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sönlicher Schwäche gescheitert, sondern es war seine Politik, die ihn zu Fall ge
bracht hat.

TRNN\ Das griechische Volk hat sich also auf eine neue Runde der Austerität
einzustellen. Dazu gehört wohl auch die Privatisierung öffentlicher Unter
nehmen, worüber meines Erachtens nicht genug gesprochen wird: Privatisie
rungen dürften ein sehr wichtiges Element dessen sein, woran Finanzinvesto
ren und Banken interessiert sind. Aber welche Wahl hat denn das griechische
Volk? Was kann es fordem? Letzten Endes, meine ich, läuft es doch nur auf
Eines hinaus: Sollte Griechenland die Eurozone verlassen?

CL: Genau das. Die Griechen stehen vor sehr harten Entscheidungen. Davon muss
mm ausgehen. Dies ist keine leichte Wahl für Griechenland und - das meine ich -
keine leichte Wahl für die gesamte Peripherie der Eurozone. Schließlich steht
Spanien nicht viel besser da als Griechenland, Italien geht's ziemlich schlecht und
auch Irland geht's nicht besonders gut. Wo sollte man aufliören?

Aber zurück zu Griechenland. Um entscheiden zu können, was zu tun ist,
braucht man einen klaren Maßstab. Was sind die Alternativen, zwischen de
nen abzuwägen ist? Und diesen Maßstab liefern nicht die Jahre 2005, 2006,
als Geld billig war, als der Konsumstandard hoch war, als alles so weiter zu lau
fen schien, als wir eine Art Prosperität erlebten, und zwar wesentlich auf der
Grundlage billiger Kredite. Das kommt nicht wieder. Das kann also nicht der
Maßstab für Entscheidungen sein. Der wirkliche Maßstab ist: Was wird aus dem
Land, wenn die aktuelle Politik weitergeführt wird? Griechenland steckt inmit
ten einer tiefen Depression. Das Inlandsprodukt wird dieses Jahr (2012, der Ü-
bers.) voraussichtlich um 7 Prozent zurückgehen, ein unglaublicher Einbruch.
Die Arbeitslosigkeit geht gegen 18 Prozent, bei der Jugend gegen 45 Prozent.
Wenn dieser Schrumpfungsprozess beendet sein wird - wahrscheinlich erst im
übernächsten Jahr, nächstes Jahr wird's weiter zurückgehen - wird das Land
wahrscheinlich in eine lang anhaltende Periode der Stagnation eintreten, mit
sehr niedrigem Wirtschaftswachstum, hoher Arbeitslosigkeit. Griechenland
wird dann ein unbedeutender, stagnierender und überalterter Winkel Europas
sein; denn die Jugend wird das Land verlassen - sie verlässt es schon heute.
Darum geht s, an diesem Maßstab haben wir die Alternativen zu messen.
Darüber müssen die Griechen entscheiden.

Meines Erachtens sollten die Griechen zwei Dinge tun - darüber habe ich
mich schon vielfach in Artikeln und Forschungsberichten geäußert, zusammen
mit meinen Kollegen vom Forschungszentrum Geld und Finanzen in London.

Das Erste ist: Griechenland sollte Insolvenz anmelden, also den Defeult erklären.
Denn die derzeitigen Schulden sind schlicht nicht rückzahlbar. Eine solche De-
feult-Erklänmg mag niemand, sie ist nicht einfech. Die Wahrheit ist aber, dass die
politischen Entscheidungstiäger das Land in ein System integriert haben, in dem
es möglich war, Schulden zu machen, die nicht rückzahlbar sind. Darum geht es,
eine sehr einfeche Tatsache. Selbst die EU räumt das heute ein, sie hat ja selbst
bereits eine gewisse Art von Insolvenz akzeptiert. Der Schuldenverzicht, den die
EU akzeptiert, ist aber ein Defeult im Interesse der Gläubiger. Deswegen wird er
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nicht funktionieren. Ich schlage dagegen eine Insolvenz im Interesse der Schuld-
na: vor, dh. im Interesse des Landes und seiner Bevölkerung.

TRNN\ Und wie soll der nun aussehen?

CL: Dies muss ein demokratischer und souveräner Prozess sein - souverän in
dem Sinne, dass Griechenland die Bedingungen für die Gläubiger festle^.
Wissen Sie, es ist längst überfällig, dass auch in der Welt der Finanzen die
Mitverantwortung der Kreditgeber für eine vorsichtige und verantwortungs
volle Kreditvergabe akzeptiert wird. Es ist ganz klar, dass europäische und
andere Banken nicht verantwortungsvoll handelte, als sie den Länd^ der
Peripherie so großzügig Kredite einräumten. Es ist nicht fair, wenn sie mm
keinerlei Einbußen hinnehmen wollen und die gesamte Verantwortung auf die
Schuldnerländer abwälzen. Griechenland muss also in der Lage sein, als sou
veränes Land die Bedingungen einer Schuldenstreichung für die Gläubiger
festzulegen und sich so von einem relevanten Teil der Schuldenlast zu befrei
en, jener Last, die letzten Endes untragbar ist. Denn die Schulden erdrücken
die griechische Wirtschaft und Gesellschaft. Sie nehmen dem Land den Atem.
TRNN\ Und was ist der zweite Punkt?

CL\ Zunächst noch was zum ersten Punkt. Die Schuldenstreichung muss im
Rahmen eines demokratischen Prozesses ablaufen, sie darf nicht bloß Sache
einer Regierung sein, selbst wenn diese demokratisch zustande gekommen ist.
Alle Schichten der Bevölkerung müssen einbezogen werden. Im Prozess der
Schuldenabschreibung muss die demokratische Stimme des Volkes, der Zivil
gesellschaft, der organisierten Arbeiterbewegung gehört werden. Sie haben
ein Recht zu wissen, worum es bei den Schulden geht. Sie haben ein Recht
darauf, zu entscheiden, was und wie genau zurückbezahlt werden soll. Soweit
noch zum ersten Punkt.

Was das zweite Element angeht, so würde ich ganz entschieden dafür plädie
ren, die Währungsunion zu verlassen. Der Beitritt war ein furchtbarer Fehler.
Der Verlust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit ist auch Ergebnis dieses
Schritts. In der Folge entstanden große Leistungsbilanzdefizite. Die angehäuf
ten Schulden sind zu einem guten Teil Resultate dieser Defizite. So lange das
Land sich nur im engen Rahmen der Währungsunion bewegen kann, muss es
sich den Austeritätsprogrammen, der Privatisienmgs- und Liberalisierungspo
litik unterwerfen, welche die EU aufzwingt. Die Zukunft wird, wie schon be
schrieben, eine lang anhaltende Stagnation, ein lang anhaltender Niedergang
sein. Griechenland muss die Eurozone verlassen. Wir müssen aus der Falle
der gemeinsamen Währung ausbrechen. Wir brauchen eine eigene nationale
Währung. Wir müssen wieder in der Lage sein, eine eigene Geld- und Fiskal
politik durchzuführen. Nur dann kann das Land den notwendigen langen und
schwierigen Kampf um eine Restrukturierung der Wirtschaft im Interesse der
arbeitenden Menschen, im Interesse der Bevölkerungsmehrheit führen und so
einen Wachstumspfad einschlagen. Ich glaube, dass das gelingen kann; da^
wird aber ein kompliziertes und sehr detailliertes Programm notwendig sein,
wesentlich auf der Grundlage einer sozialen und nationalen Wiederbelebung.
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TR^: Es ist ja nicht so, dass Griechenland nicht über Reichtümer verfügt. Der
griechischen Oberschicht ist es in dieser ganzen Zeit ja nicht schlecht gegangen.
In welchem Verhältnis stdit das zu den Angaben, die erledigt werden müssen?
CL: Das ist eine ganz zentrale Frage, und zwar in mehrfacher Hinsicht. Es war
die griechische Oberschicht, die entschieden hat, Griechenland in die Wäh-
nmgsunion zu fuhren. Eine fiirchtbare Entscheidung. Eine Entscheidung, die
nicht fiuiktioniert hat. Und nun fordert diese Oberschicht das griechische Volk
auf, einen gewaltigen Preis zu zahlen, entweder, um diese Wahl nicht rück
gängig machen zu müssen, oder aber, um diese Entscheidung zu revidieren,
aber ohne dass die Eliten die Kosten zu tragen haben. Wenn Griechenland al
so den Euro verlässt und dies so tut, wie ich vorschlage, so muss dies im
Rahmen einer tief greifenden sozialen Strukturveränderung erfolgen. Und ein
Kemelement muss die Umverteilung sein. Griechenland braucht eine Umver
teilung von Einkommen und Vermögen, ich würde fast sagen: mehr als jedes
andere Land der Währungsunion. Griechenland ist ein Land mit extrem un
gleichen Verteilungsverhältnissen. Die Reichen und auch die nicht-ganz-so-
Reichen, sogar die wohlhabenderen Mittelschichten zahlen einfach keine
Steuem. Das ist ein gewaltiger Einkommens- und Vermögensvorteil gegen
über der Mehrheit der Bevölkerung. Das muss aufhören. Das muss rückgängig
gemacht werden. Das aber ist nicht möglich im Rahmen der bestehenden so
zialen Zustände. Also: Exit Euro. Wenn das mit dem Willen der Bevölkerung
und im Rahmen einer breiten Mobilisierung geschieht, dann gibt es eine gute
Chance, diese Entwicklungen rückgängig zu machen und die dringend not
wendige Umverteilung durchzusetzen. Mehr soziale Gleichheit ist eine grund
legende Voraussetzung für Wachstum. Das ist unabdingbar. Nur so können
die Reichen, kann die griechische Elite dazu gebracht werden, ihren Beitrag
zu leisten. Eine weitere Sache, die Griechenland für eine Gesundung braucht -
soweit die Eliten betroffen sind - ist natürlich eine öffentliche Kontrolle und
öffentliches Eigentum im Bankensektor. Die griechischen Banken sind eigent
lich z^limgsunfdhig. Sie haben einen Haufen von griechischen Staatsanlei
hen, die sie abschreiben müssten. Der Wert der griechischen Banken liegt da
her gegenwärtig bei Null. Wenn sie frei verkäuflich wären, wäre der Börsen
wert Null. Sie müssen entschädigungslos verstaatlicht und unter nationale
Kontrolle gebracht werden. Im Folgenden müssten sie restrukturiert und dazu
gebracht werden, sich auf ihre eigentliche Aufgabe konzentrieren, die Finan
zierung der Binnenwirtschaft. Es geht um die Unterstützung der Klein- und
Mittelbetriebe, die Finanzierung der Produktion, die Schafiung von Arbeits
plätze. Denn die größte Tragödie, die Griechenland gegenwärtig erlebt, ist
die Zerstörung der Beschäftigung. Es gibt heute Hunderttausende von Famili
en in Griecheland, in dene niemand mehr Arbeit hat.

TRNN: Costas, das hört sich ja wie ein Programm für eine politische Bewe
gung an. Gibt es denn eine solche Bewegung mit einem solche Programm?

CZ: Es gibt keine bestimmte Bewegung, die so etwas vertritt. Und geau das ist
bis jetzt Teil der Tragik der gegewärtige politische Bewegunge. Allerdings
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werden diese Dinge breit diskutiert Die Leute sind sich der angesprochenen Pr^
lerne bewusst und Teile dieser Vorschläge wurden schon von politischen Partei^
angenommen. Das Kernproblem allerdings, das was die pohtischen Parteien in
Griechenland nur schwer akzeptieren könnai, ist die Aufgabe des Euro. D^ ist
wirklich schwierig. Und das Problem ist: Bin Austritt ist wirklich schwierig, er
wäre ein Schock; niemand kann sagen, dass es leicht wäre...

TRNN: Ja, es wäre ein Schritt ins Unbekannte.

CL: Genau. JedenMs teilweise ins Unbekannte. Dabei gibt es allerdings auch ei
ne ideologische Seite, denn bei Geld geht es immer auch um Ideologie. Die Leute
identifizieren sich mit der Währung, sie wird Teil von ihnai. Und es ist sehr
schwer zuzugeben, dass die Übernahme des Euro als nationale Währung ein Feh
ler war. Jetzt müssen wir zu einer schwächeren und engeren Form des Geldes zu
rückkehren. Das können die Leute nur schwer akzeptieren. Da weigern sie sich,
oder zumindest einige von ihnen. Die Kombination dieser beiden Elemente — der
Schritt ins Unbekannte, die damit verbundenen Gefehren einerseits und die ide^
logische Seite andererseits - führt dazu, dass politische Parteien diesen Schritt
nicht wagen. Eine weitere sicherlich sehr wichtige Sache sind die geopolitischra
Implikationen. Denn was wir hier diskutieren hat emste geopolitische FolgOT, wie
immer, wenn es um Währungen geht Wenn man sich entschlossen hat, sich der
Europäischen Währungsunion anzuschließen und man scheitert, dann ist ein Aus
tritt auch eine geopoütische Entscheidung; viele griechische Parteien furchten die
se Folgen. Sie sind nicht bereit, diesen offen ins Auge zu sehen und dem griechi
schen Volk entsprechende Vorschläge zu machen.

TRNN: Aber was wären denn die Folgen? Marginalisiert zu werden? Oder was
sonst?

CL: Ja, da ist die Angst vor einer Marginalisierung, von Europa abgeschnitten
zu werden. Die Angst vor verstärkten Spannungen mit Nachbarlfmdem. Die
Unsicherheit, wie wohl Griechenland als kleines Land seinen Weg in der Welt
machen kann. Alle diese Ängste werden von der Regierung gepflegt und von
denen, die in der Eurozone bleiben wollen. Der Euro wird noch immer als si
cherer Hafen für Griechenland dargestellt. Eigentlich ist das lächerlich, ange
sichts der Tatsache, dass der Euro die schwerste Wirtschaftskrise in der Ge
schichte des Landes verursacht hat. Doch die Rede vom sicheren Hafen kommt
noch immer an, jedenfells in einem gewissen Ausmaß. Und solange politische
Parteien, eine einzelne politische Partei oder eine Parteienallianz, auf diese
Ängste keine befiiedigende Antwort haben, solange diese den Menschen nicht
versichern, dass sie auf ihre eigene Kraft vertrauen können, dass sie nicht in ei
nem dunklen Abgrund verschwinden werden, dass sie das Land mit Hilfe ihrer
Fähigkeiten umgestalten können, solange werden die Menschen unentschlossen
bleiben. Und solange wird sich die Lage nicht beruhigen.

TRNN: Vielen Dank, Costas, dass Sie zum TRNN gekommen sind.
Übersetzung: Jörg Goldberg



Klaus Dräger

„Eurokrise" - Strategielose Gewerkschaften und T .inkp

Was kritische Stimmen voraussagten, ist inzwischen eingetreten: Die leichte
Erholimg der Weltwirtschaft infolge der Konjunkturprogramme wichtiger Län
der wie USA, China, Brasilien, Deutschland und Frankreich 2009 und 2010
hielt nur bis Ende 2011. Seit 2012 schwächt sich das Wachstum global und so
gar in den wachstumsstarken Schwellenländem China und Brasilien wieder ab.

In der Europäischen Union haben insbesondere die Kürzung öffentlicher Aus
gaben (Austeritätspolitik), Druck auf Löhne und Tarifsysteme, Privatisierung
und die weitere Deregulierung der Arbeitsmärkte nicht nur die südlichen Län
der (Griechenland, Portugal, Spamen und Italien) in die Rezession zurückge
worfen, sondern z.B. auch reiche Länder wie Luxemburg, die Niederlande
und Großbritannien.. Für die Eurozone wird mit einem Minuswachstum von
0,3 Prozent gerechnet. In den meisten übrigen EU-Ländern stagniert die Wirt
schaft.

So wundert es nicht, dass aus den Gewerkschaften und den Parteien des Mitte-
Links-Spektrums (Sozialdemokraten, Sozialliberale und Grüne) der Ruf er
klang, die Politik der „Haushaltskonsolidierung" zeitlich länger zu strecken
und parallel europäische „Wachstumsimpulse" zu setzen. Man könne nicht
länger nur „einseitig die wirtschaftlich Schwachen belasten", auch die „star
ken Schultern" müssten mehr in die Pflicht genommen werden.

Die ,Linke der Linken'^ schöpfte Hoffiiung aus der Griechenland-Wahl vom
Mai 2012, aus der das Bündnis der radikalen Linken Syriza als zweitstärkste
Kraft hervorgegangen war. Gemeinsam mit Fran9ois Hollande und der abso
luten Mehrheit der französischen Sozialisten in Nationalversammlung und
Senat könne eine Dynamik zu einer „europäischen Linkswende" aufgebaut
und zumindest allmählich ein Gegengewicht zu den Spardiktaten der deut
schen Kanzlerin Angela Merkel entwickelt werden.

Mitte-Links auf altbekannten Pfaden

D^aus ist nichts geworden. Die französische ,JLinksregierung" wollte Alexis
Tsiipas, dem Frontmann von Syriza, nicht einmal ein informelles Gespräch
anbieten. Ihr Europaminister Pierre Moscovici forderte schlicht, dass Grie
chenland alle Auflagen des Memorandums der Troika von Europäischer
Kommission, Internationalem Währungsfonds und Europäischer Zentralbank
erfüllen müsse. Die Auflagen neu zu verhandeln komme nicht in Frage. Bei
der Griechenlandwahl im Juni 2012 kam Syriza nochmals deutlich gestärkt
auf den zweiten Platz. Aber es reichte nicht für die von ihr angestrebte „Koali-

* Z.B. DIE LINKE in Deutschland, Front de Gauche in Frankreich, Izquierda Unida in Spanien,
die Rot-Grüne Einheitsliste in Dänemark usw.
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tion der Linken". Konservative (ND), Sozialdemokraten (PASOK) und die
Demokratische Linke (DIMAR) bildeten die neue Regierung, welche den bis
herigen Austeritätskurs fortsetzen will.

Franfois Hollande gewann seinen Präsidentschaftswahlkampf unter anderem
mit der Forderung, den Fiskalpakt neu zu verhandeln. Nun will aber auch
Frankreichs sozialistische Regierung ihn ohne Abstriche ratifizieren. Der EU-
Gipfel im Juni 2012 beschloss zwar einen „Wachstumspakt" - 120 Mrd. €
sind dafür offiziell vorgesehen. Seine Finanzierung steht auf wackligen Beinen:
55 Mrd. € aus bisher angeblich ungenutzten EU-Strukturfordermitteln, das Ei
genkapital der Europäischen Investitionsbank soll um 10 Mrd. € aufgestockt
werden (womit sie angeblich ein Kreditvolumen von 60 Mrd. € ,hebeln' kann),
4,5 Mrd. € privater Investitionen sollen über EU-Projektbonds für Infi-astruk-
turvorhaben mobilisiert werden.

Ob dies den EU-Staaten helfen kann, die dies am dringendsten brauchen, ist fiug-
lich. Angesichts der drastischen Ausgabenkürzungen in dai am härtesten von der
ICrise betroffenen südlichen und östlichen Peripherieländem der EU ist kaum da
von auszugehen, dass dort entsprechende Investitionsprojekte an den Start ge
bracht werden können - sie müssten von diesen klammen Staaten ja kofinanziert
werden. Elle Cohen (2012) rechnet ansonsten nüchtern vor: ,JDiese Initiative (...)
mobilisiert etwa ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts der EU, d.h. jährlich etwa
0,2 Prozent des BIP, wenn die Maßnahmen sich über fünf Jahre erstrecken. Nur
für Frankreich bedeutet aber die Einhaltung des geplanten Defizitabbaus einen
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts von 1,5 Prozent, allein in 2013!"

Dieser „Wachstumspakt" ist wieder einmal nur symbolische Politik. Das Mus
ter ist bekannt: Theo Waigels „Stabilitätspakt für den Euro" wurde Ende dCT
1990er Jahre durch den ,J>uck" des fi-anzösischen sozialistischen Premiermi
nisters Lionel Jospin zum „Stabilitäts- und Wachstumspakt" umgetauft. In der
Substanz blieb er unverändert.

SPD und Grüne in Deutschland gaben ihre filiheren Forderungen nach Euro
bonds auf. Sie stimmten dem Fiskalpakt und dem Europäischen Stabilitätsme
chanismus (Euro-Rettungsfonds) zu — gegen das bloße Versprechen der Bun
desregierung, sie werde sich für eine Finanztransaktionssteuer in der EU ein
setzen. Die italienischen Democratici stützen gemeinsam mit Berlusconis
Rechten weiterhin die Austeritätspolitik und die neoliberalen Strukturrefor
men der ohne demokratische Wahl installierten ,Expertenregierung' von Ma
rio Monti. Die Sozialdemokratien Spaniens, Griechenlands und Portugals hat
ten zuvor schon die Zukunft ihrer Parteien und ihre Regierungsmacht auf dem
Altar einer angeblich altemativlosen Sparpolitik geopfert.

Wahlkampfsituationen sind eine Sache - man möge mir aber ein einziges Bei
spiel nennen, wo Mitte-Links sich anschließend „im wirklichen Leben" gegen
die Interessen „der Finanzmärkte" gestellt oder Austerität und neoliberale
Strukturreformen abgelehnt hätte. Die Mitte-Links-Kräfte in der EU vertreten
vielmehr seit mindestens zwei Jahrzehnten eine „sozialliberalistische" Varian
te neoliberaler Politik und setzten sie an der Regierung um.
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Gewerkschaften, soziale Bewegungen (inklusive ihrer wissenschaftlichen Be
ratungsnetzwerke) und die .Linke der Linken' in Europa lehnen dies ab. Der
Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) und auch der DGB sind gegen den
Fiskalpakt wae zuvor gegen den Euro-Plus-Pakt. Die Hofl&iungen auf Frank
reichs Sozialisten, SPD, Grüne, itahenische Demokraten usw., die in den Jahren
der Oppositionstätigkeit dieser Kräfte bei den Gewerkschaften wieder wuchsen
- sie sind offenbar auf Sand gebaut. Seit Ende der 1990er Jahre - Stichwort
.JDritter Weg" Schröders und Blairs, Agenda 2010 in Deutschland usw. - sind
Gewerkschaften und linke Kräfte damit konfi-ontiert, dass ihre Kemanliegen im
parlamentarischen Raum nicht einmal von den einschlägigen Mitte-Links-
Bündnissen unterstützt werden, wenn diese Wahlen gewonnen haben.

Daraus ergibt sich für Gewerkschaften, soziale Bewegungen und die .Linke
der Linken' ein doppeltes Problem. Erstens: Welche alternative Programmatik
wird von ihnen jeweils vorgeschlagen, um die Finanz- und Wirtschaftskrise,
die .Eurokrise' etc. zu überwinden? Zweitens: Mit welcher Strategie kann die
se gegenüber rechten wie Mitte-Links-Regierungen stark und durchsetzungs
fähig gemacht werden?

Europäisch koordinierte Gegenmobilisierung?
Der EGB hatte nach dem Kriseneinbruch Ende 2007 zwei Jahre gebraucht,
um 2010 zumindest eine vorläufige programmatische Alternative für Europa
zu formulieren. Aus meiner Sicht hatte diese durchaus Substanz und bot viel
fältige andere gesellschaftliche Kräfte Anschlussmöglichkeite für ihre
jeweiligen Anliege. Im Mittelpunkt stand die Forderung nach einem europäi
schen ökologisch-solidarischen Zukunftsinvestitionsprogramm, das weit über
die bisher in de Gewerkschafte übliche Rufe nach .Konjunkturprogram
men' hinausging. Es war mindestens auf fünf Jahre angelegt, um einen .Pfad
wechsel' nach der .Großen Rezession' 2007-2009 in der EU zu befördern.
.Eurobonds' für Investitionen sollten es finanzieren und jährlich mindestens
1 Prozent des EU-BIP dafiir aufbringen. .Public sector led investment' - also
gebündelte öffentliche Investitionen und ihre gezielte Lenkung in bedürftige
Regionen und Branchen zur Einleitung einer ökologisch und sozial nachhalti
gen Entwicklung - das war die Grundphilosophie des EGB-Vorschlags.^
Im .Begleitprogramm': Brechung der Macht der Finanzmärkte (Verbote von
bestimmten Finanzinstrumenten; Banken und Finanzindustrie sollten
schrumpfen und auf eine dienende Funktion für Verbraucher und Realwirt
schaft reduziert werden); neue ökologische und soziale Industrie- und Dienst
leistungspolitik inklusive Fördermaßnahmen für die dazu nötigen Kompeten
zen, Ausbildung und Weiterbildung der Beschäftigten; höhere Löhne, .gute
Arbeit' und verbesserte soziale Sicherungssysteme zur Stabilisierung der
Massenkaufkraft, radikale Politik der Umverteilung von Einkommen und

2
Der DGB fordert jetzt ein ähnliches europäisches Zukunftsprogramm, das über eine Vermö
gensabgabe der Reichen finanziert werden soll.
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Vermögen usw. Es wurde verbunden mit dem Angebot „europäischer Akti
onstage der Gewerkschaften" (und sozialer Bewegungen), um in diesem
Rahmen parallel sowohl auf EU- als auch nationaler Ebene Druck gegen die
von den EU-Eliten und nationalen Regierungen ab Ende 2009 eingeleitete
Rückkehr zu Sparpolitik und neoliberalen Strukturreformen aufeubauen.

Vorläufige Bilanz: Auf nationalstaatlicher Ebene unterstützten die Gewerk
schaften der nordischen und exportorientierten EU-Staaten diesen Ansatz ̂ -
tenfells sehr verhalten. Die Umwelt- und Sozialverbände verstanden die Öff^
nung des EGB gegenüber ihren Anliegen nicht recht und verhandelten lieber mit
der EU-Kommission über die neue neoliberale .Europa 2020 Strategie' (ohne
positive Ergebnisse für sie), und überwiegend in den Staaten der EU-
Südperipherie kam es in diesem Rahmen zu machtvollen Demonstrationen oder
Generalstreiks.

Ironie der Geschichte: Ein EGB-Generalsekretär wie der Brite John Monks,
der zuvor stets von der europäischen gewerkschaftlichen Linken als „Wei-
chei" betrachtet wurde, weil er den Vertrag von Lissabon als ,J='ortschritt zum
sozialen Europa" pries und eine Politik im Geiste der Modernisierung der
„Sozialpartnerschaft" propagierte, entschied sich plötzlich für eine Strategie der
„gewerkschaftlichen Gegenmacht" in Europa. Rigoros lehnte er die Konzgition
der Euro-Rettungsschirme EFSF und ESM und die damit verbundenen Ände
rungen des EU-Vertrags ab, wie auch die Vorschläge der EU zur ,wirtschaflspo-
litischen Steuerung' und den Euro-Plus-Pakt. Trägheit und Ignoranz vielCT nati
onaler Gewerkschaftsdachverbände - vor allem die deutschen, niederländischen
und skandinavischen wähnten sich ja 2010/2011 auf der sicheren Seite eines er
neuten Wirtschaftsaufechwungs durch ihre ,kluge Beschäftigungspolitik' in der
Krise - sowie der übliche Opportunismus der NGO's im Umwelt- und Sozialbe
reich („Europa 2020 positiv begleiten, um Fördermittel für uns herauszuholen")
strangulierten die Perspektive eines allgemeinen „sozialen Aufinhrs" in Europa,
den die EU-Eliten zuvor so sehr befürchtet hatten (Dräger 2011).

Unter Monks' Nachfolgerin Bernadette Segol an der Spitze des EGB wurde
die Programmatik von 2010 dann auch schrittweise abgemildert, wie der
jüngste EGB-Vorschlag für einen EU-Solidarpakt (2012) verdeutlicht. Eben
falls Ironie der Geschichte: Selbst dieses abgespeckte Konzept wird von den
Mitte-Links-Kräften in der EU praktisch nicht unterstützt.

Über die Vorschläge und vielfältigen Wendungen von Gewerkschaften,
NGO's und der .Linken der Linken' in Europa in dieser Hinsicht wäre noch
viel Kritisches zu berichten. Leider fehlt im Rahmen dieses Beitrags der Platz
dafür. Deshalb konzentriere ich mich insbesondere auf die Rezepte der ent
sprechenden Akteure aus Deutschland.

Grundsatzkritik an der Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion ...

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (Memorandum) legte im
Februar 2011 ein Sieben-Punkte-Programm gegen die Eurokrise vor. Darin
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prangerte sie zu Recht die .J^ehikonstruktion der Wirtschafts- und Währungs
union seit dem Vertrag von Maastricht 1992" an: die willkürlichen Verschul
dungsobergrenzen (3 Prozent des BIP für öffentliche Haushalte, 60 Prozent
des BIP für öffentliche Gesamtverschuldung), die einen Zusammenhang von
Verschiddung und Inflation behaupteten, der auch nach Auffassung von
Mainstream-Ökonomen in den 20 Jahren zuvor nie beobachtbar war;^ die ne
gative Koordinierung der Wirtschafls- und Fiskalpolitik, die ausschließlich
auf niedrige Inflation und Schuldenabbau fixiert war und auf positive Maß
nahmen zur Herstellung realwirtschaftlicher Konvergenz in der WWU völlig
verzichtete; die No-Bailout-Klausel und die einer demokratischen Kontrolle
entzogene Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank usw.

Weil auch unter dem Dach der Währungsunion der erbitterte „Standortwett
bewerb" fortgesetzt wurde, verschärften sich die bestehenden Unterschiede in
der Produktions- und Dienstleistungsstruktur, bei Produktivität und Lohn
stückkosten, und mit ihnen wuchsen die Leistungsbilanzungleichgewichte in
nerhalb der EU. Die Ökonomien innerhalb der Eurozone (aber auch in der EU
insgesamt) entwickelten sich seit der Einführung des Euro immer weiter aus
einander, statt zu konvergieren. Es ist klar, dass eine Währungsunion solche
Spannungen auf Dauer nicht aushalten kann.

Ein weiterer fundamentaler Kritikpunkt an der Fehlkonstruktion der Eurozone
ist die Vergemeinschafhmg der Geldpolitik ohne gemeinschaftliche Fiskal- und
Wirtschaftspolitik und einen handlungsföhigen EU-Haushalt. Eine Währung ist
nur dann auf Dauer überlebensföhig (souverän), wenn sie einen staatlichen Un
terbau hat, d.h. eine Regierung, die Steuern erheben kann, einen Haushalt, der
zur Korrektur und Bewältigung wirtschaftlicher Schocks eingesetzt werden
kaim und ein „Schatzamt", das dies alles zügig organisieren kann. Die Mitglied
staaten der Eurozone haben ihre währungspolitische Souveränität verloren, ohne
dass der Euro zu einer „souveränen Währung" geworden wäre. Der Euro hat nur
die Emopäische Zentralbank und ihre geldpolitischen Instrumente, der Unterbau
fehlt ihm. Der EU-Haushalt ist mit seinen 1 Prozent des EU-27 BIP im Ver
gleich zum Bundeshaushalt der USA (24 Prozent des US-BIP) ein Witz -
schnelles Reagieren und Gegensteuem auf einen gleichmäßigen Schock wie
die Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/2009 ist mit ihm nicht möglich.
In der EU (und Eurozone) müssen also die Mitgliedstaaten mit ihren nationa
len Haushalten gegen Krisen agieren, sich langwierig auf ein gemeinsames
Vorgehen einigen (oder nicht) - daher die Politik des Durchwursteins mit den
stets sich als unzureichend erweisenden Euro-Rettungsschirmen. Dabei blei
ben die EU-Regierungen gegenüber den Finanzmarktakteuren stets im Hinter-

Vielmehr stieg in den 1980er und 1990er Jahren die öfifentliche Verschuldung, während die In
flationsrate sank - nach der Maastricht-Philosophie hätte steigende öffentliche Verschuldung
zu höherer Inflation flihren müssen.

Dazu hatten z.B. das IMK (2005) und das fianzösische OFCE (2007) stichhaltige Analysen
vorgelegt. Vgl. auch Joachim Becker (2011).
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treffen. Die nationalen Zentralbanken hingegen sind darauf angewiesen, dass
die EZB ihnen mit Reserven aushilft (was diese tun oder lassen kann). In den
USA mag ein einzelner Bundesstaat pleite gehen, ohne dass d|r Dollar in den
Abgrund gerissen wird - in der Eurozone ist das nicht der Fall.

... aber ja zum Ausbau der Euro-Rettungsschirme

Die Memo-Gruppe unterstützte den Aufbau der Euro-Rettungsschirme EFSF
und ESM im Umfang von insgesamt 750 Mrd. € (zusammen mit Mitteln des
IWF) und forderte ihren Ausbau. Mit einem „ausreichenden Volumen" sollten
Spekulanten abgewehrt, steigende Risikoaufschläge für Staatsanleihen z.B.
Griechenlands, Irlands, Portugals usw. verhindert und die Finanzmärkte beru
higt werden. Die von notleidenden Mitgliedstaaten zu erfiillenden Bedingun
gen für Kredite aus den Euro-Rettungsschirmen - drastische Austeritätspoli-
tik, Privatisierungen, Senkung der Löhne und Umsetzung neoliberaler Struk
turreformen - lehnte sie klar ab. Alternative Bedingungen - z.B. die Ver
pflichtung zu höheren Steuern auf Vermögen, Untemehmensgewinne und ho
he Einkommen, zur Einführung von Kapitalverkehrskontrollen um Kapital
flucht zu verhindern, zu Investitionen in den sozial-ökologischen Umbau -
wurden nicht vorgeschlagen. Gefordert wurde eine koordinierte expansive Fi
nanzpolitik der EU-Staaten und ein langfristig angelegtes öffentliches Inyesti-
tionsprogramm der EU. Dessen Umfang wurde allerdings nicht beziffert.
Nimmt man die ursprünglichen Forderungen des EGB (fünf Jahre lang jähr
lich 1 Prozent des EU-BIP - rund 126 Mrd. € - für ein europäisches Investiti
onsprogramm) als Maßstab, wäre es wahrscheinlich auch hart gesottenen
„Schuldenhydrauükem" bei den für Euro-Rettungsschirme, Investitionspro
gramme usw. insgesamt aufeubringenden Summen schwindelig geworden.
Ähnlich wie die Memo-Gruppe lehnen der DGB und das gewerkschaftsnahe
Institut ßr Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) die scharfen
Auflagen für Euro-Rettungskredite ab. Der DGB fordert ein Zukunftspro
gramm für Wachstum und Beschäftigung, beklagt die mangelnde Regulierung
der Finanzmärkte und fordert einen höheren Beitrag von Vermögenden, Kapi
taleinkünften und hohen Einkommen zur Bewältigung der Krise. Letzteres
hinderte den DGB allerdings nicht daran, Ende September 2011 gemeinsam
mit Arbeitgeberpräsident Hundt den Bundestag aufeufordem, dem Euro-

Jörg Goldberg (2011) hat dieses Problem m. E. indirekt sehr treffend angesprochen. Warum
können sich die USA, Großbritannien oder Japan bei deutlich höheren Staatsschuld^ (USA,
Japan) im Vergleich zur EU und einem hohen Leistungsbilanzdefizit (USA) und somit,objek
tiv' hohem ,Insolvenzrisiko' zu günstigen Zinsen (1,4 - 1,6 Prozent) auf den Finamanärkten
refinanzieren, Spanien, Italien etc. aber nicht? „Es liegt die Vermutung nahe, dass die Finanz
märkte - und das sind wenige , systemrelevante' Investoren - und deren politische Einschät
zungen eine viel größere Rolle spielen als vermeintlich ,objektive' Verschuldungskennzif-
fem." USA, Japan und Großbritannien haben den Vorteil, dass sie sich in eigener souveräner
Währung verschulden können und notfiills die nötige Palette an Instrumenten haben, höhere
Schulden zu ,monetisieren'. Ausführlicher dazu aus Sicht der post-keynesianischen ,Modem
Monetary Theory'; Wray (2011).
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Rettungsschirm EFSF zuzustimmen. Das Ratifizierungsgesetz sah aber die
vom DGB kritisierten harschen Bedingungen für die Kreditvergabe vor, was
die Gewerkschaftsführer durchaus wussten. In staatsmännischer Pose hatten
der DGB-Vorsitzende Michael Sommer und die Vorsitzenden aller Einzelge
werkschaften mit großformatigen Anzeigen in Tageszeitungen trotzdem für
die Zustimmung zum EFSF geworben: Ja zu Europa - ja zum Euro".

Der Hintergrund: ,J)ie Konsequenz einer Verschärfung der Euroraumkrise bis
hin zu einer Insolvenz wäre nicht nur für die Länder in Finanzierungsschwie
rigkeiten, sondern auch für Deutschland sehr negativ." (IMK 2011) Insbeson
dere wenn größere Länder (wie z.B. Spanien, Italien) in eine Abwärtsentwick
lung gerieten, verschlechtem sich die .Absatzchancen für Deutschlands Ex
portindustrie". So gesehen wären Hilfen für die betroffenen Länder „also auch
Hilfen für die deutsche Wirtschaft".

Noch deutlicher wurde die IG Metall (2011): ,JDie deutsche Wirtschaft .lebt'
wie kaum eine andere Volkswirtschaft vom Export. Die Kunden im Ausland
sichem bei uns Millionen von Arbeitsplätzen. Die wichtigsten Abnehmer
deutscher Waren sind die Europäer. (...) Die gemeinsame Währung hat gera
de die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Produkte enorm erhöht. Wenn die
hoch verschuldeten Länder aus der gemeinsamen Währung .hinausgeworfen'
werden, werten sie ihre Währungen ab, um ihre Wettbewerbsföhigkeit zu ver
bessern. (...) Eurobonds, Rettungsfonds und andere Hilfeleistungen an Defi
zitländer sollten an Bedingungen geknüpft werden, die das Ziel haben, Schul
den abzubauen: Das heißt, die Länder sollen Maßnahmen ergreifen, die die
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Wirtschaft verbessern und Wirtschaftswachstum
fbrdem. Hierzu müssen die Krisenländer zwar selbst beitragen, zum Beispiel
durch effektivere Steuersysteme, allerdings brauchen sie auch Unterstützung
etwa durch einen neuen .Marshallplan'."

Ihr Vorsitzender Berthold Huber sagte dem Deutschlandradio (11.10.2011):
„Wir sind die Gewinner des Euros und wir müssen als Bundesrepublik
Deutschland größten Wert darauf legen, dass dieser Euro erhalten bleibt. Da
fühle ich mich auch mit den Arbeitgebem ziemlich einig."
Der Euro und die EU müssen nach dieser Wahmehmung also gerettet werden,
um das langfiistige Überleben des aggressiven deutschen „Exportweltmeis
termodells" abzusichem. Das beherzte Bekenntnis solcher Gewerkschaftsspit
zen zu EU und Euro dient in erster Linie der vermeintlichen Sicherung „deut
scher nationaler Interessen". Kapital und Arbeit in Deutschland sitzen dabei
im gleichen Boot (vgl. Streeck 2012). Gut — den Griechen, Portugiesen, Iren
usw. muss mit Strukturbeihilfen und nicht näher ausgeführten .Marshallplä
nen' irgendwie geholfen werden. Aber in erster Linie sollen sie Schuldenab
bau betreiben und die „intemationale Wettbewerbsfähigkeit" ihrer Wirtschaf
ten wieder herstellen - was implizit auch jahrzehntelange .Lohnmoderation'
der dortigen Gewerkschaften einschließt.

In seinem Buch „Kurswechsel für Deutschland: Die Lehren aus der Krise"
(2010) hatte Huber für ein neues Gesellschaftsmodell plädiert: Deutschland
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müsse weiterhin eine Industriegesellschaft bleiben, aber ökologischer und so
zialer werden und deshalb ein binnenwirtschaftliches Entwicklungsmodell an
streben. In die gleiche Richtung argumentierte früher auch das 11^. Sicher -
das geht nicht von heute auf morgen. Ist das aber ein Grund, die schon mal
gewonnenen „Lehren aus der Krise" gleich wieder zu vergessen und den de
monstrativen Schulterschluss mit dem deutschrai Kapital zu üben?

Eurorettung - Spiel auf Zeit?

Im Kern ging es den deutschen Gewerkschaften bei ihrer Zustimmung zu den
Euro-Rettungsschirmen darum, in einer zugespitzten Krisensituation „Zeit zu
gewinnen". Den zeitlichen Aufschub durch die Errichtung der vermeintlichen
,Brandmauem' nutzten jedoch andere: die,systemrelevanten Finanzinvestoren',
um ihr Geld aus griechischen Anleihen, spanischen und italienischen Bankra
usw. abzuziehen und die Risikoaufschläge für spanische und italienische Anlei
hen weiter hochzutreiben - sowie Angela Merkel, um immer schrillere Aufla
gen für Austeritätspolitik und neoliberale Strukturreformen auf EU-Ebene -m
verankem (Euro-Plus-Pakt, EU-Richtlinien zur ,Economic Govemance', Fis
kalpakt usw.). Ersteres führte dazu, dass für das Risiko eines Zahlungsausfalls
Griechenlands, Irlands, Portugals usw. jetzt die Steuerzahlerinnen aus den ande
ren Euro-Ländern haften. Mit den Rettungsschirmen wurde eine Transferunion
zugunsten von Banken und Finanzinvestoren geschaffen und nicht den Ein
wohnerinnen dieser Länder geholfen. Letzteres führt dazu, dass Insolvaizen der
Länder in Finanzierungsschwierigkeiten wahrscheinlicher werden, weil Austeri-
tät und neoliberale Strukturreformen die Rezession dort vertiefen und bei allen
kurzfristigen „Erfolgen" beim Abbau von Haushaltsdefiziten die öffentliche
Gesamtverschuldung wächst, da das BIP über Jahre hin schrumpft.

Weder EFSF noch ESM können eine Verschärfung der Finanzierungskrise
von Ländem wie Italien (Schuldtitel von 2 Billionen € stehen zur Umschul
dung an) und Spanien (800 Mrd. €) bewältigen. Interventionen des ESM zur
Stützung der Anleihen dieser Länder dürften die Lage eher noch verschlim
mem: Sobald die Finanzinvestoren den Eindmck gewinnen, dass die Mittel des
ESM schrumpfen, werden sie Anleiheverkäufe vorziehen, um später nicht auf
an Wert verlierenden Papieren sitzen zu bleiben. Fazit des belgischen Ökon(>
men Paul De Grauwe (2012): „So werden die Interventionen des ESM die Kri
sen noch beschleunigen statt sie einzudämmen."

Auf John Maynard Keynes können sich die Befürworter der Euro-
Rettungsschirme jedenfells nicht bemfen. In seiner Schrift ,The Economic Con-
sequences of the Peace' (1920) ging er hart mit jenen Regierungen zu Gericht,
die Deutschland nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg horrende Reparations
zahlungen aufbürdeten. Die Schuldenlast Deutschlands müsse vielmehr auf eine
wirtschaftlich tragföhige Höhe vermindert werden, um einen Wirtschaftsauf
schwung und dauerhaften Frieden in Europa zu ermöglichen. Einer Strategie
des „Schuldenaudits" und der Entschuldung der Krisenstaaten stehen viele
gewerkschaftsnahe Ökonomen (IMK 2011a, Busch 2012) aber eher ablehnend
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gegenüber. So auch neuerdings die deutsche Memo-Gruppe (2012, 8. 167):
, Auf entfesselten Finanzmärkten ist ein Schuldenschnitt ein Spiel mit dem Feu
er." Weil die Finanzinvestoren dabei mit drastischen Verlusten zu rechnen ha
ben, treiben sie die Risikoaufechläge für Anleihen anderer gefährdeter EU-
Staaten hoch. Hinzu kämen die Kosten für eine Rekapitalisierung der von ei
nem Schuldenschnitt betroffenen Banken und Versicherungen in der EU.

In der Tat: Eine solche Strategie steht und fällt mit der Brechung der Macht
der Finanzmärkte - von der Einfuhrung von Kapitalverkehrskontrollen, der
Zerschlagung des Schattenbankensystems imd Verboten spekulativer In
strumente (CDS, Derivate etc.) bis hin zur Sozialisierung der Banken. Es
geht um ,regime change' und nicht bloße „Regulierung der Finanzmärkte",
wie sie derzeit von der EU als ,liberale Regulierung für mehr Transparenz'
gestaltet wird. Wenn der Finanzsektor so drastisch geschrumpft und die
Banken auf ihre dienende Funktion für Realwirtschaft und Verbraucherin
nen reduziert werden, ist ihre Rekapitalisierung jedenfalls billiger als die zu
erwartenden Verluste aus den Rettungsschirmen bei einer Insolvenz von
Krisenstaaten. Wäre bereits 2010 ein Schuldenschnitt für Griechenland zu
Lasten der privaten Gläubiger eingeleitet worden - 2009 betrug seine öf
fentliche Gesamtverschuldung ,unhaltbare' 129,4 Prozent seines BIP - wäre
der Rekapitalisierungsbedarf deutlich geringer gewesen als die über 220
l^d. € zu erwartenden Verluste der Euro-Rettungsschirme, wenn das Land
in den nächsten Jahren - wie von vielen Beobachtern erwartet - insolvent
ginge (Schuldenstandsquote 2011 bereits 165,3 Prozent des BIP, Tendenz
steil ansteigend).

Ausblick

Die Schwäche der ,Altemativkonzeptionen" von Gewerkschaften und alternati
ven Linken liegt zum einen in ihrer Fixierung auf einzelne Instrumente oder j^Mo-
delle", die den systemischen Zusammenhang der Krisen außer Acht lassen. Die
realen politischen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die Strategien der
EU-Eliten werden von ihnen weitgehend ausgeblendet - dazu einige Beispiele:
Eine Teilvergemeinschaftung der Schulden der Mitgliedstaaten mit gemein
samer Haftung durch Eurobonds klingt gut, würde sie doch den wirtschaft
lich schwächeren EU-Ländern auf den ersten Blick niedrigere Zinskosten
bringen. Ein Wechsel bestehender öffentlicher Schulden auf Eurobonds be-
wrkt aber weder Entschuldung noch neue fiskalische Schuldenkapazität für
die Emozone. Alle maßgeblichen Eurobonds-Vorschläge in dieser Hinsicht
(Stabilitätsbonds der Europäischen Kommission, das Konzept von Juncker
und Tremonti usw.) sehen genau wie bei den Euro-Rettungsschirmen vor,
dass die Mitgliedstaaten bei einem Tausch ihrer Schuldtitel (bis zur Maast
richt-Grenze von 60 Prozent ihres BIP) in gemeinschaftliche Eurobonds

^ Diesen Aspekt kann ich aus Platzgründen hier nicht weiter ausführen. Vgl. dazu u.a. Michel
Hussen (2011).
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„strikte Konditionen" ä la Fiskalpakt zu erfüllen hätten^ Was wäre damit
gewonnen?

Die Europäische Zentralbank soll als ,^editgeber letzter Instanz" die Mit
gliedstaaten mit unbegrenzter Liquidität versorgen und so die Angriffe der Spe
kulanten zunichte machen? Das könnte sie durchaus (De Grauwe 2011), aber
der EZB-Rat will es nicht. Die Anleihekäufe der EZB zur ,3itlastung" Spa

niens und Italiens wurden stets erfolgreich mit Druck zu Austerität und Stnik-
turreformen garniert, Berlusconi so aus dem Amt gejagt. Wie bringt man aber
absolut unabhängige Zentralbanker zum Umlenken? Durch gut gemeinte Me
moranden?

Endlich eine „demokratische europäische Wirtschaftsregierung" einschUeßhch
der Kompetenz errichten, „die Richtung der Haushaltspolitik der Mitgliedstaa
ten zu bestimmen", indem das Eurqjäische Parlament nach dem Mitentschei
dungsverfahren in die Prozesse der derzeitigen „wirtschaftspoHtischen Steue
rung" einbezogen wird (Busch 2012, S. 43)? Da dies als kurzfiistige Lösung
vorgestellt wird, bis später einmal im Rahmen einer „echten Föderalverfessung"
mit voll demokratisiertem Europaparlament und einer zweiten Kammer der
Mitgliedstaaten die ,J*olitische Union" vollendet ist, stellt sich die Frage: Hat
der Verfesser nicht bemerkt, dass die Mehrheit des EP bei den EU-
Verordnungen zur ,Economic Govemance' sein Mitentscheidungsrecht nutz
te, um dem Rat „automatischere Sanktionen" beim Stabilitätspakt und eine
gestärkte Rolle der Kommission abzuringen (vgl. Dräger 2011a)? Warum
sollte eine neoliberale Mehrheit des Europäischen Parlaments ausgerechnet
die alternativen Vorschläge aus den Gewerkschaften umsetzen wollen?

Wer sind dann aber die Akteure, um einen Politikwechsel voranzutreiben? Roose-
velt's New Deal in den 1930er Jahren, der vielen in den Gewerkschaften und der
altemativen Linken als Vorbild für die heutige Krisenbekämpfung dient, war die
Reaktion auf massive Kämpfe der Gewerkschaften, Kriegsveteranen und armen
Farmer. Erst die Angst des Großkapitals, dass die Situation außer Kontrolle gera
ten könnte, machte es zu Zugeständnissen bereit. Ohne verallgemeinerten „sozia
len Aufruhr", den die EU-Eliten in der Krise 2008/2009 befürchteten, wird sich
weder in Deutschland noch in der EU etwas zum Positiven bewegen.

Literatur

Anderson, Perry (2012): After the Event (Debating Europe); in: New Left Review 73, January-
February 2012, pp. 47-61

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (2011): Sondermemorandum Euroland in der Krise
- Ein Sieben-Punkte-Progranun zur Wirtschafts- und Währungsunion, Februar

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (2012): Memorandum 2012. Europa am Scheideweg
- Solidarische Integration oder deutsches Spardiktat, Köln

Becker, Joachim (2011): EU: Von der Wirtschafts- zur Integrationskrise, in: Z 85, März 2011, S. 10-
30

•T

Griechenland hätte im Übrigen dann immer noch ,Junkbonds" im Umfeng von 100 Prozent
seines BIP, Italien von 60 Prozent und Portugal von 40 Prozent.



58 Z- Nr. 91 September 2012

Busch, Klaus (2012): Scheitert der Euro?; Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung, Februar

Cohen, Elie (2012): L'intiative de croissance Hollande; Telos, 25.06.2012

De Grauwe, Paul (2012): The European Centrai Bank as the lender of the last resort; voxeu
18.8.2011, http://voxeu.or^article/european-central-bank-lender-last-resort

De Grauwe, Paul (2012): Why the EU summit decisions may destabilize bond markets; voxeu,
2.7.2012; http://voxeu.org/article/why-eu-summit-decisions-inay-destabilise-
govemment-bond-markets

Dräger, Klaus (2011): Sado-monetarism rules ok?! EU Economic Govemance and its conse-

quences, Analysis and Reflection Paper for the 17th Euromemo Conference in Vienna,
16-18 September 2011, Cologne, 3 September;

http://www2.euromemorandum.eu/uploads/background_paper_draeger_sado_monetari
sm_rules_ok_eu_economic_govemance_and_its_consequences.pdf

Dräger, Klaus (201 la): Europäische Wirtschaflsregierung. EU auf dem Weg zum „Deutschen Eu
ropa"?; in: Widerspruch 61,31. Jg./2. Halbjahr 2011

EGB (2012): Ein Sozialpakt für Europa; 6.6.2012; http://www.etuc.Org/a/10141

ETUC (2010): The Economic Crisis - New Sources of Finance, 10 March 2010

ETUC (2010a): A major Investment Stimulus to get Europe into Jobs and out ofdebt; Economic
discussion note 2010 - 13,27 September 2010

Goldberg, Jörg (2011): Staatsverschuldung und Finanzmärkte; Buchbesprechung zu Jürgen Lei
biger ,Bankrotteure bitten zur Kasse'; in: Z 88, Dezember, S. 205 - 208

Huber, Berthold (2010): Kimswechsel für Deutschland. Die Lehren aus der Krise, Frankfürt/M.

Huber, Berthold (2011): dradio Interview „Wir sind die Gewinner des Euros",

http://www.dradio.de/dlfi'sendungen/interview_dlCl 575529/
Husson, Michel (2011): Eine kooperative Lösimg für Europa, in: Sand im Getriebe (Newsletter

attac), Nr. 93, Frankfurt/M., S. 13-16

IG Metall (2011): Schuldenkrise in der Euro-Zone. 10 Gründe für den Euro und die Währungs
union, 18.11.2011

IMK(2005): Gustav Horn u.a.: Quo vadis Euroraum?, IMK Report Nr. 1, August

IMK (2011): Herausforderungen für die Wirtschaftspolitik 2011. Der Euroraum in Trümmern?,
IMK Report Nr. 59, Januar

IMK (201 la): Gustav Horn u.a.: Schuldenschnitt für Griechenland - ein gefährlicher Irrweg für
den Euroraum, IMK Report Nr. 63, Juni

OFCE (2007): Catherine Mathieu u. Henri Sterdyniak: How to deal with economic divergences in
EMU?; OFCE Working Paper No. 2007-14, May

Streeck, Wolfgang (2012): Markets and Peoples. Democratic Capitalism and European Integrati
on; in: New Left Review 73, January/February 2012, pp. 63 -71

Wray, L. Randall (2011): The Unusual Case of Euroland: The Non-Sovereign Nature ofthe Euro
and the Problems Raised by the Global Financial Crisis; MMP Blog # 16, September
18; http://neweconomicperspectives.org/2011/09/mmp-blog-16-unusual-case-of-
euroland.html



Joachim Bischqff/Norbert Weber

Regulierter Finanzsektor?

Fünf Jahre nach Ausbruch der großen Krise

Fünf Jahre sind seit dem Ausbruch der Finanzkrise 2007 vergangen und die
Globalökonomie und das internationale Finanzsystem haben - trotz etlicher
Regulierungen der Finanzmarktarchitektur - noch immer nicht aus dem Teu
felskreis herausgefunden. Im Gegenteil: Die Ungleichgewichte sind im Sommer
2012 größer als je zuvor, da die miteinander verknüpften Schwachstellen sich
weiter gegenseitig verstärken. Die Ziele einer Rückkehr zu beschleunigter Kapi
talakkumulation und entsprechendem Wirtschaftswachstum, einer zukunftsori-
entierten Wirtschaftspolitik und eines stabilen Finanzsystems liegen nach wie
vor in weiter Feme. Und obwohl auf intemationaler Ebene Fortschritte bei der
Regulierung erzielt worden sind, bedroht der Zustand des Finanzsektors noch
immer die Stabilität der Globalökonomie und der Euro-Zone.

In den zurückli^enden Jahren ist an der Finanzmarktregulierung etliches ver
bessert worden. Warum konstatiert dann die Bank für Internationalen Zah
lungsausgleich, gleichsam die globale Notenbank aller Zentralbanken, im Juni
2012 doch eine massiv zugespitzte Situation? Nach der Krise war der intemati-
onale Finanz- und Bankensektor mit kurz- und langfristigen Herausforderungen
konfrontiert. Auf kurze Sicht mussten die Banken in ihren Bilanzen ihre Kredit

vergabepraxis sanieren. Das hieß: Abschreibung notleidender Aktiva (= Verlus
te für die Anspmchsgmppen) und Rekapitalisierung (was mit öffentlichen Mit
teln erleichtert werden konnte). Diese Sanierung ist bis heute nicht abgeschlos
sen, weil das Platzen der großen Vermögenspreisblase (vor allem im Bereich
der Immobilienpreise) anhält und immer weitere notleidende Aktiva produziert.
Sind die Bilanzen saniert, werden die Banken besser imstande sein, ihre Liqui
ditätspositionen sowohl national als auch intemational zu stärken, indem sie
sich auf traditionelle Finanzierungsquellen stützen. Auf lange Sicht müssen die
Banken über eine ausreichende Finanzkraft verfügen, damit sie ihre wesentliche
Aufgabe ohne staatliche Unterstützung erfüllen können. Und da die neuen regu
latorischen Rahmenbedingungen auf ihre Gewinne drücken werden, müssen sie
sich stärker auf die Steigerung ihrer Kosteneflfizienz konzentrieren als bisher.

Diese umfessenden Veränderungen sind mit der Notwendigkeit einer Reduktion
des gesellschaftlichen Gewichts der gesamten Finanzsphäre verbunden, die sich
infolge der vermögensgetriebenen Kapitalakkumulation herausgebildet hatte und
deren Schrumpfung unvermeidlich ist. Sicherlich kann die Frage aufgeworfen

Vgl. Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (2012); siehe auch Dullien (2012a und b).
Auch die aktuellen Schwierigkeiten bei der Rekapitalisierung der spanischen Banken zeigen
die Schwächen der Regulierung. Bereits die Schafiiing einer europäischen Bankenaufsicht ein
schließlich eines Abwicklungsregimes verlangt von den Euro-Staaten einen erheblichen Ver
zicht auf Souveränität zugunsten der Euro-Ebene.
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werden, ob eine Aufliebung der Fehlentwicklung überhaupt erfolgreich sein kann
Aber auch unter dem Blickwinkel systemimmanenter Reformen kann nicht davon
gesprochen werden, dass die Redimensionierung der Sphäre des Geld- und Fi
nanzkapitals abgeschlossen ist, was nachfolgend entwickelt werden soll.

Systemimmanente Regulierungsanfordeningen

Die Finanzkrise legt klare Schlussfolgerungen für die Regulierungsinstanzen
nahe, die für die Wiederherstellung und Sicherung der Finanzstabilität zustän
dig sind. Es geht um folgende Bausteine:

•  Erhöhung der Eigenkapitalausstattung der Banken und Verbesserung von
Haflungs- und Kontrollstrukturen.

•  Deutliche Verbesserung der Einlagen Versicherungen und deren Einbin
dung in ein europäisches System; dazu gehören auch Insolvenzrecht und
entsprechende Abwicklungsfonds, die von den Finanzinstituten selbst
aufgebaut werden müssen.

•  Schattenbanken und Ratingagenturen müssen strikten gesellschaftlichen
Regeln und Kontrollen unterworfen werden.

•  Schließlich sind die bisherigen Aufsichtssysteme auszubauen und auf eu
ropäischer Ebene zu installieren.

Diese Bausteine sind auch in einem Strategiepapier zum EU-Gipfel Ende Juni
2012 skizziert, das EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy, EU-
Kommissionschef Jose Manuel Barroso, Eurogruppenchef Jean-Claude Juncker
und EZB-Präsident Mario Draghi vorlegten, in dem eine „eine Verständigung
auf den weiteren Weg für die Eurozone" vorgeschlagen wird Als Zwischen
schritt forderten die Spitzenpolitiker die Einführung einer Banken-Union und
Gemeinschaftsanleihen (siehe hierzu ausführlicher BischofBDetje 2012).

Stabilisierung der Banken

Eine zentrale Botschaft der Krise lautet, dass die Banken ihre Liquiditätsposi
tionen - die inländischoi wie die internationalen - fehlgesteuert und es ver
säumt hatten, für risikoarme und damit sichere sowie diversifizierte Ertragsquel
len zu sorgen und die Kosten unter Kcmtrolle zu halten. Eine weitere Botschaft
war, dass undurchsichtige Bilanzen die Risikoanalyse erheblich erschwerten
und so verhinderten, dass die Schwäche der Eigenkapitalpolster der Banken
rechtzeitig bemerkt wurde. Das Hauptproblem bestand in dem hohen Abschrei
bungsbedarfnotleidender Aktiva, vor allem aus dem Hypothekarbereich.

Die Schlussfolgerungen für die Finanzinstitute waren: Verschärfung der Bi
lanzierungsvorschriften, Erhöhung des Eigenkapitals imd Ausbau der regula
torischen Aufsicht. Verlustabsorbierendes Eigenkapital erhöht die Wider
standskraft der Banken und stellt sicher, dass sie stets Zugang zu den Finan
zierungsmärkten haben. Aus den diversen Stresstests wurden Auflagen zur
Erhöhung des Eigenkapitals abgeleitet und auf den Weg gebracht, aber die
Zeit reichte nicht aus, zu einer hinreichenden Erhöhung zu kommen.
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Was ist davon in den letzten Jahren umgesetzt worden? Banken in aller Welt
haben in den letzten Jahren ihre Eigenkapitalbasis verstärkt. Im Zeitraum von
2008 bis 2011 erhöhten große europäische Banken ihre Kemkapitalquote um
20 Prozent, große US-Banken um 33 Prozent und große japanische Banken
um 15 Prozent. Bei einer Basisquote von 4-6 Prozent bezogen auf die Bilanz
summe sind diese Erhöhungen noch deutlich zu gering!

Die Faktoren hinter diesem Anstieg der Eigenkapitalquote waren in jedem
Bankensystem andere. Zum Beispiel erhöhten japanische Banken im genann
ten Zeitraum ihre Eigenkapitalquote, indem sie ihr Kemkapital um 60 Prozent
aufstockten; gleichzeitig weiteten sie ihre Bilanzen erheblich - um 20 Prozent
- aus. Bei US-Banken dagegen wuchsen sowohl das Eigenkapital als auch die
Bilanzsummen langsamer, und bei den europäischen Banken ging ein langsa
meres Wachstum des Eigenkapitals einher mit schrumpfenden Bilanzsummen.
Obwohl diese Bilanzentwicldungen die globale Konjunkturerholung eher
bremsen, entsprechen sie auch einer auf lange Sicht wünschenswerten Konso
lidierung des Bankensektors. In der Summe haben sich die bisherigen Ansätze
der Erhöhung des haftenden Eigenkapitals als unzureichend erwiesen.

Neu ist, dass mit der vorgesehenen Einfuhrung des Basel-IIl-Abkommens Ka
pitalpolster eingeführt werden, auf die Banken zurückgreifen können, ohne ih
re Solvenz zu gefährden. Ebenfalls neu sind Aufschläge auf das regulatorische
Eigenkapital, die dem systemischen Risiko einzelner Banken Rechnung tra
gen. Erstens soll ein Kapitalerhaltungspolster dazu beitragen, den Geschäfts
betrieb der Bank fortzuführen, wenn ihre Eigenkapitalquote sinkt, indem z.B.
Dividenden oder Bonuszahlungen eingeschränkt werden. Zweitens soll ein
antizyklisches Kapitalpolster dazu beitragen, Banken vor Risiken zu schützen,
die über den Finanzzyklus hinweg entstehen. Dieses Kapitalpolster wird in
guten Zeiten aufgebaut und kann in angespannten Zeiten aufgelöst werden.
Drittens schließlich gilt für systemrelevante Finanzinstitute (SIFI) oder för
Banken, die besonders groß, global vernetzt und komplex sind, eine zusätzli
che Eigenkapitalanforderung, um Risikokonzentrationen einzudämmen. Diese
internationalen Standards stellen Mindestanforderungen für die Regulierung
dar. Einige Länder konnten sich dafür entscheiden, höhere Standards einzu
führen, um besonderen nationalen Risiken Rechnung zu tragen.

Unsere erste Schlussfolgerung lautet daher:

•  Banken in die Verantwortung nehmen, Maximalgrößen definieren, Ge
schäftsbanken riskante Eigengeschäfte untersagen.

Über Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Kapitalerhöhung gibt die Auseinandersetzung in
der EU Aufschluss: Die Europäische Union kann die neuen Eigenkapitalregeln fiir Banken
kaum fristgerecht am 1. Januar 2013 einführen. In Brüssel mehren sich die Anzeichen, dass
das Gesetzespaket zur Umsetzung der Basel-III-Eigenkapitalregelungen erst mit Verspätung in
Kraft tritt. Grund für die Verzögerung ist, dass sich die drei gesetzgebenden EU-Institutionen
Parlament, Finanzministerrat (Ecofin) und EU-Kommission nicht über die neue Capital Requi-
rements Directive (CRD IV) und die dazugehörige Verordnung (CRRIV) einigen können. Die
Verabschiedung im Europaparlament musste auf Herbst 2012 verschoben werden.
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Banken müssen bereit sein, Verantwortung für ihre Geschäftstätigkeiten zu
übernehmen. Hierzu gehört auch die persönliche Haftung der handelnden Bank
vorstände. Es kann nicht sein, dass, immer mit dem KO-Argument „Systemre
levanz", Steuergelder zur Rettung bereitgestellt werden müssen. Auch der Ruf
nach immer kräftigeren Eigenkapitalausstattungen der Banken ist wenig zielfüh
rend zur Bekämpfung der Ursachen, da dieses Eigenkapital ebenfalls aus öffent
lichen Töpfen bereitgestellt werden muss. Private Investoren sind erst wieder
dabei, wenn es lukrativ wird. Banken dürfen niemals wieder Bilanzsummen er

reichen, die schon allein aufgrund ihrer Dimension eine Institutsinsolvenz nicht
zulassen. Zudem müssen riskante Eigengeschäftsfelder aus den Banken heraus
gelöst, diese aus den Haftungsverbünden der Geschäftsbanken ausgeschlossen
werden und ausschließlich zu Lasten der handelnden Personen gehen.

Eine zweite Schlussfolgerung heißt:

•  Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in die Schranken verweisen.

Seit Jahren verdienen sich einige wenige Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
eine goldene Nase. Wenn es den Banken gut geht, sind sie dabei, wenn es den
Banken schlecht geht, sind sie auch wieder dabei. Zudem spielen sie sich als
unabhängige Gutachter auf, verdienen hieran auch wieder, tätigen sogar eige
ne Geschäfte und verfolgen Eigeninteressen über Tochterunternehmen und
Beteiligungen. Als Beispiele seien an dieser Stelle KPMG und PwC genannt:
Beide Wirtschaftsprüfungsgesellschaften begutachten im Auftrag der Bundes
regierung einen Großteil derjenigen Unternehmen, die staatliche Hilfen aus
dem 480 Milliarden schweren Bankenrettungsfonds oder aus dem 115 Milli
arden budgetierten Wirtschaftsfonds Deutschland haben wollen. Zusätzlich
beurteilt PwC seit Jahren im Auftrage der Bundesregierung die Anträge auf
Hermes-Bürgschaften. Auch ist diesen Gesellschaften mittlerweile ein nicht
unerheblicher Einfluss auf die Gestaltung von Gesetzen gestattet worden.

Drittens:

•  Eine mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattete Kontrollinstanz
schaffen.

An dieser Stelle hat die Politik bisher weitgehend versagt. Anstatt endlich eine
funktionierende und mit Kompetenzen ausgestattete Kontrollinstanz zu schaf
fen, sind tatsächlich Tendenzen erkennbar, dass man genau das Gegenteil er
reichen will. Aktuell ist zudem in der Diskussion, diese Kontrollinstanzen auf
EU-Ebene zu installieren.

Bankenaufsicht national

Im Koalitionsvertrag der schwarz-gelben Bundesregierung werden auch die
auf den intemationalen Konferenzen geforderten neuen Regulierungen für den
Finanzsektor angesprochen. Es geht um höhere Kapitalanforderungen, die
Überprüfung der Bilanzstandards, die Kontrolle der Ratingagenturen, bessere
Boni- und Anreizstrukturen.

Ohne tiefergehende Analyse und Diskussion ist eine Neuregelung der Ban-
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kenaufeicht in Deutschland vereinbart worden: Bisher sind sowohl die Bun

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) als auch die Bundesbank
an der laufenden Überwachimg der Finanzinstitute beteiligt. Dabei hat die
Bundesbank eine eher technische Aufgabe. Sie ist für die Aufdeckung von
Fehlentwicklungen zuständig, über deren Konsequenzen, etwa die Schließung
einer Bank, dann die BaFin entscheidet.

Neben der Sicherung von Geldwertstabilität, einem stabilen Finanz- und Wäh
rungssystem, einem sicheren Zahlungsverkehr, der Bankenaufsicht u.a. gehiM
es auch zu den Aufgaben der Bundesbank, im Auflrage der ,3undesrepublik
Deutschland Finanzagentur GmbH" und fth Rechnung des Bundes Auktionen
(so genannte Tenderverfahren) von Einmalemissionen des Bundes (unverzins
liche Schatzanweisungen, Bundesschatzanweisungen, Bundesobligationen,
Bundesanleihen) durchzufuhren. Aktuell gibt es hierbei eine Neuausrichtung,
die sich nahtlos an eine Kette von folgenschweren Fehlentscheidungen der
derzeitigen Bundesregierung anschließt.

Für Privatanleger wird es keine neu aufgelegten Bundesschatzbriefe und Fi
nanzierungsschätze des Bundes mehr geben. Vorteil dieser Anlageformen wa
ren nicht nur die kostenlosen Möglichkeiten der Kontoführung direkt bei der
Bundesfinanzagentur, sondern gleichzeitig auch die Anlage- sowie Mündelsi
cherheit. Ausweichen müssten demnächst Anleger auf Bundesanleihen, die je
doch ein kostenpflichtiges Depotkonto bei einer normalen Bank erfordern und
Kursabschläge bei vorzeitiger Liquidierung bedeuten können. Der Bund hätte
bei der folgenschweren Entscheidung nicht nur betriebswirtschaftliche Gründe
in den Vordergrund stellen dürfen, sondern sich gleichzeitig an seine politische
Verantwortung erinnern müssen. Er beraubt sich damit eines wichtigen volks
wirtschaftlichen Steuerungsinstrumentes. Die Entscheidung bedeutet auch, dass
zukünftig private anlagesuchende Sparer von den beratenden Banken in ei
gentlich ungewollte spekulative Anlageformen gedrängt werden können.

Bei der Bankenaufsicht arbeitet die Bundesbank derzeit noch mit der BaFin
zusammen und ist maßgeblich beteiligt

•  am Erlassen allgemeiner Regeln (z.B. Grundsätze und Verordnungen);

•  bei der laufenden Aufsicht. Ausgenommen sind (hoheitliche) Einzelmaß
nahmen gegenüber Instituten, die der Bundesanstalt (BaFin) vorbehalten
sind;

•  an den bankenaufsichtlichen Prüfungen sowie

•  an der internationale Kooperation / Koordination auf dem Gebiet der
Aufsicht.

•  Darüber hinaus ist sie beim Krisenmanagement eingebunden.

Die Aufgaben der BaFin sind nicht auf die Zulassung, Überwachung und -
falls erforderlich - Schließung einzelner Institute beschränkt. Sie kann auch
durch allgemeine Anordnungen Regeln für die Durchführung von Bankge
schäften und Finanzdienstleistungen sowie zur Begrenzung von Risiken fest
legen. Hiervon kann sie durch den Erlass von Grundsätzen und Rechtsverord-
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nungen Gebrauch machen. Darüber hinaus hat die BaFin auch Missständen im
Kredit- und Finanzdienstleistungswesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit
der den Instituten anvertrauten Vermögenswerte gefährden, die ordnungsmäßige
Durchfuhrung der Bankgeschäfte oder Finanzdienstieistungen beeinträchtigen
oder erhebliche Nachteile för die Gesamtwirtschafl herbeifuhren können.

Die Aufsicht der Institute soll künftig unter dem Dach der Deutschen Bundes
bank gebündelt werden. Um gleichwohl die Unabhängigkeit der Bundesbank
zu erhalten und nicht eine Unterstellung unter das Finanzministerium in Kauf
nehmen zu müssen, soll die Abteilung Bankenaufsicht von den übrigen Berei
chen der Bundesbank abgegrenzt werden. Außerdem soll die Entscheidung,
ob eine systemrelevante Bank geschlossen werden soll, künftig weiterhin das
Finanzministerium verantworten. Das heißt aber, dass dort ebenfalls ein ent
sprechender Prüfimgsapparat aufgebaut werden muss.

Wird diese Neuregelung die*^ Gefahr von Bankenkrisen vermindern und eine
wirksame gesellschaftliche Kontrolle darstellen? Verfolgt man das politische
Gezerre um die Verbesserung der Bankenaufsicht, dann sind weder eine härte
re Regulierung noch eine nachhaltige Kontrolle in Sicht. Wenn nicht gegenge
steuert wird, wird die Bundesbank demnächst allein für die Kontrolle zustän

dig sein und muss sich die BaFin auf die Wertpapier- und Versicherungsauf
sicht beschränken. Dieses wäre jedoch genau die falsche Konsequenz aus dem
Desaster auf den Finanzmärkten.

Der Grund, weshalb die BaFin im Ergebnis der schweren Finanzkrise eher zu
rückgestuft als gestärkt werden soll, liegt auf der Hand. Entscheidend fiir die
Vermeidung von künftigen Finanzkrisen ist nicht die Kontrolle, sondern die
Beschneidung des Geschäftes der Bankinstitute: Um Finanzkrisen zu verhin
dern, muss den Finanzuntemehmen untersagt werden, Risiken aus den von ih
nen vergebenen Krediten komplett weiterzuverkaufen. Es spricht viel für den
Vorschlag, den Banken, die im Rahmen von Verbriefungen Forderungen ver
kaufen, ZAvingend vorzuschreiben, einen erheblichen Teil der Kreditrisiken in
den eigenen Büchern zu behalten. Genau das aber wollen die Banken nicht.

In diesem Zusammenhang müsste auch das Strafi-echt präzisiert werden. Das
unverantwortliche Zocken mit fremdem Geld und ohne persönliches Risiko ist
Betrug und Veruntreuung in einem besonders schweren Fall. Reine RückgrifFs-
forderungen an das Management wird die Bank über Managerpolicen abdecken,
die Prämien hierfür trägt sie sowieso. Deren Inanspruchnahme würde wieder zu
Lasten der Versicherten-Solidaritätsgemeinschaft gehen und trifft damit nicht
die für die Katastrophe verantwortlichen Manager persönlich!

Europäische Bankenaufsicht

Die Europäische Banken-Aufeichtsbehörde EBA (European Banking Authori-
ty) wurde im November 2010 in Folge der weltweiten Bankenkrise gegründet.
Offiziell nahm sie zum 1. Januar 2011 ihre Arbeit auf. Oberstes Ziel der EBA
ist die Verhinderung von Finanzkrisen. Um mögliche Probleme fi-ühzeitig zu
erkennen, führt die EBA die so genannten Stresstests bei europäischen Ban-



Bischqff/Weber: Regulierter Finanzsektor? 65

ken durch. Getestet wird dabei, wie gut die einzelnen Institute mögliche wirt
schaftliche Krisen überstehen würden.

Die Führungsriege der Behörde setzt sich aus den Qiefs der nationalen Ban
kenaufsichtsbehörden zusammen. Die EBA arbeitet eng mit den nationalen
Aufsichtsbehörden zusammen, hat aber in Streitfallen das letzte Wort. Zu
sammen mit ihnen und der Europäischen Aufsichtsbehörde för das Versiche
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung (Frankfurt/Main) sowie der
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (Paris) soll sie eine
möglichst einheitliche Finanzaufsicht in Europa garantieren und nationale Al
leingänge verhindern.

Das Ziel der EBA besteht darin, die Stabilität und Effektivität des Bankensek
tors zu schützen. Dabei legt sie den Schwerpunkt insbesondere auf die Risiken,
die von Finanzinstituten ausgehen, deren Zusammenbruch Auswirkungen auf
das Finanzsystem oder die Realwirtschaft haben kann. Im Kontext der anhalten
den BankenJoise soll jetzt die EBA zu einem wirksamen Instrument mit einem
eigenständigen Kontroll- und Sanktionsapparat weiterentwickelt werden.

Ob eine Bankenunion gut oder schlecht ist, darüber gehen die Meinungen in
nerhalb der systemimmanenten Politik auseinander. Während der Chef der
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich ̂ IZ), Jaime Caruana, die euro
päische Führung zur Einleitung einer europäischen Bankenunion drängt, tre
ten die deutschen Banken und Sparkassen auf die Bremse. Auf dem Gipfel der
Regierungs- und Staatschef im Juni 2012 wurde ein Arbeitsauftrag erteilt, zu
prüfen, wie die europäische Bankenaufsicht verbessert werden könne. Der
Banken-Stresstest habe gezeigt, dass das System der europäischen Bankenauf
sicht weiterentwickelt werden müsse. In der Diskussion ist, der Europäischen
Zentralbank Kompetenzen in der Aufsicht zu geben. Die Einzelheiten eines
effektiveren Modells als das der nationalen Aufseher und der Europäischen
Bankenaufeicht EBA sind erst noch zu klären und werden fî estens im

nächsten Jahr feststehen.

Bankenfonds/Einlagensichening

Banken haben das Platzen der riesigen Vermögensblase 2007 nicht verhindern
können, sondern mit zeitlicher Verzögerung weltweit die größte Finanzkrise seit
der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre des 20. Jahrhunderts ausgelöst. Ganze
Volkswirtschaften sind bei den Versuchen, ihren Banken zur Seite zu stehen, in
Schieflage gekommen. Die Krise, die seit 2007 weltweit den Finanzsektor be
schäftigt, ist noch lange nicht ausgestanden. Das Gegenteil ist der Fall.

Seit 2007 wird mit der Bezeichnung ,3ankenabgabe" eine Abgabe entwickelt,
die nach dem Verursacherprinzip die Finanzinstitute als Auslöser der Krise
wirtschaftlich an den Rettungsaktionen beteiligen soll. In Deutschland ist im
Dezember 2010 ein solcher Fonds auf den Weg gebracht worden. Mit dem Re-
strukturierungsgesetz wurden das Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz
(KredReorgG) und das Restrukturienmg^ondsgesetz (RStruktFG) eingeführt.
Diese Maßnalunen sind der Versuch, risikobehaftete Bankgeschäfte zu regu-
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Heren sowie die Bankengemeinschaft an möglicherweise erneut notwendigen
Rettungen einzelner Banken zu beteiligen.

Im Gesetz ist eine Zielgröße von 70 Milliarden Euro festgehalten. Zusätzlich
wird der Fonds ermächtigt, Garantien zu übernehmen. Die maximale Größe
ist das 20fache der angesammelten Mittel, maximal jedoch bis zu 100 Milliar
den Euro. Darüber hinaus dürfte der Fonds bis zu 20 Milliarden Euro an Kre

diten au&ehmen und Sonderumlagen bis zum Sfachen des jeweiligen Jahres
beitrages von den Banken einsammeln. Obwohl die Bildung eines solchen
Fonds grundsätzlich zu begrüßen ist, ist Kritik unerlässlich:

•  Die Dimension ist viel zu gering bemessen. Der SoFFin (Sonderfonds Fi-
nanzmarkstabilisierung) beispielsweise war und ist nach der erneuten Ein
setzung bereits mit über 500 Milliarden Euro ausgestattet, hinzu kamen die
Kapitaleinschüsse des Bundes und der Länder. Bereits eine einzige Ban-
kenschieflage könnte die Dimension des Fondsvolumens sprengen.

•  Das Zielvolumen wird erst in einigen Jahren angespart sein, und das auch
noch unter der Voraussetzung, dass zwischenzeitlich keine Bank saniert
werden muss.

•  Es gibt im Gesetz zu viele „Kann"-Vorschriflen, die Ermessensspielräu
me zugunsten der Banken gehen viel zu weit. In einem emeuten Emstfall
würde wieder hauptsächlich der Steuerzahler Hilfe leisten müssen.

•  Es mangelt an emsthaflem Willen nach Transparenz. Die Banken dürfen
beispielsweise gesammelt über ihren Verband ihre Jahresbeiträge abfüh
ren und müssen die Höhe ihrer Abgaben nicht offenlegen.

•  Eine nationale Regel endet immer an der Grenze des Territoriums. Solan
ge sich Europa nicht auf eine gemeinsame Regel einigen kann, wird die
Wirkung eines solchen Gesetzes gering sein.

•  Obwohl es wieder an allen Ecken und Enden brennt, sieht der Fonds kei
ne Sofortumlage vor.

Die Macht der Ratingagenturen beschneiden

Den weltweiten ,>Iarkt" der Ratingagenturen haben sich maßgeblich drei
amerikanische Untemehmen aufgeteilt, nämlich Moody's, Fitch und Standard
und Poor's (S&P). Diese drei Untemehmen haben nicht unerheblich zur Eska
lierung der Finanzkrise beigetragen. Die Schwachpunkte der zugrunde liegen
den Konstruktion:

•  Auftraggeber sind die zu bewertenden (also zu ,/atenden") Banken; wenn
nicht erstklassig bewertet wird kündigt die Bank den Auftrag.

•  Um Aufträge zu bekommen, besteht immer die Gefahr, dass Ratingagen
turen die Banken besser bewerten bzw. ,4-aten", als es die tatsächUch vor-
geflmdene Ist-Situation in den Bankhäusem ergibt.

•  Die Ratingagenturen mischen darüber hinaus mit, indem sie für die „andere
Seite" des Marktes auch noch beratend tätig sein dürfen und es auch sind.
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Eine systemimmanente Reform müsste vor allem sicherstellen, dass die in
Deutschland zugelassenen Ratingagenturen als vereidigte Sachverständige
aufgestellt sind, die wirklich unabhängig arbeiten und für ihre Ergebnisse in
vollem Umfang haften.

Landesbanken, die hiesigen Sorgenkinder

Die Krise bei den Banken ist insgesamt noch lange nicht ausgestanden, insbe
sondere die Deutschen Landesbanken kommen aus den roten Zahlen nicht
heraus. Unter den bilanzsummenmäßig größten haben es die WestLB, die
BayemLB, die Landesbank Baden Württemberg (LBBW) sowie die HSH
Nordbank nicht geschafft, aus eigener Wirtschaftskraft und ohne staatliche
Hilfe wieder auf die Beine zu kommen und sind außerstande, ausgeglichene
Ergebnisse vorzulegen. Faktisch sind die Tage der deutschen Landesbanken in
den derzeitigen Konstruktionen gezählt. Wir nennen hier nur die WestLB, die
eigentliche „Vorreiterin" der Expansionspolitik, die die deutschen Landesban
ken so schutzlos und naiv dem internationalen Finanzkrisenstrudel ausgeliefert
hatte,^ die mittlerweile bereits Geschichte ist und zum 1.7.2012 zerschlagen
wurde. Die Abwicklungskosten werden derzeit auf 18 Mrd. Euro beziffert.

Die notleidendai Landesbanken verkaufen - teilweise stillschweigend - profi
table Tochterunternehmen und vereinnahmen die hieraus erzielten Erlöse als
Deckungsbeitrag zum maroden Geschäftsbetrieb. Dieses ist fiir die mit Steu-
ergeldem am Leben gehaltenen Institute nicht hinnehmbar. Die Erlöse müssen
als Gegenleistimg für die Stützungsmaßnahmen dienen, entweder durch Kauf
preishinterlegung bei Treuhändern (bei der HSH z.B. bei der HSH Finanz
fonds AöR) oder durch Ausgabe von entsprechenden Aktienpaketen, und
zwar zum Nominalwert.

Es sind bereits gewaltige Beträge in die Landesbanken gesteckt worden, ohne
dass eine Besserung in Aussicht ist. Das darf so nicht weitergefiihrt werden.
Selbst wenn die Landesbanken eine Regelung mit ihren Sparkassen hinbe
kommen würden, wie man am regionalen Markt (Mittelstand, regionale Wirt
schaft, Begleitung von Immobilienfinanzienmgen und -Investitionen, und so
mit ein nachhaltiges, regional verankertes Geschäftsmodell) einen Weg eines
Miteinander imd nicht eines Gegeneinander finden würde, zeigt die Historie
der Landesbanken, dass sie sich nie an gemeinsame Spielregeln gehalten ha
ben.

Wie könnten stattdessen Schritte für eine andere Lösung aussehen und welche
Ziele können für diese definiert werden? Erforderlich imd möglich wären:

•  Der Rückbezug auf die regionalen Ursprünge und Kemsegmente (Aus
landsaktivitäten nurmehr in Form von Kooperationen mit im Ausland an
sässigen Banken). Dieses wäre eine Grundvoraussetzung für ein - wie auch
immer konstruiertes - Weiterbestehen eines „übergeordneten Sparkassen-

^ Andere Landesbanken hatten sich die vermeintlich hocherfolgreiche WestLB-Entwicklung
zum Vorbild gemacht und waren dem Geschäftsmodell gefolgt.
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Zentralinstitutes" auch auf regionaler bundeslandbezogener Ebene. Das
Problem hierbei sind sicherlich die Sparkassen selbst, die eine derartige
hauseigene Konkurrenz nicht dulden werden. Über viele Jahre hinweg haben
die Sparkassen erfolgreich alles getan, um diese Konkurrenz zu verhindan.

•  Die Schafüing eines schnell greifenden, effizienten Insolvenzrechts für
Banken. Bin solches Insolvenzrecht muss die Möglichkeit einer konsoli
dierten „Gesundung" und somit erneute Marktföhigkeit als alternatives
Ziel zu einer geordneten Abwicklung benennen dürfen. Dieses würde je
denfalls Skrupel bzw. zögerliche Entscheidungswege der entscheidenden
Aufeichtsbehörde minimieren, zügig und effizient ein Insolvenzverfahren
zu eröffiien.

•  Die Ausweitung und Konkretisierung der Kompetenzen der BaFin als
Aufeichtsbehörde.

•  Die Korrektur der viel zu weit auslegbaren intemationalen Bilanzierungs
regeln ISRF durch zusätzliche nationale Regelungen und die Schaffung
einer kompetenten Kontrollkommission (z.B. der BaFin unterstellt).

•  Die Kontrolle von Aktiaigesellschaflen, die gegen diese Regeln versto
ßen, durch Veröffentlichung von „Schwarzen Listen" und die Einführung
von Sanktionen, z.B. durch Handelsverbot an deutschen Börsenplätzen.

•  Der Entzug der Bankleiterlizenz für Bankvorstände, die gegen die Regeln
verstoßen - ohne Ausgleichsansprüche beim Ausscheide.

•  Die Deckelung der Gehälter und Einkomme und die Schaffung von
permaneter Transparenz.

•  Das Geltendmache politischer und auch finanzieller Veantwortung der
Verursacher der hausgemachte Situationen der Bänke - dazu gehören
Vorstände, Aufsichtsräte und auch Politiker.

Schattenbanken

Mit „Schattebankgeschäflen" werde Finanzgeschäfte bezeichnet, die von
V/c/i/Z>ü[«Äfinanzinstitute ausgeführt werden, die mit Fremdkapitalhebeln ar
beite und/oder Fristen- und Liquiditätstransformation betreibe. Schatte-
banke und traditionelle Banken arbeiten nebeneinande, wenn auch in unter
schiedliche Regulierungsrahmen. Schattebanke existieren, weil historische
und institutionelle Faktore sowie rasante Finanzinnovation und Spezialisie
rung es attraktiver gemacht haben, bestimmte Finanzgeschäfte außerhalb tra
ditionelle Bankestrukture auszuführe. Unter normale Umständen stärkt

das Schattenbankesystem die Widestandskraft des Finanzsystems insge
samt, indem es spezielle Finanzprodukte anbietet sowie eine Palette von Mög-
lichkeite zur Steuerung von Kredit-, Liquiditäts- und Laufzeitrisike verfüg
bar macht. Doch das Schattebankesystem schafft auch Risiken, die ohne re
gulatorische Vorkehrungen die Finanzstabilität gefährden können. Und Schat
tenbankgeschäfte können Finanzzyklen verstärken, da sie tendenziell in
Boomphasen wachsen und im darauf folgenden Einbruch schrumpfen. Sie lie-



Bischoff/Weber: Regulierter Finanzsektor? 69

gen außerhalb der Reichweite staatlicher Instrumente wie Einlagensicherung,
Bigenkapital- und Liquiditätsanforderungen sowie der Bereitstellung von
Zentralbankmitteln.

Daten des Financial Stability Board (FSB) für eine Stichprobe fortgeschritte
ner Volkswirtschaften zeigen (siehe FSB 2011 und 2012): Von 2002 bis Ende
2007 stiegen die von „sonstigen Finanzintermediären" gehaltenai finanziellen
Vermögenswerte von schätzungsweise $ 23 Bio. - oder rund 23 Prozent der
Gesamtaktiva des Finanzsystems - auf über $ 50 Bio. (oder 27 Prozent). Das
Wachstum der von sonstigen Finanzintermediären gehaltenen Aktiva verlang
samte sich zwar während der weltweiten Krise, weil die Verbriefimgs- und
Repo-Märkte"* einbrachen. Der Bestand dieser Aktiva ist jedoch immer noch
beträchtlich. Ende 2010 entfiel rund ein Drittel der Bestände auf strukturierte
Anlagevehikel, Finanzgesellschaften, Wertpapierhändler und -broker sowie
Geldmarktfonds, ein weiteres Drittel auf sonstige Investmentfonds. Ange
sichts der Größe des Schattenbankensystems und des rasanten Tempos der Fi
nanzinnovation konzentrierten sich jüngste Regulierungsinitiativen darauf, ba
sierend auf breit gefassten Grundsätzen eine regelmäßige Überwachung zu
gewährleisten und gezielte Interventionen vorzunehmen. Hinter diesen Initia
tiven steht die Notwendigkeit, den Aufbau von Verschuldung sowie von Fris
ten- und Liquiditätsinkongruenzen zu verhindern, die die Finanzstabilität un
tergraben könnten. Letztlich müsste dieser Sektor trocken gelegt und die Insti
tute in das für Banken geltende Regulationssystem einbezogen werden.

Zentrale Notenbanken

Das Handeln der Zentralbanken während der globalen Finanzkrise trug ver
mutlich maßgeblich dazu bei, dass sich die Erfahrungen der Weltwirtschafts
krise der 1930er Jahre nicht wiederholten. Dies ist die erste vorläufige
Schlussfolgerung aus einem Vergleich der aktuellen Krisendynamik mit jener
der 1930er Jahre.

Schon vor Ausbruch der Finanzkrise waren die öffentlichen Finanzen vieler
kapitalistischer Länder nicht mehr langfiistig tragfähig. Infolge der Krise
spitzte sich die Lage noch zu, als Haushaltsdefizite anschwollen und die Ver
schuldung zunahm. Die Finanzmärkte und die Ratingagenturen reagierten
darauf mit einer Neubewertung des Kreditrisikos staatlicher Schuldner.
Schulden- und Defizitstände, die vor der Krise hingenommen worden waren,
wurden nun als nicht mehr tragbar eingestuft.

Dies führte dazu, dass sich einerseits die Spreads von Credit-Default-Swaps
(CDS)® auf Staatsschulden ausweiteten und andererseits vermehrt Ratinghe-

* Unter einem Repomarkt versteht man Finanzgeschäfte, bei denen Vermögenswerte im Rahmra
einer Rückkaufevereinbarung (Repo) erworben werden können. Der Käufer hat die Möglichkeit,
den Vermögensgegenstand (z.B. Wertpapiere) von einem Verkäufer zu erwerben und ist ver
pflichtet, zu einem bestimmten Zeitpunkt diesen bzw. einen identischen Vermögenswert wieder
zurüdc zu geben.

® Ein Credit Default Swap (CDS) ist eine spezielle Form von Kreditderivaten, die auf den Han-
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rabstufungen vorgenommen wurden, allen voran für Griechenland, Irland, Ita
lien, Portugal imd Spanien. Ein ähnliches Schicksal wurde allerdings auch
Ländern zuteil, deren Status als risikofreie Schuldner kaum in Frage gestellt
wird, wie z.B. den USA und Japan, und das obwohl ihre Finanzierungskosten
dank der starken Nachfrage nach sicheren Anlagen gesunken waren (siehe
hierzu ausführlicher Bischoff 2012b).

Das weckte die Besorgnis, dass Staaten ihren Status als ausfallsichere Schuld
ner verlieren imd ihre Verbindlichkeiten damit einem nicht zu vernachlässi

genden Kreditrisiko unterliegen würden. Als vollends risikofrei bewertet zu
werden entspricht allerdings, selbst aus dieser engen Perspektive heraus, mehr
einem erstrebenswerten Ideal als einem wirklich greifbaren Ziel. Umgekehrt
kann es verheerende Folgen haben, wenn ein Vermögenswert fälschlicherwei
se als risikofrei bewertet wird. Das war vor der jüngsten Krise für zahlreiche
Staaten der Fall und trifft für einige Länder nach wie vor zu. Das Gebot der
Stunde lautet daher: Rückkehr zu tragfähigen öffentlichen Finanzen im Rah
men einer Strategie des Wirtschaftswachstums.

Die Notenbanken in aller Welt haben seit Ausbruch der Krise 2007 nicht nur
über Zinssenkungen und hohe Liquiditätsspritzen versucht die Lage zu beruhi
gen, sondern auch durch den Ankauf von Wertpapieren. Im Falle der EZB sorg
te etwa der Kauf von Staatsanleihen überschuldeter Euro-Länder für heftige
Kritik:,JHe von den Zentralbanken insgesamt gehaltenen Aktiva haben sich in
dOT letzten vier Jahren mehr als verdoppelt und erreichten Ende 2011 rund 18
Billionen Dollar." (BIZ 2012) Das viele Geld führte unter anderem zu Kapital
flüssen aus den Industrie- in die Schwellenländer - mit teils schädlichen Ne
benwirkungen für deren Exporte. Zudem besteht nach Ansicht der BIZ die gro
ße Gefahr, dass sich der Finanzsektor durch die enormen Liquiditätsmaßnahmen
zu riskanten Wetten an den Börsen verleiten lässt — mit unabsehbaren Folgen.
BIZ-Generaldirektor Caruana unterstreicht, dass die Bilanzen der fünf großen
Notenbanken in den Industrieländern nun mehr als 9 Billionen Dollar oder 13
Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung auf der Welt ausmachten. Vor der Fi
nanzkrise kamen die Europäische Zentralbank (EZB), die amerikanische Fede-
ral Reserve, die Bank of Japan, die Bank of England und die Schweizerische
Nationalbank zusammen auf eine Bilanzsumme von 4 Billionen Dollar. Carua
na verwies auch auf die drastisch veränderte Zusammensetzung der Bilanzen.
Die Federal Reserve halte inzwischen 11 Prozent der insgesamt ausstehenden
Staatsschulden der Vereinigten Staaten, die Bank of England mehr als 18 Pro
zent der britischen Staatsschulden. Diese aktuelle Geldpolitik führt nach Ansicht
der BIZ zu zahlreichen Verzerrungen. Politiker könnten versucht sein, die not
wendigen Haushaltssanienmgen und Strukturreformen in ihren Staaten zu ver
zögern. Dabei müssten die Staaten im Gegenteil entschlossen daran arbeiten,
wieder zu risikofreien Schuldnem zu werden, da Realwirtschaft und Finanzsys
tem auf die erstklassige Bonität von Staatspapieren angewiesen seien.

del von Ausfallrisiken von Krediten, Anleihen oder anderen Risikoaktiva spezialisiert sind.
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Perspektive der weiteren Regulierungen

Anfang Juli 2012 hat auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge
samtwirtschaftlichen Entwicklung unter der Überschrift ,J*Jach dem EU-
Gipfel: Zeit für langfristige Lösungen nutzen" (Sachverständigenrat 2012) ein
Sondergutachten veröffentlicht, in dem er den unzureichenden Regulierungs-
prozess und die entstandene Verschärfung der Krisenkonstellation bewertet.
Er mahnt die verantwortlichen Politiker, die durch die aktuellen Beschlüsse
gewonnaie kurze Zeit zu nutzen, möglichst schnell umfassendere Lösungen
zu finden, um die Krise in den Griff zu bekommen, denn insbesondere für
Deutschland sei ein unkontrolliertes Auseinanderbrechen des Euro-Raumes

mit hohen Risiken verbunden. ,J4ach einer zeitweisen Entspannung in den
ersten Monaten des Jahres 2012 ist die Euro-Krise bis zur Jahresmitte emeut
eskaliert." Die Bewertung der politischen Entscheidungen der europäischen
Elite fällt durchaus ambivalent aus: „Trotz der jüngsten Zuspitzung der Lage
sollte nicht übersehen werden, dass es der Politik auf der naticmalen wie der
europäischen Ebene in den vergangenen zwölf Monaten durchaus gelungen
ist, mutige Schritte zur Konsolidierung der öffentlichen Finanzen einzuleiten."
Der Sachverständigenrat war in den letzten Jahrzehnten nicht gerade zurück
haltend, wenn es um die Durchsetzung einer neoliberalen Politik ging, die auf
die Entfesselung und Deregulierung des Finanzkapitals zielte. Das Scheitem
der wirtschaftspolitischen Zukunflskonzeption eines vermöjgensgetriebenen
Kapitalismus hätte daher auch Anlass einer selbstkritischen Überprüfung der
zurückliegenden Beratungsleistungen sein können. Aber davon ist keine Spur
erkennbar.

Die bisherigen Regulierungsschritte und die Beschlüsse des Juni 2012-Gipfels
führen die Logik der letzten Jahre fort. Die Erwartungen vieler Finanzm^kt-
akteure imd Entscheider in der Politik, der Euro-Raum könne die Krise mit ei
ner Art ,3ig Bang" von Beschlüssen lösen, werden sich nicht erfüllen. Es
wird weiter bei Trippelschritten bleiben. Die Probleme einer geplatzten Ver
mögens- und Kreditblase auf den Immobilien- und Hypothekenmärkten etli
cher Länder können durch Fiskal- und Geldpolitik nur gelindert, aber nicht
wirksam gelöst werden. Nur dadurch, dass die Vermögenstitel mit zweifelhaf
ter Werthaltigkeit und der viel zu große Finanzsektor in eine Ausgleichungs
politik der Leistungsbilanzen eingebunden würden, kann die Krisenkaskade
beendet werden. Im Euro-Raum muss endlich eine Altemative zur Politik der
finanzpolitischen Disziplin und geldpolitischer Überbrückung entwickelt wer
den. Wenn unterschiedliche Länder einer Währungszone die Abwertungsmög
lichkeit verloren haben und eine Politik der „intemen Abwertung" durch yer-
teilungspolitische Rosskuren vermieden werden soll, dann muss eine wirt
schaftspolitische Offensive erfolgen.

Die Krise wurde dadurch ausgelöst, „dass eine landesweite Preisblase platzt,
so wie in Japan Anfang der Neunziger und in den USA und Europa 2008 nach
dem Lehman-Schock. Was dann passiert, ist folgendes: Die Preise, etwa von
Immobilien, brechen ein, aber die damit verbundenen Schulden bleiben beste-
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hen. Unternehmen und Privathaushalte stecken plötzlich tief im Minus und
versuchen um jeden Preis, ihre Schulden abzubauen, um ihre Bilanzen zu sa
nieren. Damit macht zwar jeder Einzelne für sich das Richtige, aber kollektiv
ist das genau das Falsche. Regierungen „müssen in einer solchen Situation die
Wirtschaft so lange durch hohe Staatsausgaben am Laufen halten, bis die Pri
vatwirtschaft wieder zum Wachstum beiträgt", schrieb zu Recht der japani
sche Ökonom Koo in der Franirfurter Rundschau vom 10.12.2011. Letztlich
wird man eine entwickeltere Form der wirtschaftlichen Arbeitsteilung unter
den beteiligten Ländem der Euro-Zone schaffen müssen.

In dem bereits erwähnten Jahresbericht der Bank för internationalen Zah
lungsausgleich (BIZ) heißt es: ,J^ünf Jahre sind seit dem Ausbruch der Fi-
nan^ise (2007) vergangen, und noch immer hat die Weltwirtschaft ihr
Gleichgewicht nicht wiedergefunden. Ganz im Gegenteil: Die Ungleichge
wichte scheinen größer zu werden." Den entscheidenden Grund sehen die
Wirtschaftsexperten der BIZ in der Realökonomie: ,Jn den ersten Monaten
2011 schien es, als käme in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften ein
selbsttragender Aufschwung in Gang. Doch diese Hoffiiung erwies sich als
trägerisch. 2012 wiederholt sich dieses Muster offenbar, denn erste Anzeichen
einer Konjunkturbelebung lassen allmählich wieder nach."

Die expansive Geld- und Fiskalpolitik hat einen historischen Kollaps der kapi
talistischen Globalökonomie verhindert, aber die Sanierung zugleich ver
schleppt. Alle Sektoren - private Haushalte, Unternehmen, Finanzinstitute
und der öffentliche Bereich - weisen einen massiven Schuldenüberhang auf.
Im Kontext eines gesamtgesellschaftlichen Wachstumsprozesses müssten die
privaten Haushalte ihre Bilanz „sanieren". „Gebremst wird der Schuldenabbau
der privaten Haushalte u.a. dadurch, dass der Finanz- und der öffentliche Sek
tor zur selben Zeit ihre Bilanzen sanieren und Schulden verringern müssen.
Die Tatsache, dass sich der Schuldenabbau ungewöhnlich lange hinzieht und
alle vdchtigen Wirtschaftssektoren betrifft, erklärt teilweise, warum die Erho
lung in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften bislang derart schwach war.
Und angesichts der nach wie vor erforderlichen Verbesserung der Bilanzen
werden jegliche Effekte einer expansiven Fiskalpolitik begrenzt sein: Über
schuldete Akteure werden ein zusätzliches Einkommen eher einsetzen, um
Schulden zu tilgen, nicht um zu konsumieren. Das Wachstum dürfte also wei
terhin schwach sein."

Damit ist der Kern der internationalen wirtschaftspolitischen Debatte getrof
fen. Die öffentlichen Akteure und die Finanzinstitute hätten sich auf die Re
konstruktion der Realökonomie konzentrieren sollen. Der Ansatz, zugleich
auch die eigenen Bilanzen in Ordnung bringen zu wollen, führt zu einer Be
lastung des gesamten Entschuldungs- und Wachstumsprozesses. Es wird bei
einer systemimmanenten Reform viele Jahre in Anspruch nehmen, aus diesem
Teufelskreis herauszukommen.
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Hermann Bömer

Die Krise der europäischen Integration und die
Alternativen der Europäischen Memorandumgruppe

1. Neue Dimensionen der EU-Integration zur Zeit der histo
rischen Wende

Mit der einheitlichen Europäischen Akte (1986, bis 1993 „vollendet") wurde
ein Systemwechsel in der europäischen Integration vollzogen. Statt der politi
schen Aushandlung der Marktintegrationsmodi wurde der realwirtschaftliche
Systemwettbewerb in der Union weiter entfesselt. Die Bundesrepublik konnte
ihre produktive Überlegenheit in der EU weiter entfalten, so dass Spanien und
Italien 1992 gegenüber der DM drastisch abwerten mussten und Großbritan
nien das EWS verließ. Nach der Implosion des Realsozialismus wurde — nicht
zuletzt aus politischen Gründen - mit dem Maastricht-Vertrag 1993 ein Rie
senschritt auf dem Feld der monetären Integration eingeleitet. Mit den Kon
vergenzkriterien wurde die Wirtschaftspolitik den von der Bundesrepublik
durchgeboxten obersten Zielen, der Preisstabilität und niedrigen Staatsdefizi
ten, untergeordnet. Der Lamfalussy-Prozess* trieb Ende der 90er Jahre die In
tegration und Deregulierung der Banken und Kapitalmärkte voran. Preisstabi-
litäts- und Lohnstückkostensenkungspolitik war und ist in Deutschland aber
kein Selbstzweck, sondem das strategische Instrument, mit dem die Export
orientierung und damit der Hegemoniegewinn über die EU vorangetrieben
wurde und wird. Griechenland, Italien, Spanien und auch Großbritannien
konnten dem deutschen Exportdruck bis 1992 durch Abwertung bzw. das Ver
lassen (GB), durch Abwertung (Spanien, Italien) des EWS I bzw. den Nicht-
eintritt (Griechenland) begegnen, wobei Griechenland von 1981 bis 1992 die
Drachme um ca. 80 Prozent abwertete (Roth 2012). Maastricht war dann der
qualitative Sprung, der die relative Autonomie der Währungssouveränität der
Mitgliedsländer aufiiob.

Eine der wesentlichen Ursachen der heutigen EU-Krise, die großen
I^istungsbilanzungleichgewichte zugunsten Deutschlands, konnte sich jedoch
in den 90er Jahren noch nicht entfalten, weil das vereinigte Deutschland hohe
Summen zur sozial- und regionalpolitischen Stabilisierung und Integration

^ Ab Ende der 90er Jahre wurde die Integration der EU-Finanzmärkte und ihrer Kontrolle vo
rangetrieben, zunächst mit dem Aktionsplan filr Finanzdienstleistungen (Financial Services
Action Plan), dem Risikokapital Aktionsplan sowie dem Lamfelussy Prozess, in dem Kom
mission, Ministerrat und EU-Parlament die Rahmengesetzgebung für die Ausgestaltung der
Kontrollmechanismen der Finanzmärkte vornahmen, während die technische Ausgestaltung
einer speziellen Kommission unterliegt, in der auch die Finanzindustrie, nicht aber Verbrau
cherverbände vertreten sind. Vgl. ausführlich Marie Frangakis, EU financial market Integrati
on policy, in: John Grahl 2009, S. 91-114. Der Franzose Alexander Lam&lussy war der Spre
cher des „Rats der Weisen", der Expertenkommission, die den Plan ausgearbeitet hat.
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Ostdeutschlands äugenden musste (sozusagen die deutsche Ausgleichsunion,
jährlich mindestens 100 Mrd DM) und nach der Vereinigung die Importe aus
Frankreich, Italien USW. stark zunahmen. Ab 1991 war die Leistungsbilanz
Deutschlands für ein Jahrzehnt negativ und zugleich blieb nach dem Eim-
gungsboom 1990-1992 das Wachstum sehr gering, weil die Wirtschaftspolitik
„antikeynesianisch" betrieben, also langfristig wieder auf Expormberschüsse
orientiert wurde. Dies führte auch in Westdeutschland zu niedrigen Wachs
tumsraten und hohen Arbeitslosenquoten.

2. Die Euromemogruppe (www.euromemo.eu)

Es lag auf der Hand, dass spätestens jetzt auch eine neue Qualität der wirt-
schaflspolitischen Analyse, Kommentierung und Altemativenentwicklung im
EU-Raum notwendig wurde. Zwar hatte sich z.B. die deutsche Arbeitsgruppe
Alternative Wirtschaftspolitik in ihren Jahresgutachten unter der Federführung
von Jörg Hufifschmid und Rudolf Hickel immer wieder mit dem europmschen
Integraticnsprozess beschäftigt, es fehlte aber der ständige Dialog mit Ökono
minnen aus England, Frankreich, Spanien, Italien, Griechenland, Polen, Schwe
den, Ungarn usw. Zusammen mit Jaques Mazier und Pascal Petit (Paris), John
Grahl und Malcom Saywer (London), Miren Etxezarreta (Barcelona) und Mari-
ca Frangakis (Athen) haben Frieder Otto Wolf (Berlin, damals MdEP), Klaus
Dräger (Brüssel) und Jörg Hufifechmid (Bremen) 1995 die Initiative ergriffen
und Arbeitsgruppe Europäischer Altemativökonominnen ins Leben gerufen.
Die erste Tagung fand im Europäischen Parlament in Straßburg statt.

Die deutsche AG Alternative Wirtschaftspolitik war nur in gewisser Weise
Vorbild. Die Euromemogruppe tagte nur einmal statt dreimal im Jahr, auf ei
ner stärker am angloamerikanischen wissenschaftlichen Tagungsstil ausge
richteten Basis. Ein starkes wissenschaftliches Fundament waren die erfolg
reich aus den EU-Forschungsprogrammen eingeworbenen Projekte zu sozia
len Auswirkungen der EU-Finanzmarktregulierungen (Grahl 2009) sowie ̂
Entwicklung und Zerstörung der europäischen Sozialmodelle durch Privatisie
rung (Frangakis et al. [Ed.] 2009). Diese Projekte und Tagungen führten zu
einer jahrelangen intensiven Zusammenarbeit mit dem Ergebnis vertiefter
Kenntnis des Integrationsprozesses und seiner Widersprüche und zugleich zur
Freundschaft vieler Euromemomitglieder, obwohl es auch zeitweise harte
Kontroversen gab, z.B. bezüglich der Energiepolitik. Die Euromemogruppe
gibt seit 1995 jährlich ein Gutachten heraus, manchmal auch eine Langfas
sung (so z.B. 2005: Etxezarreta et. al. 2005).

3. Analytische und programmatische Kernfragen

Die Disproportionen und Krisen des heutigen Kapitalismus resultieren nicht
zuletzt aus der sich ständig verschlechternden Einkommens- und Vermögens
verteilung. Die Umverteilung zu Lasten der subalternen Klassen lässt das spe
kulative Kapital rasch ansteigen. Der Abbau der Kapitalverkehrskontrollen
und die Deregulierung der Finanzmärkte sind dann hinreichend, um die Ent-
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fesselung der Spekulation zu entgrenzen und die Privatisierung öffentlichen
Eigentums voranzutreiben. Fragt man, wie es zur Verschlechterung der Ein
kommens- und Vermögensverhältnisse kommt, so wird dies durch die Verän
derung der Kräfteverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital und damit den ein
seitigen Abbau von Verhandlungsmacht, Mitbestimmung und Demokratie seit
Mitte der 70er Jahre erklärbar. Im Umkehrschluss heißt dies, dass durch Steu
ererhöhungen auf Gewinne und hohe Einkommen sowie durch Vermögensab
gaben und durch die Reregulierung der Finanzmärkte sowie Demokratisierung
die Position der abhängig Beschäftigten und des Sozialstaats gestärkt werden
müssen. Trotz der Gemeinsamkeiten der Krisenursachen der kapitalistischen
Welt müssen die jeweiligen, sehr unterschiedlichen institutionellen national
staatlichen Entwicklungspfede in den Blick genommen und bei der Ausarbei
tung der Altemativen berücksichtigt werden (Mehrebenenpolitik, vgl. Lehn
dorff 2012). Zugleich muss eine breite öffentliche Debatte über die Zukunft
der EU geführt werden. Dies ist Voraussetzung dafür, einen demokratischen,
sozialen und ökologischen Ausweg aus der derzeitigen Krise zu finden.

Diese kurze Skizze kann als das theoretische Grundverständnis der Eurome-

mogruppe gelten. Es ist alla*dings unbedingt um die ökologische Komponente
zu erweitem und wird es auch: Die kapitalistische Marktwirtschaft zerstört die
Umwelt und maximiert den Ressourcenverbrauch. Antikrisenpolitik muss
mithin zugleich progressive Umweltpolitik sein. Antizyklische Konjunktur-
und Beschäftigungspolitik nach Keynes muss also mit umweltpolitischen Pro
grammen und entsprechenden strukturellen Veränderungen verknüpft werden
(siehe Euromemo 2012).

4. Noch einmal: die 90er Jahre

Der Maastricht-Vertrag (1993) - im Wesenthchen von Kohl und Mitterand
ausgehandelt - firmierte die EG zur EU um und nahm beschleunigten Kurs
auf die Wirtschafts- und Währungsunion, faktisch nur auf eine amputierte
Währungsunion, ohne der EZB die Funktion des „lender of the last resort" zu
zubilligen. Der von Bonn/Berlin vorangetriebene Stabilitäts- und Wachstums
pakt (Amsterdam Vertrag 1997) sollte die potentiell inflatorischen Effekte der
Einheitswährung eindämmen, hatte aber (speziell in Deutschland) deflatori
sche Wirkungen, insbesondere nach dem Jahr 2000.

Die Konstruktionsfehler des Maastricht-Vertrages sind häufig beschrieben
worden: Die fi-agwürdige Hoffiiung, die Einheitswährung würde sowohl die
Wirtschafts- und Finanzpolitik - quasi automatisch - vereinheitlichen als auch
die Lohnpolitik den unterschiedlichen Bedingungen anpassen, erfüllte sich
nicht. Aus der Rückschau von heute sind auch die Wechselkurse, mit denen
die EWU-Mitglieder der Währungsunion beitraten, kritisch zu diskutieren.
Aufgrund der deutschen Vereinigung hatte sich die deutsche Leistungsbilanz
stark ins Minus gedreht und war erst etwa im Jahr 2000 wieder ausgeglichen,
um dann extrem ins Plus zu drehen. Die Wechselkursfestlegxmgen für den Eu
ro erfolgten jedoch im Zeitraum 1997-1999, in dem die Wettbewerbsfähigkeit
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insbesondere der Mittelmeerländer kurzfristig besser zu sein schien als lang
fristig gerechtfertigt. Umso heftiger war dann im Zeitraum 2001-2010 der ra
dikale Umschwung: Der Euro war für diese Staaten faktisch mit einer Auf
wertung verbunden, welche die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Deutschland
beeinträchtigte.

Auch die integrationspolitischen Grundfragen - vom Staatenbund zum Bun
desstaat, Souveränitätsaufgabe in der Haushalts-, Finanz und Sozialpolitik,
generell die Fragen der demokratischen Kontrolle - blieben unbeantwortet
bzw. wurden, besser gesagt, im EU-Verfassungsentwurf dem neoliberalem
Diktat unterworfen. Die von Maastricht vorgesehene Europäische Verfassung,
die im Wesentlichen die neoliberale Grundausrichtung festlegte, scheiterte
zwar infolge der verlorenen Volksabstimmungen in Frankreich und den Nie
derlande und wurde durch den Vertrag von Lissabon (2000) ersetzt. Dessen
neurotisches Ziel, die EU zur mächtigsten Wirtschaftsregion der Welt zu ma
chen (!), wurde bereits 2005 zu den Akten gelegt. Die geld-, fiskal- und all
gemeinpolitische Voraussetzunge für eine Bekämpfimg der Krise 2007fif wä
re damit denkbar ungünstig, die weitgehed rehte bzw. konservative Regie
runge und das Kommissionspersonal großteils auch intellektuell unftihig, die
^se zu begreife und adäquat zu reagiee. Ode vielleicht schlnnme: Die
Überakkumulation von Finanzkapital sollte nicht durch Bank- und Staatsbank
rotte korrigiert und bezahlt weden, sondern durch eine allgemeine Senkung de
Lohn- und Sozialquote. Damit trat eine Periode der EU-Entwicklung ein, in
de sich die soziale, regionale imd einkommespolitische Gegesätze eorm
verschärften und die Inteesse des Finanzkapitals ganz unverhohlen zur poli
tische Richtschnur wurde. Frau Merkel nannte dies „marktverträgliche De
mokratie". In den Südländern und Irland wurde „zivile Juntas" installiert
(Griechenland, Italie) währed in Spanie und Portugal rechte Regierunge
zum Zuge käme. Aber auch de fr-anzösische Präsidet Sarkozy musste 2012
den Hut nehme, und Bundeskanzlerin Merkel verlor eine große Serie von
Landtagswahle.

Die neunziger Jahre und das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts waren ge
prägt von tief greifenden neoliberal orietierte Reformen des Banken- und
Finanzsystems in Europa (Lamfalussy-Plan, siehe Fußnote 1). Diese Deregu
lierung erleichterte zunächst die Finanzierung der Leistungsbilanzdefizite der
Südländer, um dann zusammen mit den anderen Krisenursachen (vgl. Ab
schnitt 3) die europäische Bankenkrise sowie die Euro- und Staatsschulden
krise auszulösen. Zugleich wurde das Finanzkapital als Akteur im wirt-
schaflspolitischen Geschehen enorm gestärkt und diktiert seither weitgehend
die Politik, deren Orientierungspunkt nun nicht mehr die Rentabilität des Ka
pitals sondern, spezifischer, das ,Vertrauen der Finanzmärkte' geworden ist.
Die Mittelmeerländer Spanien, Griechenland, Portugal und Italien konnten in
den neunziger Jahren anfangs stark von den durch den Konvergenzprozess
sinkenden Zinssätzen profitieren, die Ergebnis der Einleitung des Maastricht-
Prozesses waren. Die recht starken Produktivitätssteigerungen und Reallohn-



Z - Nr. 91 September 2012

erhöhimgen - im Wesentlichen ein bekannter Effekt hoher Wachstumsraten -
sowie die Investitionen hauptsächlich in die Infrastruktur, die Wohnungswirt
schaft und das Dienstleistungsgewerbe, waren z.B. in Griechenland und Spa
nien problemlos zu finanzieren. Ihre Leistungsbilanzen verschlechterten sich
aber rapide, insbesondere als Deutschland seit 2001 stagnierte und eine „er
folgreiche" Lohndumping-Politik (Hartz IV usw.) betrieb, gestützt durch eine
deflatorische makroökonomische Politik. Der Export wurde dadurch aggressiv
gesteigert, die Lohnpolitik war ebenfalls deflationär. Auf Kosten der deut
schen Binnenmarktnachfrage, insbesondere der Beschäftigten des sich schnell
ausdehnenden Niedriglohnsektors und der öffentlichen Investitionen und
Dienstleistungen, wurde die Hegemonie in Europa massiv gestärkt.

Eine weitere zentrale Kritik der Euromemogruppe ist das viel zu geringe
Transfer- und Ausgleichpotential des europäischen Haushalts, mit dem regio
nale und strukturelle Disproportionen bekämpft werden könnten. Der Ge
samthaushalt der EU beträgt jährlich weniger als ein Prozent des Inlandspro
dukts der EU, was kaum bekannt ist. Davon gehen etwa 40 Prozent in die Ko-
häsions- und Regionalfonds, 40 Prozent in die gemeinsame Agrarpolitik GAP
sowie der Rest in alle anderen Politikfelder. Es ist ein Treppenwitz der Ge
schichte, eine Währungsunion für ca. 300 Mio. Einwohner (also etwa die
Größe der USA) mit einem derart mickrigen Zentralhaushalt auszustatten und
zu glauben, man könne diese regional sehr zerklüftete Makroregion hauptsäch
lich monetaristisch steuern. Die Sparideologie hat es sogar geschafft, den EU-
Haushalt relativ zu senken (von 1,27 auf unter I Prozent des BIP). Die Euro
memogruppe fordert dagegen, den EU-Haushalt schrittweise bis 2020 auf 5
ProzOTtpunkte anzuheben und das Kapital der Europäischen Investitionsbank
drastisch zu erhöhen. In der öffentlichen Meinung kommt die EU dagegen als
bürokratischer Moloch (big govemment) daher, wobei immer nur absolute
Haushaltszahlen genannt werden, zumeist über die 7-Jahresperioden. Nur we
nige Experten kennen das geringe relative Gewicht des Europahaushalts.

5. Die große Krise und das Berliner EU-Diktat

Die neoliberal deformierte Integrationsvariante reagierte einerseits mit zumeist
verspäteten ad hoc-Maßnahmen, also zunächst individuellen Kreditpaketen so
wie — daran gekoppelt — mit knallharten Austeritätsprogrammen für Irland,
Griechenland und Portugal. Dies reflektiert die von Berlin und Brüssel lange ge
forderte Verschärfimg des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Durch drastische
Lohnsenkungen und die Beschneidung des Sozialstaats soll die Wettbewerbsfö-
higkeit der Krisenländer wieder hergestellt werden (sog. interne realwirtschaft
liche Abwertung). Die drastische Reduzierung der investiven Staatsausgaben
zerstört aber jeden Ansatz eines produktiven Auswegs aus der Krise sowie dar
über hinaus die politische Stabilität. Die jüngst dazu erfundene „Wachstumspo
litik" ist einerseits Symbolpolitik, anderseits wird sie auf „Wachstum durch
Strukturreformen" nach deutschem Vorbild hinauslaufen, zunächst also nicht zu
ausreichend dimensionierten Investitions- und Beschäfligungsprogrammen füh
ren.
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Wenn die Analyse stimmt, dass die Zuspitzung der Verteilungsungleichheit
letztlich die Finanz- und Bankenkrise und dann die Staatsschuldenkrise her
vorgebracht hat, bleiben letztlich nur drei wirtschaftspolitische Optionen:

Variante Berliner Diktat: Die Finanzmärkte werden nicht straff rereguUert.
Stattdessen wird in den schwachen Ländern der Sozialstaat zerschlagen, in
den anderen weiter demontiert (GB, aber auch Deutschland). Der Fiskalpakt
sowie die Auflagenpolitik der ESMS und seiner Nachfolgeorganisation, des
EMS, sind die Umsetzungsinstrumente. Dies wird die EWU in eine tiefe De
pression stürzen. Da der Fiskalpakt wie die Schuldenbremse in Deutschland in
den meisten Ländern verfassungsmäßig verankert werden soll, wird es poli
tisch extrem schwierig werden, ihn wieder auszuhebein.

Variante Euromemorandumgnippe (2012): Die Banken und Finanzmärkte
werden straff rereguliert („zerschlagen" und verkleinert, wie Rudolf Hickel
formuliert). Eine Europäische Staatsbank begibt Eurobonds und senkt so die
Finanzierungskosten der Staaten. Der EU-Haushalt wird drastisch ausgeweitet
(s.o.). Zur Bekämpfung der aktuellen Krise wird ein großes länderspezifisches
und ökologisch ausgerichtetes Investitionsprogramm mit mittelfristiger Per
spektive (5 Jahre) aufgelegt. Eine Vergemeinschaftung der Wirtschafts- und
Fiskalpolitik muss sich an den genannten sozialen, wirtschaftlichen und öko
logischen Zielen und nicht an der gegenwärtig vorherrschenden Austeritätspoli-
tik orientieren. Es muss eine einschneidende Umverteilung von Oben nach Un
ten und eine Stärkung des Sozialstaats eingeleitet werden. Die EZB muss sich
diesem Konzept unterordnen, d.h. die derzeitige Politik des billigen Geldes fort
setzen. Das Europäische Parlament braucht einen stärkeren Einfluss auf die Ge
samtpolitik und für diesen Ansatz eine progressive Mehrheit. Dieses Konzept
setzt darauf, die Weiterentwicklung der Währungsunion durch demokratische
Integrationsprozesse zu sichern und ihren Charakter zu verändern.

Unter-Variante IMK (Institutßr Makroökonomie und Konjunkturforschung in
der Böckler-Stiftung): Mit ausgefeilten Szenarien auf der Basis einer keynesi-
anischen makroökonomischen Strategie hatte das IMK schon 2010 nachge
wiesen, dass Griechenland und andere Krisenstaaten unter bestimmten Bedin
gungen und anstelle der von Deutschland erzwungenen Austeritätspolitik ihre
Probleme würde lösen können. Diese Position wird gestützt durch die jährli
chen Kongresse des FMM {Research Network Macroeconomics and Macroe-
conomic Policies der Hans-Boeckler-Foundation), einer der größten postkey-
nesianischen Vereinigungen weltweit. Die Schnittpunkte mit der Euromemo-
gruppe sind bemerkenswert.

Variante Rückzugsposition: Die politischen Kräfteverhältnisse erlauben es
nach dieser Meinung nicht, Variante 2 durchzusetzen. Folglich wird ein Teil
der EWU-Mitglieder mehr oder weniger geordnet oder brutal ausscheiden
müssen. Dahinter steht die Hoffiiung, den Status quo ante von 1992 wieder zu
erreichen, also vor allem die relative oder absolute Autonomie über die Wech
selkurspolitik wieder zu erlangen. Beispiele wären hier GB, Dänemark und
Schweden. Mit Ausnahme von Polen mit seinem großen Binnenmarkt sind die
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anderen osteuropäischen EU-Mitglieder sowie Griechenland und Portugal
nicht in der Lage, eine relativ eigenständige Wechselkurspolitik zu betreiben.
Es ist zudem nicht garantiert, dass das Ausscheiden aus der Währungsunion
nicht mit einer wirtschaftlichen und sozialen Großkrise einhergeht. Vor allem
die jetzt schon schwer angeschlagenen Länder Griechenland, Spanien, Portu
gal und auch Italien dürften sich mit riesigen Kapitalfluchtproblemen konfron
tiert sehen (Nölke 2012).

6. Zur Organisation der Euromemogruppe

Derzeit (2012) wird die Euromemogruppe durch ein elfköpfiges Gremium
(Steering Committee) geleitet. Der Generationenwechsel in Bezug auf die
Gründergruppe (1995) ist teilweise vollzogen. Die nächste Jahrestagung findet
vom 28. bis 30. September 2012 in Poznan statt und beschäftigt sich - natür
lich - mit der gigantischen Europakrise.

Kontaktadressen: Diana Wehlau (euromemo@uni-bremen.de), Frieder Otto
Wolf (fow [at] snafu.de ) und Trevor Evans (evans@hwr-berlin.de).

Netzadresse: www.euromemo.eu.
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Mehr Europa, aber anders

Europa befindet sich in der schwersten Integrationskrise seit Ende des Zweiten
Weltkrieges. Die Währungsunion steht am Rande des Scheitems. Ohne das Ein
greifen der Europäischen Zentralbanker wäre der Euro bereits Geschichte.

Eine drakonische SparpoUtik stürzt die Eurozone in die Rezession. Die Folgen
sind verheerend: Die griechische Wirtschaft schrumpfte seit Ausbrach der Krise
um fest ein Fünftel. In Spanien, Italien und Portugal stottert der Wachstumsmotor.
Von Amsterdam bis Athen sind heute 25 Millionen Menschen ohne Arbeit, ein
neuer, trauriger Rekord. Die Armut wächst. Gleichzeitig gerät die politische und
soziale Demokratie europaweit unter die Räder. In Athen, Madrid und Rom wird
der Kündigungsschutz geschliffen, die Flächentarifeysteme werden zerschlagen,
der öffentliche Dienst kaputt gespart und öffentliche Güter privatisiert.

Krisenursachen und Krisenmanagement

Die Ursachen dieser Krise liegen in der Architektur der Wirtschafts- und Wäh
rungsunion (WWU) und in entfesselten Finanzmärkten. Die Wirtschafts- und
Währungsunion wurde nicht in eine Politische Union eingebettet. Das Euroland
ist keine politische Solidargemeinschaft. Ein Finanzausgleich zwischen den un
gleich entwickelten Staaten war im Maastrichter Vertrag nicht vorgesehen.

Die WWU ist ein asymmetrisches Bauwerk: Zwar europäisierten die EU-
Verträge die Geldpolitik, die Finanzpolitik liegt jedoch noch immer in den
Händen der Mitgliedstaaten. Aufgrund dieses Konstruktionsfehlers konnte
Brüssel keine Schuldengarantien geben und die Eurokrise erst richtig eskalie
ren. Deswegen muss die Geldpolitik der EZB dringend durch eine Europäi
sche Wirtschaftsregierung (EWR) ergänzt werden. Nur durch eine europäi
sche Fiskalpolitik können Wirtschaftskrisen erfolgreich bekämpft werden,
denn ohne sie kommt eine konsistente antizyklische Politik nicht zustande.
Ein weiteres Problem besteht in der neoliberalen Ausrichtung der europäi
schen Wirtschaftspolitik. Sparen, Sparen, Sparen lautet die Brüsseler Leitidee.
Diese ideologische Ausrichtung bestimmt das Brüsseler und Berliner Krisen
management. Bis zur großen Finanzmarktknse 2008 waren die Maastrichter
Schuldenregeln kein größeres Problem. Viele Staaten konnten durch Wachs
tum und hohe Steuereinnahmen ihre Schuldenberge verringern. Durch die
Krise explodierten jedoch in vielen Staaten die Schulden.

Ohne diesen öffentlichen Rettungseinsatz - Bankenrettungsschirme, Konjunk
turprogramme - würden wir heute in einer noch tieferen Krise stecken. Doch
das Maastrichter Spardiktat verleitete die Politiker, Ursache und Wirkung der
Schuldenkrise zu verkehren: Merkel, Sarkozy, Monti & Co ist es gelungen,
der Öffentlichkeit weiszumachen, dass die Schulden die Krise verursacht ha
ben und nicht umgekehrt. Schuld sind jetzt allein die Schuldner. Diese Politik
führte dazu, dass die Stützungskredite für Griechenland, Irland und Portugal
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mit strikten Sparauflagen verknüpft wurden. Die Folge sind Mehrwertsteuer
erhöhungen, Entlassungen im öffentlichen Dienst, Lohnkürzungen, Kürzun
gen der Sozialleistungen und Erhöhungen des Renteneintrittsalters. Die Opfer
der Krise tragen jetzt die Hauptlasten bei der Bewältigung der Staatsschulden.

Dieser Politik wird großer öffentlicher Beifell gezollt - und das, obwohl sie die
Probleme noch verschärft. Denn die kurzsichtige Konsolidierungspolitik würgt
das Wachstum der Schuldnerländer ab. Folglich steigen die Schulden weiter. Die
se Politik beschränkt sich nicht nur auf die Krisenstaaten: In allen Staaten, die
vermeintlich zu hohe Schulden haben, erzwingen die Finanzmärkte und die Euro
päische Kommission weitere Kürzungen und treiben Europa so weiter in die Re
zession. Schlimmer noch: Brüssel lemt nicht aus den eigenen Fehlem, sondem
fehrt mit Vollgas in die Sackgasse. Die Verschärfiing des Stabilitätspakts sowie
der von Merkozy durchgedrückte Fiskalpakt samt Schuldenbremse zeugen von
dieser mangelndai Lernfähigkeit des konservativ-liberalen Mainstreams.

Schließlich wurde mit dem Maastrichter Vertrag ein System von Wettbewerbs
staaten eingeführt. Wir haben eine gemeinsame Wähmng und einen einheitli
chen Binnenmarkt, aber die Löhne, die Sozialausgaben und die Steuern werden
weiterhin national bestimmt. Im Kampf um die nationale Wettbewerbsfähigkeit
geraten sie in einen ständigen Abwärtssog. Den europäischen Gewerkschaften
gelingt es bis auf wenige Ausnahmen nicht mehr, eine verteilungsneutrale
Lohnpolitik zu realisieren. Überall gibt es eine dramatische Umverteilung von
unten nach oben, zu Gunsten der Kapitaleigentümer. Und dies seit nunmehr 15
bis 20 Jahren. Am tollsten hat es dabei Deutschland getrieben. Hier sind die Re
allöhne am stärksten zurückgegangen. Die Folge sind große Leistungsbilanz
überschüsse, vor allem im Handel mit den EU-Partnerländem. Deutschland im
portiert Beschäftigung und exportiert Arbeitslosigkeit. Die Logik dieses Sys
tems der Wettbewerbsstaaten ist auch die Logik des Euro-Plus-Paktes. Unsere
Nachbarn sollen dem deutschen Weg des relativen Lohnabbaus folgen und der
deutschen Arbeitsmarkt-, Sozial- und Rentenpolitik nacheifern. Dass dabei die
europäischen Lohn-, Sozial- und Steuerstandards unter die Räder geraten, ist die
eine zwangsläufige Folge. Die andere ist ein Einbruch der gesamtwirtschaftli
chen Nachfi-age mit deflatorischer Tendenz.

Die Antwort der Gewerkschaften

Europäische Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter haben die neoliberale
Architektur des Maastrichter Vertrages immer kritisiert und für Alternativen
geworben. Bisher ohne Erfolg. Obwohl die Gewerkschaften von Athen bis
Madrid gegenwärtig die Abwehrkämpfe gegen das Brüsseler Spardiktat orga
nisieren, findet eine Europäisierung dieser Abwehrkämpfe bisher nicht statt.
Die Griechen streiken am Montag, die Spanier demonstrieren am Mittwoch,
und aus Deutschland kommt am Samstag eine Solidaritätsadresse. Eine Alli
anz des Widerstands sieht anders aus.

^ http://www.europa-neu-begruenden.de/
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Eine Ursache dieser gewerkschaftlichen Mobihsierungsschwäche lag und liegt in
der Ungleichzeitigkeit der Krise. In Madrid und Athen hat die BCrise die gesamte
Gesellschaft erfesst. Jeder Fünfte hat keine Arbeit. In Wolfeburg, Sindelfingen
und Ludwigshafen wurden bisher hingegen Sonderschichten gefehren und Er
folgsbeteiligungen ausgezahlt. Am Mittelmeer kürzen und streichen Rajoy, Monti
und Samaras, was der Rotstift hergibt. Angela Merkel hingegen hat den großen
Sparhammer noch gar nicht ausgepackt Dank sprudelnder Steuereinnahmen war
da: Berliner Spardruck bisher gering. Natürlich hängt die Bereitschaft und Fähig
keit zur Gegenwehr nicht allein vom eigenen Geldbeutel ab. Ohne persönliche Be
troffenheit bleibt aber die internationale Solidarität abstrakt

Erschwerend kommt hinzu, dass es in Europa sehr unterschiedliche gewerkschaft
liche Traditionen gibt. Ein grenzüberschreitendes Handeln wird dadurch nidit
leichter. In Ländern mit politischem Streikrecht und ohne Friedenspflicht werden
die Konflikte schneller und häufiger auf der Straße ausgetragen. In Deutschland,
Österreich und Skandinavien wird heber vCThandelt NatürUdi schwächen auch
die politischen Rivalitäten unter den Gewerkschaftsbünden die Durchsetzungs
kraft. Besonders dann, wenn die parteipolitischen Bündnispartner, wie in Spanien,
ItaUen und Griechenland, an da- Regierung waren oder noch sind.

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) kann diese Defizite nicht aus
gleichen. Er kann lediglich koordinieren. Die politische Initiative geht immer
von den nationalen Gewerkschaftsbünden aus. Dennoch ist es gelungen, eine
politische Verständigung über die Ursachen und Lehren aus der Krise zu or
ganisieren. Auf dem letzten EGB-Kongress in Athen positionierten sich die
Europäischen Gewerkschaften klar gegen das Brüsseler Spardiktat.

Während die Gewerkschaften in nationale Abwehrkämpfe verstrickt bleiben,
schreitet der neoliberale Um- und Ausbau der europäischen Institutionen im
mer weiter voran. Vor diesem Hintergrund ringen sowohl die Gewerkschaften
als auch die politische Linke um die richtige europapolitische Strategie.

Bisher unterstützten ver.di, IG Metall & Co jeden Schritt auf dem Weg zu einer
tieferen europäischen Integration. Mit ihrer Ablehnung des europäischen Fiskal
paktes stellten sich die deutschen Gewerkschaften jetzt erstmals gegen ein zentra
les europäisches Integrationsprojekt. Dieser Strategiewechsel wirft grundsätzliche
Fragen auf Wenn „mehr Europa" weniger Sozialstaat und eine Schwächung der
Gewerkschaften bedeutet, muss die Antwort dann nicht in einer Renationalisie-
rung der Politik liegen? Ist also weniger Europa nicht die eigentliche Alternative?

Mehr oder weniger Europa?

Unbestreitbar ist, dass die Politik der Europäischen Kommission und des Ra
tes sowie die jüngsten Urteile des Europäischen Gerichtshofes gegen die Inte
ressen der abhängig Beschäftigten in Europa gerichtet waren und sind. Hier
zulande sind die Gewerkschaften gezwungen, sich gegen die Brüsseler An-

^ Aktuell frisst sich die Krise in die deutsche Volkswirtschaft. Die Krise der Anderen wird zu
unserer Krise. Folglich verliert dieses Mobilisierungshindemis an Bedeutung.
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griffe auf den öffentlichen Bankensektor, die Daseinsvorsorge, das VW-
Gesetz, die Tariftreue und das Streikrecht zu wehren. Nur durch eine erfolg
reiche nationale Mobilisierung konnten viele dieser Angriffe abgewehrt wer
den. Folgt daraus nun, dass Sozialstaatlichkeit und Demokratie nur innerhalb
des Nationalstaates verteidigt werden können, und deswegen jede weitere Su-
pranationalisierung der EU abzulehnen ist?

Ja imd Nein. Jeder europäische Integrationsschritt muss auf seine ökonomischen,
sozialen und demokratischen Folgen hin geprüft werden. Fällt diese Überprüfimg
aus Sicht der abhängig Beschäftigten und ihrer Gewerkschaften negativ aus - wie
im Fall des europäischen Fiskalpaktes -, dann ist dieses ,Mehr an Europa" abzu
lehnen. Ein bedingungsloses Ja zu Europa wäre naiv und verantwortungslos. In
bestimmten Fällen müssen also nationale Regelungen und Schutzrechte gegen die
Briisseler Liberalisierungsbestrebungen verteidigt und somit weitere Schritte in
Richtung eines neoliberalen Umbaus bekämpft werden.

In den Kembereichen der Wirtschafls-, Sozial- und Lohnpolitik eröffiiet eine
Renationalisierung aber keine neuen politischen Handlungsspielräume. Dies
gilt besonders für kleine offene Volkswirtschaften wie die Niederlande oder
Osterreich. Ihre außenwirtschaftliche Abhängigkeit kettet sie an die politi
schen Entscheidungen ihrer großen Nachbarstaaten. Große Volkswirtschaften
wie Deutschland oder Frankreich haben in der Wirtschafts- und Sozialpolitik
zwar immer noch nationale Gestaltungsspielräume. Vor dem Hintergrund
freier Kapital und Warenströme und einer gemeinsamen Währung können sie
jedoch in den zentralen Feldern der Wirtschafts-, Sozial- und Lohnpolitik kei
ne progressive Politik im nationalen Alleingang durchhalten. Bereits vor 30
Jahren machte die sozialistisch-kommunistische Mitterrand-Regierung diese
bittere Erfahrung und auch Franfois Hollande kann sich diesen Zwängen nicht
entziehen. Denn auch heute würde eine progressive Lohn- und Sozialpolitik
einzelner Nationalstaaten letztlich an der Logik des Systems der Wettbe
werbsstaaten zerschellen. Eine deutliche Erhöhung der Staatsausgaben müsste
einerseits mit den Strafen des Stabilitätspakts und andererseits mit den Defla
tionswirkungen der Kürzungspolitik im Rest Europas kämpfen.
Dieses Dilemma ließe sich nur durch eine Rückkehr zu nationalen Währungen
teilweise auflösen. Dieser Weg ist prinzipiell möglich. Er bringt aber sehr hohe
ökonomische und soziale Kosten mit sich: Eine neue deutsche Währung würde
stark aufwerten, diejenige der Südstaaten sehr stark abwerten. Hüben wie drüben
wären Anpassungskrisen die Folge. Während Deutschland in einer Übergangszeit
mit Export-, Wachstums- und Beschäftigungseinbrüchen zu kämpfen hätte, wür
den die Südstaaten hohe Zinslasten und Staatspleiten hinnehmen müssen. Ihre
Einkommen würden in der Anpassungsphase stark sinken. Mit hoher Wahrschein
lichkeit würden diese Krisen auch dai einheitlichen Binnenmarkt in Mitleiden
schaft ziehen und zu einer unsolidarischen Beggar-thy-Neighbour-Politik fuhrai.
Ob der europäische Integrationsprozess diesen Belastungen standhalten würde,
muss bezweifelt werden. Weniger Europa ist angesichts dieser gewaltigen Risiken
daher keine überzeugende Antwort auf den neoliberalen Umbau des alten Konti-
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nents. Notwendig ist vielmehr ein anderes Europa, wofür zunächst geselischafüi-
che Mehrheitai gewonnen werden müssen.

Mehr Europa, aber anders

Dieses andere Europa muss die Fesseln des Maastrichter Vertrags abstreifen.
Nur durch den Aufbau einer Europäischen Wirtschaftsregierung (EWR) können
die Konstruktionsfehler der Währungsunion behoben werden. Sie könnte in der
Eurozone eine flexible Stabilisierungspolitik betreiben. Dadurch wurden öko
nomische Exzesse, wie es sie vor der Krise in Spanien, Irland und Griechoiland
durchaus gab, vermiedoi.

Durch eine weitere Vertiefung der politischen Integration in Richtung eines
Europäischen Bundesstaats müsste die supranationale EWR demokratisch le
gitimiert werden. Nur die Bevölkerung der betroffenen Nationalstaaten und
nicht die europäischen Eliten können eine solche Weichenstellung vorneh
men. Die intergouvemementale EWR von Merkozy ist dagegen in Inhalt und
Form ein Rückschritt.

Eine europäische Koordinierung der Lohn-, Sozial- und Steuerpolitiken könnte
das System der Wettbewerbsstaaten aushebeln. Die nationalen Lohnpolitiken
könnten sich - bei Wahrung der Tarifiiutonomie - an der Marge aus nationalen
Produktivitätszuwächsen und Inflationsrate orientieren. Dadurch könnte die
permanente Umverteilung von unten nach oben gestoppt und Sozialdumping
verhindert werden. Die innereuropäischen Wettbewerbsverzerrungen wären be
endet. Steuerdumping würde durch einheitliche europäische Bemessungsgrund
lagen und einheitliche Untemehmenssteuersätze ein Wegel vorgeschoben.

Die Eurokrise könnte dann endlich durch eine alternative Wachstums- und Schul
denpolitik überwunden werden: Ein Marshallplan für Südeuropa, eine Stimulie
rung der deutschen Wirtschaft durch eine Förderung des Binnenmarkts sowie der
Stopp der europaweiten, von Deutschland forcierten Kürzungspolitik sind die drei
entscheidenden Komponenten einer europäischen Wachstumsstrategie. Das euro
päische Aufbau- und Entwicklungsprogramm — Marshallplan — sollte üba: eine
europaweite Vermögensabgabe finanziert werden. Der private Reichtum — Sach-
und Geldvermögen abzüglich Verbindlichkeiten - umfesst in dea Mitgliedsst^ten
der EU das drei bis siebenfeche der jeweiligen Staatsverschuldung. Dieser Über-
fluss muss genutzt werden, um die öffentliche Armut zu überwinden. Durch hö
heres Wachstum und niedrigere Zinsen würden die Schuldenquoten der Süd
staaten sinken. Schließlich Avürde nur ein europäisches Schuldenmanagement
mit gemeinsamen Garantien und Eurobonds die dramatische Zinslast der ü-
berschuldeten Staaten erfolgreich senken.

Die gewerkschaftliche Antwort auf die Krise der Europäischen Union kann
daher nur „mehr Europa, aber anders" lauten. Europas Weg in den Ruin kann
nur durch mehr wirtschaftliche Vemunfl, soziale Gerechtigkeit und demokra
tischen Mut gestoppt werden.



Bernd Brouns

Widersprüche der „Energiewende^^

ZwlschenbUanz der schwarz-gelben Energiepolitik

,JEnergiewende auf gutem Weg". So überschrieb die Bundesregioimg ihre Bi
lanzbroschüre ein Jahr nach ihrer atompolitischen Kehrtwende in Folge der Reak-
torkatastrq)he von Fukushima. Doch auf dem Weg wohin? .^nagiewende" be
zeichnete ursprünglich die Abkehr von einer zentralistischen, fossil-nuklearen
Eno-gieversorgung. Emeuerbar, dezentral & effizient - so sollte fortan Energie er
zeugt und verbraucht werden. Gemessen daran sind Bundesregierung und Ener
giewirtschaft immer noch auf den alten, eingefehrenen Wegen, zunehmend orien
tierungslos und weit davon entfemt, die richtige Richtung einzuschlagen.

Am 30. Juni 2011 vollendete die schwarz-gelbe Koalition ihre Rolle rück
wärts in der Atompolitik und verabschiedete flankierend ein Gesetzespaket
zur Energiepolitik im Bundestag. Von „Energiewende"-Beschlüssen wurde
furderhin gesprochen, obwohl weder der Ausbau emeuerbarer Energien be
schleunigt noch der Einstieg in eine effiziente und sparsame Energienutzung
eingeläutet wurde. Das kurze Intermezzo der AKW-Laufeeitverlängerungen
wurde zwar beendet. Die von der Bundesregierung so titulierte ,J^eue Energie
für Deutschland" war aber erstmal die alte aus der Zeit vor der atompoliti
schen Irrfahrt der schwarz-gelben Koalition.^
Schon vor Fukushima sprach der Sachverständigenrat für Umweltfiagen der
Bundesregierung (SRU) von der „Notwendigkeit einer Systementscheidung".^
Der langfiistige Fortbestand großer Grundlastkraftwerke, also Atom- und Koh
lemeiler, und der Ausbau emeuerbarer Energien sind miteinander unvereinbar.
Die Infi-astruktur des Stromsektors, aber auch der Strommarkt ist einem steigen
den Anteil stark fluktuierender Stromerzeugung aus emeuerbaren Energiequel
len in gegenwärtiger Form nicht gewachsen. Dies ist kein femes Szenario; die
Systementscheidung steht heute an. Seit den „Energiewende'-Beschlüssen wird
die Dringlichkeit einer Weichenstellung immer deutlicher erkennbar. Schon
beim gegenwärtigen Anteil von durchschnittlich 20 Prozent emeuerbaren E-
nergien am Strommix in Deutschland werden Windräder zeitweise vom
Stromnetz genommen. Die Produktion von Windstrom muss gestoppt werden,
um das von Kohle- und Atomstrom verstopfte Netz nicht zu überlasten. Die
Strombörse spielt derweil verrückt: die dortige Preisbildung wird durch den
steigenden Anteil emeuerbarer Energien auf den Kopf gestellt, stundenweise
war der Strompreis sogar negativ, betmg weniger als Null Cent.

Eine ausführliche Analyse der „Energiewende"-Beschlüsse der Bundesregierung findet sich in
Brouns, Bernd; Konsequent für neue Energien? Das Gesetzespaket der Bundesregierung zur
„Energiewende" zementiert den Status Quo. In: Z 88, Dezember 2011, S. 97-105.

Sachverständigenrat für Umweltfiragen der Bundesregierung: Wege zur 100 Prozent emeuer
baren Stromversorgung. Sondergutachten. Januar 2011, Berlin.
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Die Bundesregierung stemmt sich gegen diesen Systemwechsel. Im Interesse
der dominierenden Konzeme der „alten" Energiewirtschaft imd blockiert
durch institutionelle Trägheit will sie die zentralen Strukturen der Energie
wirtschaft konservieren. Derweil wächst der Anteil dezentraler emeuerbarer
Energien stetig an und treibt die alte Struktur der Energiewirtschaft an syste
mische Kipppunkte. Das Handeln der schwarz-gelben Koalition wirkt daher oft
wenig konsistent, manchmal gar ein wenig hilflos.^ Dies soll im Folgenden an
hand zentraler energiepolitischer Entscheidungen und Entwicklungen seit den
,3nergiewende"-Beschlüssen nachvollzogen werden.

Notbremse beim Solarausbau

Einer der zentralen „Energiewende"-Beschlüsse war die umfassende Ände
rung des Emeuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). Das EEG ist das zentrale
Förderinstrument zum Ausbau emeuerbarer Energien im Strombereich. Es
schreibt den Stromnetzbetreibem vor, Strom aus Anlagen emeuerbarer Ener
gien vorrangig und zu festen Vergütungssätzen über einen Zeitraum von
zwanzig Jahren abzunehmen. Die Besitzerin einer Solaranlage erhält also für
jede produzierte Kilowattstunde Strom eine garantierte Summe Geld, die über
dem marktüblichen Strompreis liegt.

Noch bevor die im Juni 2011 beschlossene EEG-Novelle zum 1. Januar 2012
überhaupt in Kraft trat, verlangten die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen,
Volker Kauder und Rainer Brüderle, sowie die Vorsitzende der CSU-
Landesgmppe im Bundestag, Gerda Hasselfeldt, am 28. November 2011 in
einem Brief an Wirtschaftsminister Rösler und den damaligen Umweltminis
ter Röttgen eine weitere, Jleduzierung der Einspeisever^tung bei der Photo-
voltaik". Am 23. Febmar 2012 legten die beiden Minister daraufhin einen
gemeinsamen Vorschlag für eine außerordentliche Kürzung der Vergütung
von Solarstrom um 20 bis 30 Prozent vor. Die verminderten Fördersätze soll
ten bereits zwei Wochen später, ab dem 9. März 2012, gelten.

Nachdem die Bundesnetzagentur Anfeng Januar 2012 verkündet hatte, dass die
Neuinstallationen von Photovoltaik(PV)-Anlagen im Jahr 2011 mit 7.500 Mega
watt (MW) selbst das bisherige Rekordjahr 2010 leicht übertrafen, sollte offen
sichtlich die Notbremse gezogen werden. Dafür sprach auch, dass das im Gesetz
verankerte jährliche Ausbauziel für Solarstrom, der sog. Zubaukorridor, über fünf
Jahre kontinuierlich zurückgefahren werden sollte. Würden mehr Solaranlagen

Selbst Bundeskanzlerin Angela Merkel begründete die Entlassung von Umweltminister Nor
bert Röttgen nach der für die CDU verlorenen Landtagswahl in Nordrhein-Westfelen iii ihrem
Pressestatement einzig und allein mit der Energiewende. „Es ist offensichtlich, dass die Um
setzung der Energiewende noch große Anstrengungen erfordert." Und diese Mühe wollte sie
Norbert Röttgen offensichtlich nicht weiter zumuten. Über die wahren Gründe der Entlassung
Röttgens mag man spekulieren, aber nach Einschätzung der Kanzlerin ließ die öffentliche
Wahrnehmung der energiepolitischen Performance der Bundesregierung diese Argumentation
zumindest prinzipiell zu. Vgl. Pressestatement von Bundeskanzlerin Angela Merkel am 16.
Mai 2012 in Berlin auf wvw.bundesregierung.de.
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gebaut als angestrebt, verringerte sich die Förderung automatisch, hn Jahre 2017,
so der Plan, läge das Ausbauziel bei maximal 1.900 MW und damit nur noch bei
einem Viertel der im Jahr 2011 installierten PV-Anlagen. Die höhere Mathematik
der Bundesregierung lautete: Um die Energiewende voranzutreiben, also auf
Strom aus Atom und Kohle verzichten zu können, soll das Wachstum der Solar
energie gekappt werden. Nidit nur der Bundesverband Solarwirtschaft sprach da
her von einem Solarausstiegsgesetz.

Als Grund für die radikale Absenkung des Zubaukorridors mussten die hohen
Kosten der PV-Förderung herhalten. Lagen die Einspeisetarife für Solarstrom
vor einigen Jahren tatsächlich noch weit über dem Fördemiveau für andere
emeuerbare Energien, so haben gerade die außerplanmäßigen Kürzungsrun
den der Jahre 2010 und 2011 zu einer Halbierung der SolarfÖrderung gegen
über 2008 geführt. Auch ohne zusätzhche Kürzung hätte sich die Förderhöhe
laut geltender Gesetzeslage zudem im Jahr 2012 um 30 Prozent verringert und
damit das Niveau der Vergütung von offshore-Wind-Anlagen erreicht. Wäh
rend die Förderung dezentraler Solaranlagen kontinuierlich abgeschmolzen
wd, wird die besonders kapitalintensive Form emeuerbarer Stromproduktion
in Mega-Windparks auf dem Meer noch bis zum Jahr 2018 von Kürzungen
verschont. Darüber hinaus wird die Errichtung von Offehore-Windanlagen
über ein im Juni 2011 aufgelegtes Sonderprogramm „Offshore Windenergie"
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) mit einem Kreditvolumen von 5
Mrd. Euro gefördert. Kürzlich legten die Minister Altmaier und Rösler am 2.
Juli 2012 ein weiteres Maßnahmenpaket von mit dem „der Ausbau der Offs
hore-Windenergie beschleunigt werden soll" .

Bei der Förderung der offehore-Windenergie zählt das Kostenargument offen
sichtlich nicht im gleichen Maße wie bei der Solarenergie. Vielleicht weil die
großen offshore-Windparks mit ihrer weniger stark schwankenden Strompro
duktion besser in das bestehende zentralistische System der Stromversorgung
integrierbar sind als die Solarenergie? Oder weil die Investition in die kapital
intensiven offshore-Windparks den Energiekonzemen leichter fällt als kleinen
Stadtwerken oder Energiegenossenschaften?

Die seitens der Bundesregierung gewünschte Kappung des Zubaus neuer Solar
anlagen mit den hohen Kosten zu begründen, ist also angesichts der privilegier
ten Behandlung des „teuren" offshore-Windkraft zumindest unglaubwürdig.
Denn die Zeiten, in denen Solarstrom auch im Vergleich zu andere emeuerba-
ren Energien eine recht kostspielige Investition in die Zukunft war, sind vorbei.

So klar die Ziele der Bundesregierung sind, so planlos imd von hektischem
Aktionismus geprägt erscheint ihr Vorgehen. Auch dafür liefert die zurücklie
gende EEG-Novelle zur Kürzung der Solarförderung eindrucksvolle Beispie
le. So wurde der Ministervorschlag, die Fördersätze bereits zum 9. März 2012
und damit innerhalb von zwei Wochen zu kürzen, Ende Februar zwar noch
vom Bundeskabinett gebilligt. Doch bereits der am 6. März 2012 von den Ko-

4
Offshore-Netzausbau wird beschleunigt. BMU-Pressemitteilung Nr. 097/12 vom 2. Juli 2012.
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alitionsfraktionen in den Bundestag eingebrachte Gesetzesentwurf sah die
Kürzungen „erst" für den 1. April 2012 vor. In ihrem Bemühen rasch Hand
lungsfähigkeit zu beweisen, hatten die Minister rechtsstaatliche Standards wie
den gesetzlichen Vertrauensschutz vergessen. Kollateralschaden für die So
larbranche: Unmittelbar nach Verkündung der Kürzungspläne Ende Februar
wurden Bestellungen storniert und Bankkredite widerrufen. Und die Unge-
wissheit der Branche sollte sich in den folgenden vier Monaten nicht ändern.

Die Gesetzesnovelle wurde zwar - mit zahlreichen Änderungen gegenüber
dem Ministervorschlag — bereits am 29. März 2012 mit der Mehrheit von
CDU/CSU und FDP verabschiedet. Bevor sie in Kraft treten konnte, wurde sie

aber am 11. Mai 2012 vom Bundesrat einkassiert und in den Vermittlungsaus-
schuss von Bundesrat und Bundestag verwiesen. Zur notwendigen Zweidrit-
tel-Mehrheit im Bundesrat trugen auch unionsgeführte Landesregierungen im
Interesse der dort ansässigen Solarindustrie bei. Diese Entscheidung des Bun
desrates traf den federführenden Minister Röttgen zum denkbar ungünstigsten
Zeitpunkt - zwei Tage vor der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen, zu der
Röttgen als CDU-Spitzenkandidat für den Ministerpräsidenten antrat.

Erst am 27. Juni 2012 und damit drei Monate nach Beschluss des Bundestags
gelang dem Vermittlungsausschuss eine Einigung, die am 28. Juni bzw. 29.
Juni 2012 von Bundestag bzw. Bundesrat verabschiedet wurde. Viele Detail
regelungen wurden geändert, die zusätzlichen Kürzungen jedoch im Wesentli
chen beibehalten.^ Die Absenkung des Zubaukorridors für neue Anlagen wur
de fallen gelassen. Stattdessen wurde jedoch vereinbart, dass die Solarforde
rung beendet wird, sobald die installierte Leistung an PV-Anlagen 52 Gigawatt
(GW) überschreitet. Bei einem mit den Jahren 2010/2011 vergleichbarem PV-
Zubau von jährlich etwa 7 GW würde die Einspeisevergütung für Solarstrom
damit im Jahr 2015 auslaufen. Statt der beabsichtigten Entschleunigung des
PV-Zubaus könnte diese Regelung genau das Gegenteil auslösen. Angesichts
des bevorstehenden Endes der Solarforderung könnte der erzielte Kompro-
miss einen ,3^un" auf die verbleibenden forderfahigen PV-Kapazitäten auslö
sen. Die Financial Times Deutschland kommentierte die Einigung im Ver
mittlungsausschuss denn auch wie folgt: ,4Das absehbare Ende der Förderung
könnte den Ausbau mm jedoch auf neue Rekorde beschleunigen. Die weltwei
te Produktionskapazität Hegt bei 50.000 MW. Branchenkenner erwarten, dass
sich nun die gesamte Solarbranche auf den deutschen Markt konzentrieren
wird, um die noch verbleibenden Fördermilliarden abzugreifen."^

Die angekündigte Kürzung zum 1. April 2012 führte zu einer hohen PV-Installationsrate im
März 2012 von 1.222 MW und einem drastischen Rückgang auf 358 MW im April 2012. Die
Daten für Mai und Juni 2012 liegen noch nicht vor. Vgl. Datenmeldungen zu neu installierten
PV-Anlagen bei der Bundesnetzagentur auf http://www.bundesnetzagentur.de.

Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zu dem Gesetz ̂ r Änderung des Rechts
rahmens für Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht der
emeuerbaren Energien. Drucksache 17/10103. Deutscher Bundestag, 27.6.2012.

Solarindustrie rüstet sich für Förderfinale. Financial Times Deutschland, 27.06.2012. Die in
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Netzausbauplanung konserviert zentralistlsches System

Neben der Stromerzeugung ist der Umbau der bisherigen Infiastruktur des
Stromsektors entscheidend für einen Systemwechsel bei der Stromversorgung.
Hier droht ein Nadelöhr für den Ausbau emeuerl^er Energien. Denn Strom
speicher für windarme Zeiten und sonnaiarme Nächte existieren bislang kaum.
Die Stromnetze sind zudem noch auf „Grundlast" gepolt, also auf Atom- und
Kohlekraflwerke ausgerichtet. Und die Übertragungsnetzbetreiber scheinen im
Einvernehmen mit der Bundesregierung nichts daran ändern zu wollen.

Mit den ,3iergiewende"-Beschlüssen von Juni 2011 wurde auch ein neues Ver-
fehrai für die Feststellung des Netzausbaubedarfe verabschiedet. Auf Basis eines
gemeinsam mit der Bundesnetzagentur erstellten Szenariorahmens erstellen die
Betreiberuntemehmen der großen Ubertragungsnetze einen Netzentwicklungs
plan. Dieser bildet wiederum die Grundlage für doi Entwurf eines Bundesbe-
darfeplans der Bundesnetzagaitur, der dem Bundestag vorgelegt und dort schließ-
hch verabschiedet wird. In diesem Plan wird dann der konkrete Bedarf an not

wendigen Netzausbau- und -Optimierungsmaßnahmen ofiSziell festgestellt.

Am 30. Mai 2012 haben die vier Ubertragungsnetzbetreiber - 50Hertz, Amprion,
TenneT TSO und TransnetBW—erstmals einen Entwurf für den ab sofort jährlich
zu erstellenden Netzentwicklungsplan (NEP) veröffentlicht.® Der NEP sieht einen
mit 3.800 KilcMnetem recht umfengreichen Neubaubedarf für Hochspannungslei
tungen, im wesentlidien vier Nord-Süd-Stromtrassen, vor - was bei näherer Be
trachtung des Ver&hrois der NEP-Erstellung aber nicht weiter verwunderlich ist.

Den, erstens, liegt die Erstellung des NEP in den Händen der vier privaten
Übertragungsnetzbetreiber. Deren betriebswirtschaftliches Interesse ist der
TranspOTt von möglichst viel Energie und somit der Ausbau der Übertra
gungsnetze. Nicht Optimierung, sondern Maximierung des Netzausbaus ist ihr
Anliegen. Denn schließlich ist dem Netzbetreiber bei Neuinvestitionen in die

Stromnetze eine Eigenkapitalrendite von neun Prozent garantiert.'

die Krise geratenen Produzenten von Solarzellen und -modulen in Deutschlande hilft dies je
doch nur wenig. Da gegenwärtig weltweit Überkapazität bei Produktionsanlagen für Solaran
lagen bestehen, sind sie zumindest kurz- und mittelfristig einem ruinösen Preiswettbewerb
ausgesetzt Die Bundesländer mit Solarindustrie haben im Vermittlungsausschuss nur einen
unverbindlichen Satz zu den heimischen Produktionsstätten heraushandeln können. In einer
Protokollerklärung heißt es: ,J)ie Bundesregierung setzt sich für fiiire Wettbewerbsbedingun
gen für die deutsche Solarindustrie ein. In diesem Zusammenhang prüft sie die dafür geeigne
ten Maßnahmen." Gegen den Niedergang der heimischen Branche hätten aber nur kurzfristige
Maßnahmen wie ein zinsvergünstigtes Kreditprogramm geholfen. Besonders tragisch ist dies
für einige Regionen Ostdeutschlands wie das sog. Solar Valley in der Region um Bitterfeld-
Wolfen (Sachsen-Anhalt), die vor zwanzig Jahren schon einmal einen Zusammenbruch ihrer
örtlichen Industrie verkraften mussten.

Netzentwicklungsplan Strom 2012. Entwurf der Übertragungsnetzbetreiber. 30. Mai 2012.
http://www.netzentwicklungsplan.de

Da das Stromnetz ein natürliches Monopol ist, unterliegt es einer Regulierung durch die Bun
desnetzagentur. Diese legt eine maximale Verzinsung des Eigenkapitals bei Neuinvestitionen
in die Stromnetze fest, die über die Einnahmen aus den Netznutzungsentgelten von den Netz-
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Die Erstellung des NEP ist, zweitens, nicht in ein Gesamtkonzept eingebun
den, das die Möglichkeiten eines dezentralen Lasten- und Speichermanage
ments zur Minderung des Netzausbaubedarfs berücksichtigt. Denn über den
Einsatz von Stromspeichem, durch ein gezieltes Lastenmanagement bei
Großverbrauchern oder eine lastenorientierte Steuerung von Kraft-Wärme-
Kopplungs- oder Biogasanlagen kann die über Hochspannungsleitungen abzu
transportierende Strommenge deutlich vermindert werden. Selbiges gilt für
einen möglichen Ausbau emeuerbarer Energien im Süden Deutschlands, hier
wurden einige Ausbauziele der Bundesländer im NEP schhcht ignoriert. Die
Energieeinsparziele der Bundesregierung wurden erst gar nicht berücksichtigt.

Neben diesen strukturellen Mängeln zeigt sich an vielen anderen Stellen, dass
der vorgelegte Entwurf des Netzentwicklungsplans im Wesentlichen auf einer
Fortschreibung der bestehenden zentralen Struktur der Stromversorgung fiißt.
So bemängelt der BUND, dass die Übertragungsnetzbetreiber im NEP von ei
ner viel zu hohen künftigen Strommenge aus Kohlekraflwerken ausgehen.
Die prognostiziertai Strommengai aus Kohlekraflwerken für das Jahr 2022
lägen weit über den Annahmen in den Energieszenarien der Bundesregienmg.
Rein rechnerisch entspräche dieser Unterschied der Stromproduktion von über
30 Kohlekraflwerken und einem Mehr-Ausstoß von etwa 90 Millionen Ton
nen CO2 im Jahr 2022. Zwar hätten die Netzbetreiber die von der Bundesnetz-
agentur vorgeschriebene reduzierte Leistung von Kohlekraflwerken für ihre
Berechnungen akzeptiert. Gleichzeitig hätten sie jedoch die Auslastung, also
die Leistungsdauer der Kohlekraflwerke, in ihren Annahmen drastisch erhöht
und damit auch die produzierte Strommenge. So lägen die Annahmen der
Netzbetreiber zur künftigen Auslastung von Braunkohlekraflwerken mit 8.000
Volllaststunden im Jahr 2022 nicht nur deutlich über dem heutigen Durch
schnittswert, sondern auch über dem, was technisch für die derzeit vorhande
nen Kraftwerke leistbar sei. Der BUND kommt zu dem Schluss, dass diese

Netzplanung neben der besseren Auslastung von fossilen Kohlekraflwerken
möglicherweise auch dem Ziel diene, neue Kohlekraflwerke bauen zu können.

Damit weist die Planung der Netzbetreiber eine Diskrepanz zu den erklärten
energie- und klimapolitischen Zielen der Bundesregierung auf. Darauf deu
ten auch andere vermeintliche Marginalien im Netzentwicklungsplan hin,
auf die das Wuppertal Institut hinweist. So steht im NEP, dass das „Ziel
eines Anteils der emeuerbaren Energien an der Stromerzeugung von 35 Pro
zent bis 2020 und 50 Prozent bis 2030 in allen Szenarien erreicht" werde.

betreibem erzielt werden darf. Aufgrund der Monopolstellung ist die „erlaubte" Eigenkapital
rendite auch die tatsächlich realisierte.

Siehe: http://www.bund.net/pdfi'netzentwicklungsplan_analyse: Kein Netzausbau für Kohle
kraftwerke! BUND-Analyse zu den Annahmen der Stromerzeugung in Kohlekraftwerken im
Netzentwicklungsplan. 29.06.2012.

Stellungnahme des Wuppertal Instituts im Rahmen der Konsultation zum Entwurf des Netz
entwicklungsplan 2012. Wuppertal. 06.07.2012. http://www.wupperinst.org

12
Netzentwicklungsplan, a.a.O., S. 68.
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Unterschlagen wird, dass es sich dabei laut Emeuerbare-Energien-Gesetz
um Mindestziele handelt, die spätestens bis zum angegebenen Jahr zu erfül
len seien. Das Einhalten der klimapolitischen Ziele der Bundesregierung
wird zudem wenig nachvollziehbar dargelegt und zumindest eines der drei
Ausbauszenarien verfehlt die Klima-Ziele ganz.

Die Übertragungsnetzbetreiber setzen im vorgelegten Entwurf des Netzent
wicklungsplans damit auf ein „weiter so" der zentralen Erzeugungsstrukturen
im Stromsektor. Auch die Bundesnetzagentur hat durch die Festlegung der
Szenariorahmen ihren Teil dazu beigetragen. So ist das Fazit von Eurosolar
zum Netzentwicklungsplan eindeutig: ,4Der grundsätzliche Kurs, ein zentralis-
tisches Versorgungssystem zu konservieren und in der Netzstruktur dauerhaft
zu verankem, stand nie zur Disposition."^'*
Beim Netzausbau sollen offensichtlich Tatsachen geschaffen werden, wäh
rend die Bundesregierung bei der Entwicklung der für einen zunehmenden
Anteil dezentraler emeuerbarer Energien notwendigen Speichermöglichkeiten
deutlich moderater vorgeht. Auch eine Reduzierung der Jahreshöchstlast
durch ein gezieltes Lastenmanagement wurde bislang nicht vorangetrieben.
Würde ein Teil des Stromverbrauchs einiger Großverbraucher wie Kühlhäuser
oder bestimmte Industrieanlagen nur um wenige Stunden verschoben, ließe
sich damit der Spitzenlastbedarf erheblich senken - ohne dass Produktions
prozesse unterbrochen werden müssten.*® Weniger Krafhverkskapazitäten
müssten vorgehalten und weniger Stromnetze gebaut werden.

Mit der Vemachlässigung der Möglichkeiten eines dezentralen Lasten- und
Speichermanagements provoziert die Bundesregierung, ein Nadelöhr für den
weiteren Ausbau emeuerbarer Energien für die Zeit nach 2020 zu schaffen.
Also genau für jenen Zeitraum, in dem die letzten sechs Atomkraftwerke ab
geschaltet werden sollen.

13
Laut Ausbauprognose des Bundesverbandes Emeuerbare Energien ist ein Anteil von 47 Pro
zent am Stromverbrauch bis 2020 möglich. In der Vergangenheit wurden die Branchenprogno
sen immer übertroffen. Die Deutsche Energieagentur hat aus Prognosen der Bundesländer ab
geleitet, dass emeuerbare Energien bis zum Jahr 2020 einen Anteil von über fünfzig Prozent
zur Stromversorgung beisteuern können. Vgl. Stromversorgung 2020. Wege in eine moderne
Energiewirtschaft. Strom-Ausbauprognose der Emeuerbare-Energien-Branche. Januar 2009,
Berlin. Deutsche Energie-Agentur: Zusammenführung der Zielsetzungen/Ausbauerwartungen
der Bundesländer (bottom up-Analyse). Präsentation bei der Plattform „Zukunftsfähige Netze"
des Bundeswirtschaftsministeriums, Juli 2011, Berlin.

14
Eurosolar: Netzentwicklungsplan - Konzeminteressen gegen Bürgerbeteiligung und Energie
wende. Pressemitteilung vom 11. Juli 2012, Bonn.

Die in Japan nach dem Reaktorun&ll von Fukushima unfreiwillig gesammelten Er&hmngen
bieten hier gute Anknüpfungspunkte. Vgl. Luhmann, Jochen: Die Sozialtechnik Setsuden. Ifo-
Schnelldienst 12/2012, S. 42-46. Hennicke, Peter, Dorothea Hauptstock, Jana Rasch: Die Ener
giewende ein Jahr nach Fukushima: Defizite der deutschen Energieeffizienzpolitik. deneff Dis
kussionspapier. Berlin, März 2012. http://www.deneff.org
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Bye, bye Strombörse

Weniger im Licht der medialen Öffentlichkeit ist ein weiterer Kulminations
punkt, an dem der Transformationsprozess der Stromversorgung gut erkenn
bar ist: die Strombörse. Dort ist der systemische Kipppunkt schon erreicht.
Die Strombörse ist in der gegenwärtigen Form als Koordinierungsinstrument
für den Strommarkt am Ende.

Der Handel an der Strombörse ist als ,3nergy-only-Markt" organisiert. Dies
bedeutet, dass sich der börsliche Preisbildungsmechanismus nach den „variab
len Kosten" der Stromerzeugung richtet, sich also im Wesentlichen an den
BrennstofiOcosten orientiert. Seit Einführung des Emissionshandels im Jahr
2005 sind auch die für die Stromerzeugung in fossilen Kraftwerken benötigten
C02-Zertifikate Bestandteil der variablen Kosten. Jahrelang galt als Daumen
regel: Atom- und Braunkohlekraflwerke haben die niedrigsten Brennstoffkos
ten, danach folgen Steinkohle- und schließlich Gaskraflwerke. Bei geringer
Stromnachfrage kommen gemäß dieser Einsatzreihenfolge der Kraftwerke -
der sogenannten merit order — am Markt nur die „billigen" Kraftwerkstypen
zum Zuge, in den Stunden des Höchstverbrauchs werden auch die „teureren"
Gaskraftwerke zugeschaltet. Immer das letzte Kraftwerk, das beim stündli
chen Mengenfixing an der Strombörse noch den Zuschlag erhält, bestimmt
den Strompreis. Dieser gilt dann für alle Kraftwerksbetreiber. Abgeschriebene
Atomkraftwerke fahren so zu Lasthöchstzeiten Riesengewinne ein, können sie
doch bei niedrigen variablen Kosten ihren Strom zu den vergleichsweise ho
hen Kosten des Gaskraftwerks verkaufen.

Mit variablen Kosten nahe Null liegen emeuerbare Energien quer zur Logik
des geschilderten Preisbildungsmechanismus. Sie reihen sich noch vor den
Atomkraftwerken in die merit order und senken damit den Strompreis an der
Börse. Denn die „teuren" Gaskraftwerke müssen entsprechaid seltener zuge
schaltet werden. Dies führt schon beim gegenwärtigen durchschnittlichen An
teil von 20 Prozent emeuerbaren Energien am Strommix zu kuriosen M^kt-
entwicklimgen wie dem Auftreten negativer Strompreise. Weht ein kräftiger
Wind und scheint gleichzeitig die Sonne, drängte an einigen Tagen in den
letzten Monaten schon mal soviel Strom ins Netz und damit an die Börse, dass
das Angebot an Strom aus emeuerbaren Energien sowie einem Grundsockel
aus Atom- und Kohlestrom stundenweise die Nachfrage überstieg. Für die
Betreiber der fossil-nuklearen Kraftwerke war es entweder technisch nicht mög
lich oder wirtschaftlich nicht sinnvoll ihre Kraftwerke für diese Stunden herun
terzufahren. Die Kosten des Herunterfehrens wären so hoch gewesen, dass die
Kraftwerksbetreiber lieber einigen Großabnehmern die kurzfiistige Stromab
nahme mit einigen Cent pro Kilowattstunde versüßten. Die Möglichkeit des
Abgleitens der Strompreise unter Null wurde erst auf Betreiben der „alten" E-
nergiewirtschaft durchgesetzt. Denn die Altemative, ein häufigeres He^terfeh-
ren der Kraftwerke, ginge zu Lasten der Lebensdauer der Kraftwerke.

16Welter, Philippe: EEG-Umlage als neuer Strompreis. In: Photon, Mai 2012, S. 18-24.
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Ein weiterer und viel weiter reichender Effekt besteht darin, dass insbesondere
der PV-Strom zur Mittagszeit, sobald die Sonne im Frühjahr etwas stärker
scheint, regelmäßig die vormaligen Höchstpreisspitzen wegpuffert. Damit
sinken die Einsatzzeiten für Gaskraflwerke, die bislang insbesondere zu die
sen Zeiten der höchsten Nachfrage zugeschaltet wurden. Die emeuerbaren
Energien zerstören damit beim bestehenden System der Preisbildung zuneh
mend das Preissignal für Neubauten von Gaskraflwerken - genau jenen
Kraflwerkstypen also, die wegen ihrer flexiblen Einsatzweise die ideale Er
gänzung eines wachsenden Anteils emeuerbarer Energien sind. Sie stehen
kurzfristig bereit, wenn der Wind einmal nicht wie vorgesehen weht.

Die den Strompreis senkende Wirkung emeuerbarer Energien an der Strom
börse führt auch dazu, dass das bisherige Geschäftsmodell von Pumpspei
cherkraftwerken nicht mehr funktioniert. Bislang pumpten diese mit billigem
Nachtstrom Wasser in die Speicherbecken auf den Berg hinauf, um es am
nächsten Mittag zur Zeit der Höchstlast- und -preisspitzen zur Stromerzeu
gung wieder abzulassen. Während die Entwicklung von Stromspeichem als
zentralem Element für eine vollständig emeuerbare Stromversorgung an ande
rer Stelle vorangetrieben wird, zerstört das durch emeuerbare Energien ausge
löste Preissignal an der Strombörse die Einsatzmöglichkeiten für eine der we
nigen jetzt schon existierenden Stromspeichermöglichkeiten.

Und als wäre das nicht genug, führen die durch emeuerbare Energien gesenk
ten Preise an der Strombörse mittelbar zu einem Anstieg der sog. EEG-
Umlage. Die Differenz zwischen der garantierten Einspeisevergütung, die die
Netzbetreiber für Strom aus emeuerbaren Energien gemäß Emeuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) den Anlagenbetreibem zahlen müssen, und dem
„normalen" Strompreis an der Börse legen die Netzbetreiber auf alle Strom
kunden um. Sinkt nun der Preis an der Strombörse, vergrößert sich die Lücke
zum gesetzlich fixierten Einspeisetarif. In selben Maße, wie derart die Umla
gehöhe steigt, sich also die Kosten der emeuerbaren Energien - scheinbar -
erhöhen, sinkt deren Akzeptanz, ist die Höhe der EEG-Umlage doch auf jeder
Stromrechnung ausgewiesen.

Um die mangelnden Preissignale für erforderliche Investitionen zu korrigie
ren, tobt in Fachkreisen eine heftige Debatte um so genannte Kapazitätsmärk
te. Durch garantierte Zahlungen für das Vorhalten von Kraftwerkskapazitäten
- unabhängig von deren Einsatz - sollen Neuinvestitionen in Gaskraftwerke
oder Pumpspeicherkraftwerke schmackhaft gemacht werden. Allein der Bun
desverband der Elektrizitäts- und Wasserwirtschaft (BDEW) warnt vor zu
stark^ Eingriffen in den Markt und hält die Fahne des freien Wettbewerbs
hoch. Ansonsten wird von Grünen bis FDP über das wann und wie von Ka

pazitätsmärkten gestritten.*®

17
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft: Wettbewerb für Strom und Gas braucht
eine konsequent marktgerechte Politik. Positionspapier, 03.01.2012, Berlin.

Reimer, Nick: Grüne wollen einen Kapazitätsmarkt, www.klimaretter.info, 12. Juli 2012.
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Halten wir fest: Die Preissignale der Strombörse sorgen weder für Investitio
nen in emeuerbare Energien noch in Gaskraflwerke oder Stromspeicher - die
zentralen Pfeiler einer konsequenten Energiewende. Sie garantiert allein
(noch) den rentierlichen Betrieb von Kohle- und Atomkraftwerken. Dazu
kommt: Eine konsequente Energiewende vorausgesetzt, besteht eine zentrale
Herausforderung zukünftig in der Koordination von schwankender Stromer
zeugung aus emeuerbaren Energien, dem Einsatz von Stromspeichem und ei
ner Nachfragesteuerung. Warum sollte man diese Aufgabe einer reinen Preis
steuerung über die Börse überlassen?^'
Die Bundesregierung verschließt vor dieser Konsequenz die Augen. In seiner
schriftlichen Stellungnahme zu einer Bundestagsanhörung zur Novellierung
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes bemerkte einer der Sachverständigen da
her treffend: Der Gesetzesentwurf - und damit die Bundesregierung -, ,,geht
von der irrigen Annahme aus, dass die emeuerbaren Energien in das bisher
bestehende Energy-Only-Marktmodell integriert werden können und müssen.
Dieser Versuch ist zum Scheitem verurteilt."

Emissionshandel: Extraprofit statt Klimaschutz

Als Wunderwaffe fiir Klimaschutz und den Wandel der Stromerzeugung ge

dacht, fuhrt der Emissionshandel als Determinante fiir Investitionen der Ener
giewirtschaft gegenwärtig nur ein Schattendasein. Seit November 2011 liegen
die C02-Preise beständig bei sechs bis acht Euro und haben damit nur einen
marginalen Einfluss bei Investitionsentscheidungen. Erwartet hatte die Bun
desregierung Preise zwischen 15 und 20 Euro. Schlimmer noch: Im Jahr 2011
gab es im EU-Emissionshandel überschüssige Emissionsrechte im Wert von
950 Mio. Tonnen CO2, die bis zum Jahr 2013 auf 2 Milliarden Euro anwach
sen werden.^^ Dass der C02-Preis gegenwärtig überhaupt noch über Null
liegt, hängt allein damit zusammen, dass jetzt erworbene C02-Gutschriften
auch in die dritte Handelsperiode von 2013 bis 2020 transferiert werden kön
nen. Hauptgründe für diesen Überschuss sind die große Menge an Emissions-
gutschrifien aus Drittländern außerhalb der EU, insbesondere aus dem sog.

Alternativ könnten die Netzbetreiber - am besten in öffentlicher Hand - anstelle der Strombörse

die Schnittstelle zwischen Stromerzeugung und -verbrauch übernehmen. So wie sie bislang schon
den EEG-Strom von den Erzeugern abnehmen, könnten sie zukünftig auch den Strom aus dem
auslaufenden fossil-nuklearen Kraftwerkspark orientiert an den Erzeugungskosten plus einer ver
einbarten Rendite ankaufen. Als Hüter der Netzstabilität könnten sie eine physikalisch-technische
statt einer rein preisgesteuerten Koordination von Stromerzeugung und -verbrauch vornehmen.
Die Netzgesellschaften wären Dienstleister für eine sichere und stabile Stromversorgung für
Stadtwerke und andere Stromversorger, die den Strom zum Endkunden bringen.

Welter, Philippe: Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung zum Entwurf eines Gesetze zur
Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Ände
rungen im Recht der emeuerbaren Energien. 20.03.2012. Ausschussdrucksache 17(16)510-3.

Hermann, Hauke und Felix Chr. Matthes: Strengthening the European Union Emissions Trad-
ing Scheme and Raising Climate Ambition. Facts, Measures and Implications. Report by the
Öko-Institut for Greenpeace/WWF, June 2012.
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Clean Development Mechanism (CDM) , sowie die Auswirkungen der Fi
nanz- und Wirtschaftskrise in vielen europäischen Ländern.

Die Bundesregierung sperrt sich gegen Versuche der EU-Kommission, einen
Teil dieser überschüssigen Emissionsrechte vorübergehend aus dem System
zu nehmen. Die niedrigen COi-Preise und der Überfluss an Emissionsrechten
verschafift insbesondere der Braunkohlewirtschaft, der COa-intensivsten Form
der Stromerzeugung, eine rosige Zukunft. Die Möglichkeit einer Verknap
pung der EU-weit verfugbaren C02-Zertifikate durch die Erhöhung des EU-
Klimaschutzziels auf 30 Prozent verfolgt die Bundesregierung mit begrenztem
Engagement. Beispielhaft dafür ist, dass die einzig offizielle Positionierung
zum SOProzent-Ziel sich auf Seite 144 des Fortschrittsberichts zur Nachhal-

tigkeitsstrategie versteckt.

Die Bilanz des Emissionshandels bleibt verheerend. Klimapolitisch bleibt er be-
stenfells wirkungslos, hat aber in den Jahren seit seiner Einführung den Ener
giekonzemen einige Milliarden Euro Zusatzgewinne beschert.

Als wäre dies nicht genug, fließen die aufgrund der niedrigen C02-Preise nur
noch geringen Einnahmen aus der Versteigerung der C02-Zertifikate partiell
in ein Förderprogramm für den Bau fossiler Kraftwerke.^^ Ein Förderpro
gramm, von dem selbst der CDU-Bundestagsabgeordnete von der Marwitz
sagt: ,JDoch auch die Bundesregierung muss sich fingen lassen, wie siimvoll
ein Förderprogramm für Kraflwerksneubauten ist. Mit Geldem aus dem Emis
sionshandel sollen 2013 bis 2016 fossile Kraftwerke mit mehr als 300 Mega
watt Leistung subventioniert werden."^'*
Die Bundesregierung hat es geschaftft, den Begriff der ,3nergiewende" in der
öffentlichen Wahmehmung für sich zu besetzen. In geradezu dialektischer
Weise kehrt sie in ihrem aktiven Tun dessen ursprüngliche Bedeutung ins Ge
genteil um. Wende heißt nun „weiter so".

22
Hintergründe zum EU-Emissionshandel und zum CDM finden sich in Breuns, Bernd: Mit dem
Markt das Klima schützen? Die Fallen des Emissionshandels. In: Forum Wissenschaft 2/09, S.
22-25.

23
Vgl. dazu Broims 2011, a.a.O..

24
von der Marwitz, Hans-Georg: Das Schnuppem fossiler Morgenluft, www.klimaretter.info
02.07.2012.



Mohssen Massarrat

Sinns „Paradoxon'^ oder warum Marktkräfte das

Klima nicht schützen können^

Problemdarstellung

In seinem von Politikem, Unternehmern imd Medien vielfach gelobten Buch

gelang Hans-Werner Sinn, dem Chef des Münchener Instituts für Wirtschafls-
forschung, das Kunststück nachzuweisen, dass alle selektiv gedachten und
auch praktisch umgesetzten Klimaschutzmaßnahmen dem Klimaschutz nicht
nützen, sondern schaden.^ Dabei verfolgt Sinn, im Unterschied zu vielen an
deren neoliberalen Ökonomen, durchaus nicht die Absicht, den Klimaschutz
mit ökonomischen Argumenten als überflüssig zu erklären. Ganz im Gegen
teil widmet er einige Kapitel seines Buches der ausführlichen Begründung,
dass Politik dringend handeln müsse, um den Klimawandel zu bremsen. Mehr
noch: Siim, immerhin Wortführer der neoliberalen Ökonomen in Deutschland,
hängt sich, gemessen an der sonst üblichen Marktgläubigkeit seiner Zunft,
weit aus dem Fenster und erklärt den Klimawandel, in Anlehnung an den Be
richt der Stem-Kommission,^ zum „größten Marktfehler in der Geschichte der
Menschheit".'* Mit seiner Kritik der herkömmlichen Klimaschutzmaßnahmen
will Sinn femo* zum einen auf die unbeabsichtigten Folgen der gängigen Kli
maschutzmaßnahmen, wie Ökosteuern, Emissionshandel (Kioto-Instrument),
aufinerksam machen und zum anderen Alternativen aufzeigen, die ökologisch
funktionieren. Siims Kritik der Kioto-Instrumente basiert auf zwei grundle
genden Feststellungen:

Erstens setzten die Kioto-Instrumente auf der Nachfrageseite an und beein-
flussten somit lediglich das Verhalten der Marktakteure auf der Nachfragesei
te der fossilen Weltmärkte. Diese einseitige Betrachtung durch das „Verges
sen der Angebotsseite" müsse zu Fehleinschätzungen und nicht beabsichtigten
Folgen führen, die dem Klimaschutz zuwiderlaufen. Zweitens würden Kioto-
Instrumente selektiv angewandt und dadurch Nebenwirkungen ausgelöst, die
dem Kiimaschutz ebenfalls abträglich seien. Demzufolge plädiert Sinn für ei
ne Korrektur der Klimaschutzpolitik durch Berücksichtigung der Anbietersei
te und für Strategien, die wirklich fimktionieren. Des weiteren hebt Sinn auch
die Bedeutung von besonderen, bisher jedoch kaum beachteten Gesetzmäßig
keiten der Märkte bei natürlichen Ressourcen hervor, um die Angebotsent-

*  Ich danke Thomas Sauer filr die Durchsicht des Textes und seine Amnerkungen, die ich gern
berücksichtigt habe.

2
Hans-Werner Sinn: Das grüne Paradoxon. Plädoyer für eine illusionsfreie Klimapolitik. 2009.
Hamburg.

3

N. Stern: The Economics of Climate Change. The Stern Review, 2007, Cambridge UK.

'* Sinn 2009, a.a.O., S. 376.
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Scheidungen der Ressourceneigentümer zu verstehen, „denn beim Angebot
natürlicher Ressourcen geht es nicht wie beim Angebot anderer Güter lun Ent
scheidungen, die die Gegenwart und die unmittelbare Zukunft betreffen, son-
dem um extrem langfristige Erwägungen (...), deren Implikationen sich für
die Eigentümer imd ihre Erben über viele Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhimder-
te, erstrecken."^ Dazu greift Sinn auf eine ökonomische Regel zurück, die Ha
rald Hotelling bereits 1931 formuliert hatte. Demnach hängt die Anbieterent
scheidung bei natürlichen Ressourcen von der ökonomischen Abwägung zwi
schen Gegenwart und Zukunft ab. Wird nämlich die Steigerungsrate des Res-
somcenwertes höher eingeschätzt als die Zinsrate auf den Finanzmärkten, so
halten sich Ressourceneigentümer mit der Erhöhung ihres Angebotes in der
Gegenwart 2airück und umgekehrt (Hotelling-Regel). ,JDa alle Ressourcenei
gentümer", folgert Sinn aus der Hotelling-Regel, „diesem einfachen Entschei
dungsprinzip folgen, würde sich der Preis der schon geforderten Rohstoffe bei
konkreten Erwartungen so entwickeln, dass der Wertzuwachs der im Boden be
lassenen Lagerbestände in etwa der Kapitalrendite gleicht, die durch den Ver
kauf der Rohstoffe erzielt werdoi kann. Bieten die Kapitalmärkte die attraktive
ren Bedingungai, werden sich die meisten Eigentümer entschließen, den Res
sourcenabbau vorzuziehen und die Erlöse anzulegen."^
Indem Sinn dieses erweiterte Marktmodell auf den gesamten weltweiten Ener
giesektor anwendet, verfugt er über hinreichende Argumente, um die bisherige
Klimapolitik und Kioto-Instrumente, wie sie in den westlichen Industriestaa
ten bisher angewandt worden sind, plausibel zu kritisieren. Sein Kemgedanke
dabei ist folgender: Alle klimapolitischen Maßnahmen verfolgten das Ziel,
den Verbrauch an fossilen Energieträgem zu reduzieren, was letztlich darauf
hinausliefe, die Ressourceneigentümer langfristig zu enteignen. Auf die Ent
eignungsperspektive reagierten die Ressourceneigentümer jedoch mit ver
stärkter Extraktion ihrer Ressourcen, um rechtzeitig einen möglichst größeren
Ressourcenbestand in Geldkapital zu verwandeln und es auf den Finanzmärk
ten anzulegen. Sinkende Nachfrage nach Kohlenstoffen führe daher nicht zu
sinkendem, sondem - entgegen der Marktlogik - zu steigendem Angebot der
Ressourcenanbieter, folglich zu sinkenden Weltmarktpreisen fiir Öl, Naturgas
und Kohle und zu steigenden Emissionen. Somit beschleunigten alle auf der
Nachfrageseite eingesetzten Klimaschutzmaßnahmen den Klimawandel, statt
ihn, wie ursprünglich beabsichtigt, zu bremsen. Sinn bezeichnet dieses Phä
nomen als das „grüne Paradoxon".

Außerdem entstünde zusätzlich auch ein Verteilungsproblem, wenn auf der
Nachfrageseite die Kioto-Instrumente nicht flächendeckend, sondem selektiv

® Ebenda, S. 331.
^ Harald Hotelling : The Economics of Exhaustible Ressources, in: The Journal of Political

Economy, vol. 39, No. 2., 1931.

^ Sbn 2009, a.a.O., S. 363.
® Ebenda, S. 405 ff.
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eingesetzt würden. Daher sei es fatal, folgert Sinn, dass nur „ein Teil der Welt
grüne Politik betreibt und der andere nicht"' Wenn beispielsweise Kioto-
Länder, allen voran die EU-Staaten, die weniger als 30 % fossiler Energien
verbrauchen und die durch Ökosteuern oder Emissionshandel die Energie ver
teuerten und den Verbrauch senkten, riefen sie bei den Ressourcenanbietem

eine Angebotserhöhung und sinkende Weltmarktpreise hervor. Mit ihrer se
lektiven Politik nutzten diese Instrumente nach Sinn somit nicht dem Klima,

sondern den Nicht-Kioto-Ländem. Diese Länder, sagt Sinn, „die für 70 % der
globalen C02-Emissionen verantwortlich zeichnen, sind die Profiteure dieser
Politik. (...) sie erhalten nun den Kohlenstoff billiger und kaufen deshalb mehr
davon. Die Amerikaner fehren dann weiter dicke Limousinen. (...) und die auf-
stiegs- und energiehungrigen Chinesen machen erst recht keine Anstalten, ihre
umweltschädliche Wirtschaftsweise zu verändern. Die Europäer, allen voran die
Deutschen, subventionieren also den Konsum der amerikanischen und chinesi-

10
sehen Verbraucher, doch für das Klima sind diese Vorgänge neutral."

Der grüne Paradoxon-Effekt entsteht nach Sinn nicht nur bei der Anwendung
aller Kioto-Instrumente wie Ökosteuern und Emissionshandel, er entsteht
auch bei Maßnahmen in einzelnen Staaten, Avie die gesetzliche Einspeisever
gütung und sonstige ordnungspolitische Maßnahmen zur Förderung emeuer-
barer Energietechnologien, die im Ergebnis ebenfalls den Verbrauch fossiler
Energien reduzieren und daher genau so zur Entstehung des grünen Parado
xons führen wie die Kioto-Instrumente.^*

Zur Originalität von Sinns „grünem Paradoxon"

Tatsächlich wurden die Ressourcenanbieter in der Klimaschutzdebatte bisher

so behandelt, als würden sie im realen Wirtschaftsleben überhaupt nicht exis
tieren. Zutreffend ist daher auch Sinns Feststellung, dass man die klimapoliti
sche Rechnung „ohne den Wirt" gemacht hat.*^ Insofern legt Sinn mit seinem
Buch durchaus den Finger in die Wunde der wissenschaftlichen mainstream-
Debatten zum Klimaschutz wie in die der bisher praktizierten Politik. Sinns
zentrale Kritikpunkte sind somit wichtig und dienen dazu, die Klimaschutzpo
litik neu auszurichten. Ist aber seine Kritik überhaupt neu, wie er selbst be-

' Ebenda, S. 345.
Ebenda. S. 345 f. Sinn übersieht allerdings, dass sinkende Weltmarktpreise für fossile Ener
gien sogar den Preiseffekt auch in den Kioto-Ländem mehr als wettmachen können. Die
Nicht-Kioto-Staaten mit ihrem 70 %-Anteil verbrauchen zudem mehr Energie als die Kioto-

Länder sparen. Selektive Maßnahmen führen also sowohl zur Kostenumverteilung, wie aber
auch zu steigenden Kohlenstoffemissionen, weshalb auch die von Sinn angenommene Klima
neutralität fraglich wird.

** Ungeachtet seiner ökonomisch zutreffenden Argumentation übersieht Sinn in diesem Falle je
doch die symbolische Wirkung der Windkraftanlagen, die inzwischen in ganz Deutschland und
anderen Industrieländern entscheidend mit zum Bewusstseinswandel und zur Oberzeugung
beigetragen haben, dass eine Wende zum emeuerbaren Energiezeitalter technisch möglich ist.

Ebenda, S. 320 ff.
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hauptet? ,^rstaunlicherweise wird das Angebot (der Ressourceneigentümer,
M.M.) auch in der klimawissenschaftlichen Literatur wenig beachtet. Zwar
weiß jeder, dass das Kohlendioxid durch Verbrennung fossiler Stoffe entsteht,
doch Klimastudien, die die Angebotsentscheidungen auf den Weltmärkten zu
einem integralen Bestandteil der Analyse machen, sind rar."^^ Schon an dieser
Stelle beginnt meine erste Kritik an Sinns „grünem Paradoxon".

Seine Feststellung, die Ressourcenanbieterseite sei in der bisherigen Klimade
batte nicht berücksichtigt, ist unzutreffend. Seit 1993 hat der Verftisser dieses
Beitrages in mehreren Büchem und zahlreichen Veröffenthchungen ähnliche
bzw. noch weitergehende Kritik an den Kioto-Maßnahmen begründet und
auch Altematiworschläge formuliert. Bereits in meinem 1993 veröffentlich
ten Buch^'* habe ich den sich hinter dem „grünen Paradoxon" verbergenden
Inhalt, wenn auch unter dem Begriff ,d3ual-System-Theorem", sehr ausfuhr
lich beschrieben^®. Dabei ging meine Analyse weit über die des Problems des
verschwenderischen Konsums von Energieressourcen hinaus, es ging um die
Analyse der Widersinnigkeit des Verbrauchs sämtlicher erschöpfbarer Res
sourcen des Globusses. Denn dank der Dual-System-Mechanismen wurden
über Jahrzehnte, entgegen der Marktlogik, Ressourcen im Überfluss und zu
sinkenden Preisen auf den Weltmärkten angeboten. In dem sieben Jahre ̂ äter
erschienenen Buch ,J)as Dilemma der ökologischen Steuerreform"^ be
schreibe ich ausfuhrlich mit dem ,JDilemma" der kontraproduktiven Wirkung
von selektiv und auf der Nachfi-ageseite eingesetzten Klimaschutzmaßnahmen
exakt das, was Sinn acht Jahre später als „grünes Paradoxon" bezeichnet. In
beiden Publikationen beziehe ich mich auf neoklassische Marktmodelle und

erweitere diese um die Hotelling-Regel und darüber hinaus auch um die Ren
tentheorie von Ricardo und Marx.*' Über diese beiden Bücher hinaus habe ich
die darin enthaltenen zentralen Aussagen weiterentwickelt, so z. B. in der
Zeitschrift Jur politische Ökologie, in den Blättern ftir deutsche und internati
onale Politik, in Spektrum der Wissenschaften, in Die Zeit usw. In allen diesen
Publikationen nimmt bei meiner Kritik an der bisherigen Klimaschutzpolitik
die viel später auch von Sinn beklagte Vernachlässigung der Angebotsseite
einen zentralen Stellenwert ein. Eine dieser Publikationen trägt die Über
schrift „Rechnung ohne den Wirt"*®, eine Begrifflichkeit für diesen grundle
genden Mangel, die Sinn wortgleich in seinem Buch verwendet. Ich erwähne
dies deshalb, weil es fast unvorstellbar ist, dass diese durchaus der breiten Öf
fentlichkeit zugänglichen Publikationen dem Umfeld des Instituts für Wirt-

*® Ebenda, S. 330.
14

Mohssen Massarrat: Endlichkeit der Natur und Überfluss in der Marktökonomie - Schritte

zum Gleichgewicht. 1993, Marburg.

*® Ebenda, S. 96 ff.
Mohssen Massarrat: Das Dilemma der ökologischen Steuerreform. Plädoyer für nachhaltige
Klimaschutzpolitik durch Mengetuegulierung. 2000, Marburg.

*' Ausführlicher s. ebenda.
18

Mohssen Massarrat: Rechnung ohne den Wirt, in: Die Zeit, 20.09.1995.
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schaftsforschiing in München verborgen geblieben sind. Mir erscheint die
Frage nach der Originalität deshalb wichtig, weil auch Wikipedia diese Publi
kationen bei der Vorstellung von Sinns „grünem Paradoxon", entgegen ihrer
eigenen Praxis, unerwähnt lässt.*'
Ungeachtet dieser Frage kommt Hans-Werner Sinn mit seiner Kritik der se
lektiv und aktionistisch agierenden Klimaschutzprotagonisten auf jeden Fall
der Verdienst zu, gesellschaftliche Akteure für ganzheitliche ökonomische
Analysen des Klimaproblems sensibilisiert zu haben, die kapitalismuskritische
Autoren nie erreichen können. Ich teile zwar Sinns Kritik der Nachfrageorien
tierung der Klimaschutzinstrumente - wie sollte es auch anders sein, nachdem
ich selbst dieselbe Kritik lange vor ihm formuliert habe -, halte jedoch seine
eigenen Vorschläge, wie unten im einzelnen darzulegen sein wird, für eine
Neuauflage derselben Strategien, die er selbst kritisiert.

Ausklammerung des Faktors politische Macht

Nach der Hotelling-Regel hätten Marktpreise für alle fossilen Energieträger
historisch steigen müssen, und zwar aus zwei Gründen: Erstem, weil der Res
sourcenwert auf Grund von Ressourcenverknappung bei gleichzeitig wach
sender globaler Nachfrage hätte kontinuierlich steigen müssen, und zweitem,
weil das Optimierungsverhalten aller Ressourceneigentümer bei erschöpfba
ren Gütem dazu führt, das Angebot zusätzlich zu verknappen, um eine Steige
rungsrate des Ressourcenwertes durchzusetzen, die höher ist als die Steige
rungsrate des Zinses auf den Finanzmärkten.^® Die Hotelling-Regel setzt al
lerdings sichere Eigentumsrechte bzw. ökonomische Selbständigkeit der Res
sourceneigentümer voraus. Diese Voraussetzung war in den 1930er Jahren in
den USA auch tatsächlich gegeben, jedoch nicht mehr nach den Entdeckungen
großer Öllagerstätten in den nichtkapitalistischen Staaten (am Persischen
Golf, in Südamerika und Afrika) und deren Ausbeutung unter der Kontrolle
der multinationalen Ölkonzeme. Denn diese verfolgen auf Grund befiisteter
Verträge gemäß der Hotelling-Regel das Ziel, möglichst viel öl aus dem Bo
den zu holen, um es als Kapital auf den internationalen Finanzmärkten anzu
legen. Über Jahrzehnte herrschten auf den Energieweltmärkten daher Über
produktion und Dumpingpreise, weil zum einen die Ressourceneigentümer -
neokolonialistisch entmachtet - als Marktakteure marginalisiert worden wa
ren^* und zum anderen dadurch auch die Hotelling-Regel (der Ressourcen-
preis-Zinsraten-Mechanismus)^^ ausgehebelt wurde.
Diese Situation änderte sich jedoch vorübergehend, als es den Ressourcenei-
gentümem Anfang der 1970er Jahre gelang, die Extraktionsverträge mit den

Dankenswerterweise hat mich Thomas Sauer, der meine Publikationen zu diesem Thema
kennt, auf Sinns Thesen und den fehlenden Bezug zu meiner Forschung aufmerksam gemacht.

^® Ausführlicher dazu „Zinsraten-Rohstoffpreis-Mechanismus" in: Massarrat 1993, S. 76 ff.
Ausfiihrlicher vgl. ebenda, S. 125 ff.

Ebenda, S. 76 ff.
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Ölkonzemen zu kündigen und ihre Eigentumsrechte zurück zu gewinnen. Der
erste ölpreisspnmg \9iyi^ war Ausdruck von teilweise zurückerlangter
Macht der Ressourceneigentümer und des Funktionierens der Hotelling-
Regel. Der Machtzuwachs der Ressourceneigentümer blieb trotz Nationalisie
rung der Eigentumsrechte jedoch nur eine Imrze Episode. Rasch hat sich an
stelle der neokolonialistisch kontrolüerten Ölverträge ein von den USA hege-
monialpolitisch kontrolliertes Ölpreisregime etabliert, das die alten Verhält
nisse der Marginalisierung der Ressourcenanbieter und der Ölüberproduktion
zu Dumpingpreisen wieder herstellte.^^ In diesem Ölpreisregime, das die
USA erfolgreich in Är hepmoniales Herrschaftssystem als ein wichtiges
Fundament einfügten, erhielten diejenigen Ressourceneigentümer, wie Sau
di Arabien, Kuwait, Arabische Emirate - in den westlichen Medien nicht ohne
Grund positiv als „Tauben" gepriesen -, militärische Sicherheit und verpflich
teten sich als Gegenleistung, die Politik der ölkonzeme durch beschleunigte
Ölausbeutung und Anlage ihres Kapitalüberschusses auf dem US-Finanzmarkt
fortzusetzen. Durch dieses ihr ölpolitisches Wohlverhalten verletzten die Ölfürs-
tentümer am Persischen Golf, genauso wie zuvor die Ölkonzeme, die ökonomi
schen Knappheitsregeln. Jenen Ressourceneigentümem, wie Iran, Algerien,
Irak, Venezuela, Libyen - in den westlichen Medien als ,J^alken" gebrand
markt -, wurde dagegen ein regime change angedroht, weil sie ihre eigenen
Ölinteressen verfolgten und nicht bereit waren, sich dem US-Ölpreisregime
unterzuordnen.^^ Angesichts ihres gewichtigen Marktanteils innerhalb der
OPEC setzte sich l^gfristig das an der Nachfi-age orientierte Marktverhalten
der „Tauben" mit Ölpreisen auf niedrigem Niveau durch, während die von
den ,JFalken" durchgesetzten Ölpreissprünge 1973/74 und 1979/80 nicht von
langer Dauer waren.

Sinn - und im Grunde die neoklassische Ökonomie - hat keine plausible Er
klärung für die Entwicklung der ölpreise, weder für niedrige ölpreise in der
Vergangenheit noch für ihre ̂ astische Steigerung in der Gegenwart, weil er
die politische Macht als den Ölpreis mit beeinflussenden Faktor ausklammert.
Sinns Erklärungsversuch für niedrige Ölpreise in der Vergangenheit, indem er
die Eigentumsrechte der Ressourceneigentümer in Anlehnung an die Proper-
ty-Rights-Theory als unsichere Eigentumsrechte definiert und die „Angst vor
dem Putsch" und „politische Unruhen" dafür verantwortlich macht, „dass die
Ölpreise in der Vergangenheit lange Zeit nicht stiegen und sogar fielen"^®, ist
ahistorisch und eine Konstruktion. Nicht die Angst vor einem Putsch, sondern
das Motiv, die eigene Herrschaft über die ölreichtümer unter dem militäri
schen Schutzschirm der USA möglichst lange aufrechtzuerhalten, bestimmte

23
Zu den Phasen der ölpreisentwicklung vgl. ebenda, S. 133-193.

24
Ausführlicher dazu: Mohssen Massarrat: Kapitalismus - Machtungieichheit - Nachhaltigkeit.
Perspektiven Revolutionärer Reformen, 2006, Hamburg, S. 106 ff.
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das Anbieterverhalten der Ölfürstentümer am Persischen Golf^', das der
Marktlogik und den ökonomischen Regeln für knappe Güter widersprach und
dafür sorgte, dass die Ölpreise trotz Ölknappheit nicht stiegen, sondem sanken
und den hohen Energiekonsum mit verursachten.

Würde man zudem der neoklassischen Erklärung der niedrigen Ölpreise in der
Vergangenheit folgen, müsste man als Grund für die drastisch steig^den öl
preise in der Gegenwart die unsinnige Behauptung aufstellen, die Ölfürsten
tümer hätten seit dem Beginn des 21. Jahrhunderts keine Angst mehr vor ei
nem Putsch und politischen Unruhen und würden mit ihrem Angebotsverhal
ten nunmehr den ökonomischen Knappheitsregeln folgen. Tatsächlich sind
diese jedoch im US-Ölpreisregime weiterhin eingebunden und fühlen sich
auch an das ölpolitische Wohlverhalten gegenüber den USA und dem Westen
insgesamt verpflichtet. Dennoch sind die Ölf^stentümer nicht mehr in der
Lage, durch ihre Angebotspolitik das alte US-Ölpreisregime am Leben zu er
halten, weil sich inzwischen die Machtverhältnisse auf der Nachfrageseite
grundlegend verändert haben. Seit ca. einem Jahrzehnt treten nämlich China,
Indien, Brasilien und weitere Schwellenländer als relevante Konsumenten fos
siler Energien in Erscheinung und durchbrechen die Nachfrapkartellfimktion
des US-Ölpreisregimes, indem sie als von diesem unabhängige Marktakteure
dazu beitragen, dass die Marktgesetze auf dem Energieweltm^to zum ersten
Mal in der Geschichte beginnen, tatsächlich zu funktionieren. Die Ära der
politisch bestimmten Ölpreise scheint ein für allemal zu Ende zu gehen. Fort
an werden tatsächlich die Marktkräfie (Angebot und Nachfrage, die zunehmen
de Knappheit und die Hotelling-Regel, die Grenzkosten emeuerbarer Energien
und gelegentlich auch die Finanzspekulationen) die Entwicklung der Öl- und
Energiepreise bestimmen. Die neoklassische Ökonomie ignorierte, so gese
hen, nicht nur die ökologisch zerstörerische Rolle sinkender Ölpreise durch
imperialistische Intervention im letzten Jahrhundert, sie interpretierte überdies
auch sinkende Ölpreise als ökonomisches Indiz für Unbegrenztheit fossiler
Ressourcen.^'

Ohne diese historischen Hintergründe zu reflektieren, nimmt Sinn die Tatsa
che hoher Ölpreise und den Umstand, dass Ressourcenanbieter über Markt
macht verfügen, immerhin zur Kenntnis und setzt der neoklassischen Vergess-
lichkeit und Ignoranz ein Ende, indem er berücksichtigt, dass Ressourcenan
bieter auch Marktakteure sind und bei einer KHmaschutzpolitik, die wirken

Das hier beschriebene ölpreisregime der USA ist immerhin mit mehreren opferreichen Krie
gen in den letzten Jahrzehnten einhergegangen, die immer noch andauern.

Ausführlicher dazu s. Mohssen Massarrat: Rätsel ölpreis, in: Blätter für deutsche und interna
tionale Politik, Heft 10/2008.

Allen voran sei hier der Ökonomie-Nobelpreisträger Robert Solow genannt, der in seinem von
den neoklassischen mainstream-ökonomen viel zitierten Standard-Beitrag das Problem der
Knappheit fossiler Ressourcen schlicht leugnete. Robert M. Solow: The Economics of Res-
sources or the Ressources of Economics, in: The American Economic Review, 1974, vol.
LXIV,No. 2.
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soll, nicht weiter außen vor gelassen werden können. Ob aber Sinns Anpas
sung an die Realität und dessen erweitertes Marktmodell die hinreichende

theoretische Grundlage für eine Neuorientierung der Klimapolitik und Neu
ausrichtung von Kioto liefern, muss bezweifelt werden. Denn ihm blieben die
historischen Gründe der Nachfrageorientierung westlicher Klimapolitik ge
nauso verborgen wie die Tatsache, dass auch Kioto und dessen Klimaschutz
instrumente Relikte des Ölpreisregimes und der imperialistischen Aneignung
der fossilen Ressourcen aus dem 20. Jahrhundert sind. Eine Neuorientierung
der Klimapolitik und die Neuausrichtung des Kioto-Regimes setzt aber die
präzise Analyse der Ressourcenmärkte und der dort herrschenden Machtver
hältnisse voraus. Zur umfassenden Analyse der globalen fossilen Ressour
cenmärkte reicht im übrigen Sinns erweitertes Marktmodell nicht aus, es be
darf einer fimd^entalen Erweiterung um die Eigentümerfunktion und die
Rententheorie, ohne die weder die Macht- und Olrentenverteilungsmecha-
nismen präzise dargestellt, noch die Grundlagen eines alternativen und wirk
samen Klimaschutzmodells herausgearbeitet werden körmten.

Märkte können Marktfehler nicht korrigieren

,JVIarktapologeten räumen gelegentlich ein", sagt Joseph Stiglitz", dass Märk
te versagen, ja sogar katastrophal versagen können, behaupten Jedoch, letzt
lich korrigierten die Märkte sich selbst.'^^ Sinn ist ein solcher Marktapologet
und erklärt an vielen Stellen seiner Studie den Klimawandel sogar zum größ
ten Marktfehler in der Geschichte. Die Natur dieses Marktfehlers besteht nach
ihm darin, dass der Markt die Klimaschäden durch den Verbrauch von Koh
lenstoffen als volkswirtschaftliche Kapitalkosten nicht erfesst.^^ Als eine mögli
che Lösung dieses Problems schlä^ er eine Quellensteuer auf die Kapitalerträge
der Ressourceneigentümer, also eine marktkonforme Maßnahme, vor. Eine an
der „Quelle" zu erhebende Steuer, sagt Sinn, »^nacht diese Anlagen unattrakti
ver und veranlasst die Ressourceneigentümer, einen größeren Teil ihres Vermö
gens im Boden statt bei ihrer Bank zu halten, also die fossilen Kohlenstoffe
langsamer zu fördern.' Auf den ersten Blick scheinen Quellensteuem wegen
ihrer flächendeckenden Wirkung gegenüber selektiv auf nationaler Ebene erho
benen Ökosteuern eine qualitative Verbesserung darzustellen. Bei genauerem
Hinsehen löst sich dieser scheinbare Vorteil jedoch in Luft auf:

Erstens mag Sinns Quellensteuer sich zwar auf das Anbieterverhalten der Öl-
fürstentümer am Persischen Golf auswirken, da diese ihre Petro-Dollar-

30 . .
Dazu sei hier auf das „Hotelling-Ricardo-Marx-Theorem", ein von mir entwickeltes dreidi
mensionales Marktmodell, verwiesen, das auch die theoretische Grundlage eines größeren
Teils meiner Forschung zu den Energieweltmärkten darstellt. Vgl. Massarrat, 2000.

Joseph Stiglitz, Wachstum mit links, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft
9/2011,8. 58.

Sinn, 2009, a.a.O., S. 426 f.
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Überschüsse tatsächlich schon immer auf den Finanzmärkten anlegen. Das
Angebotsverhalten der übrigen Ressourceneigentümer, die ihre Öleinnahmen
in den eigenen Binnenmärkten investieren, blieb von der Quellensteuer jedoch
unberührt.

Zweitens müssen alle Ressourceneigentümer Sinns Quellensteuer genauso wie
bei den Ökosteuern und dem Emissionshandel als Signal einer schleichenden
Enteignung wahmehmen und mit der Gegenstrategie einer zusätzlichen ver
stärkten Extraktion ihrer Öl- und Gasreserven reagieren, um ihre Einnahmen
trotz der Quellensteuem zu stabilisieren. So gesehen, würde Sinns Vorschlag
eine Spirale der sukzessiven Steigerungsraten der Quellensteuer und der Stei
gerungsraten der Öl- und Gasförderung hervorrufen und dadurch sinkende
Preise und Erhöhung der Kohlenstoffemissionen sowie eine Verstärkung des
von ihm selbst kritisierten „grünen Paradoxons" auslösen.

Drittens und schließlich legt Sinn mit seiner Darstellung, in welchem Teil der
Welt die Quellensteuem eigentlich erhoben werden sollten, offen, welches zu
sätzliche Ziel er außer dem Klimaschutz noch verfolgt:, Jm übrigen verschafft
auch die Quellensteuer der westlichen Welt Steuereinnahmen" begründet Sinn
den für westliche Industrieländer positiven Verteilungseffekt seines Vor
schlags, um diesen offensichtlich auch finanz- und verteilungspolitisch zu le
gitimieren: ,J)ie von den Ressourcenanbietem verdienten Gewinne", föhrt
Sinn fort, „werden ja auf den Kapitalmärkten der Verbraucherländer angelegt
und erzeugen Zinseinkommen, die der Quellenbesteuerung unterworfen wer
den können."^'* Quellensteuer auf Zinseinkommen - ist das nicht eigentlich zu
begrüßen? Tatsächlich ist die Besteuerung der in den westlichen Industrielän-
dem selbst erwirtschafteten Zinseinkommen eine sozial gerechtfertigte Maß
nahme. Die Erhebung einer Quellensteuer in diesen Ländem auf die Gewinne,
die in den Ressourcenstaaten erwirtschaftet werden, ist jedoch eine imperialis
tische Einkommensumverteilung. Genau letztere Variante schwebt Sinn vor
und er will mit seinem „narrensicheren"^^ Vorschlag offensichtlich den Res
sourcenanbieterseiten j^irlich hunderte Milliarden ölrenten aus der Tasche
ziehen, um diese den Ökonomien der westlichen Verbraucherstaaten zuzufüh
ren. Ob aber Quellensteuem dem Klimaschutz nutzen, wie Sinn annimmt,
steht auf einem völlig anderen Blatt. Denn er eröffiiet mit diesem Vorschlag
eine neue Konfrontation mit den Ressourceneigentümem, die er vorgibt, ei
gentlich verhindem zu wollen.

Offensichtlich ist ihm selbst die fehlende Konsistenz seines Vorschlages nicht
ganz entgangen, und er macht auch aus seiner Unsicherheit mit zwei Einwän
den keinen Hehl: Zum einen ist sich Sinn über die diskriminierende Wirkung
der Quellensteuer als einer Sondersteuer für die Ressourceneigentümer auf
den intemationalen Finanzmärkten im Klaren und er erahnt auch die Sackgas
se, in die eine allgemeine Anlagesteuer auf sämtliche Finanzanlagen anstelle

Ebenda, S. 432.
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einer Sondersteuer einmündet. Denn ,Jiöhere allgemeine Steuem auf Kapital
einkommen (...) fiihren dazu, dass das Geld ausgegeben statt angelegt wird.
Sie würden also den Konsum der heutigen Generationen zu Lasten ihrer
Nachkommen ankurbeln und zur Folge haben, dass insgesamt zu wenig men
schengemachtes und natürliches Kapital vererbt wird." Und zum anderen, so
Sinn weiter, „wird mit der Kapitaleinkommensbesteuerung die Beschleuni
gung der Förderung, die aus der Angst vor einer Enteignung resultiert, mögli
cherweise nicht hinreichend kompensiert."^® Sinn widerlegt also Sinn und
stuft das „narrensichere" Instrument Quellensteuer kurzerhand zu einem
„Komplement eines neuen Super-Kioto-Systems" herab und plädiert schluss
endlich für eine „weltweite Mengenbewirtschaflung im Rahmen eines lücken
losen Emissionshandelssystems", um das man nicht herum käme, „so bedenk
lich manche Begleiterscheinungen einer solchen zentralplanerischen Lösung
auch sein mögen. Noch offener kann ein neoliberaler Ökonom nicht einge
stehen, dass Märkte den Marktfehler eben nicht korrigieren können und dass
ein Klimaschutz ohne politisch konsequente Regulierung keinen Sinn macht.

Super-Kioto und Sinns hegemoniales Konzept der Mengen
bewirtschaftung

Eine letzte Option, die als Altemative zu der bisherigai Klimaschutzpolitik
noch zurückbleibt, ist nach Sinn „die Bildung eines lückenlosen Nachfrage
kartells, an dem sich alle Verbraucherländer beteiligen."^® Dieses Nachfrage
kartell bzw. Super-Kioto soll unter der Verantwortung der UNO stehen und
durch verbindliche Beteiligung aller Verbraucherstaaten an einer klimazuträg
lichen Mengenbewirtschaftung von Kohlenstoffemissionen ein lückenloses
Emissionshandelssystem organisieren.^' Hinsichtlich der Überwindung der
gegenwärtigen Schwächen von Kioto, dem sich bisher nur ein Teil der
Verbraucherstaaten unterworfen hätten, während die Nichtmitglieder, in
Wechselwirkung mit den Ressourcenanbietem, das „grüne Paradoxon" her
vorriefen, begibt sich Sinn mit seinem Vorschlag zweifelsohne auf den richti
gen Weg. Ihm ist auch zuzustimmen, dass Klimaschutz nur dann eine Zukunft
hätte, wenn alle in ein System der Mengenbewirtschafhmg eingebunden wä
ren. Um die Tragweite dieses Vorschlags nachvollziehen zu können, soll Sinn
im folgenden zunächst ausfiihrlich zitiert werden: ,dDie Mengenbeschränkung
könnte in Form eines weltumspannenden Zertifikatesystems realisiert werden,
wie es seit 2008 von der UNO schon für eine Teilmenge von Ländern organi
siert wird. Dann würde zwar die Zuweisung der Kohlenstoffinengen auf die
einzelnen Länder immer noch durch einen Marktmechanismus gesteuert, um
wären es nicht mehr die Ressomceneigentümer, die den Zeitpfad des Abbau-
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Volumens für die Welt festlegen, sondern die UNO. Der ̂ acht der UNO
könnten sich die Ressourcenanbieter nicht mehr entziehen,'

Bei genauer Betrachtung wird auch in diesem neuen Vorschlag von Sinn zu
nächst einmal der Nachfrageseite, entgegen dessen eigener Ankündigung, die
absolute Steuerungs- und Kontrollmacht überlassen, während dem Ressour
cenanbieter die Rolle eines zahnlosen Tigers zugestanden wird. Hatte es aber
diese Form der einseitigen Nachfrage-Anbieter-Beziehung im US-dominierten
Ölpreisregime in der 2. Hälfte des 20. Jahrhundert nicht schon einmal gege
ben? Zwar ist in Sinns Marktmodell neu, dass anstelle der Hegemonialmacht
USA die UNO treten, unverändert bleibt jedoch das Problem bestehen, dass
die Ressourceneigentümer auch im UN-dominierten Modell als Getriebene
der Nachfrageseite fungieren müssen. Überdies will sich Sinn auf diese Mar-
ginalisierung der Angebotsseite nicht beschränken: „Wenn sich alle Verbrau
cherländer einer Mengenbeschränkung unterwerfen, dann finden die Ressour
cenanbieter für ihr Angebot keine Nachflöge und müssen sich beugen, ob sie
es wollen oder nicht. Die Erwartungen über die Zukunft spielen dann keine
Rolle mehr. Mit Mengenbeschränkungen, die für alle Nachfrager gelten, wer
den die Verhältnisse auasi mit dem Vorschlaghammer dorthin gezwungen, wo
man sie haben will."

Wurde im hegemonialen US-Ölpreis- und Ölrentenverteilungssystem mit al
len daikbaren politischen und militärischen Mitteln die Marktmacht der Res-
sourcenwbieter marginalisiert und die Hotelling-Regel außer Kraft gesetzt,
um die Ölpreise auf niedrigem Niveau zu halten imd die Ölrenten in die west
lichen Finanzzentren umzuleiten, schwebt Sinn mit seinem yorschlag hin
sichtlich der Verteilung der Ölrenten offensichtlich etwas Ähnliches vor.
Denn durch die Mengenbeschränkung auf der Nachfrageseite, so Sinn weiter
in seiner Analyse, würde einerseits die Nachfrage nach Ressourcen preisune
lastisch und andererseits der Ölpreis durch die Konkurrenz der Ressourcenei
gentümer sogar sinken ,J)as Ergebnis wäre für die Verbraucherländer", so
Sinns Schlussfolgerung, ,4n doppelter Hinsicht attraktiv. Zum einen würde der
fossile Kohlenstoff nicht so schnell abgebaut, was den Klimawandel verlang
samt. Zum anderen müssten die Verbraucherländer nicht mehr so viel für die
Brennstoffe zahlen. Zwar wären die Energiekosten für die individuellen
Verbraucher höher, weil sie auch noch die Zertifikate erwerben müssen, doch
würde der Fiskus eines jeden Landes über mehr Einnahmen verfügen, was den
Bürgern über zusätzlich bereitgestellte öffentliche Güter oder niedrigere Steu
ern zugute käme. Die Verbraucherländer in ihrer Gesamtheit, Bürger und Fis
kus zusammen genommen, zahlen aufjeden Fall weniger für die fossilen Res
sourcen, weil sie ihre Nachfrage einschränken und den Weltmarktpreis drü
cken. In seinem Kern läuft das so beschriebene Super-Kioto-System aus öko
nomischer Sicht auf eine Teilenteignung der Ressourceneigentümer und den
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partiellen Ersatz der Marktsteuerimg durch eine zentralplanerische Men
gensteuerung hinaus."^^
Sinn beschreibt auch ofifen die einzelnen Schritte, wie sein Super-Kioto mit dem
doppelten Ziel (des Klimaschutzes einerseits und der Teilenteignung der Res
sourceneigentümer andererseits) funktionieren soll. Das Hauptinstrument zum
Klimaschutz soll auch in diesem System der Emissionshandel sein. Die UNO
definiert nach Sinn die zulässige Emissions(Kohlenstofrdioxid-)menge, die in
Zukunft insgesamt in die Erdatmosphäre ausgestoßen werden darf. Diese Men
ge wird dann nach einem Schlüssel auf alle Verbraucherstaaten in Form von

Bezugsscheinen (Zertifikaten) aufgeteilt. ,J)a man die Ressourcen erst nutzen
darf', sagt Sinn, „wenn man die Bezugsscheine der UNO nachweist, wird die
UNO zwar nicht rechtlich, aber doch ökonomisch zum Miteigentümer der fossi
len Brennstoffe. Gibt sie den nationalen Regierungen das Recht, diese Bezugs
scheine zu verkaufen f...), dann überträgt sie ihr Eigentumsrecht fi'eilich an na
tionale Regierungen."'^ Durch den Handel der Bezugsscheine würden die nati
onalen Regierungen (vor allem der Hauptverbraucherstaaten USA, EU-Staaten
und Japan) Einnahmen erzielen, die sonst auf Grund ihrer Eigentumsrechte legi
timerweise den Ressourceneigentümem zugute gekommen wären.

Sinns Super-Kioto erweist sich zuallererst - darüber dürfte kaum Zweifel be
stehen - als ein ausgeklügeltes superimperialistisches System der Eigentums
und Eiimahmeübertragung von den Ressourcenstaaten auf die Verbraucher
staaten. Dabei ist sein Vorschlag ebenso auf die Nachfi-ageseite fixiert wie das
gegenwärtige Kioto, das er gerade deshalb heftig kritisiert hatte. Widerspricht
sich Smn hiermit selbst, oder wollte er imt der Einbeziehung der Ressourcen
anbieter und der Analyse von deren Marktverhalten eine Strategie aufeeigen,
wie sie wirkungsvoller als bisher und im Interesse der Verbraucherstaaten
enteignet werden könnten? Sein Vorschlag lässt jedenfells eine klare Deutung
in diese Richtung zu. Die zu erwartenden Nachteile für die Ressourceneigen
tümer wären vielleicht - sozusagen als Kollateralschäden für den guten
Zweck des Klimaschutzes - hinnehmbar, könnte man konstatieren, hätte Sinns
Konzept die reale Aussicht, wenigstens dem Klimaschutz zu nutzen. Auch
daran gibt es, wie im folgenden näher ausgeführt wird, erhebliche Zweifel:

Erstens setzt Sinns Super-Kioto die Zustimmung der Ressourceneigentümer
zur eigenen Enteignung durch die UNO voraus. Dazu gibt es jedoch aus deren
Perspektive keine Veranlassung. Sinn selbst ahnt offenbar, welchen Gegen
wind die UNO von dieser Seite zu erwarten hätte: ,J)ie Ressourcenländer
werden sich mit Händen und Füßen gegen eine solche Lösung wehren. Sie
werden versuchen, die Bildung eines weltumspannenden Nachfi^gekartells
durch die UNO zu verhindern und möglichst viele Länder durch Sonderliefe
rungen billigen Kohlenstoffs aus dem Kartell herauszubrechen."'*'^ Die An-
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nähme, die Ressourceneigentümerstaaten würden auf den Energieweltmärkten
ihre Eigentumsrechte freiwillig und ohne Gepnleistung an die UNO abgeben,
ist nicht nur realitätsfremd, sie ist klimapolitisch sogar kontraproduktiv. Die
Ressourceneigentümer würden künftig auf Grund veränderter Machtverhält
nisse auf den Energieweltmärkten über hinreichende Marktmacht verfügen,
um auch auf die drohende Enteignung durch die UNO mit der beschleunigten
Ressourcenausbeutung zu reagieren, wodurch emeut das von Smn selbst te-
klagte „grüne Paradoxon" entstünde, das er mit seinem Vorschlag eigratlich
verhindern will. Es sei denn, Sinn kalkuliert stillschweigend auch „militäri
sche Aktionen" zur Lösung von Konfliktpotentialen mit ein, die sich unwei
gerlich durch gegenseitige Strategien und Gegenstrategien der Nachfrage- und
der Anbieterseite auftürmen. In dieser Logik des doppelten ökonomischen und
des angeblich klimaschutzpolitischen Nutzens stehen westliche Industriestaaten
nach Sinn ohnehin vor der Wahl zwischen Pest und Cholera: „Nur der Schre
cken der weiteren Erwärmung der Atmosphäre, gepaart mit dem Umstand, dass
die Verbraucherländer ständig erhebliche Teile ihres Realeinkommens zur Er-
steigerung immer geringer werdender Kohlenstoffinengen werden aufwenden
müssen, macht das weltumspannende Nachfragekartell, das die ̂ O plant,
attraktiv. Die Politik hat die Wahl zwischen Scylla und Charybdis."

Zweitens dürfte sich auch das Marktinstrument von Sinns Super-Kloto, eben
der Emissions(oder Zerfitikats-)handel verteilungspolitisch als Bumerang er
weisen.'*® Denn selbst bei einer gerechten Verteilung der Emissionsrechte
zwischen allen Staaten der Welt dürfte nicht zu verhindern sein, dass die rei
chen Staaten die Emissionsrechte armer Staaten auflcaufen und im selben Um
fang wie bisher weiter klimaschädliche Stoffe emittieren würden, während
den armen Staaten die Emissionsrechte für immer abhanden kämen. Dabei ist
es durchaus nicht auszuschließen, dass arme und hoch verschuldete Staaten -
um ihre Schulden abzutragen - ähnlich wie bei Rohstoffexporten eine Über-
bietungskonkurrenz im globalen Markt für Emissionshandel auslösen und da
durch das ursprüngliche Ziel steigender Preise für Emissionsrechte durch gl(^
bal sinkende Preise konterkarieren, somit also ein neues „grünes Paradoxon"
an einer anderen Stelle hervorrufen. Folglich wären alle erhofften Anreize für
ein Umsteigen auf emeuerbare Energietechnologien dahin.
Drittens und schlussendhch droht in diesem Super-Kloto die Entstehung eines
superzentraüstischen und bürokratischen Verteilungs- und Kontrollsystems
unter dem Dach der UNO. Sinn selbst scheint es vor diesem System zu grau
en, da „das Ganze (...) letztlich ein Stück Kommunismus (ist), der nur durch
den Zertifikathandel etwas abgemildert wird. (...) Es wird sich um die UNO
herum", so Sinn weiter, „ein Machtzentrum bilden, das sich der demokrati
schen Kontrolle zu entziehen versucht. Die Länder werden ein Kräfte verzeh-

Ebenda, S.421.

Darüber besteht unter den kritischen Ökonomen und Klimaschutzforschem große Überein
stimmung. Vgl. u. a. die Beiträge im Attac-Reader, Altvater/Brunnengräber (Hrsg.): Ablass
handel gegen Klimawandel, 2008, Hamburg.
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rendes G|rangel beginnen, um bei der Zuteilung der Zertifikate bevorzugt zu
werden." Hinzu kommt die Notwendigkeit eines von Sinn nicht erwähnten
gigantischen globalen Kontrollsystems. Denn die Verteilung der Emissions
rechte garantiert nicht automatisch, dass die Verbraucher nur in dem Umfang
Kohlenstoffe verbrauchen, der ihnen zugeteilt wurde. Um den klimaschädli
chen Missbrauch zu unterbinden, müssten große und kleine Industrie- und
Dienstleistungsbetriebe, Versorgungsuntemehmen, im Grunde letztlich Milli
onen von Konsumenten, einer strengen Kontrolle unterzogen werden. Die
Transaktionskosten dieses ,JMarktmodells" würden so ins Unermessliche stei
gen und Gegner des Klimaschutzes auf den Plan rufen.

Super-Kioto und Mengenbewirtschaftung anders gedacht
Die Gründe, warum nicht nur die nachfi-agefixierten grünen Ökonomen, die
Sinn in seinem Buch heftig auseinander nimmt, sondern auch Sinn selbst an
der Konzipierung eines wirksamen Klimaschutzkonzepts scheitem, liegen auf
der Hand:

Erstens sind ihr Denken, ihr Blick auf die Welt und ihr Gesamtkonzept alle
samt in der Tradition imperialistischer Energiepolitik eingebettet, die selbst
im 20. Jahrhundert genau diesen verschwenderischen Kohlenstoffkonsum in
den kapitalistischen Ländern ermöglichte und daher die Hauptursache der
Entstehung des Klimawandels ist. Sie alle bevorzugen Marktinstrumente, wie
Ökosteuern und Zertifikathandel, die darauf ausgerichtet sind, ökonomisch
selbst beim Klimaschutz zu Lasten der Ressourcenanbieter ökonomischen
Gewinn zu machen. Daher spielt bei keinem von ihnen, und am wenigsten bei
Sinn, nicht einmal bei einem Menschheitsproblem wie dem Klimawandel, die
Idee der globalen Kooperation eine Rolle. Umso bereitwilliger sind sie, über
den Umstand hinwegzusehen, dass nichtkooperative Lösungen bei globalen
Verteilungskämpfen immer in die militärische Sackgasse einmünden. Der bis
herige Kioto-Prozess leidet unter denselben egozentristischen Schwächen der
einseitigen Orientierung auf die Interessen kapitalistischer Industrieländer,
wie die herrschende Klimaschutz-Wissenschaft

Zweitens teilen sie alle miteinander den Irrtum, Marktfehler durch Märkte kor
rigieren zu wollen. Gerade die auch von Sinn konstatierten Schwächen der
Kioto-Instrumente Ökosteuern und Zertifikathandels belegen eindrucksvoll,
dass Marktinstrumente den Klimawandel nicht verhindern können. Ganz im
Gegenteil fuhren sie vor allem in Verbindung mit ihrer imperialistischen In
strumentalisierung eher zur Verzerrung der Märkte. Dadurch verhindem sie,
dass die Marktkräfte bei der Transformation zum emeuerbaren Energiezeital
ter, also genau dort, wo sie klimaschutzpolitisch am effektivsten sein könnten,
voll wirksam werden.

Um die strukturellen Schwächen des gegenwärtigen Kioto, wie sie oben ge
nannt worden sind, zu überwinden, müsste es in ein kooperatives, die Nach-

Sinn, a.a.O., S. 420 f.
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frage- wie die Anbieterseite einschließendes Super-Kioto umgewandelt und
weiterentwickelt werden, das sich auf einen ftinktionierenden Energie-
Weltmarkt im Rahmen von politisch definierter Mengenbewirtschaftung von
Kohlenstoffen stützt. An Vorüberle^gen für ein derartiges Super-Kioto
mangelt es kaum,"*® es kommt lediglich darauf an, den Paradigmenwechsel
weg von der egozentrischen Sicht der einen Staatengruppe und hin zum Woh
le der Menschheit politisch zu vollziehen. Auf der Grundlage der bisherigen
Forschung des Verfassers sollen hier der konstitutive völkerrechtliche Rah
men und die politischen Maßnahmen und ökonomischen Instrumente dieses
Super-Kiotos skizziert werden:

1) Die Vollversammlung der Vereinten Nationen erklärt sämtliche fossile
Ressourcen zum Erbe der Menschheit, überlässt jedoch gleichzeitig den
bisherigen Ressourceneigentümem die Nutzungsrechte an diesen Res
sourcen, die an Abgaben an einen UN-Klimafonds gekoppelt sind. Die
Überlassung der Nutzungsrechte ist für die Zustimmung der betroffenen
Staaten und den Aufbau von kooperativen Strukturen unabdingbar. Auch
die Industrienationen werden wegen ihrer Verantwortung für den hohen
Anteil an Kohlenstoffemissionen in der Vergangenheit an der Finanzie
rung des Klimafonds angemessen beteiligt. Mit dem Kapital dieses Kli
mafonds wird der weltweite Übergang zum Zeitalter emeuerbarer Ener
gien, vor allem in den armen Staaten, finanziert. Sollte sich jedoch dieser
- zugegeben radikale, als Modell für die Nutzung sämtlicher globaler
Ressourcen jedoch nachhaltige - Weg als noch nicht durchsetzbar her
ausstellen, böte sich dazu altemativ an, das bestehende Kioto in ein ko
operatives Anbieter-Verbraucher-Gremium der UN zu verwandeln, in
dem beide Seiten die Bedingungen einer weltumspannenden Mengenbe
wirtschaftung von Kohlenstoffen gemeinsam regeln.

2) Zu diesen Regeln gehören aus heutiger Sicht: Erstens die verbindliche
Festlegung der insgesamt zulässigen Menge an Kohlenstoffemissionen,
die in einem bestimmten Zeitraum (z. B. bis 2050 oder 2100) in die At
mosphäre ausgestoßen werden dürfen. Die IPPC (Intergovemmental Pa
nel on Cümate Change) verfügt zu diesem Zweck über fundierte Experti
sen. Zweitens die verbindliche Aufteilung der Gesamtmenge auf die
verbleibende Restzeit und dies innerhalb eines Korridors, der hinreichen
de Flexibilität der Marktkräfte zulässt. Drittens die verbindliche Auftei
lung der Angebotsmenge von Kohlenstoffen (Öl, Gas, Kohle und sonstige
Kohlenstoffe) unter den Ressourcenstaaten für die Restzeit unter Berück
sichtigung einer marktkonformen Flexibilität. Da die Zahl der Marktak
teure mit ca. 20 Ressourcenstaaten, zuzüglich der 100 Vermarktungskon-
zeme, insgesamt überschaubar bleibt, dürfte auch ihre Kontrolle ob der
Einhaltung ihrer Verpflichtungen kein unmögliches Unterfangen sein und

S. dazu meine eigene Forschung: Massarrat 1993; derselbe: 2000, sowie Mohssen Massarrat:
Eine neue Philosophie des Klimaschutzes, in: Altvater/Brunnengräber (Hrsg.), a.a.O.
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im Vergleich mit dem Kontrollsystem des Zertifikathandels auch deutlich
geringere Transaktionskosten verursachen.

3) Jenseits der politisch festgelegten Gesamtmengen bleiben sämtliche
Vermarktungsstrukturen und Marktmechanismen unangetastet. Die glo
bale Verteilung fossiler Energieträger wird ausschließlich den Marktkräf
ten überlassen und durch nichts reglementiert. Da das Angebot planmäßig
verknappt wird, werden die Preise für fossile Energien auf der Nachfra
geseite flächendeckend und ohne diskriminierende Ausnahmen steigen.
Marktpreise für Kohlenstoffe müssten tatsächlich auch steigen, um hin
reichend Anreize zur Energieeinsparung und zum Ausbau der emeuerba-
ren Energietechnologien zu erzeugen (und nicht sinken, wie es Sinn in
seinem Super-Kioto vorschwebt). Dafür würden sämtliche marktverzer
rende Maßnahmen wie Subventionen, Sondersteuem, selektive Verord-
nun^n und gesetzliche Regelungen national und international überflüs
sig.^

Die Umsetzimg dieses Super-Kiotos dürfte - trotz vieler Vorteile und durch
aus zielgenauer Klimaschutzwirksamkeit - nicht so ohne weiteres zu realisie
ren sein. Und dennoch sind in diesem Modell die konterkarierenden Interes
sengegensätze am geringsten. Am wenigsten haben die Ressourceneigentümer
objektiv ökonomische Gründe, sich einer Kooperation zu verweigern. Ihnen
droht ja, im Gegensatz zu nachfrageorientierten Strategien, keine Enteignung
ohne Gegenleistung. Trotz abnehmender Fördermengen können sie ihre Ein
nahmen wegen steigender Preise für weitere Jahrzehnte stabilisieren. Und sie,
die Ressourceneigentümer, haben, wie alle übrigen Staaten und Marktakteure,
sowohl die Planungssicherheit, wie aber auch hinreichend Zeit, um ihre eige
ne Wirtschaft umzustellen und sie von den negativen Folgen der einseitigen
Ölabhängigkeit zu befreien. Auch die armen Staaten, die selbst keine fossilen
Ressourcen besitzen, wären nicht Verlierer, sofern ihnen das Super-Kioto die
Finanzierung ihrer Energiewende aus dem Kapital des Klimafonds verbind
lich zusichert. Nicht zuletzt kommen auch die eingefleischten Marktfetischis-
ten auf ihre Kosten. Unter dem vorgegebenen strengen Rahmen werden die
Energiemärkte zum ersten Mal in der Geschichte des Kapitalismus zur vollen
Entfaltung kommen, diesmal allerdings für den guten Zweck im Dienste des
Klimas und der Menschheitsinteressen.

49
An diesem Gegenmodell findet Stiglitz' Feststellung eine Bestätigung, dass nur Linke sich
bemühen, „die Märkte hinktionsföhig zu machen." Stiglitz, 2011, S. 58.



Sabine Leidig

Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand,
Lebensqualität^' - eine kritische Zvdschenbilanz

Man könnte diese Bilanz sehr kurz machen: Die Enquete-Kommission (BK)^ ist
bei weitem nicht ,^uf der Höhe der Zeit", sie wird kaum wegweisende Ergeb
nisse produzieren und die interessanten Erkenntnisse werden in den derzeitigen
Politikbetrieb keinen Eingang finden. Zumindest die Re^erungsmehrheit wird
verhindern, dass mit dem Versuch „Wege zum nachhaltigen Wirtschaften" zu
beschreiben, der herrschenden ökonomischen Ordnung zu Leibe gerückt wird.
Es ist zu befürchten, dass am Ende der Bericht von dem alten Geist geprägt ist,
wonach Wohlstand und Lebensqualität am besten durch Wirtschaftswachstum
gefordert werden können. Damit droht die Enquete-Kommission nicht nur weit
hinter den Erwartungen der interessierten ÖfiFentlichkeit zurückzubleiben, son
dern auch hinter den ursprünglich bei ihrer Einsetzung formuherten Zielen. Jen
seits dieser ernüchternden Gesamtbeurteilimg sind allerdings durchaus Lem-
und Diskussionsprozesse im Gange, die zumindest für die gesellschaftliche Lin
ke nutzbar gemacht werden können - das betrifft auch einen Teil der Experti
sen, die für die EK erstellt und dokumentiert WCTden.

I.

Die Tatsache, dass es diese EK überhaupt gibt, ist der internationalen Debatte
geschuldet, die sich - ausgehend von den globalen Krisen - in den zuständi
gen Gremien entwickelt hat. Sowohl in der UNO als auch in der OECD wur
den Altemativen zum BIP gefimden, die besser geeignet sind, die Entwick
lung von Wohlstand und Lebensqualität der Bevölkerungen zu beschreiben.
Mit dem Stiglitz-Sen-Fitoussi-Berich?' ist die Anforderung, das Dogma BIP-
Wachstum in Frage zu stellen, mitten in Europa angekommen; eine Steilvor
lage für eine breite gesellschaftliche Debatte darüber, wie wir künftig leben
und wirtschaften wollen - initiiert und propagiert vom Deutschen Bundestag.
Doch diese Chance wird vertan.

Der volle Titel lautet: „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität - Wege zum nachhaltigen Wirt
schaften in der sozialen Marktwirtschaft". Die Enquete-Kommission wurde vom Deutschm
Bundestag im Januar 2011 eingesetzt und muss ihren Bericht im Mai/Juni 2013 vorlegen. Mit
glieder sind 17 Bundestagsabgeordnete und 17 externe Sachverständige, die jeweils nach dem
Parteienproporz von den Fraktionen benannt wurde. Die LINKE ist mit zwei MdBs (Ulla Löt
zer und Sabine Leidig) und zwei Sachverständigen (Dr. Norbert Reuter, ver.di und Prof. Uli
Brand, Uni Wien, Attac-Beirat) vertreten. Unterstützt und organisiert wird die Arbeit der EK von ei
nem eigens eingerichteten Sekretariat des Bundestages. Dokumente und Einblidce finden sich iin In
ternet unten htq)y/www.bundestag.dei/bundestag/ausschuessel7/gtemien/enquete/wachstum/mdex.j^

Die "Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress" wurde
2008 von der fî nzösischen Regierung mit dem Auftrag eingesetzt, die Maßstäbe für ökonomi
sche Wohlfehrt und sozialen Fortschritt zu überprüfen. Vgl. Joseph Stiglitz, Amartya Sen und
Jean Paul Fitoussi, Mismeasuring Our Lives, New York 2010.
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Schon im Einsetzungsbeschluss, auf den sich SPD und Bündnis90/Die Grünen
mit FDP und CDU/CSU geeinigt hatten, fehlten wichtige Dimensionen, die in
dem ursprünglichen Antrag, den SPD und Grüne vorgelegt hatten, angelegt
waren (weshalb die Fraktion DIE LINKE sich diesen zu eigen gemacht hatte):
Die Bezüge zu Finanzmarktkrise, Klimakrise und wachsender sozialer Un
gleichheit sind verschwunden. Statt — angesichts ökologischer und ökonomi
scher Grenzen - die Suche nach neuen Wirtschaftsstrategien in den Bereichen
Arbeit, Finanzpolitik und Globalisierung aufeunehmen, wird jetzt auf techni
schen Fortschritt gezielt und darauf, dass Wettbewerb als Innovationstreiber
und qualitatives Wachstum als Standortvorteil wirken. Und das, obwohl selbst
ein konservativer Publizist wie Charles Moore die eigentliche Misere erfasst
hat: ,3s zeigt sich - wie die Linke immer behauptet hat -, dass ein System,
das angetreten ist, das Vorankommen von vielen zu ermöglichen, sich zu ei
nem System pervertiert hat, das die wenigen bereichert."^

Dass von diesem aufgeklärten Geist wenig die Reihen der Regierungskoaliti
on erreicht hat, zeigt ein Blick in die Protokolle der Plenardebatte im Bundes
tag zur Z>vischenbilanz der EK, am 10. Mai 2012, die das EK-Mitglied Nüss
lein (CDU) eröffiiete mit Sätzen wie: ,Jch möchte hier in aller Deutlichkeit
formulieren: Aus unserer Sicht muss die soziale Marktwirtschaft weder umde
finiert noch umbenannt werden." Oder: ,3)er Staat hat in diesem Rahmen ord
nungspolitische Aufgaben. Er hat dafür zu sorgen, dass sich fi-eiheitliches Un
ternehmertum und private Initiativen entfalten können. Gleichzeitig beruht ein
starker Sozialstaat - auch das muss man einmal deutlich sagen - auf dem
Fundament einer starken und leistungsfilhigen Wirtschaft. Genau darum geht
es. Wir müssen unsere Wirtschaft stark und leistungsföhig halten und dürfen
nicht Ideen anhängen, nach denen man Wachstum künstlich, zwanghaft be
schränken und behindern muss."

Die Unwilligkeit, sich auf eine gesellschaftliche Debatte einzulassen, zeigt
sich auch darin, dass Gespräche mit NGOs, Wohlfahrtsverbänden, Hilfeorga
nisationen etc. explizit nicht vorgesehen sind, obwohl von deren Seite das In
teresse groß ist und der Wunsch danach vorgetragen wurde.

Immerhin fand ein sehr gut besuchtes öffentliches Symposium zum Thema
der Enquete-Kommission statt; die Intemetseite der EK ist die meistfi-equen-
tierte von allen Ausschüssen des Deutschen Bundestages. Und in Folge des
Attac-Kongresses ,Jfenseits des Wachstums" (Mai 2011) hat sich eine ,3nque-
te-Watch"-Gruppe gebildet, mit eigener Homepage (www.enquetewatch.de).

n.

Die EK ist in fünf Projektgruppen (PG) gegliedert, die unter Ausschluss der
Öffentlichkeit tagen und die Aufgabe haben, den Abschlussbericht zu erarbei
ten. Darüber hinaus tagt etwa monatlich das EK-Plenum, das im Parlaments-

3  . .Zit. in: FAZ v. 15.08.2011: F. Schirrmacher, „Ich beginne zu glauben, dass die Linke recht
hat".
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fernsehen übertragen und in der Regel mit wissenschaftlichen Inputs berei
chert wird.

Die Projektgruppe 1 „Stellenwert von Wachstum in Wirtschaft und Gesell
schaft" hatte den Auftrag, grundlegende Tendenzen und Herausforderungen
zu formulieren; u.a. sollte sie sich mit den Folgen sinkender Wachstumsraten
auf Sozialversicherungssysteme beschäftigen. De fecto scheitert diese Pro
jektgruppe an den ,JHardlinem", denen es gelungen ist, kritische Positionen an
den Rand zu drängen. In der Debatte spielen drei verschiedene Positionen eine
Rolle: FDP und wesentüche Teile der CDU sind ungebrochen wachstumsop
timistisch, setzen „Wachstum" mit Wohlstand und Entwicklung gleich (wobei
unklar bleibt, was konkret damit gemeint ist) und verstehen es im Wesentli
chen als Folge des technischen Fortschritts.

Die wachstumsskeptische Position der Konservativen, wie sie prominent von
Meinhard Miegel verkörpert wird, geht von klaren Grenzen des Wachstums
aus und davon, dass „wir" uns vieles - insbesondere sozialstaatliche Aktivitä
ten - nicht mehr werden leisten können.

Bei den Grünen und auch bei der SPD wird eine gewisse Wachstumsskepsis
deutlich, aber sie treten in erster Linie für anderes, qualitatives Wachstum
(„green growth") ein. Weitergehende gesellschaftliche Perspektiven werden
nicht geöf&et. Es ist eine fest verankerte und wenig hinterfragte Annahme,
dass Wachstum Handlungsspielräume, Steuereinnahmen, Arbeitsplätze schaf
fe. Und wenn es „grün" genug sei, würde auch noch die ökologische Krise ge
löst. Es wird jedoch nicht thematisiert, dass Wachstum auch bedeutet, immer
mehr gesellschaftliche Verhältnisse der Waren- und Wertform zu unterwerfen.

Es ist die in der EK einsame Position der LINKEN, dass es gar nicht um
Wachstum geht, auch nicht um ,besseres' Wachstum sondem darum, gesell-
schaftUche Ziele zu beschreiben und konkrete Schritte bzw. Umbauprozesse, die
dahin fuhren. Mit dem Konzept-Papier ,3an-B, das rote Projekt für einen soa-
al-ökologischen Umbau", hat die Bundestagsfraktion für die Bereiche Energie,
Mobilität, Industrie und Agrarwirtschaft solche Konkretisierungen erarbeitet
und stellt sie zur Diskussion'*.

Mit Unterstützung der Rosa-Luxemburg-Stiftung haben wir außerdem ein 40-
seitiges Hintergrundpapier zu feministischer Wachstumskritik erarbeiten las
sen. Die Autorinnen (Adelheid Biesecker, Christa Wichterich und Uta von
Winterfeld) stellen in ihrem Fazit die Kritik an Extemalisierungen und Exklu
sionen, Entwertungen und Privatisierungen ins Zentrum. Aus feministischer
Perspektive (die in der real existierenden Enquete-Kommission ebenfells
weitgehend ausgeblendet wird), geht es beim Nachdenken über „Wachstum,
Wohlstand, Lebensqualität" nicht um die Entwicklung „passenderer" Indika-

Vgl www.plan-b-miünachen.de

http://www.nachhaltig-
liiiks.de/images/stories/Wachstum/FemiiiistischePerspektiven_WachstumWohlstandLebensqu
alitaet.pdf
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toren, sondern darum, „einen Entwicklungsweg einzuschlagen, der weg führt
vom markt- und geldgetriebenen Wachstumszwang - hin zu einer Gesell
schaft, deren Lebensweisen und Wirtschaflsprozesse nachhaltig ausgerichtet
sind und an der alle teilhaben und teilnehmen können."

Die Projektgruppe 2 Entwicklung eines ganzheitlichen Wohlstands-
/Fortschrittsindikators", hat die Aufgabe „geeignete Indikatoren" zu finden,
die das BIP zumindest ergänzen und Ausdruck von nachhaltigem Wohlstand
und Lebensquahtät sind. Allerdings ist dabei das Ziel, die Dominanz her
kömmlicher Maßstäbe wirtschaftlicher Entwicklung zu brechen, längst in der
Versenkung verschwunden. Die Projektgruppe steuert auf ein Indikatorenset
mit vier Säulen zu, die die Überschriften ,Jvlaterieller Wohlstand", „Soziales,
„Ökologie" und „Qualität der Demokratie" tragen. Jede Säule soll einen oder
mehrere ,J^eitindikatoren" beinhalten, zusätzlich Ergänzungsindikatoren und
außerdem „Wamlampen" und, Jlinweislampen".

Bisher ist lediglich die Arbeit zur ersten Säule beendet, die nun folgendermaßen
aussieht: Leitindikator eins ist „Veränderungsrate BIP pro Kopf, Ergänzungs
indikator ist ,3ang des Gesamt-BIP im internationalen Vergleich", Leitindika
tor zwei ist „Schuldenstandsquote", Ergänzungsindikator ist „Fiskalpolitische
Nachhaltigkeitslücke/Tragföhigkeitslücke". Als Wamlampen dienen ,JSrettoin-
vestitionen" und „Reale hnmobilienpreislücke/Reale Aktienkurslücke/Kredit-
zu-BIP-Lücke" und als Hinweislampe ,J^icht-marktvermittelte Produktion".

In der PG 2 ist das Bemühen von Union und FDP zu beobachten, die Anzahl
der Indikatoren massiv zu inflationieren und durch die Menge und Beliebig
keit der Indikatoren das Ergebnis der PG zur Unkenntlichkeit zu verwässern.
Grüne und SPD haben dem bisher kaum etwas entgegen gesetzt.

Sowohl die Koalition als auch SPD und Grüne sind dabei bestrebt, austeri-
tätspolitische Vorstellungen in dem Indikatorenset zu verankern. Dass ausge-
rectoet die mit Schuldenbremsen, Kürzungsprogrammen und Kapitalpflege
verbundene Austeritätspolitik den „materiellen Wohlstand" garantieren soll,
wirkt vor dem Hintergrund der europäischai Krise geradezu abstrus.

Das Set der LINKEN besteht dagegen aus drei Indikatoren: ,JVIaterieller
Wohlstand", ausgedrückt im Medianeinkommen in absoluter Höhe, weil dies
die Lebenswirklichkeit breiter Bevölkerungsgruppen unmittelbar und verständ
lich zum Ausdruck bringt (derzeit ca. 1.300 €); „Soziale Ungleichheit", berech
net als Faktor aus dem Vergleich des durchschnitthchen Vermögens des obers
ten 1 Prozent mit den durchschnittlichen Vermögen der unteren 50 Prozent
(derzeit liegt das Verhältnis bei 300:1) und „Ökologie", ausgedrückt als ökolo
gischer Fußabdruck im Verhältnis zur Biolapazität (2007 betrug der Faktor
2,9).

Die Projektgruppe 3 „ Wachstum, Ressourcenverbrauch und technischer Fort
schritt - Möglichkeiten und Grenzen der Entkopplung" ist die einzige, aus der
es bislang Positives zu berichten gibt. Die Zusammenarbeit über Fraktionen
und Fachdisziplinen hinweg war von einem echten Erkenntnisinteresse ge
prägt. Die LINKE hat dabei um drei Aspekte gerungen: Erstens von Reginn
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an darauf zu achten, dass eine Auseinandersetzung mit der aktuellen Roh-
stofi^olitik der Bundesregierung und der EU stattfindet, die vorrangig auf den
fi-eien Marktzugang gerichtet ist. Zweitens die katastrophalen Arbeits- imd
Umweltbedingungen beim Abbau dieser Rohstoffe in den Ländern des globa
len Südens einzubeziehen. Und drittens eine Umbauperspektive zu öffiien, die
kurzfiistige Profitorientierung der Unternehmen zurückdrängt und ökologi
sche Grenzwerte setzt. Am Ende war das Problembewusstsein immerhin so
groß, dass es zu vernünftigen Ergebnissen in der Analyse gekommen ist. Die
wichtigste Erkenntnis, die in einem Gutachten von Reinhard Madiener und
Blake Aleott zum Ausdruck kommt: absolute Entkoppelung von Ressourcen
verbrauch und Wirtschaftwachstum gibt es nicht. Effizienzgewiime werden
tendenziell durch mehr Verbrauch/Konsum an anderer Stelle wieder aufge-
fi-essen (rebound-Effekt). Im Fazit des Gutachtens heißt es: „... Im Hinblick
auf die zu Tage tretende Tatsache jedoch, dass Effizienzsteigerung allein kei
ne absolute Verbrauchsreduktion bewirkt - vielleicht nur zur Hälfte, vielleicht
noch weniger - gilt es unserer Meinung nach vermehrt, die oben genannten
Themen betreffend effektiver, aber relativ unpopulärer Umweltmaßnahmen zu
imtersuchoi. Aber wie genau wirken sich diese Maßnahmen auf die Größe
und Gestaltung des BIPs aus? Sind Effizienzsteigerungen und emeuerbare
Quellen in hinreichendem Ausmaß verfügbar, um den Wohlstand auch lang-
fi-istig halten zu können? Wie viel Genügsamkeit (SufBzienz) würde von der
Bevölkerung verlangt, und wäre dies überhaupt zumutbar? Gäbe es vielleicht
sogar positive individuelle und soziale Auswirkungen? ..." Es gibt bei den
Konservativen durchaus Stimmen, die die ökologischen Grenzen imseres
Wirtschaflsmodells anerkennen und sehen, dass Wachstum weder mit mehr
Lebensqualität, noch mit mehr Wohlstand gleichzusetzen ist. Eine starke Po
sition ist jene der ökologischen Modernisierung, die davon ausgeht, dass mit
dem bestehenden politischen Institutionensystem und entsprechenden techno
logischen und sozialen Iimovationen grundlegende Veränderungen erreicht
werden können. Die Produktions- und Lebensweise wird aber grundsätzlich
nicht infrage gestellt. Damit wird die Position tendenziell unaufi-ichtig: Wasch
mir den Pelz, aber mach mich nicht nass.

Aber auch in der PG3 finden Ausblendungen auf bestimmten Ebenen der Be
schreibung ökologischer Probleme statt. Die globale Perspektive spielt in der
Diskussionen der EK insgesamt kaum ein Rolle („Wir sind hier schließlich in
einem Deutschen Bundestag" - mehrmals aufgeschnappter 0-Ton). Die inten
siv diskutierte Frage der Entkopplung von Wachstum und Ressourcen
verbrauch in der PG 3 hatte jedoch eine stark globale Perspektive - allerdings
von zweifelhaftem Charakter. Es heißt bspw., wenn wir unter den und den
Bedingungen weiter machen, „dann fliegt uns der ganze Planet um die Oh
ren.". Bei genauerer Betrachtung bezieht sich die globale Perspektive dann
auf die Verfügbarkeit von Ressourcen auf dem Weltmarkt und v.a. die sog.
, Senkenproblematik' (die Überlastung ökologischer Kreisläufe durch CO2 und
andere Abfalle, mit globaler Wirkung bzw. Ausmaßen). Problematisch er
scheinen nur jene ,globalen' Umweltprobleme, die letztlich auch die Wirt-
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Schaftsmächte im Norden tangieren könnten. Geflissentlich ignoriert werden
dabei Ressonrcenkonflikte und Zerstörung durch Khmawandel und Rohstoff
abbau auf lokaler Ebene. Hier geht es aber um die täglichen Lebensbedingun
gen und Überlebenschancen konkreter Menschen.

Für die LINKE geht es darum, die ,Astronauten-Perspektive' ausbrechen
und konkrete soziale Verhältnisse ins Blickfeld zu rücken. Es ist nicht ,die
Menschheit', die den Globus zu Grunde richtet, sondern es sind konkrete Ak
teure (Personen und Unternehmen), die unter bestimmten gesellschaftlichen
Bedingungen handeln. Die Liberalisierung fuhrt dazu, dass Investmentbanker
- in gegenseitiger Konkurrenz um die BCapitalanleger - immer größere Risi
ken eingehen, um kurzfi-istig möglichst hohe Profite zu realisieren. Um dem
zu begegnen, müssen die Banken und Finanzmärkte durch Gesetze reguliert
und begrenzt werden; moralische Appelle helfen nicht. Genauso wenig, wie
sie dazu taugen, den Massenkonsum auf umweltfreundliche, langlebige, „fair"
produzierte und gehandelte Produkte zu lenken, so lange die Wirtschaftsweise
und die dazugehörige Werbemaschinerie darauf ausgerichtet sind, das Gegen
teil zu bewirken.

Auch die Aneignung von Natur ist durch gegensätzliche gesellschaftliche Kräf
te- und Klassenverhältnisse geprägt. Transnationale Konzerne verwüsten ganze
Landstriche, um Rohstoffe auszubeuten, während landlos gemachte Bauern ums
Überleben kämpfen. Die Automobilindustrie rüstet für die Verdoppelung des
weltweiten PKW-Bestandes, während vielerorts die Entwicklung öffentlicher,
zukunftsföhiger Mobilitätsangebote ebenso auf der Strecke bleibt wie die Ein
wohner, deren Beweglichkeit oder Zahlungsföhigkeit eingeschränkt sind.

Dem Vorschlag der LINKEN, für die einschlägigen Felder „Mobilität"
und/oder ,3mährung" eine detaillierte Untersuchung des notwendigen Um
baus vorzunehmen, wird wohl nicht gefolgt.

In der Projektgruppe 4 „Nachhaltig gestaltende Ordnungspolitik" sollen the
oretisch die Empfehlungen aus anderen Projektgruppen in einen konkreten
„politischen Werkzeugkasten" überführt werden. Allerdings beschränkt sich
der Themenblock im Einsetzungsbeschluss sehr auf reaktive, krisenbewälti
gende Maßnahmen (im Anschluss an Markt- und Staatsversagen) und ver
nachlässigt präventive und steuernde Maßnahmen. Es wird nicht die Frage ge
stellt, ob Marktprozesse und Preissignale als Politikinstrumente ausreichen,
um z. B. die notwendigen technischen Innovationen in nachhaltigen Produkti
onsprozessen durchzusetzen. Ebenso wenig gibt es eine Auseinandersetzung
mit dem Problem, dass z. B. die Inwertsetzung von Rohstoffen und Energie
trägem auf Börsenmärkten per se krisenverschärfend wirkt.

Die PG 4 beschränkt sich selbst auf die exemplarischen Felder Finanzmärkte
und Chemieindustrie und will für diese ordnungspolitische Maßnahmen vor
schlagen. Damit werden weiter Steuerungsoptionen faktisch ausgeschlossen.
Konjunkturpolitik, Investitionspolitik, Strukturpolitik und vor allem die Ver
teilungspolitik werden voraussichtlich (kraft Mehrheitsverhältnissen) außen
vor bleiben.
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Die LINKE, schlägt vor, auch Politikinstrumente zu berücksichtigen, die de
mokratische Beteiligungsrechte von Bürgerinnen und Beschäftigten stärken.

Die Projektgruppe 5 trägt den Titel „Arbeitswelt, Konsumverhalten und Le
bensstile". Wie die PG 4 ist sie erst vor drei Monaten gestartet und immerhin
ist es gelungen, Einigkeit darüber herzustellen, dass die genannten Bereiche
unter dem Vorzeichen bzw. mit dem Ziel der Nachhaltigkeit (ökologische, so
zial und ökonomisch) betrachtet werden sollen.

Eine erste Debatte geht um die Frage, wie Konsumentenentscheidungen beein-
flusst werdai. Inwieweit sind die Menschen eigentlich fi'ei zu entscheiden? Der
SachvCTStändige der CDU setzt auf Information und „social corporate responsi-
bility". Sein Leitbild: Der „mündige Verbraucher" scannt die aufgedruckte
Barcodes im Supermarktregal und bekommt die hinterlegte Infos auf sein
Smartphee, wo er dann nachlese kann, wie viel CO2 beim Transport seines
Lieblingsweines ausgestoße wurde, ob der T-Shirt-Produzet Bio-Baumwolle
verwedet oder die Keksfebrik tarifgebunde ist. Die Untemehme wiederum
begeben sich in de wünscheswerte Wettbewerb um die beste Umwelt- und
Sozialstandards. Frage der Ketrolle, der Wirksamkeit und vor allem die Fra
ge, wodurch Kaufetscheidunge eigetlich tatsächlich geprägt werde, werde
überhaupt nicht gestellt. Die SPD setzt in der PG vor allem auf Bildung, Erzie
hung und Ordnungspolitik (Verbote von Unverträglichem). Die LINKE fragt
nach der Marktmacht. Untemehme vesuche Präferenze in ihrem Sinne zu
beeinflusse - die Werbe-Etats sind gi^tisch, die Werbestrategie raffiniert.
Konsumetscheidunge habe etwas mit ganz woanders getroffee und von
ihne kaum beeinflussbare Voretscheidunge zu tun, mit Wareproduktie
imd -angebot und mit der Einkommesverteilung. Klar ist: der Markt löst die
Probleme hinsichtlich von Arbeit und Konsum nicht. Individuelle Kaufet
scheidunge sind sicherlich wichtig. Staatliche Maßnahme müsse flankiere.
Aber eine emanzipatorische Perspektive fragt nach kollektiven, demokratische
Prozesse, nach gesamtgesellschaftliche Veränderunge.

Der zweite Themenkreis, der zur Debatte steht, dreht sich um Arbeit, Arbeits-
bedingunge, Zeitwohlstand. Währed die Opposition ein Gutachte über die
Finanzierbarkeit von kurzer Vollzeit angeegt hat, bestehen Liberale und Kon
servative auf einem Gutachte zum bestmögliche Handling der Übertragung
von „Untemehmerverantwortung" auf Arbeitnehmer (welche als „organisato
rische Revolution" zur Entgrezung von Arbeit führte).

Vorläufiges Fazit

Für die gesellschaftliche Debatte ist von dieser Enquete-Kommission nichts
Wegweisendes zu erwarten. Dennoch ist die konzentrierte Mitarbeit der LIN
KEN darin nicht nutzlos: zum Einen genießen die Mitglieder nach außen eine
gewisse Reputation, werden im universitären oder kirchlichen Spektrum ein
geladen und erhalten Publikationsmöglichkeiten (Uli Brand konnte als Ge
genpart zu Meinhard Miegel u.a. einen Beitrag bei der Bundeszentrale für po
litische Bildung veröffentlichen). Zum anderen können wir unsere ,JCrallen
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schärfen", die diskursive Schwäche der Gegenseite entdecken, unsere Argu
mente gegen die mainstreamigen „green growth"-Vorstellungen schärfen und
an unseren eigenen theoretischen und konzeptionellen Defiziten arbeiten. Da
zu gehört die kritische Auseinandersetzung mit Begriffen wie „Nachhaltig
keit" und jJEntwicklimg", die einem systemimmanenten Diskurs entstammen
und so unscharf sind, dass sie auch für Wirtschaflsliberale anschlussfähig
sind. Oder die selbstkritische Auseinandersetzung mit der Vorstellung, man
müsse „aus der Krise herauswachsen". Auch die Bilder von Sackgassen, von
zwangsläufigen Endstationen (peak oil, Endlichkeit der Rohstoffe...) sind
problematisch, weil sie die Verwüstungen verbergen, die ihre Extraktion
schon heute anrichtet. Und bezogen auf den Klimawandel ist klar, dass es
nicht zu wenig, sondern zu viel fossile Rohstoffe gibt.

Darüber hinaus sind für die gesellschaftliche imd vor allem für die marxisti
sche Linke Fragen aufgeworfen, die (auch mit Hilfe der erworbenen Exeperti-
se) jenseits der EK und der engen Wachstumsdebatte bearbeitet werden soll
ten; die Frage nach den Trägem sozial-ökologischer Umbauprozesse und den
Kämpfen, die darum in den hoch industrialisierten Ländem zu führen wären,
ist offen. Wie lassen sich die Widersprüche produktiv machen, die in unserer
„imperialen Lebensweise" stecken und welche Rolle können Gewerkschaften
spielen, deren Blütezeit eng mit einem (fordistischen) Wachstumspfad ver
bunden ist, der die globale Biokrise verursacht. Wie ließe sich, im Gegensatz
zu Prekarisierung, nicht nur „gute Arbeit" realisieren, sondem auch das Kor
sett der „entfi-emdeten Arbeit" aufbrechen? ICann sich in Degrowth-
Kommunities, Post-Oil-Cities und Bioenergie-Dörfer neues emanzipatori-
sches Potential entfalten? Und können gemeinnützige Untemehmen und Ge
nossenschaften zu revolutionären Projekten werden?

SchließUch fehlt eine Theorie des „Grünen Sozialismus". Im Diskurs über so
zial-ökologische Transformation sucht man den Begriff Sozialismus vergeb
lich (das gilt auch für den o.g. „Plan-B"), obwohl wir ein Konzept des „Gree-
ning" des Kapitahsmus als theoretisch und politisch unmöglich ablehnen. Die
Vision Sozialismus spielt keine Rolle, wenn von Umwelt die Rede ist; xmd
umgekehrt: Wer vom Sozialismus redet, denkt nicht an das Naturverhältnis.



Karl Hermann Tjaden

Bemerkungen zur „Wachstums"-Kritik

über „das Wachstum" wird seit einiger Zeit vermehrt diskutiert, auch wenn
man wohl nicht immer sagt oder weiß, was dieses Abstraktum bedeuten soll.^
Die Bandbreite verschiedenartiger Verwendungen des Wortes „Wachstum" in
nennen Erörterungen ökonomisch-ökologischer Krisenphänomene ist von Karl
Unger (in der vorigen Ausgabe von „Z") in einer großen Sammelbesprechung
kritisch ausgeleuchtet worden.^ Ein unklarer bzw. vieldeutiger WOTtgebrauch
kennzeichnet die Verlautbarungen der meisten Propagandist/inn/en von
„Wachstum", was insbesondere für liberale Politiker und Wissenschaftler ̂ It,
die es natürlich mit ihrem Heilsbringer „Wirtschaftswachstum" halten, richtiger
mit dem Wachstum der Profite, manchmal auch Wirtschaftsleistung genannt. Er
charakterisiert aber auch eine feuilletonistische Wachstums-Kritik, die zum Bei

spiel philosophisch oder soziologisch über Wachstum an sich schwadroniert,
Emst zu nehmen ist dagegen die ökologisch und ökonomisch informierte Kritik
der vor allem wirtschaftlichen Dynamik von Industriegesellschaften, die sich
zumal seit dem ersten Bericht des Club of Rome über „Grenzen des Wachs

tums" (1972) entwickelt hat. Hi^zu gehört insbesondere die Kritik des Kon
zepts des BIP-Wachstums, die auch auf ihre - wenn auch wenigen - Vorläufer
in der Geschichte der Wirtschaftslehre verweisen kann, zu denen leider Marxens

Produktivkraft-Fetischismus nicht gehört. Heute aber gibt es Kritik aus Arbeit
nehmerhand: sogar die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschqfispolitik spricht neu
erdings, wenn auch frühere „Wachstumsschwächen" beklagend, eher von einem
„anderen, sozial-ökologischen Entwicklungspfed", den man einschlagen müs
se.^ Hierüber hinaus weisen die - neuerdings sich intensivierenden - seriösen
Analysen und Diskussionen zu einem „Nullwachstum", „Postwachstum" oder
„decroissance/degrowth", soweit sie sich ausdrücklich auf das ökonomische
System und auf diese oder jene Weise auch auf die ganze Lebensweise in den

Meine folgenden Bemerkungen stützen sich auch auf Zwischenergebnisse zweier Arbeitsvor
haben, die ich zusammen mit Margarete Tjaden-Steinhauer („Zivilisatorische Gewaltverhält
nisse") sowie mit Rolf Czeskleba-Dupont („ökosozialismus") betreibe. Für kritische Amner-
kimgen und Hinweise zu einem Entwurf dieses Textes danke ich Karl Georg Zinn. Für Mängel
und Wertungen bin ich natürlich selber verantwortlich. Vgl. auch meine beiden Aufsätze in Z
82 (Juni 2010) und Z 88 (Dezember 2011).

K. Unger, Das Wachstumsparadigma und die ökologischen Krisen. In: Z 90 (Juni 2012), S.
141-152.

Vgl. Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum 2012, Kurzftissung, S. 1,9;
als gewerkschaftliche Stellungnahme zur Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Le
bensqualität" des Bundestags: N. Reuter, Von der Wohlstands- zur reinen Wachstumsenquete?
In: DGB, Gegenblende, Ausgabe 15, Mai/Juni 2012. - Ausgesprochen erfi-eulich finde ich es,
dass beim „Wachstum"-Thema auch zunehmend von Marxist/inn/en auf die Notwendigkeit
von „Begriffsklärung[en]" hingewiesen wird: „Was ist Wirtschaftswachstum, was sind Pro
duktivkräfte, was ist menschliche Arbeit?" (so ein Editorial zum Thema „Produktivkräfte,
Wachstumsgrenzen" in Heft 4/2011, S. 22, der Zeitschrift „Marxistische Blätter").
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Gesellschaften auf unserer Erdhalbkugel beziehen.'* Von wissenschaftlicher und
politischer Bedeutung scheint mir auch zu sein, dass einige ökonomisch mehr
oder minder versierte Protagonisten eines „Ökosozialismus" (z. B. John Bella-
my Foster, Saral Sarkar, Serge Latouche) ihre Abrechnungen mit kapitalistischem
Wirtschaftswachstum mit einer Kritik der Akkumulation des Fixkapitals verbun
den haben: „the core issue wiiere capitalism is concemed is accumulation".®

In der Tat: Einer Kritik der real existierenden bürgerlichen Gesellschaft und des
Wachstums ihrer kapitalistischen Wirtschaft ist ebenso wenig mit abstrakten
Zukunftsvorstellungen, denen irgendein Sozialismus-Etikett angeheftet wird,
gedient wie mit einer abstrakten Kritik des Wachstums von irgend etwas, sagen
wir des Konsums oder der Produktion von Waren oder des Profits, des Energie
verbrauchs oder da: Abfallmengen - so wichtig auch ein Zurückschrauben aller
dieser Größen im Zuge einer Strategie ist, welche die bestehendai gesellschaft
lichen Missverhältnisse und gewalttätigen Mensch-Umwelt-Beziehungen theo
retisch und praktisch kritisiert. Diese Kritik muss sich aber, abgesehen von wei
teren, hier nicht zu behandelnden gesellschaftlichen Gewaltverhältnissen, auf
den Mechanismus kapitalistischer Produktion richten, auf die Produktionsweise,
wie sie sich seit den An&ngen des Industriekapitalismus zunächst im Westen
Europas entwickelt hat. Der „Wachstums'-Kritik sollte es dabei, was die Öko
nomie betrifft, um eine Umstellung der herrschenden Produktionsweise gehen,
im Sinne einer weniger gewalttätigen, ausbeuterischen und unterdrückerischen
Beschafiung von Unterhalts- und anderen Mitteln für die Menschen aus doi
Dargeboten ihrer Um- und Mitlebewelt.^
Für diese kapitalistische Produktionsweise ist bekanntlich typisch, dass
Mehrwert — im Unterschied zu Überschüssen in vorkapitalistischen Ausbeu
tungsverhältnissen - im Wesentlichen als zusätzliches Kapital angelegt wird.
Dabei zeichnet sich diese Akkumulation von Kapital in der fabrikindustriellen

Vgl. u. a.: K. G. Zinn, Wachstum um jeden Preis? Mills „Stationary State" heute und die
Angst vor der vernünftigen Stagnation. In: F. Höntzsch, Hrg., John Stuart Mill und der sozial
liberale Staatsbegriff, Stuttgart 2011, S. 193-216; ders., NULL-Wachstum, Typoskript, 2012;
I. Seidl, A. Zähmt, Hrg., Postwachstumsgesellschaft. Konzepte filr die Zukunft, Marburg
2010; J. B. Foster [et al.], The Ecological Rift, Capitalism's War on the Barth, New York
2010; S. Sarkar, Die nachhaltige Gesellschaft. Eine kritische Analyse der Systemaltemativen,
Köln 2008; S. Latouche, Farewell to Growth, Cambridge 2009.

J. B. Foster [et al.], a.a.O., S. 201

Wer, im Unterschied hierzu, gleichwohl für eine „Förderung des Wachstums" plädiert, wie das
in kurzfiistiger wirtschaftpolitischer Perspektive z. B. Lucas Zeise tut, wird (abgesehen vom
Erfordernis einer Inhaltsangabe zum Begriff Wachstum selber) einerseits erklären müssen, auf
welche Weise die durch die real existierende kapitalistische Produktionsweise regelmäßig her
vorgebrachten zerstörerischen externen Effekte einer dergestalt wachsenden Wirtschaft unter
bunden werden sollen und andererseits plausibel machen müssen, wamm eine solche Wachs-
tumsfördemng, die entsprechend dem vorherrschenden kapitalistischen Wachstumsmuster eine
Fördemng der Vermehnmg der Produktionsmittel im Eigentum der Unternehmen implizieren
würde, nicht bedeuteten soll, „sich auf die Seite des Großkapitals" zu schlagen. (L. Zeise, Wo
die Wachstumskritiker landen. Die Natur setzt dem Kapitalismus keinen Grenzen. In: Marxis
tische Blätter, H. 4/2011, S. 41-46. hier S. 44)
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Wirtschaftsentwicklimg überwiegend durch ein Wachstum des Anteils des fi
xen imd des zirkulierenden Sachkapitals zu Lasten des Lohn- und Gehaltsan-
teils aus. Das bedeutet der Sache nach überproportionales Wachstum des Ein
satzes von (Arbeitskräfte sparenden) Sachanlagen (insbesondere Ausrüstun
gen und Bauten) und Sachmitteln (insbesondere Brennstoffe mit hoher Ener
giedichte, Rohstoffe und Halbfabri^te) gegenüber der Beschäftigung von Ar
beitskräften in der Warenproduktion und damit eng verbundenen Wirtschafts
bereichen. Die internen und externen Folgewirkungen dieser Verschiebung
der Kapitalzusammensetzung waren, im langfi-istigen Großen und Ganzen, die
folgenden Mensch-Biosphäre-Probleme: die Störung der Strahlungsbilanz in
der Atmosphäre; der Ausschluss vieler Menschen von Erwerbsmöglichkeiten
oder sogar Unterhaltsmitteln; die Überlastung von Maischen und Umwelten
durch Immissionen und Artefakte; die Erschöpfimg stofflicher, energetischer
und weiterer Umweltdargebote - alles in allem Auswirkungen einer zügello
sen Inanspruchnahme der Erde durch Menschen, mit der schon in vorkapita
listischen Gesellschaften des „Westens" begonnen worden war.

Es ist teils direkt, teils indirekt wahrnehmbar und so begreifbar, dass diese Kri
senphänomene großenteils, wenn auch keineswegs vollständig, durch das stei
gende Gewicht der industriellen Produktionsmittel gegenüber den genutzten
Arbeitsvermögen hervorgerufen wurden und werden; anders ausgedrückt: durch
die auf die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit gaichtete Kapitalakkumu
lation, in der, jeweils gesamtwirtschaftlich betrachtet, die technische und orga
nische Zusammensetzung des produktiven Kapitals langfristig wächst. Oder,
mit Marx gesprochen: Die gegaiwärtige ökonomisch-ökologische Krise resul
tiert großenteils aus einem - durch den kapitalistischen Akkumulationsprozess
verwirklichten, erneuerten und weiter entwickelten - herrschaftlichen „Verhält
nis von todter und lebendiger Arbeit", wobei in da toten Arbeit, den artifiziellen
,J*roduktionsmitteln", die ganze gewalttätige arbeits-, geistes- und technikge
schichtliche Vorarbeit für das heutige zerstörerische Bemühen von Menschen um
Beherrschung ihra Umwelt gespeichert bzw. wirksam ist.^ Letztaes verweist
darauf dass die aktuelle globale Krise der Mensch-Biosphäre-Beziehungen
zugleich die Krise unsaes vieltausendjährigen Zivilisationsprozesses ist.

Will man, mit dem Blick auf eine mögüche Aufhebung da kapitalistischen
Produktionsweise, dieser Beschränkungen auferlegen, dann muss man sich
wohl vor allem um die Akkumulation produktiven Kapitals in Gestalt der Er
weiterung des fixen und zirkuliaenden ,4constanten" l^pitals kümmern. Eine
- mehr oder minda weitgehende - Entmachtung der die Gesellschaft durch
herrschenden und übermächtigenden Wirtschaftsweise hat bei der Art und
Weise der produktiven Kapitalerweiterung und bei dieser als solcher anzuset
zen. Das bedeutet: Zwecks Übergangs in eine möglichst menschen- und um
weltverträgliche Wirtschaftsweise muss letztlich erreicht werden, dass die
Akkumulation (die erweiterte Reproduktion produktiven Kapitals) untabun-

' Das Kapital Erster Band, MEGAII/8, S. 31 Of; vgl. auch Grundrisse, MEGA II/l .2, S. SSOff.
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den wird Erfordernisse einer solchen Strategie des Akkumulations-Stopps in
Unternehmen und anderen Einrichtungen lassen sich in Leitlinien formulieren:

-  Es erfolgen keine Erweiterungsinvestitionen;

-  Ersatzinvestitionen müssen menschen- und umweltgerechte Technologien
realisieren und eine positive Energiebilanz auEveisen;

- Arbeitsintensive (Ersatz-)Investitionen treten an die Stelle von kapitalin
tensiven Investitionen;

-  Investitionen mit höherem resultierenden Nutzeffekt der Erzeugnisse (im
Sinne von Energie- und Güterdienstleistungen) werden bevorzugt *

Die Verwirklichung dieser Investitionsstrategie bedeutete gesamtwirtschaft
lich eine Vermehrung der Arbeitsplätze und (ceteris paribus) der Menge der
lebendigen Arbeit und da* Wertschöpfimg, eine Senkung des Energie- und
Materialeinsatzes, eine Verringerung der stofflichen Belastung von Menschen
und ihrer Um- und Mitlebewelt imd die Eröffiiung der Möglichkeit, den aus
vorhandenen Anlagen und aus Altlasten resultierenden Gefahren besser zu
begegnen. Die Strategie des Akkumulations-Stopps - deren Umsetzimg ja
schon vielfach begonnen wurde, zum Beispiel mit einem widerstandigen
„Nein" zu unnützen und schädlichen Großanlagen und mit dem Entwurf alter
nativer Planwerke - sollte daher mit allen geeigneten Mittel im jeweils größt
möglichen Umfang durchgesetzt werden. Ihre Realisierung implizierte den
Entwurf und die Verwirklichung einer demokratischen Investitionsplanung
und -Steuerung im gesamtwirtschaftlichen Maßstab.

Ideen eines „ökologisch-sozial" auszurichtenden „Wachstums" kranken meist,
sofern sie auf ein BIP-Wachstum im Rahmen unveränderter Produktionsver

hältnisse zielen, an der Tolerierung einer unbeschränkten Investitionshoheit
der Kapitaleigner. Der hier skizzierten Strategie zufolge ist dagegen diese Ho
heit sehr stark zu beschränken, zum Beispiel mit gesetzlichen Mitteln. Wirt
schaftswachstum kann es diesem Konzept gemäß jedoch durchaus geben, da
eine höhere Arbeitsintensität - das heißt hier: eine Vermehrung der Arbeits
plätze - der gesamtgesellschaftlichen Wirtschaftstätigkeit ceteris paribus eine
höhere Wertschöpftmg erbringt, die sich als größerer Ausstoß von bereitge
stellten nutzenbringenden Gütem und Leistungen darstellen soll. Dabei wird
hier vorausgesetzt, dass die Vergrößerung der Gesamtarbeitsmenge nicht
durch undurchdachte Arbeitszeitverkürzungen zunichte gemacht wird.

Verschiedentlich wird argumentiert, dass eine Beendigung der Akkumulation
von Kapital (und die Beschränkung auf eine stationäre Wirtschaft, worauf dies
letztlich hinausläuft) mit dem kapitalistischen Reproduktionsmechanismus,
mit der ,J^gik der kapitalistischen Ökonomie" unvereinbar sei. Deshalb sei

Da der Engelssche Ausdruck „Nutzeffekt" (ebenso wie der äquivalente, ingenieurwissen
schaftlich kreierte Begriff „Energiedienstleistung") häufig nicht verstanden wird, weise ich auf
meine Darstellung der Begriffsbedeutungen und -zusammenhänge hin: K. H. Tjaden, Mensch,
Gesellschaftsformation, Biosphäre. Ober die gesellschaftliche Dialektik des Verhältnisses von
Mensch und Natur, I. Aufl., Marburg 1990, S. I86f, 2. Aufl. 1992,2I4£
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letztere abzuschaffen, wenn eine ökologisch-soziale Wirtschaftsweise ver
wirklicht werden soll.^ Das ist eine Auffassung, die ein zentrales methodi
sches Problem der Kritik der politischen Ökonomie des Kapitalismus berührt,
welches hier nur benannt werden kann. Das ist das Problem der Stimmigkeit
und der Reichweite des von Marx entworfenen theoretischen Modells eben

dieser kapitalistischen Ökonomie. Erstens ist zu fragen, ob die Annahme eines
Zwangs zur Akkumulation von Kapital in seinem Modell der Interaktion von
Lohnarbeit und Kapital schlüssig tegründet ist (ich vermute: nein).^® Zwei
tens fragt sich, ob das Marxsche Kapitalismus-Modell die (nicht nur) kapita
listisch formierte Realität modemer Gesellschaften hinreichend abbildet (eine
ja auch in dieser Zeitschrift verschiedentlich angesprochene Frage).

Festgehalten soll hier nur werden, dass eine Beschränkung der kapitalistischen
Investitionstätigkeit auf einfiiche Reproduktion der Sachmittel bzw. des Sach
vermögens der Untemehmen deren eigentumsrechtlich gestützte Verfügungs
gewalt und Ausbeutungsmacht zwar begrenzt, aber nicht vemichtet, und dass
dCTen Konkurrenz um Extraprofite weiterhin möglich ist - in einem politisch ge
setzten und durchgesetzten Rahmen ökologisch-sozial oriaitierter realwirtschaft
licher Aktivität. Dieser würde auch profitable Anlagemöglichkeiten mit niedri
ger technischer und organischer Kapitalzusammensetzung für ansonsten vaga
bundierende Mehrwertmassen definieren, die aus Aufgaben der Altlastenbe
handlung und Zukunflsgestaltung sowie aus der Notwendigkeit abzuleiten sind,
dringenden Erfordemissen der Lebensgestaltung verschiedener Bevölkeimgs-
gmppen gerecht zu werden. Insgesamt könnte dabei so etwas wie eine ̂ ^pber-
gangsordnung zwischen Kapitalismus und Sozialismus" herauskommen.

Die Chancen, eine solche Akkumulation verhindemde politische Ordnung
durchzusetzen, sind sehr gering. (Und ob eine solche Übergangsordnung sich
den Kämpfen um restliche Quellen fossiler Roh- und Energiestoffe sowie um
Böden für einen Anbau von KraftstofQjflanzen entziehen könnte bzw. in sol
chen Kämpfen auf der richtige Seite stehen würde, ist auch nicht klar.) jMler-
dings sollte hinsichtlich der Erfolgsaussichten von Kämpfen um eine Über
gangsordnung nicht vergessen werden, dass „das Kapital" in seiner vielhundert
jährigen Geschichte bereits viele politische Schranken seiner Verwertung hin
genommen hat. Jene Chancen werden aber noch weiter verringert, wenn Politi
ker/innen und Wissenschaftler/innen, die sich der Arbeiterbewegung oder ihren
Überbleibseln verbunden fühlen, nicht einmal die richtigen Forderungen stellen,
sondern immer noch nach „Wachstum" (allenfells nach ökologisch-sozial her
ausgeputztem oder sonst wie verschönertem Wirtschaftswachstum) als Wun
dermittel rufen und ein Sinken entsprechendo* Wachstumsraten beklagen.

Q

Fester [et al.] a. a. O., S. 396f: vgl. auch S. Saricar, Die Krisen des Kapitalismus, Neu-Ulm
2010, S. 338flF; Latouche a. a. 0.2009,90f).

Vgl. meinen Aufsatz in Z 88, Dezember 2011, S. 70-72.

Vgl. z. B. die Beiträge von K. H. Roth, M. Massarat und W. Neef in Z 89, März 2012.

G. FOlberth, Sozialismus, Köln 2010, S. 11 (Hervorh. i. Original); vgl. auch ebd. S. 103-107.



Josef Schleifstein

Historische Krisen und ihre Verarbeitung:
Das Beispiel des August 1914

Vorbemerkung der Redaktion: Am 24. Juli 2012 jährte sich der Todestag von Jo
sefSchleifstein zum zwanzigsten Mal Die Redaktion hat dieses Datum zum Anlass
genommen, einen Artikel von Jupp Schleifstein (in geringßgig gekürzter Form)
nachzudrucken, der zuerst im Hefi 2 von Z (Juni 1990) erschienen ist. In seinem
Beitrag „Historische Krisen und ihre Verarbeitung" wertet Jupp das damals noch
ganz gegenwärtige „Scheitern des ersten praktischen Gestaltungsversuchs einer
Alternative zur kapitalistischen Gesellsch(ji" als schwere Krise der marxistischen
sozialistischen Strömung, die eine „grausam-gründliche Selbstkritik" erfordere.
Mit diesem Wort Rosa Luxemburgs zieht er eine Parallele zur tiefen Krise der so
zialistischen Bewegung, die der August 1914 markierte. Die rückhaltlos kritische
Aufarbeitung dieser Krise durch die damalige marxistische Strömung in der Sozi
aldemokratie beschreibt er als modellhqft för das, vim der marxistischen Linken
mit dem Zusammenbruch der Jahre 1989/90 aufgegeben sei.

Jupp Schleifstein wurde 1915 in Lodz (Polen) geboren und war seit 1932 Mit
glied der KPD. Im November 1933 wurde er wegen illegaler Tätigkeit für die
KPD verhaftet und zu 20 Monaten Zuchthaus verurteilt. Nach seiner Entlas
sung emigrierte er in die Tschechoslowakei und war auch dort politisch aktiv.
1939 ging er nach London ins Exil und kehrte 1946 nach Deutschland zurück.
Während seines akademischen Schaffens an der Karl-Marx-Universität Leip
zig in den 1950er Jahren verfasste er u. a. Arbeiten über Franz Mehring. Von
1948 bis 1951 und wieder seit 1960 war er Mitglied des Parteivorstands der
KPD, 1963 gehörte er zu den Mitbegründern der „Marxistischen Blätter" in
Franlfurt/Main. Seit 1968 lebte Jupp Schleifstein wieder ganz in der Bundes
republik, wirkte bei der Neukonstituierung der DKP mit und begründete mit
Heinz Jung, Wanja von Heiseler u. a. das „Institut für Marxistische Studien
und Forschungen" (IMSF) in Franlfurt/Main, dessen Leiter er bis 1981 war.
Auch danach blieb er dem IMSF eng verbunden. Sein wissenschaftliches Werk
jener Jahre prägte die marxistische theoretische Diskussion in hohem Maße.
In den Jahren 1988/89 engagierte sich Jupp Schleifstein - letztlich erfolglos -
als Vermittler in den innerparteilichen Auseinandersetzungen innerhalb der
DKP. 1990 verließ schied er aus dem Parteivorstand der DKP aus und trat
1991 von der DKP zur PDS über. Im gleichen Jahr wurde er Mitherausgeber
von Z. In den Jahren 1990 und 1991 war er häufig auch Autor der Zeitschrift.
Ende 1991 allerdings erlitt er einen Schlaganfall, von dem er sich nicht mehr
erholte. Jupp Schleifstein starb am 24. Juli 1992. Sein Grab befindet sich auf
dem Jüdischen Friedhof in Köln-Bocklemünd.^

* Zur Erinnerung an Jupp ScWeifttein erschien 1993: Reale Geschichte als Lehrmeister. Josef Schleif
stein 1915-1992. Hrg. von IMSF, Marxistische Blätter, Sozialismus und Z, Frankfurt am Main 1993.
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1. Die revolutionäre, von marxistischen Ideen geleitete Strömung des moder
nen Sozialismus durchlebt die schwerste Krise ihrer Geschichte, eine Krise

von weltweiten Ausmaßen und Wirkungen. Krisen von derartiger Tiefe rufen
unvermeidlich Erschüttmmg und Zweifel, Resignation und Flucht, Unsicher
heit und Gärung hervor - in Theorie und Praxis, im kollektiven wie individu
ellen Verhalten der Betroffenen. Und die Arbeiterbewe^g bildet hier natur
gemäß keine Ausnahme. Die beispiellose Wirkung dieser Krise, die einen
simplen Vergleich selbst mit 1914 oder 1933 ausschließt, ist sicher darin be
gründet, daß es um das Scheitern des ersten praktischen Gestaltungsversuchs
einer Altemative zur kapitalistischen Gesellschaft geht.

Wie immer wir diese Altemative im Rückblick benennen wollen - Marxisten

werden sich voraussichtlich darüber noch lange streiten —, Freund wie Feind,
Kapitalisten, Sozialdemokraten und Kommunisten, sie alle wußten zumindest
eines: Es waren antikapitalistische Ziele, die da angestrebt wurden. Inzwi
schen ist es Mode geworden, auch unter sowjetischen Historikem und hiesi
gen Marxisten, diesen Versuchen den sozialistischen Charakter abzusprechen.
Ich halte das ahistorisch und sehe darin eher die apologetische Flucht vor
den Schrecken und Niederlagen der eigenen Geschichte, etwa nach dem Mot
to: Alle menschlichen Bemühungen dürfen scheitem, alle humanen Ideale
dürfen vergewaltigt werden, nur der Sozialismus nicht. Ehrlicher, mutiger, a-
ber auch historischer scheint mir das Eingeständnis: Die bisherige sozialisti
sche Praxis der Gesellschaftsgestaltung (in ihrer unvermeidbaren Unreife und
Unentwickeltheit) hat neben ihren Erfolgen von Weltbedeutung, wie dem e-
pochalen Durchbmch der mssischen Oktoberrevolution, dem entscheidenden
Beitrag der Sowjetunion und der Kommunistischen Internationale zum Zu-
sammenbmch des imperialistischen-Kolonialsystems, dem opfervollen Sieg
über den deutschen Faschismus - der bisherige Sozialismus hat seine eigenen
Deformationen und Pervertierungen, seine eigene Schmach und Schande her
vorgebracht; er war nicht imstande, die Schrecken früherer Gesellschaften und
Klassen, politischen Regimes und Parteien zu vermeiden

2. Damit sind wir bei einem strukturellen Kern der Verarbeitung historischer
Krisen: Sie ist unmöglich ohne das, was Rosa Luxemburg nach dem August
1914 (in Anlehnung an Marx) die „grausam-gründliche Selbstkritik" genannt
hat. Auch wenn der Charakter und die Probleme unserer Krise von ganz ande
rer Art sind als 1914, lernen können wir von der Folgerichtigkeit und Schärfe
derjenigen unter den damaligen Marxisten, die dem internationalistischen So
zialismus die Treue hielten. Im Rahmen eines Zeitschriftenaufsatzes ist es

nicht möglich, das Thema ausfuhrlich am historischen Stoff zu illustrieren,
obwohl dies sehr reizvoll wäre. Man muß sich mit einigen wenigen Gesichts
punkten begnügen, die die Grundlinien dessen betreffen, was unseren heuti
gen Lernprozeß vielleicht befördern könnte.

Zunächst: Die psychologische Reaktion der internationalistischen Kriegsgeg
ner von 1914 auf die damalige Krise der sozialdemokratischen Parteien und
der II. Internationale weist eine erstaunliche Ähnlichkeit mit unserer gegen-
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wärtigen Reaktion auf, eine Ähnlichkeit, die bis zur Anwendung derselben
Begriffe, derselben Eigenschaftswörter, derselben Metaphern und Stim
mungsbilder reicht. Wen immer wir nehmen - Lenin oder Luxemburg, Franz
Mehring, Clara Zetkin oder Karl Liebknecht —, bei allen äußert sich die tiefe
Erschütterung in Begriffen wie „Zusammenbruch", ,JK^tastrophe", ,3ank-
rott", „Weltwende", „beispielloser Fall".

So Rosa Luxemburg im April 1915 in der ersten, damals einzigen Nummer
der theoretischen Zeitschrift ,J[ntemationale": „Noch nie seit es eine Ge
schichte der Klassenkämpfe, seit es politische Parteien gibt, hat es eine Partei
gegeben, die in dieser Weise, nach funfeigjährigem unaufhörlichen Wachs
tum, nachdem sie sich eine Machtstellung ersten Ranges erobert, nachdem sie
Millionen um sich geschart hatte, sich binnen vierundzwanzig Stunden so
gänzlich als politischer Faktor in blauen Dimst aufgelöst hat wie die deutsche
Sozialdemolaatie."^

(...)

3. „Grausam-gründliche Selbstkritik" bedeutete für die sozialistischen Interna
tionalisten im ersten Weltkrieg vor allem anderen: die tiefe Kluft zwischen
Wort und Tat aufdecken, zeigen, was die sozialistische Arbeiterbewegung,
was die Internationale zu sein versprach, und wie diese Hoffiiung in der bis
dahin schwersten Prüfung und Bewährungsprobe scheiterte. Es könnte schei
nen, als ob das eine rein moralische Kritik sei, als ob Luxemburg und Lenin
die Ursachen der Katastrophe nur im praktischen Versagen, im Mangel an
Charakter, an Mut, an Opferbereitschaft, an Handlungsfähigkeit in einer Ge
fahrensituation gesehen hätten. Aber diese moralische Kritik war Teil einer
theoretisch-historischen Kritik, die alle damals leidenschaftlich debattierten
Themen umfaßte: die Stellung zu Imperialismus und Krieg vor und nach dem
4. August 1914; das komplizierte Wechselverhältnis von Nation und Interna
tionalismus; die Möglichkeit oder Unmöglichkeit des Klassenkampfes in einer
„nationalen Krise".

Die Fragen waren von ähnlich gravierender, bohrender und schmerzhafter Art
wie in späteren geschichtlichen Krisen der Arbeiterbewegimg (etwa 1933 oder
heute). War die Analyse des Imperialismus und des zu erwartenden Krieges
richtig gewesen? Stimmte die von der Sozialdemokratie auch offiziell verkün
dete Alternative: Imperialismus oder Sozialismus? War die Erwartung der
Marxisten, eine Periode revolutionärer Krisen und Ausbrüche stünde bevor,
nicht völlig illusionär? Wenn die Internationale so kläglich zusammengebro
chen ist, hieß das nicht, daß die internationalistische Grundidee der Arbeiter

bewegung, das ,J*roletarier aller Länder, vereinigt euch!" eine Fiktion, eine
nie zu realisierende Illusion war? Kann eine sozialistische Arbeiterpartei im
Kriege Klasseninteressen angesichts einer Interventionsgefahr und der Bedro
hung durch fi-emde Unterdrücker und Ausbeuter „über die Nation" stellen?

2
Rosa Luxemburg: Der Wiederaufbau der Internationale; aus: Die Internationale, Heft 1/1915;
in: Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, Bd. 4, Berlin/DDR 1974, S. 21.
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Dann die vielen Fragen, die sich auf den Qiarakter und die Substanz der Par
tei selbst, auf das eigene Wirken in der Partei bezogen: Hatten sie als Marxis
ten und Internationalisten die nationalistischen und opportunistischen Zerset-
zungs- und Versumpfimgstendenzen offen und scharf genug bekämpft? Hat
ten sie deutlich genug vor dem wahrgenommenen Verfall gewarnt? Waren sie
der Bürokratisierung der - wie man damals sagte -,J*arteiinstanzen" rechtzei
tig und entschieden genug entgegengetreten? Ja, hatten sie die gegen sie selbst
als Linke gerichtete Dififemierung und Verfolgung in den letzten Vorkriegs
jahren - so die Verjagung Rosa Luxemburgs, Franz Mehrings und Julian
Marchlewskis (Karski) aus den Redaktionen der Leipziger Volkszeitung und
der Neuen Zeit - laut genug angeprangert und bekämpft?

4. Der Katalog der Fragen war für die Betroffenen 1914 oder 1915 kaum we
niger bedrückend als der, den uns gegenwärtig der Zusammenbruch des „rea
len Sozialismus" präsentiert, auch wenn Schwere und Tiefe der Wirkungen
nicht vergleichbar sind. Franz Mehring, der große Historiker der deutschen
Sozialdemokratie, schreibt im Januar 1915 an den alten deutschen Sozialisten

Hermann Schlüter in Amerika: ,J^reilich den fürchterlichen Zusammenbruch

der letzten Monate hat keiner von uns geahnt. Man muß ihn in allen Einzel
heiten kennen, um zu begreifen, wie grauenvoll er ist."^
(...)

5 Viel komplizierter war es um die Fragen bestellt, die sich auf die Wirksam
keit der Linken in der deutschen Sozialdemokratie als Wamer, Mahner, als
Kritiker gegen jene Versumpfungsprozesse bezog, in denen sich die Katastro
phe des 4. August 1914 (das war aber erst im Rückblick erkennbar) ankündig
te. (Lenin hatte es hier leichter, infolge der zugespitzten sozialen und politi
schen Kämpfe imd der ersten russischen Revolution, traten hier alle innerpar
teilichen Gegensätze offener zutage, so daß spätere Kriegsgegner und Kriegs-
bejaher sich schon vor 1914 geschieden hatten.) Die deutschen marxistischen
Linken konnten angesichts des Zusammenbruchs von 1914, wenn sie selbst
kritisch auf ihre eigene Tätigkeit zurückblickten, eine durchaus positive Bi
lanz ziehen. Sie hatten seit Jahren gegen die rechten, mehr und mehr zu natio
nalistischen und sozialimperialistischen Tendenzen neigenden „Sozialisti
schen Monatshefte" angekämpft. Sie hatten immer wieder die Halbheiten und
Inkonsequenzen des Parteivorstands kritisiert (1904 beim Verzicht auf eine
spezifische antimilitaristische Agitation imter der Jugend; 1905 imd 1906 in
Fragen des Massenstreiks; am deutlichsten 1910 im Widerstand gegen das
preußische Dreiklassenwahlrecht, für die Anwendung radikalerer Kampfinit-
tel; 1911 in der BCritik an der Passivität des Parteivorstands in der Marokko

krise; schließlich 1913, als die Parlamentsfraktion erstmals für die Deckungs
vorlage des Wehretats stimmte.)

Franz Mehring: Brief an Hennann Schlüter (21.1.1915); zit. nach: Josef Schleifstein: Franz
Mehring - Sein marxistisches Schaffen 1891 - 1919, Berlin/DDR 1959, S. 300 (Original im
Institut für Sozialgeschichte Amsterdam, „Kleine Korrespondenz").
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Die führenden Köpfe der damaligen marxistischen Linken haben leider keine
Zeit und Gelegenheit gefunden, der Nachwelt zu überliefern, wie sie nach
dem August 1914 ihre eigene Stellung in der innerparteilichen Entwicklung
einschätzten, ob sie da die Bilanz ihrer Tätigkeit ähnlich positiv hätten bewer
ten köimen. Als Kämpfende, die bis zuletzt das innere Kräfteverhältnis in der
Partei nach links zu verändern hofften, waren sie ständig gezwungen, den
Mitstreitern - und sich selbst - den Mut nicht zu nehmen, sich immer wieder

zu sagen, daß der Lauf der Dinge erst im Kampf selbst entschieden wird.

So finden wir in ihren veröffentlichten Arbeiten, was den iimeren Zustand der
Partei betrifit - die Bürokratisierung, die Bequemlichkeit xmd Phantasielosig-
keit des Apparats, alle die gefährlichen Anzeichen des Verfalls - kaum Zeug
nisse ihrer wahren Meinung. Erst ihre nachgelassenen Briefe, publiziert oft
lange nach ihrem Tod, geben uns Aufschluß über die verzweifelte Stimmung
und die tiefe innere Skepsis, mit der sie die Entwicklung der Partei bereits in
den Jahren vor dem Kriege betrachteten. Um nur zwei Urteile aus derselben
Zeit, dem Dezember 1913, anzuführen - Marchlewski schreibt am 16. De
zember an den Qiefredakteur der ,JLeipziger Volkszeitung" Hans Block (der
Brief wurde erstmals von Emst Meyer 1927 im Heft 5 der ,Jntemationale"
veröffentlicht): „Worauf es ankommt, ist dies: wir drei (Rosa Luxemburg,
Franz Mehring imd Julian Marchlewski, d. Verf.) und ich ganz besonders, was
ich betonen möchte, sind der Auffassung, daß die Partei eine innere Krise
durchmacht, viel viel schwerer als zu der Zeit, da der Revisionismus aufkam.

Das Wort mag hart sein, aber es ist meine Überzeugung, daß die Partei dem
Marasmus zu verfallen droht, wenn es so weitergeht In einer solchen Zeit gibt
es für eine revolutionäre Partei nur eine Rettung: die denkbar schärfste, rück
sichtsloseste Selbstkritik."^ Und Franz Mehring in einem Brief vom 4. De
zember 1913 an den alten deutschen Sozialisten H. Schlüter in den USA: ,JDas

große Elend der deutschen Parteizustände mag ich Ihnen freilich auch nicht
schildem. Aus den beiden Invalideninstituten 'Neue Zeit' und 'Vorwärts'

können Sie es ungefähr abmessen. Es ist die reine Offiziösenwirtschaft, wer
nicht so tanzt, wie der Parteivorstand pfeift, der fliegt. ... Demnächst werden
Karski, Rosa Luxemburg und ich eine Korrespondenz für die etwa 15 kleinen
Parteiblätter herausgeben, die noch radikal sind. Versagt dieser Pfeil, so haben
wir freilich keinen zweiten mehr zu versenden, imd man muß dann auf einen

Sturm warten, der die bomierte und verknöcherte Parteibürokratie über den

Haufen wirft. Erleben werd ichs freilich nicht mehr."®

6. So offen aber haben sie in ihren publizierten Arbeiten und Artikeln vor dem
August nie sprechen können. Heißt das, daß sie die Tiefe des Falls der deut
schen Sozialdemokratie doch hätten voraussehen können, ja hätten vorausse
hen müssen? es scheint, daß bei den unmittelbar Kämpfenden, die in den Rei-

4
Julian Marchlewski: Brief an Hans Block (16.12.1913); zit. in: Emst Meyer, Zur Loslösung
der Linksradikalen vom 'Zentrum' in der Vorkriegszeit; in: Die Internationale, Heft 5/1927.

® Franz Mehring: Brief an Hermann Schlüter (4.12.1913); zit. in: Josef Schleifstein, a.a.O.
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hen der Organisation selbst (mit Hilfe der objektiven „Stürme") noch an eine
Veränderung glauben, eine psychologische Schranke wirksam ist, die Hoff
nung, die sie vor dem Aussprechen der ganzen Tiefe eines Krisenprozesses
zurückschrecken läßt.

Wie die Marxisten die historische Krise jener Jahre in der politischen Strate
gie und in der Theorie verarbeitet haben, ist weit besser bekannt Die neue
Partei, die sie am Ende des Krieges anstrebten und gründeten, sollte eine die
alten Inkonsequenzen überwindende antiimperialistische, revolutionäre Partei
sein. Die neue Internationale, die aus dem Zusammenbruch des Weltkriegs
entstehen würde, sollte die ausschlaggebende Rolle in der Politik aller Partei
en übernehmen (so die von Rosa Luxemburg entworfenen Leitsätze der Spar
takusgruppe). Die Akzentuierung der aktivistisch-praktischen, nicht auf den
Parlamentarismus beschränkten Kampfinittel (im Unterschied zu 1914 sollte
„das zweite Lebenselement der Arbeiterbewegung: der tatkräftige Wille, um
die Geschichte nicht bloß zu verstehen, sondem sie auch zu machen" nicht

wieder versagen, forderte Rosa Luxemburg) sollte vorherrschen.

Wir wissen, daß der aus dem Zusammenbruch des 4. August hervorgegangene
revolutionäre Flügel der Arbeiterbewegung, die von Luxemburg, Liebknecht
und Mehring noch begründete neue Partei der Kommunisten, daß die gesamte
deutsche und internationale Arbeiterbewegung nicht imstande waren, spätere
historische Krisen, in ihren weltweiten, grauenvollen Wirkungen noch fiircht-
barere Katastrophen - den Faschismus und den zweiten Weltkrieg - zu ver
hindern. Die geschichtliche Entwicklung schlug weit schwierigere, wider
spruchsvollere Wege ein, als die Sozialisten und Internationalisten im und
nach dem ersten Weltkrieg annahmen. Auch ihre in emster Selbstkritik ge
wonnenen Einsichten vermochten Einseitigkeiten, Verabsolutierungen, Irrtü
mer, Illusionen, felsche Gewißheiten, Vereinfechungen nicht zu vermeiden.
Die historische Krise von 1933 und der folgenden Jahre erforderte von den
dann agierenden Generationen neue Lemprozesse - eine offenbar unendliche
Kette.



Eric Hobsbawm

Nach dem Kalten Krieg. Erinnerungen an Tony Judt

Meine Beziehung zu Tony Judt^ ist eine sehr alte, aber sie war immer von ei
gentümlicher Widersprüchlichkeit. Wir waren Freunde, wenn auch keine en
gen, und während wir beide politisch d^ende und handelnde Historiko: wa
ren imd beide den legeren Umgang der Regimentsuniform vorzogen, so mar
schierten wir doch in unterschiedliche Richtungen. Dennoch hatten unsere in
tellektuellen Interessen eines gemein: Beide wußten wir, dass das 20. Jahr
hundert nur von daien vollständig verstanden werden kann, die Historiker
wurden, weil sie diese Zeit durchlebt und ihre grundlegende Passion geteilt
hatten: in erster Linie den Glauben daran, dass Politik der Schlüssel war zu

unseren Wahrheiten wie auch zu unseren Mythen. Trotz all unserer Differen
zen widmeten sich sowohl Tonys Marxism and the French Left wie auch mein
kürzlich erschienenes Buch How to Change the World demselben unabhängi
gen Denker, George Lichtheim^. Persönlich kamai wir gut miteinander aus,
schließlich war Tony nicht nur leicht zu mögen, sondern auch großzügig. Er
schätzte meine Arbeit und äußerte dies auch in seinem letzten Buch. Gleich

zeitig fuhr er eine überaus unerbittliche Attacke gegen mich in einer mittler
weile häufig, insbesondere von den Ultras in der rechten amerikanischen Pres
se zitierten Textpassage, die sich ungeMr so zusammenfassen lässt: Gestehe
öffentlich, dass Dein Gott gescheitert ist, schlag Dir an die Brust, und Du
kannst eventuell das Recht erwerben, emstgenommen zu werden. Nur wer die
Meinung vertritt, dass Sozialismus mit dem Gulag gleichzusetzen ist, sollte
Gehör finden. Dies war zweifelsfrei eine ehrlich gemeinte rhetorische Formu
lierung in einer anti-sozialistischen Polemik. Glücklicherweise aber unter
schied sich die Praxis von der Theorie.

Für die meisten von uns ist das Bild von Tony von einer grenzenlosen Be
wunderung für die Art und Weise, wie er seinem eigenen Tod gegenübertrat.
Seine Weigerung, sich mit den scheinbar unvermeidbaren Nachrufen und
klassischen Grabreden abzufinden, hat schon fast römische Größe. Es war

nicht nur die Entscheidung, einfach weiterzumachen, sondem sein Entschluss,
den Tod herauszufordern, in dem er seine Fähigkeit als Großmeister unter
Beweis stellte, der zum Scheitem verurteilt war, aber unbesiegt blieb. Es war
ein bewegendes Bild, aber wir müssen uns von ihm verabschieden: Die Pro
duktion von Mythen ist nicht das Geschäft des Historikers. Tony wurde be
schrieben als ein zweiter George Orwell. Diese Zuschreibung ist falsch, denn
obwohl beide sehr begabt und zutiefst polemisch waren, unterschieden sie

Tony Judt (1948-2010), britischer Historiker, litt in den letzten zwei Jahren seines Lebens an

amyotropher Lateralsklerose.

George Lichtheim (1912-1973), in Deutschland geborener französischer Intellektueller, der
sich auf Geschichte und Theorie des Sozialismus und Marxismus konzentrierte.
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sich doch sehr voneinander, Tony fehlten Orwells Vorurteile, die vor- imd zu
rückschauende, alttestamentarische Weitsicht sowie sein Hang zur einfallsrei
chen Verurteilung - er hätte niemals 1984 oder die Farm der Tiere schreiben
können. Orwell wiederum, der eindeutig kraftvollere Schreiber, verfugte nie
über ein so außergewöhnlich breites Wissen noch über den Witz, die intellek
tuelle Geschwindigkeit und Beweglichkeit Tonys: Niemals hätte Orwell als
Akademiker reüssieren können.

Der Vergleich mit Orwell ist jedoch auch geföhrlich, weil er nicht um zwei
Schriftsteller, sondem um eine politische Ära kreist, die nunmehr endgültig
vorbei sein sollte: den Kalten Krieg. Orwells Reputation beruhte auf der Bau
weise einer intellektuellen antisowjetischen Raketenabschussbasis, und selbst
heute, wo der Rest von Orwells Denken und Schafifen entdeckt oder wieder
entdeckt wurde, ist dies immer noch eingefroren in der politischen Wahmeh-
mung der 50er-Jahre. Natürlich war Tony so antistalinistisch wie jeder andere
auch und stand all jenen sehr kritisch gegenüber, die, obwohl sie erkennbar
nicht stalinistisch waren, der KP nicht abschworen und sich, wie ich selbst,
nur langsam von der ursprünglichen Welthofifiiimg vom Oktober 1917 lösen.

Wie jene, die sich gegen die Aufführung von Wagner in Israel äußerten, so
konnte auch er politische Ablehnung über den ästhetischen Genuss stellen, in
dem er beispielsweise Brechts Gedicht über die Kader der Komintern „An die
Nachgeborenen", „das von so vielen bewundert wurde", als „widerwärtig"
verwarf, nicht aus literarischen Gründen, sondem weil es dazu inspiriere, an
das vermeintliche Gute in einer bösen Sache zu glauben. Tatsächlich zeigte
sich in Thinking the 20th Centur^, dass seine Hauptsorge während des Kalten
Krieges nicht der mssischen Bedrohung der ,J^reien Welt", sondem den De
batten und Argumenten innerhalb der Linken galt. Marx war sein Thema,
nicht etwa Stalin oder der Gulag. Sicherlich wurde er nach 1968 angesichts
der Ereignisse in Osteuropa zu einem militanten und oppositionellen Libera
len sowie ein Bewunderer der gemischten, aber in der Regel eher rechtslasti
gen akademischen Touristen, die für die hiesigem Kommentierungen des Un
tergangs der letzten kommunistischen Regimes in Osteuropa sorgten. Dies
verleitete ihn wie auch andere, die es besser hätten wissen müssen, dazu, das
Märchen von den samtenen und bunten Revolutionen von 1989 zu kreieren.

Solche Revolutionen gab es nicht, sie waren lediglich verschiedene Reaktio
nen auf die sowjetische Rückzugsentscheidung. Die tatsächlichen Helden je
ner Zeit waren Gorbatschow, der die UdSSR zerstörte, sowie die Männer im

alten System wie Suarez im Spanien Francos und Jaruzelski in Polen, die
letztendlich den friedfertigen Ubergang sicherstellten und dafür von beiden

Deutsche Übersetzung: Das vergessene 20. Jahrhundert. Die Rückkehr des politischen Intel
lektuellen, München 2010.

Adolfe Suärez, (*1932), nach dem Tod Francos 1976 vom König ernannter Premierminister,
1977 erster gewühlter Premierminister.

Wojciech Jaruzelski (*1923), 1981-1989 Vorsitzender der Polnischen Vereinigten Arbeiterpar
tei, 1981-1985 Ministerpräsident der Volksrepublik Polen, 1985-1990 Staatsoberhaupt.
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Seiten verwünscht wurden. In den 1980er-Jahren wurde Tonys grundsätzlich
sozialdemokratischer Liberalismus für kurze Zeit von Fran9ois Furets^ Hay-
ek'schem^ ökonomischem Liberalismus infiziert Ich glaube nicht, dass dieses
späte Nachglühen des Kalten Krieges für Tonys Entwicklung von entschei
dender Bedeutung war, aber es half ihm dabei, seinem sehr beeindruckenden
Werk Postwar^ mehr Fleisch und Tiefe zu geben.
Seine Entwicklung während der zweiten Hälfte des Jahrhunderts ist beispiellos.
Bis er sich in den 80er-Jahren in New York etablierte und für die New York Re

view zu schreiben begonnen hatte, gehörte er nicht zu den besonders prominen
ten Historikem, auch nicht unter den englischsprachigen Spezialisten für fî -
zösische Geschichte, vielleicht weil er sich zu sehr in den Serbonischen

Sumpft endloser Debatten über den Zustand der finnzösischen Linken hinein
ziehen ließ. Vor den 80er-Jahren hätte man ihm höchstens an den Rändern der

Sozialgeschichte mit seiner erstklassigen Studie über den Sozialismus in der
Provence zwischen 1871 und 1914 begegnen können. Seine fi'anzösische Pha
se vereinte eine beeindruckende Gelehrsamkeit mit aus meiner Sicht histo

risch trivialen Resultaten: Sie entwickelten sich zu einem zunehmend akade

mischen Wettstreit in der marginalen und ineffektiven Welt der Linken. Was
in Les Deta Magots und Le Flore^^ geschah, war, obwohl kulturell prestige
trächtig, politisch vemachlässigbar im Vergleich zu dem, was auf der anderen
Seite des Boulevard St. Germain in der Brasserie Lipp, wo sich die Politiker
trafen, ereignete. Sartres Politik bestand darin,, J*ositionen einzunehmen", da
er ansonsten nichts tun konnte, und das wusste De Gaulle. Jedenfiills war die

Linke nur selten an der Macht, und die wahrscheinlich einzigen Intellektuel

len, die jemals Premierminister wurden, waren Leon Blum im Jahr 1936
und - da er wenigstens eine gute Imitation des Intellektuellen abgab - Fran-
cois Mitterrand. Durch ausgeprägte Mentalakrobatik, deren Absindität vorzu
führen Tony ein Leichtes war, versuchtai linke Intellektuelle, die einmaüge
nationale Situation sowie ihre eigene Isolation im Ursprungsland des „ouvrie-
risme", d.h. des Mißtrauens der Arbeiter gegen die Intellektuellen, zu verar
beiten

Es waren vier Gegebenheiten, die die Geschichte Frankreichs im 19. und 20.

Jahrhundert prägten: die Republik, geboren aus der unvollendeten Großen
Revolution, der zentralisierte napoleonische Staat, die entscheidende politi-

^ Fran(ois Füret (1937-1997), fianzösischer Historiker.
^ Friedrich-August von Hayek (1899-1992), österreichischer Ökonom und Sozialphilosoph,

zählt zu den wichtigsten Denkern des Liberalismus im 20. Jahrhundert.

Deutsche Übersetzung: Die Geschichte Europas von 1945 bis zur Gegenwart, München 2005.

Im Englisch sprechenden Teil der Welt Metapher und Anspielung auf einen Nebenarm des
Nils, der, von Sandsturm überdeckt, zum Grab aller in ihm versinkenden Armeen wurde.

Zwei berühmte Cafös an der Boulevard Saint-Germain in Paris, wo sich viele Intellektuelle,
u.a. Jean Paul Sartre, Simone de Beauvoir, Emest Hemingway, Pablo Picasso und Albert Ca
mus, aufhielten.

L^on Blum (1872-1950), frz. Jurist, Schriftsteller und sozialistischer Politiker.
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sehe Rolle, die der zu kleinen und zu schwach organisierten Arbeiterklasse zu
gedacht wurde, und nicht zuletzt der langsame Rückzug Frankreichs von seiner
Rolle von vor 1789 als zentraleuropäisches Königreich, als es sich seiner kultu
rellen wie auch sprachlichen Überlegenheit noch so bewusst war wie China.

Frankreich war „das Zentrum des 19. Jahrhunderts", insbesondere für Auslän
der, jedoch führte nach Waterloo sein Weg hinsichtlich seiner militärischen
Führerschaft, seiner internationalen Macht und seiner kulturellen Bedeutsam
keit zwar nicht kontinuierlich, aber dennoch nach unten. Seitdem die Losung
Lenin doch ausblieb und die Lösung Napoleon (oder auch de Gaulle) ver
schwand, hat sich Frankreich langsam in seinen letzten Zufluchtsort zurück
gezogen, nämlich die Welt von Asterix. Die zwischenzeitliche Nachkriegspo
pularität französischer Denker konnte deren kollektiven Rückzug in die Intro
version und damit in die letzte Festung französischer Intellektualität - cartesi-
anische Theorien und Wortspielereien - kaum abbremsen. Es gab nun andere
Modelle der höheren Bildung und der Wissenschaften, auch in der Wirt-
schaflsentwicklung, sogar, wie die späte Durchsetzung der Ideen von Marx
offenbarte, in der Ideologie der Revolution. Das Problem linker Intellektueller
bestand darin, sich mit Frankreich als einem inzwischen grundsätzlich nicht
revolutionären Land zu arrangia-en. Demgegenüber stellte sich rechten Intel
lektuellen, einige von ihnen fixere Kommunisten, die Frage, wie das Grün
dungselement der Republik, die Französische Revolution, aus der geschichtli
chen Erinnerung getilgt werden könne - ein Vorhaben, das in etwa dem Ver
such entspricht, die US-amerikanische Geschichte ohne die Amerikanische
Verfassung neu zu schreiben. Es war schlicht nicht möglich, auch nicht durch
sehr intelligente und politisch einflußreiche Menschen wie Füret, ebenso we
nig wie es Tony hätte gelingen können, die Sozialdemokratie, die seinem Ide
al entsprach, wiederaufrurichten.

Mittlerweile hatte Tony sich als akademischer Rabauke einen Namen ge
macht. Seine Standardposition war forensisch: nicht die eines Richters, son-
dem die eines Anwalts, dessen Ziel weder Wahrheit noch Wahrhaftigkeit ist,
sondem darin besteht, den Fall zu gewinnen. Die mögliche Schwachpunkte
der eigenen Sichtweise zu explorieren ist nicht von Bedeutung; dies ist aber
das, was Historiker tun müssen, die in großen Zusammenhängen, langen Peri
oden und komplexen Prozessen denken und forschen. Dennoch haben Tonys
Anfengsjahrzehnte als intellektueller Ankläger ihn nicht davon abgehalten,
sich in einen emsthaften, gedankenvollen und gut informierten Historiker zu
verwandeln. Sein Hauptwerk war zweifellos das fantastische Buch Postwar,
eine Geschichte Europas nach 1945. Es war und ist ein ambitioniertes, wenn
gleich gelegentlich unausgewogenes Buch. Ich bin mir nicht sicher, ob diese
Sichtweise all jenen als berechtigt erscheinen mag, die es nun, sieben Jahre
nach der Veröffentlichung, zum ersten Mal lesen. Dennoch kann ich aufgrund
meiner eigenen Erfahrung versichem, dass große Werke der geschichtlichen
Synthese ein zweites Lesen erfordem und dass die Beobachtung der neueren
Geschichte nur mit großer Reife niedergeschrieben werden kann. Nur sehr
wenige Historiker sind dazu in der Lage, sich eines so großen Themas anzu-
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nehmen oder es zu einem befriedigenden Abschluss zu bringen. Postwar ist
eine sehr beeindruckende Leistung. Wenn überhaupt, dann ist seine Zukunft
nur deshalb unsicher, weil es die Geschichte bis heute fortschreibt und somit
Gefahr läuft zu veralten. Dennoch mag seine Wirkung als kritisch nacherzäh
lendes Nachschlagewerk von längerer Dauer sein, weil es mit Verve, Witz
und Stil geschrieben ist. Mit Postwar hat Tony sich jedenfalls als einer der
Großen in seiner Profession etabliert.

Dies, obwohl er bereits aufgehört hatte, als solcher zu agieren. Sein Selbstver
ständnis im 21. Jahrhundert war nicht mehr das eines Historikers, sondern e-
her das eines „public intellectual", eines brillanten Feindes der Selbsttäu
schung, ausgestattet mit einem theoretisierenden Jargon und der Reizbarkeit
eines geborenen Polemikers, eines unabhängigen imd ftirchtlos kritisierenden
Kommentators der Weltgeschichte. Vor dem Hintergrund seiner eigenen Ge
schichte und der Tatsache, dass er während des Kalten Krieges, insbesondere
in den 80er-Jahren, noch als ziemlich orthodoxer Verteidiger der ,J'reien
Welt" gegen den „Totalitarismus" argumentierte, erscheint er heute umso ori
gineller und radikaler. Angesichts der Regierungen und Ideologen, die das
Ende des Kommunismus in einen Sieg und den Begiim der Weltherrschaft des
Kapitaüsmus umzudeuten versuchten, war er ehrlich genug mit sich, um zu
erkennen, dass auch eigene alte Wahrheiten und Schlachtrufe nach 1989 auf
den Müllhaufen der Geschichte gehörten.

Wahrscheinlich konnte es nur in den so nervösen Vereinigten Staaten gelin
gen, auf der Basis einiger weniger Veröffentlichungen in Magazinen mit über
schaubarer Verbreitung, die sich zudem ausschließlich an Intellektuelle richte
ten, innerhalb so kurzo* Zeit einen solchen Ruf zu erlangen. Für lange Zeit
standen die Seiten der Mainstream-Medien einem Raymond Aron in Frank
reich (mit Sicherheit einer von Tonys Inspirationen) oder einem Jürgen Ha
bermas in Deutschland offen, und lange wurde deren Bedeutung unterschätzt.
Er war sich der Risiken wohl bewusst, sowohl persönlich als auch beruflich,
imd er ging zum Angriff über gegen die vereinten Kräfte der US-
amerikanischen Welteroberer, der Neocons und Israels, zugleich hatte er viel
von dem, was Bismarck Zivilcourage nannte - eine Qualität, die Isaiah Ber
lin*^ offensichtlich fehlte, wie Tony, vielleicht sogar nicht ohne Boshaftigkeit,
selbst feststellte. Im Gegensatz zu den fiüheren Marx-Schülem und heutigen
Intellokraten der Linken, die, wie W. H. Auden^^, den Dichtem ankreideten,
daß ihre Dichtung zu nichts führe, verstand Tony, dass der Kampf mit diesen
neuen Kräften sehr wohl einen Unterschied machen könnte. Voller Freude

und Vergnügen warf er sich ümen entgegen.

Das war die Figur, die nach dem Ende des Kalten Krieges gewissermaßen mit
seiner eigenen verschmolz, die seine bisherigen Gerichtssaal-Techniken fort-

12
Isaiah Berlin (1909-1997), britisch-jQdisch-russsicher politischer Philosoph, einflußreicher
Vertreter des politischen Liberalismus.

W. H. Auden (1907-1973), englischer und seit 1946 amerikanischer Schriftsteller.
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entwickelte, um Bush, Netanjahu und Konsorten das Fell über die Ohren zu
ziehen, anstatt sie an politische Absurditäten im fünften Arrondissement oder
einen namhaften Professor in New Jersey zu verschwenden. Es war eine fan
tastische Leistung, ein klassischer Akt; seine Leser bejubelten ihn nicht nur
wegen dessen, was er sagte, sondern, weil sie niemals den Mut aufgebracht hät
ten, es selbst auszusprechen. Dies gelang ihm umso effektiver, als er Insider und
Outsider zugleich war: Engländer, Jude, Franzose, ein bisschen Amerikaner, in
jedem Fall aber mehr plurinational als kosmopolitisch. Dennoch war er sich
der Grenzen seines Tims bewusst. Wie er selbst feststellte, sind es nicht die
Kolumnisten, sondem die Reporter und Photographen, denen es durch die
Omnipräsenz der Medien gelingt, der Macht die Wahrheit zu sagen.

In den frühen 2000er-Jahren war Tony international präsent, zumindest in der
englischsprachigen Welt. Würde dies länger andauern als Warhols kanoni
sche 15 Minuten? Dank seiner jahrelangen, fatalen Krankheit kann diese Fra
ge glücklicherweise beantwortet werden: Sein Werk wird überdauern, da er
sich erstmals nicht mehr nur als Ankläger im Gerichtssaal der Weltgeschichte
verstand, sondem das zu formulieren versuchte, was er wirklich wusste, fiihlte
und dachte. Thinking the 20th Century ist kein großes Buch und noch nicht
einmal das Versatzstück eines großen Werkes - wie hätte es das auch sein sol
len angesichts der Umstände, unter denen es verfasst wurde? -, aber es ist eine
Pflichtlektüre für all jene, die wissen wollen, was heutige Historiker uns zu
sagen haben. Es ist zudem vorbildhaft für einen zivilisierten Diskurs im aka
demischen „global village". Es macht deutlich, dass Historiker sehr wohl ihre
eigenen Annahmen und Sicherheiten überprüfen und somit erkennen können,
wie ihre eigenen Leben durch die Zeit wieder und wieder verändert werden.
Und nicht zuletzt stellt es eine wertvolle Erinnerung dar an eine bemerkens
werte Persönlichkeit - und an das Leben, das sie bewerkstelligte.

Erstveröffentlichung in London Review of Books, Vol. 34, No. 8, vom 26. April 2012, S.
14. Die vom Verfasser autorisierte Übersetzung besorgte Friedrich-Martin Balzer, von
dem auch die Fußnoten stammen.

^'^Andy Warhol (1928-1987), US-amerikanischer Grafiker, Künstler, Filmemacher, Verleger
sowie Mitbegründer und bedeutender Vertreter der US-amerikanischen Pop-Art.



Werner Röhr

Deutsche Okkupationspolitik in Litauen

Eine queilengestützte Darstellung der Massen verbrechen der
deutschen Besatzer und ihrer litauischen Helfer*

Litauen schied 1991 aus der UdSSR aus. In dem neu begründeten National
staat wurde die politische und sozialökonomische Transformation in Richtung
auf einen neoliberalen Kapitalismus in atemberaubendem Tempo durch eine
risiko- und kostenreiche Schocktherapie vollzogen. Von 1989 bis 1994 wur
den 85 Prozent der Staatsbetriebe privatisiert, an der Spitze der das Volks
vermögen zu Spottpreisen übernehmenden Konzerne standen William Intema-
tionals (US), Ruhrgas, Eon, Odense Lindo (Dänemark) und die Siemens-
Tochter Baltijos Automobilu Technika. Die von außen diktierte Öffiiung des
Marktes für ausländische Direktinvestitionen war für die Mehrheit der Bevöl

kerung katastrophal, das Bruttoinlandsprodukt ging 1992 um 21,3 Prozent zu
rück. Gegenüber 1989 sank die Industrieproduktion 1992 um 51 Prozent und
erreichte erst 1995 das frühere Niveau wieder. Privatisierung des Volksver
mögens und ausländische Direktinvestitionen veränderten sprunghaft die Ein-
konunensverteilung zuungunsten der Mehrheit der Bevölkerung.

Aus dem neuen Litauen, inzwischen Mitglied der NATO und der EU, errei
chen den deutschen Leser immer wieder verstörende Nachrichten: Die Staats
gründer von 1917/19, Antanas Smetona, von 1926-1940 semifaschistischer
Diktator, und Augustinas Voldemaras, sein faschistischer Gegenspieler, wer
den glorifiziert. Die litauischen Kollaborateure der Nazis genießen, so sie
noch am Leben sind, doppelte Renten, deutsche und litauische, ihre militäri
schen Ränge als Kollaborateure werden anerkannt, den heutigen angeglichen
und für die Pension angerechnet. So sie inzwischen unter der Erde liegen, gel
ten sie als heroische Vorkämpfer des heutigen antikommunistischen Regimes.
Antifaschistische litauische Partisanen aus dem Zweiten Weltkrieg, darunter
überlebende jüdische Kämpfer, werden dagegen des Mordes angeklagt.

Zurückgekehrte Exillitauer übernahmen in Wirtschaft und Staat höchste Äm
ter (ohne ihre US-Staatsbürgerschaft aufeugeben). Mit dem Re-Import der
nach 1945 exilierten Nazi-Kollaborateure wurde auch deren seit 1945 aufge
stellte historische These reimportiert, die sowjetische Regierung habe 1940-
1941 und 1944-1991 einen Völkermord am litauischen Volk begangen. Sie ist
heute Staatsdoktrin der Republik Litauen und prägt die offizielle Politik und
die Geschichtsvermittlung in staatlichen Museen und Schulen. Seit der Grün
dung des Neustaates Litauen ist kein einziger überlebender Judenmörder ver
urteilt worden. Mit einem skandalösen Gesetz über die „Opfer des Stalinis-

Christoph Dieckmann, Deutsche Besatzungspolitik in Litauen 1941-1944, Wallstein Verlag,
Göttingen 2011,2 Bände, 1652 S., 79,- Euro
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mus" wurden alle früher verurteilten Judenmörder und Kriegsverbrecher re
habilitiert

Um so wichtiger sind nüchteme, gediegene, quellengestützte wissenschaftli
che Arbeiten über die jüngere Geschichte Litauens und über die deutsche Ok
kupationspolitik 1941-1944. In einem Land, dessen jüdische Bevölkerung na
hezu vollständig ausgerottet wurde, kommt der öffentlichen Erinnerung an
dieses Verbrechen ein zentraler Stellenwert zu. Doch bis heute wurde in Li
tauen keine Geschichte dieses Massenmords geschrieben. In den letzten Jah
ren begannen Historiker aus Deutschland, Litauen und Israel zaghaft mit der
wissenschaftlichen Erforschung. 1998 berief der litauische Präsident eine in
ternationale Kommission zur Untersuchung deutscher und sowjetischer Ver
brechen an Litauern, in die auch Christoph Dieckmann berufen wurde. Die in-
temationale Forschung kann inzwischen auf eine Reihe von DarsteUungen
und Quelleneditionen verweisen, darunter einige deutschsprachige. Karl-
Heinz Gräfe legte 2010 eine erste vergleichende Untersuchung zur deutschen
Okkupationspolitik in den drei baltischen Republiken vor.

Darstellung

Auf der Basis eigener langjähriger Forschungen und Vorarbeiten zum Juden
mord in Litauen legt Dieckmann nun eine tendenziell erschöpfende Darstel
lung der deutschen Okkupaticmsherrschaft in Litauen 1941-1944 in zwei um
fangreichen Bänden vor. Das Mammutwerk ist hinsichtlich der Daten der Be
satzungspolitik sehr detailliert und eignet sich als Nachschlagewerk über die
wichtigsten Personen der deutschen Okkupationsverwaltung. Ein Schwer
punkt der Darstellung ist die Geschichte der litauischen Juden bis zu ihrer
Ausrottung. Der Verfasser (Jg. 1960) studierte Soziologie und Volkswirt
schaftslehre in Göttingen, Jerusalem und Hamburg. Er promovierte 2003 mit
dieser Arbeit bei Ulrich Herbert in Freiburg/Br. Seit September 2011 arbeitet
Dieckmann am Fritz-Bauer-Institut in Frankfurt/Main zu einem Projekt über
das Stereotyp des jüdischen Bolschewismus - vermeintlich aus jüdischer
Sicht. Außerdem lehrt er an der Keele University in Großbritannien.

Dieckmann begiimt mit der Vorgeschichte der deutschen Okkupation Litauens
und schildert auf der Basis der einschlägigen Literatur den Nationsbildungspro-
zeß bis 1940. Die eigenständige Sowjetrepublik Litauen und deren Niederschla
gung durch die internationale Konterrevolution nach dem Ersten Weltkrieg
kommt in diesem Abriß allerdings nicht vor. Warum sich im Litauen der Zwi
schenkriegszeit sehr früh eine semifeschistische Diktatur bilden und festigen
konnte, warum sich unter ihr exzessiv faschistische Gewaltorganisationen bil-

Vgl. Vincas Bartusevieius/Joachim Tauber/Wolfgang Wette (Hrsg.), Holocaust in Litauen.
Krieg, Judenmorde und Kollaboration im Jahre 1941, Köln-Weimar-Wien 2003.

Karl Heinz Gräfe, Vom Donnerkreuz zum Hakenkreuz. Die baltischen Staaten zwischen Dik
tatur und Okkupation, Berlin 2010.
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den und wie stark sie Gruppen wie das Offizierskorps durchsetzen konnten, das
wird nur bläßlich dargestellt und bleibt hinsichtlich der Ursachen unerklärt. Für
Dieckmann steht das Verhältnis von Litauern und Juden im Mittelpunkt, und
das drängt wichtige sozialhistorische Probleme an den Rand.

Nach einer sehr kursorischen Behandlung der sowjetischen Herrschaft in Li
tauen 1940/41 wiederholt der Verfasser die in der Forschungsliteratur behan
delte Vorgeschichte des deutschen Überfalls auf die UdSSR, Die Kriege Na
zideutschlands 1938-1941 blendet er aus. Die deutsche OkkupationsVerwal
tung in Litauen und ihre Politik werden in großen Komplexen behandelt, da
von ist einer zeitlich, der andere systematisch strukturiert: Für die Phase der
anfanglichen Militärverwaltung geht es um den litauischen Aufstand gegen
die abziehende Rote Armee, um die Pogrome und Massenmorde der ersten
Wochen. Die zivile deutsche Okkupationsverwaltung wird hinsichtlich ihrer
territorialen und ihrer Funktionsgliederung vorgestellt. Im Mittelpunkt steht
ihr Verhältnis zur litauischen Kollaborationsverwaltung auf allen Ebenen. Die
litauischen Nationalisten hatten am Tag des deutschen Überfalls eine Natio
nalregierung gebildet. Diese wurde von den deutschen Okkupanten zwar for
mell nicht anerkannt, aber zunächst toleriCTt und nach sechs Wochen aufge
löst. Kündigt der Verfasser an, Parallelen zwischen der deutschen Okkupati
onsherrschaft über Litauen im Ersten und im Zweiten Weltkrieg aufeeigen zu
wollen, so geht er dieser Absicht nur in einem Punkte tatsächlich nach, näm
lich in der Taktik der litauischen Nationalisten, mit ungewollter Hilfe der Ok
kupanten zu einem eigenen Staat zu kommen. Das gelang 1918,1941 nicht.

Am Nachmittag des 22. Juni 1941 begannen die Rote Armee und die sowjeti
sche Verwaltung ihren Rückzug aus Kaunas, der damaligen Hauptstadt. Die
Wehrmacht marschierte am Abend des 24. Juni 1941 dort ein. Sie wurde vor

die Tatsache eines antisowjetischen Aufstandes der Litauischen Aktivisten
front, der Proklamation eines wiedererrichteten litauischen Staates und der
Bildung einer litauischen Nationalregierung gestellt. Ein Schwerpunkt des
entsprechenden Kapitels behandelt die Schwierigkeiten der Okkupanten, sich
dieser Regierung wieder zu entledigen, deren Kollaborationsbereitschaft aber
zu erhalten und zu nutzen. Eine Marionettenregierung war in der Strategie
Hitlers nicht vorgesehen, eine litauische Nationalarmee an der Seite der
Wehrmacht ebensowenig. Als Kernfrage dieses Teils behandelt Dieckmann
die Frage: Wie gestaltet sich nach dem Verbot der Nationalregierung die Zu
sammenarbeit mit ihren Vertretern? Die Regierung wurde durch sog. General
räte ersetzt, unterhalb der Regierungsebene amtierten die litauischen Verwal
tungen auf allen Ebenen weiter. Der Autor wehrt sich, diese Zusammenarbeit
als Kollaboration zu begreifen, als ob Kollaborateure ihre eigenen Interessen
nicht gerade in und durch die Kollaboration realisieren wollten. Kollaborateu
re sind keine gemieteten Agenten.

Dieckmann hält die in der Literatur gebräuchlichen Verweise auf die schwa
che politische Stellung Rosenbergs und seines Ostministeriums sachlich für
falsch. Dies seien nach 1945 von Beamten dieses Ministeriums in die Welt
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gesetzte Verteidigungslegenden, die alle Schuld an den Verbrechen der SS zu
schoben, um sich selbst zu entlasten. In Wirklichkeit hätte die Zivilverwaltung
durchgängig und in allen strittigen Fällen gegenüber dem SS- und Polizeiappa
rat das Prä gehabt und sich durchgesetzt. Hier macht der Autor es sich zu ein
fach. Rosenbergs Durchsetzungsschwäche, hier vor allem gegenüber seinon
Reichskommissar Ukraine, Koch, zu bestreiten, verkennt die Tatsachen. Die SS
hatte in Rosenbergs Ministerium die politisch entscheidenden Posten längst mit
eigenen Leuten besetzt, so daß auch die Zivilverwaltungen vor Ort bei Konflik
ten mit örtlichen SS-FiÜirem keine politische Linie gegen die SS verfolgten.

Die Wirtschaftspoütik der Okkupanten wird ausfuhrhch vorgestellt, wobei die
Landwirtschaftspolitik und die Rekrutierung von Arbeitskräften dominiCTOT.
Einen separaten Komplex bildet die deutsche Ansiedlungs- und Kolonisie-
rungspolitik, innerhalb derer zuvor „heim ins (deutsche) Reich" ausgesiedelte,
dort aber nicht angesiedelte ,j:.itauendeutsche" in ihrem Heimatland „neuange
siedelt" wurden - auf Kosten der litauischen, polnischen und mssischen Bauern.

Den dominierenden Schwerpunkt des Buches bildet mit 500 Druckseiten die
Behandlung der Massenverbrechen der Okkupanten und ihrer litauischen Hel
fer. In aller Ausführlichkeit werden die Mordkampagnen an den litauische
Juden, der Raub des jüdischen Vermögens, das Lebe im Ghetto und die
Umwandlung der Ghettos in Konzetrationslager dargestellt. Eine beschei
denere Platz nehmen die Verbrechen an sowjetischen Kriegsgefangene und
sowjetischen Ziviliste ein. Die Zahl der Opfer dieser Massenverbrechen bi
lanziert Dieckmann auf insgesamt 420.000 Tote. Von de rund 200.000 litaui
schen Jude des Jahres 1941 blieben etwa 9.000 bis 10.000 über ganz Europa
verstreut am Leben, innerhalb Litaues ein paar Hundert. 95 Prozent der litau
ische Jude wurde ermordet. Dazu komme weitere 5.000 Juden, die aus
Deutschland, Österreich und andere Ländern nach Litaue transportiert wur
den, um dort ebenfalls erschlagen oder erschossen und in Massengräbern ver
scharrt zu werde. An de Mordaktionen waren neben SS, Polizei, Zivilver
waltung und Wehrmacht auch wesentliche Teile der litauische Bevölkerung
beteiligt. Allein bis zum Frühjahr 1942 starben in Litauen 170.000 sowjeti
sche Kriegsgefangee und 40.000 sowjetische Zivilisten, 5.000 Polen, Russen
und Familien sowjetischer Funktionäre. Währed der Besatzung wurde
53.500 litauische Arbeiter nach Deutschland deportiert.

Der Komplex zum Widerstand und zur Partisanebekämpfung ninunt sich da
gegen vergleichsweise bescheiden aus. Dieckmann beschreibt sachlich und
detailliert Rekrutierung, Organisation, Aktione und Probleme der kommunis
tische und der jüdische Partisane und hebt hervor, daß sie die einzigen wä
re, die bewaf&eten Widerstand gegen die Okkupante und die litauischen
Mordbandite leisteten. Ihre militärische und politische Stellewert
schätzt er gering ein. Seine Sympathie gilt jenen „nationallitauisch" geaimte
Kräften, die zwischen Kollaboration und passivem Widerstand oszilliete
und niemals de Okkupante bewaf&et entgegenträte. Im Gegenteil, einige
Verbände träte arbeitsteilig mit den Okkupante den Widerstand leistende



Z - Nr. 91 September 2012

Partisanen auch bewaffiiet entgegen., Jm Schonen der eigenen Kräfte lag der
Grund, warum es praktisch keinen nationalhtauischen Widerstand gegen die
deuteche Besatzungspoiitik gab." (S. 1409) Der Widerstand jener hier „natio
nallitauisch" benannten Kräfte richtete sich in erster Linie gegen die Sowjet
union und nicht gegen die Nazis.

Ein Ausgangspunkt für Dieckmanns Arbeit ist die kraß diametrale Ge
schichtsschreibung über den Völkermord an den litauischen Juden, die sich
seit 1946/47 zwischen den jüdischen Überlebenden und den sog. nationallitau
ischen Emigranten herausgebildet hat. Der Verband der litauischen Juden ließ
1947 verlautbaren, das Ausmaß der Beteiligung von Litauern sei so breit und
das Ausmaß ihrer Eigeninitiative so groß, daß im Grunde das ganze litauische
Volk des Mordes an den Juden beschuldigt werden müsse. Litauer hätten zu
erst und aus eigener Initiative Juden ermordet, einzig weil sie Juden waren.

Bereits 1946 hatte ein Oberstes Komitee zur Befi-eiung Litauens aus emigrier
ten Nationalisten (VLIK) in München ein Dokument verfaßt, daß diese Litau
er zu den eigentlichen Opfern der Okkupation stilisierte, C^fem sowohl der
Deutschen als auch der Juden. In diesem Dokument waren alle späteren
Rechtfertigungen bereits enthalten: Die Juden seien zu Recht mit den Bol-
schewisten identifiziert worden. Der versuchte Genozid am litauischen Volk
1940/41 erkläre die litauische Beteiligung an der Ermordung der litauischen
Juden, die im Kern als Notwehr zu verstehen sei.

Ausgehend von dieser seit 1946 formulierten Position dominierte in den
Schriften der litauischen Emigration die Behauptung von zwei Genoziden am
litauischen Volk, einem sowjetischen und einem deutschen. Kernpunkt ist die
Behauptung: Die litauische Kommunistische Partei und der sowjetische
Staatsapparat seien von Juden dominierte Instanzen gewesen. Die Folgen der
sowjetischen Politik gegenüber den Litauern werden mit der deutschen Politik
gegenüber den Juden gleichgesetzt. Nach 1991 wurden diese Positionen zum
Eckpfeiler der Staatsdoktrin des neuen Nationalstaates.

Diese Kontroverse um die Frage der litauischen Mittäterschaft wurde zum
Ausgangspunkt der Entstehung verschiedener Historiographien, die heftigen
Auseinandersetzungen um das Ausmaß der Beteiligung und die Gründe für
die Mitwirkung litauischer Kollaborateure und Antisemiten haben sich bis
heute kaum abgeschwächt. Dieckmann nimmt sie au^ um nach dem Zusam
menhang zwischen den Massenverbrechen und der deutschen Besatzungspoli
tik zu fragen. Auch wenn er selbstverständlich die These der zwei Genozide
für so absurd hält, daß es nicht der Mühe verlohne, die antisovvjetische Unter
stellung einer sowjetischen Völkermordabsicht am litauischen Volk im ein
zelnen zu widerlegen, so lehnt er gleichzeitig die These der litauischen Juden
von der eigenständigen und initiativen Rolle der Litauer ab und vertritt die
These von der absoluten Priorität der Okkupanten selbst dann und dort, wo die
litauischen Faschisten ohne deren Auftrag mordeten.
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Methodik

Mit seiner Studie möchte Dieckmann den Zusammenhang zwischen Besat
zungspolitik imd Massenverbrechen klären, der Frage nach den Gründen für die
mörderische Besatzungspolitik nachgehen und die Motive der Deutschen er
gründen. Allerdings setzt er Motive und Gründe kurzerhand gleich. Zum Anlie
gen des Verfessers gehören außer diesen Zielen einige methodische Ansprüche:

1. Dieckmann will in keiner Weise einem nationalistisch-völkischen Paradig
ma folgen. Er tut es aber doch, indem er die erst durch die Naziverordnungen
rassistisch bzw. völkisch begründeten Gruppen Deutsche, Litauer, Juden ge
nau so 2ium Gegenstand seiner Darstellung macht. Von seinem Vorwurf an
andere Historiker, ihre Darstellungen seien vom Nationalitätenparadigma über
wölbt, ist der Autor selbst nicht auszunehmen, doch lie^ hier keine Überwöl
bung, sondern eine Strukturierung vor. Das ist keine nationalistische Herange
hensweise an die Massenmorde im Sinne der Parteinahme. Doch die von
Dieckmann selbst beklagten Grenzen von Kollektivzuschreibungen gelten auch
hier, soziale und andere Differenzierungen innerhalb dieser Nationalitäten sind
praktisch ausgeschlossen. Der beklagten Gefahr, Deutsche, Litauer und Juden
allzu leichfertig zu Kollektivakteuren zu stilisieren, entgeht der Autor nicht.

2. Dieckmann verspricht, multiperspektivisch vorzugehen, und er hält das für
den großen Vorzug seiner Arbeit: ,JDieselben Zeiträume werden aus deut
scher, litauischer und jüdischer Perspektive erzählt und analysiert." (11) Und
er verspricht eine Zusammenschau der Perspektiven. Dieser Anspruch ist
hohl. Der Autor behandelt zwar die Schicksale der litauischen imd der jüdi
schen Bevölkerung Litauens, aber weder gleichzeitig noch aus drei Perspekti
ven nacheinander, weder vergleichend noch in der Zusammenschau. Seine
Perspektive ist die des wissenschaftlichen Forschers auf seinen Gegenstand.
Er verwechselt Erfahrungen und Perspektiven. Er ist bemüht, die unterschied
lichen Erfahrungen der dargestellten Menschengruppen einzubeziehen. Auf
welche Erfahrungen sich die jeweiligen Gruppen explizit bezogen, das beeinf
lußte ihre Perspektiven, aber ihre Erfahrungen und die Perspektiven des Au
tors sind nicht identisch. Und sie sind auch bei noch so bemühter Berücksich
tigung nicht die Erfahrungen des Autors, sondern er bezieht sich analytisch
auf sie. Auch seine Perspektive auf die jüdischen Opfer ist nicht die der Opfer
selbst, denn diese Opfer konnten nicht wissen, was der Autor weiß. Partei für
die Opfer nehmen, kaim nicht heißen, ihre Perspektive einzunehmen.

3. Der Autor erklärt, einseitige Begründungen vermeiden zu wollen und das
furchtbare Mordgeschehen als Interaktionen der verschiedenen Gruppierun
gen zu untersuchen: ,J)as, was sich tatsächlich unter deutscher Besatzungs
herrschaft ereignete, war nicht nur Folge deutscher Pläne und deutschen Han
delns. Es resultierte aus dem ebenso dynamischen wie komplexen Prozeß der
Interaktionen zwischen Besatzern und Besetzten, Deutschen, Litauern und Ju
den. Dies gilt nicht nur für die übergreifende Besatzungspolitik, sondern auch
für die Verfolgung und Ermordung der Juden." Der Hinweis auf die Wech-
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selwirkung aller Beteiligten bleibt verhängnisvoll, wenn darauf verzichtet
wird, die Interessen und Ziele des Handelns zu benennen: Die Ermordeten ha
ben, ungeachtet aller Komplexität und Dynamik der Interaktionen, ihr Leben
retten wollen und keinen Anteil an den Zielen der Massenmorde. Hier rächt
sich, daß die Okkupationsziele, die für das Mordgeschehen entscheidend wa
ren, nicht explizit benannt und analysiert werden.

4. Um den häufig als Erklärung herangezogenen Gegensatz von Ideologie und
Pragmatismus der Naziokkupanten zu vermeiden, will Dieckmann nicht von
Ideologie sprechen. Stattdessen bevorzugt er den Terminus „Weltanschau
ung". Gewoimen ist damit nichts, denn ob Dieckmann nun von Weltanschau
ung statt von Ideologie spricht, den angeblich damit vermeidbaren Dualismus
von ideologisch bestimmten und praktisch bestimmten Entscheidungen repro
duziert auch er. Fatal ist, daß auch die Nazis von ihrer Weltanschauung spra
chen, deren irrationalistischer Charakter hier gleich mit dem Terminus mit ü-
bemommen wird. Noch fataler, daß auch der Autor erst im Rahmen dieser
„Weltanschauung" nach Zwecken und Interessen fragt.

5. Den aus der Literatur gewohnten Gegensatz von vermeintlich monolithischer
Diktatur mit eindeutigen Befehlswegen einerseits und polykratischen Macht
gruppen im Zentrum andererseits will der Verf. vermeiden, indem er von einem
kompliziertoi Wechselspiel und Zusammenwirken polykratischer Machtgrup
pen in der Praxis, dh. nicht nur im Zentrum, sondern gleichermaßen vor Ort an
der Peripherie spricht und nach dessen Folgen fragt. Den vermeintlichen Gegen
satz zwischen Zentrum und Peripherie zu überwinden heißt für ihn, die Okkupa
tionsverwaltung in Litauen als zentralen Faktor vor Ort zu begreifen und nach
deren konkreter Funktionsweise in jeweiligen Politikfeldem zu fragen. Das ließe
auch den Gegensatz von Einzelpersonen und anonymen Strukturen überwinden
zugunsten der Frage nach den Einflüssen agierender Gruppen. Soll dies weder
bloße Augenwischerei noch ein Kampf gegen Windmühlen sein, müßte dem
Autor für seine methodischen Ansprüche ein Mindestmaß an dalektischem
Denken zur Verfügung stehen. Doch davon ist nichts zu sehen.

Die Auflistung solcher unerfüllter methodischer Ansprüdie ließe sich fortsetzen.
Sie stehen unter dem Motto: Jetzt komme ich und rücke Fehlintopretationen ge
rade. Doch Kraft und Souveränität der hiterpretation und des Urteils entsprechen
nicht dem außerordentlichen imd ausdauonden Fleiß des Autors. Oft bleibt gera
de dort, wo er beansprucht, theoretisch selbständig, methodisch innovativ und be
grifflich klar zu sein, dieser Anspruch unerfiillt, und wo er sich direkt polemisch
gegen gesicherte historische Erkamtnisse wendet, völlig unangemessen. Die Ar
beit konzentriert sidi auf Litauen und unterläßt meist den vergleichenden Blick
auf die deutsche Okkupationspolitik in doi baltischoi Nadibarländem.

Quellen

Christoph Dieckmann konnte für das zusammengetragene Material aus ver
schiedenen archivalischen Quellen schöpfen, im Bundesarchiv aus den Akten
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des Reichsministeriums für die besetzten Ostgebiete sowie dem Reichskommis-
sariat Ostland und seiner Polizei sowie der involvierten anderen Ministerien und
Reichsstellen, im Bundesarchiv-Militärarchiv aus Akten der Heeresgruppen
Nord und Mitte, ihren Befehlshabern der Rückwärtigen Heeresgebiete, dem
Wehrmachtbefehlshaber Ostland sowie ebenfells den involvierten anderen mili

tärischen Dienststellen, aus dem Auswärtigen Amt und seiner territorialen
Dienststellen, aus allen involvierten Ministerien, des weiteren Personalakten aus
dem ehemaligen BDC und dem Münchner Institut für Zeitgeschichte. Von den
litauischen Archiven waren das Zentrale Staatsarchiv Vilnius, das Sonderarchiv
Litauen sowie das Kreisarchiv Kaunas die wichtigsten, hinzu kommen ArcWve
in Lettland, Rußland, Großbritannien, den Vereinigten Staaten und Israel. Über
die genannten Archive hinaus spielten Justizakten von Nachkriegsprozessen in
Israel und der BRD eine wichtige Rolle. Für alle Kapitel zur Okkupationspolitik
ab 1941 bilden die archivalischen Quellen die wichtigste Grundlage des Bandes.

Für die Kapitel, die die Geschichte Litauens bis 1941 behandeln, stützt sich
der Verf. auf die einschlägige Literatur, hier vor allem deutscher, litauischer,
israelischer und englischsprachiger Autoren. Dabei knüpft er an die neuere
deutsche Forschung zur deutschen Okkupationspolitik an. Das Literaturver
zeichnis enthält Titel aus Forschungen zum Faschismus, zum Zweiten Welt
krieg, zur Okkupationspolitik und zum Judenmord. In der Einleitung gibt
Dieckmann einen Überblick über die für die Okkupationspolitik in Litauen rele
vante Forschungsliteratur, deren erster Teil das Verhältnis von nichtjüdischen
und jüdischen Litauern behandelt und dwen zweiter Teil die Historiographie zur
deutschen Besatzungspolitik bespricht. Diese Literaturschau hat mehrere Be
sonderheiten: Sie erteilt gern Zensuren, was selbst dort arrogant wirkt, wo der
Autor sachlich recht hat. Zwar wird wohl immer jede Besprechung der relevan
ten Forschungsliteratur selektiv bleiben, hier aber bleiben Arbeiten, die der
Konzeption des Autors widersprechen, einfach außen vor. Zum Ausgleich für
ihr Fehlen taucht im Text ein Titel auf, den es gar nicht gibt.

Ungeachtet der genannten Mängel und Schwächen, ungeachtet antikommunis
tischer und antimarxistischer Ressentiments ist Dieckmanns Buch zweifellos

die umfessendste Darstellung der deutschen Okkupationsherrschaft in Litauen
und bietet einen guten Überblick über deren Aufbau, Tätigkeit und Personen.
In der quellengestützten, hochdokumentarischen Darstellung der Massen
verbrechen der deutschen Okkupanten und ihrer litauischen Helfer lie^ das
bleibende Verdienst dieser Arbeit. Sie gehört in jede wissenschaftliche Biblio
thek imd in die Hand jedes Weltkriegshistorikers.

^  Siehe S. 35, FN 96: Hans Lemberg hat für den Band „Europa unterm Hakenkreuz. Okkupati
on und Kollaboration", Berlin 1994, keine Einleitung geschrieben.
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Fallstricke der Autonomie

Die Linksfront in Frankreich nach den Parlamentswahlen

Nach zehn Jahren rechter Dominanz konnte die französische Linke bei den Par

lamentswahlen vom 10. und 17. Juni mit knapp 48 Prozent der Stimmen eine
Mehrheit der Sitze in der Nationalversammlung erringen. Hauptnutznießerin ist
die Sozialistische Partei (PS) mit 29,4 Prozent, die im Monat zuvor mit Fran9ois
Hollande die Präsidentschaftswahl gewonnen hatte. Ihre Parlamentsfraktion
stellt mit 293 Mitgliedern die Mehrheit der 577 Abgeordneten der Nationalver
sammlung. Die Fraktionen der mit der PS verbündeten Linksliberalen (Parti
Radical de Gauche, PRO) und Grünen zählen weitere 16 bzw. 18 Mitglieder.

1.

Für die Linksfront (FG) war der Ausgang der Wahl eine kalte Dusche. Viele
hatten auf ein noch besseres Ergebnis als bei der Präsidentschaftswahl ge
hofft. Mdlenchon hatte mit 11,1 Prozent schlechter als in den Umfragen ab
geschnitten und potentielle Wähler hatten sich bereits im ersten Wahlgang für
den aussichtsreicheren sozialistischen Konkurrenten Hollande entschieden.

Die FG gewann aber nur zehn Mandate - fünf weniger als ihre stärkste Mit
gliedsorganisation, die Französische Kommunistische Partei (PCF), 2007 -
und konnte nur zusammen mit fünf linken Abgeordneten aus den Überseede
partements Fraktionsstärke erzielen.

Das Ergebnis ist ungewöhnlich, denn die FG hatte mit 6,9 Prozent mehr
Stimmen als die PCF 2007 mit 4,3 Prozent erzielt. Das fr̂ zösische Mehr
heitswahlsystem bedingt, dass der Anteil an den Mandaten stark vom Stim
menanteil abweichen kann. Nutznießer dieses Systems sind die großen Partei
en. Chancen auf eine angemessene Vertretung im Parlament haben kleine Par
teien nur, wenn sie Absprachen mit größeren Partnern treffen.

Die Grünen konnten ihre Schäfchen ins Trockene bringen, weil die PS ihnen
63 Wahlkreise überließ und sie so ihr Ergebnis von 3,3 Prozent bei der Parla
mentswahl 2007 (4 Mandate) und 2,3 Prozent bei der Präsidentschaftswahl
auf jetzt 5,5 Prozent (17 Mandate) steigern konnten. Aber dort, wo sie ohne
Absprache kandidierten, erreichten sie nur 3,7 Prozent. Die PS überließ der
PRG 29 Wahlkreise, der Republikanischen Bürgerbewegung (MRC) Jean-
Pierre Chev^nements neun und der Bewegung der Progressiven Einheit
(MUP) des ehemaligen PCF-Vorsitzendoi Robert Hue einen. Ähnliche Ab
kommen gab es auch auf der Rechten zwischen der Union für eine Volksbewe
gung (UMP) des ehemaligen Präsidenten Nicolas Sarkozy und diversen bürger-

^ Vgl. N. Biver, Präsidentschaftswahlen in Frankreich: Die Renaissance der radikalen Linken, in
Z 90, Juni 2012, S.8-17.
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liehen Kleingruppierungen. Die UMP erzielte mit 27,1 Prozent fast das gleiche
Ergebnis wie Sarkozy, büßte aber im Vergleich zu 2007 über 12 Prozent ein.
Insgesamt bekam das Spektrum der alten Regierungsmehrheit 34,7 Prozent. Die
UMP-Fraktion verfugt über 196 Abgeordnete, eine liberale Fraktion über 29.

Die restlichen Parteien hatten das Nachsehen und bekamen mangels Wahlchancen
erheblich weniger Stimmen als bei der Präsidentschaftswahl - ein Grund für die
seit dem 19. Jahrhundert niedrigste Wahlbeteiligung von 57 Prozent Während das
sozialistische und das rechte bürgerliche Lager weniger als 10 Prozent ihrer
Stimmen einbüßten, schrumpfte die zentristische Demokratische Bewegung Fran-
9ois Bayrous, der bei den Präsidentschaflswahlen noch 9,1 Prozent eriialten hatte,
um 86 Prozent. Sie gewann nur zwei Mandate; Bayrou verlor seinen Sitz.

Die gesunkene Wahlbeteiligung hat vermutlich weniger mit Politikverdros
senheit zu tun als damit, dass die Wahlen zur Nationalversammlung seit 2002
jeweils direkt nach den Präsidentschaftswahlen stattfinden, die im fî zösi-
schen Präsidialsystem ohnehin eine höhere Bedeutung haben. Nach einem
Dauerwahlkampf seit Mitte 2011 waren nicht nur die Wahlkämpfer ausgepo
wert Auch die Medien und Umfirageinstitute schenkten den Parlamentswah
len nur noch eine geringe Aufinerksamkeit. Während die Wahlbeteiligung bei
den Präsidentschaflswahlen sich seit 1969 um die 80 Prozent bewegt, ist sie
bei den Parlamentswahlen seit 2002 ständig gesunken.

Die Gewinner der Präsidentschaflswahl haben außerdem den Vorteil einer großen
Medienpräsenz durch die Berufimg eines Premiaministers, die Regierungsbil
dung und die Ankündigung populärer Maßnahmen, der die Opposition nur wenig
entgegensetzen kann. Auch Hollande nutzte die Zeit bis zur Parlamentswahl, um
die Wähler von den „guten Absichten" der PS und ihrer Verbündeten zu überzeu
gen. Die Regierung von Premierminister Jean-Marc Ayrault, die er am 15. Mai
vorstellte, glänzte dadurch, dass sie durch die Berücksichtigung aller Strömungen
der Sozialisten und der Bündnispartner Einheit demonstrierte, vollständig quotiert
war und die Minister und Ministerinnen ihre Gehälter um 30 Prozent kürzten.

Anschließend standen einige symbolische Maßnahmen und Ankündi^gen
auf der Tagesordnung: die Erhöhung der Beihilfen zum Schuljahresbeginn um
25 Prozent, ein neues Gesetz gegen sexuelle Belästigung, Rückzug der
Kampftruppen aus Afghanistan bis Ende 2012 oder die Senkung der Spitzen
gehälter in öffentlichen Unternehmen auf das 20fache der unteren Einkom
men. Die Regierung habe sich darauf beschränkt, nur Maßnahmen anzukündi
gen, die nicht auf Ablehnung der FG stießen, erklärte die Linkspartei (PG)
M^lenchons nach der Wahl. „Sie hat sich hingegen davor gehütet, solche zu
präzisieren, die zwischen der PS und der Linksfi-ont strittig sind, wie die Er
höhung des SMIC (Mindestlohn; N.B.) und die Rente mit 60 Jahren.'

Auf der extremen Rechten musste auch die Nationale Front (FN) Federn las
sen. Sie verlor 45 Prozent (fast 3 Mio.) ihrer Stimmen gegenüber dem Ergeb-

2
Parti de Gauche, Conseil National des 23 et 24 juin 2012. Resolution, S. 2.
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nis Marine Le Pens im April, erzielte aber mit 13,6 Prozent ihr zweitbestes
Ergebnis bei Parlamentswahlen und erhöhte den Stimmenanteil gegenüber
2007 um fast 10 Prozent.

Die Annäherung zwischen UMP und FN, die sich bereits nach dem ersten
Wahlgang der Präsidentschaftswahl ankündigte, war noch nicht so weit ge
diehen, dass beide Parteien sich bei Stichwahlen mit linken Kandidaten ge
genseitig unterstützt hätten. Aber immerhin rief die UMP nicht mehr wie zu
Chiracs Zeiten auf, bei Stichwahlen zwischen Sozialistai und FN-Kandidaten
für die Linken zu stimmai, sondern plädierte jetzt dafür, weder die einen noch
die anderen zu wählen.

Die FN hielt deshalb beim zweiten Wahlgang auch in vielen Wahlkreisen, wo
sie schlechter als ein bürgerlicher Kandidat abgeschnitten aber ausreichend
Stimmen im ersten Wahlgang erzielt hatte (mindestens 12,5 Prozent der Wahl
berechtigten), ihre Kandidaturen aufrecht, was die bürgerliche Rechte um einige
Mandate gebracht hat - darunter auch eins, das an die FG ging. Die FN kehrte
erstmals seit 1997 - mit zwei Abgeordneten - wieder ins Parlament zurück.

Trotz des Zuwachses gegenüber 2007 war das Ergebnis eine bittere Enttäu
schung für die Anhänger der FG. Sie büßte bei der Parlamentswahl über zwei
Millionen Stimmen (55 Prozent) gegenüber dem Ergebnis Jean-Luc Melen-
chons ein. In der Vergangenheit hatte die PCF stets mehr Stimmen bei Parla
ments- als bei Präsidentschaflswahlen erzielt. Mit 6,9 Prozent lag man nur
knapp über dem FG-Ergebnis bei der EU-Wahl 2009 (6,1 Prozent) aber unter
dem der Kantonalwahlen von 2010 (7,9 Prozent).

Bedenklich ist außerdem, dass da* Stimmenanteil allo- Kandidaten links der Sozi

aldemokratie kaum zugenommen hat Das Ergdmis der „extreme gauche" - v.a.
Neue Antikapitalistische Linke (NPA) und Arbeiterkampf (LO) - hat von 3,4
Prozent 2007 auf jetzt 1,0 Prozent abgenommen. FG und „extreme gauche" hab^
zusammen 7,9 Prozent erzielt gegenüber 7,8 Prozent 2007 und 7,7 Prozent 2002.

Die Enttäuschung für die FG war umso größer, als die Anzahl der Mandate
zurückging und Melenchon in seinem Versuch scheiterte, Marine Le Pen im
Wahlkreis Henin-Beaumont im Norden Frankreichs zu schlagen. Er unterlag
bereits im ersten Wahlgang knapp gegenüber dem sozialistischen Kandidaten.
Da M61enchon es nicht in die Nationalversammlung geschafft hat, wird seine
Rolle als Zugpferd der FG stark beeinträchtigt.

Hier wurde auch deutlich, dass die FG für ihren Beitrag zum Erfolg Hollandes
im zweiten Wahlgang kein Entgegenkommen seitens der PS zu erwarten hatte
- im Gegenteil. Parteichefin Martine Aubry und Premierminister Ayrault eil
ten eigens nach Henin-Beaumont, um den Sozialisten Philippe Kemel zu un
terstützen. Trotz eines Zuwachses von 7 Prozent für M61enchon gegenüber der
Präsidentschaflswahl lag der Sozialist 2 Prozent vor ihm. Dieser konnte in der
Stichwahl Marine Le Pen nur knapp schlagen.

Die prozentualen Verluste gegenüber der Präsidentschaftswahl sind allerdings
nur unwesentlich auf die gesunkene Wahlbeteiligung zurückzuführen. Von
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den Wählern Mdenchons gingen 34 Prozent nicht zur Wahl, stimmten ungül
tig oder weiß. Nur die Wahlenthaltung der Hollande-WählCT lag niedriger, die
aller anderen höher.^

n.

Ursache für den niedrigen Stimmanteil der FG ist eine Wählerwanderung zu
Sozialisten und Grünen. Während etwa 90 Prozent der Wähler Hollandes und
Sarkozys deren Parteien und Verbündete wählten, waren es bei denen Le Pens
nur noch 68 Prozent und denen Melenchons 42 ftozent. 46 Prozent der Wäh
ler M6lenchons haben die Sozialistai oder die Grünen gewählt.

Wenn man sich die Ergebnisse in den einzelnen Wahlkreisen genauer betrach
tet, stellt man fest, dass die Verluste gegenüber der Präsidentschaftswahl vor
allem dort zu verzeichnen waren, wo die FG-Kandidaten keine Chancen hat
ten, gewählt zu werden. In den alten Hochburgen der PCF und in den Wahl
kreisen ihrer Abgeordneten lagen die Ergebnisse mit wenigen Ausnahmen
meist sehr deutlich über denen M61enchons. Gegenüber 2007 verbesserte man
sich in 90 Prozait der Wahlkreise. Die bereits bei der Präsidentschaftswahl zu
beobachtende Rückkehr der Linken in der Fläche hat sich fortgesetzt. Statt in
401 Wahlkreisen ist die FG nur noch in 199 unter 5 Prozent. ,J)ie Fundamen
te verbessern sich, aber das Dach bleibt wackelig" resümiert Roger Martelli
die Entwicklung in einer längeren Wahlanalyse.

Die Mandatsverluste sind auf das Mehrheitswahlsystem zurückzuführen. An
ders als die FN auf der Rechten konnte die FG auf der Linken bei Stichwahlen
darauf zählen, dass schlechter platzierte Kandidaten nicht erneut antreten,
sondem zur Wahl des FG-Kandidaten aufi^fen. Dieses Verfahren ist seit 1966
zwischen Sozialisten und PCF Usus. Nach Errichtung der V. Republik 1958
und Einführung des jetzigen Wahlsystems hattai die PCF (1958 10 Mandate
mit 21 Prozent der Stimmen), aber auch die Vorgänger der PS unterdurch
schnittlich viele Sitze errungen. Wenn allerdings ein Partner in diesem Ver
fahren erheblich stärker ist als die anderen, kommen die kleineren Parteien
nur in Hochburgen in den zweiten Wahlgang - es sei denn, es finden schon
für dai ersten Wahlgang Absprachen über die Kandidaturen statt.

Anders als die Grünen wollte die FG dies nicht, da ein gemeinsames Wahl
programm mit der PS die Voraussetzung gewesen wäre. Darauf hatte man
verzichtet, weil eine Einigung mit der zunehmend neoliberalen PS nur schwer

Sondage OpinionWay - Fiducial, Sondage jour du vote. 1er tour des 61ections legislatives
2012, 10 Juni 2012, S. 8f. Wahltagsumftage unter 7090 Wahlberechtigten. Bei den wahlsozio
logischen Angaben wurde dieser Studie der Vorzug gegenüber einer ähnlichen von Ipsos ge
geben, bei der nur 3000 Personen befragt wurden und die Aufschlüsselung der Wahlanteile
kleinerer Parteien deshalb zu ungenaueren Ergebnissen führt.

Ebd., S. 9.

Roger Martelli, Analyse du premier tour des legislatives, 14.6.2012, S. 2. Der Historiker Mar
telli wechselte 2010 von der PCF zur Föderation für eine soziale und ökologische Alternative
(FASE). Mit ihrer Sprecherin Ciementine Autain gibt er die Zeitschrift Regards heraus.
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möglich erschien (und diese auf der Zustimmung zum Programm Hollandes
bestand), man sich als autonome linke Kraft profilieroi wollte und man davon
ausging, auch eigenständig mehr Mandate zu erzielen.

Das konnte nur in Hochburgen gelingen. Das Problem war aber, dass es bei
den alten Hochburgen blieb. Nur in 20 Wahlkreisen schaffte es die FG über
20 Prozent statt in 23 im Jahr 2007. Einige davon gingen durch die Neuauftei
lung vieler Wahlkreise verloren, aber es kamen keine neuen dazu. Zum Ver
hängnis für die FG wurde, dass die Stimmen für die PS stärker zunahmen als
die eigenen. Nur in elf Wahlkreisen lag die FG vor den anderen linken Kandi
daten, in zehn gewann sie die Stichwahl. Sieben Abgeordnete sind Mitglieder
der PCF, einer der PG und zwei, die 2007 für die PCF gewählt worden waren
gehören zur Föderation für eine Soziale und Ökologische Altemative (FASE).
Zwei ehemalige Abgeordnete der PG, die 2007 für die PS bzw. die Grün^
kandidiert hatten, wurden nicht wiedergewählt.

Die Wahlsoziologie bestätigt die Trends, die schon bei der Präsidentschaflswahl
zu beobachten waren.® Mit steigendem Bildungsniveau nimmt der Stimmenan
teil der FN rapide (von 22 Prozent auf 6 Prozent) und der der FG leicht (von 8
Prozent auf 6 Prozent) ab, während er bei den anderen Parteien stark (Grüne)
mittel (UMP) und leicht (PS) zunimmt. Auffällig bei der Unterteilung nach
Beru&gruppen ist, dass die FN mit 32 Prozent bei den Arbeitern an der Spitze
liegt, gefol^ von der PS und ihren Verbündeten mit 29 Prozent (gegenüber 34
Prozent Stimmenanteil bei allen Wählern) und der FG mit 9 Prozent. Die PS
schneidet besonders gut bei den mittleren Berufegruppen ab (43 Prozent), die
UMP bei Untemehmem, Handwerkern und Kaufleuten (49 Prozent).

Während die PS nur leicht überdurchschnittlich bei den unteren Einkommen

gewählt wird, ist bei FG, Grünen und FN ein deutlicher Stimmenrückgang mit
wachsendem Einkommen festzustellen. Bei der UMP ist es umgekehrt.

Für die Wähler der FG - und weniger ausgeprägt für die der PS - waren die
Themen „Soziale Sicherheit", ,3eschäftigung", ,3:aufkraft", „Bildung" und
„Soziale Ungleichheit" wahlentscheidend. Für de FN-Anhänger liegen ,3in-
wanderung" und „Sicherheit" an der Spitze. Ihre Wähler sind die, die der „So
zialen Sicherheit" und der ,3ildung" die geringste Bedeutung beimessen. Das
Thema „Soziale Ungleichheit" interessiert nur UMP-Wähler weniger.

Die Umfragen geben auch Hinweise darauf warum sich so viele Mölenchon-
Wähler bei den Parlamentswahlen für die PS entschieden haben. 93 Prozent

der FG-Wähler waren mit der Politik Hollandes nach seiner Wahl sehr bzw.

eher zufrieden.^ 85 Prozent der FG-Wähler wünschten sich eine Beteiligung
der FG an der sozialistischen Regierung.®

Sondage OpinionWay - Fiducial, a.a.O., S. 32f.

Ipsos, 1er tour des ̂ lections legislatives. Comprendre le vote des Francais. Befragung von
3087 Wahlberechtigten vom 7. bis 9. Juni 2012.

Sondage OpinionWay — Fiducial pour Le Figaro, Sondage jour du vote. 1 er tour des eiections
legislatives 2012. Les cies du vote et les perspectives politiques, 10.6.2012, S. 32f.
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in.

Bei der Analyse des enttäuschenden FG-Brgebnisses neigten PCF und PG dazu,
ihre eigene Rolle im rosigen Licht darzustellen. Die Wahlabteilung der PCF be
hauptet, dass in 47 der 49 Wahlkreise, in denen die FG besser abgeschnitten
hätte als bei der Präsidentschaftswahl, die PCF den Kandidaten stellte.

Aber wenn man die dort genannten Stimmenzahlen der FG- und PCF-Kandi-
daten von 2012 und 2007 zugrunde legt, wir deutlich, dass der Zuwachs der
411 PCF-Kandidaten mit 40 Prozent erheblich geringer ist als der der anderra
Bündnispartner mit 83 Prozent. Darauf macht auch die PG aufinerksam, die
behauptet, ihre etwa 100 Kandidaten hätten die Ergebnisse von 2007 um 110
Prozent übertrofFen.^® Das dürfte damit zu tun haben, dass die PG-Kandidaten
vor allem dort antraten, wo die PCF 2007 unter 5 Prozent lag, sie aber auch
stärker Wähler der Sozialisten und der radikalen Linken gewinnen konnten.

Die Dominanz der PCF-Kandidaturen wird nicht nur von der PG bedauert. Für
die FASE sind die Melenchon-Stimmen nicht verschwunden. Sie seien nicht
zum Tragen gekommen, weil die Öffiiung der FG zu den Bürgern und neuen
Organisationen damit kontrastierte, dass bei den Parlamentswahlen 85 Prozent
der Kandidaten aus der PCF stanunten.*^ Aber das war der Preis für die Zu
stimmung der PCF zur Präsidentschaftskandidatur Melenchons. Da in den
Wahlkreisen jeweils nur ein Kandidat antreten konnte, kam die Breite des
Bündnisses wenig zum Tragen. Dies ist umso schwerwiegender, als die Parla
mentswahlen in den Medien nur eine geringe Rolle spielten und die Auseinan
dersetzungen in den einzelnen Wahlkreisen stark im Fokus standen.

Die PG kritisiert, dass dieses Phänomen durch das ,J^ehlen einer Nationalen
Parlamentswahlkampagne der Linksfront" verstärkt worden sei. Die „Kohä
renz und die Sichtbarkeit der politischen Aussage der Linksfront" sei in 577
verschiedenen Kampagnen verloren gegangen. Die Kritik wird auch von lan
Brossat, erfolgloser Kandidat der PCF in Paris geteilt, der von „577 Kampag
nen mit 577 Losungen" spricht.^^ Melenchon konstatierte einen ,>langel poli
tischer Führung". Der Vorsitzende der PCF Pierre Laurent teilt die Kritik,

Secteur Elections - Conseil national du PCF, 1" tour des ̂lections legislatives. Premiers Ö16-
ments d'analyse dlectorale, 15 Juni 2012, S. 5. Laut den Zahlen des Innenministeriums und ei
genen Berechnungen lag die FG in 46 Wahlkreisen besser als Melenchon. Zehn Kandidaten
gehörten nicht zur PCF, darunter fünf zur PG, drei zur FASE.

Parti de Gauche, Conseil National des 23 et 24 juin 2012. Resolution, S.2

Editorial in: Cerises, No. 146, 17.6.2012. Cerises ist das Mitteilungsblatt der Einheitskommu
nisten (Communistes Unitaires) die 2010 die PCF verlassen haben und die Hauptkraft in der
FASE sind. Zu ihnen gehören die zwei Abgeordneten Jacqueline Fraysse und Fran9ois Asensi,
der Philosoph Luden S^ve und Roger Martelli.
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Parti de Gauche, ebd.

Stephane Alliös/Ldialg Bredoux, Front de gauche: les communistes en pleine analyse, mddiapart,
20.62012, http://www.mediapartfr.

Jean-Luc Mdenchon 6voque „une carence de direction politique", in Le Monde, 27.6.2012.
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dass es an Sichtbarkeit auf nationaler Ebene gefehlt habe, weist aber die Be
hauptung Melenchons, in den Wahlkreisen habe jeder in „seiner eigenen Ecke
versucht, seine Haut zu retten" zurück.^^

Die Kandidatur M61enchons gegen Le Pen in Henin-Beaumont wird im Nachhi
nein von vielen (außer in der PG) kritisch gesehen. ,J)ie schwache landesweite
Wahlkampagne und ihre mangelnde Sichtbarkeit haben es nidit ermöglicht, die
Stimme einer Linken, die entschieden demokratisch und altemativ ist, weiterhin
mit der notwendigen Lautstärke zu transportieren." So Oiristophe Aguiton, Samy
Joshua imd Roger Martelli in eino- gemeinsamen Stellungnahme. Das habe dazu
geführt, dass vor allem der symbolhafte Fall von Hönin-Beaumont das Medienin-
teresse bestimmt habe. „Obwohl die mutige Kampagne gegen die extreme Rechte
ein starkes Symbol verdiente, wurde sie auf Kosten der umfessenden politischen
Botschaft der Linksfront immer mehr zum Kern ihres öffentlichen Auftritts."^^

Ähnliche Positionen wurden von einigen Teilnehmern der Nationalkonferenz
der PCF am 20. Juni geäußert, darunter vor allem von Kritikem der Partei
mehrheit, die eine engere Kooperation mit der PS wünschen. Aber andere
wie Brossat oder der ehemalige Fraktionsvorsitzende Roland Muzeau, der
nicht wiedergewählt wurde, machen deutlich, dass die Entscheidung der Kan
didatur Mölenchons nicht ihm zum Vorwurf gemacht werden könne, sondern
eine kollektive gewesen sei.^'
Pierre Khalfe, Co-Vorsitzender der anti-neoliberalen Fondation Copemic, ist der
Auffessung, dass die Linie,J'ront gegen Fronf' bereits die letzte Phase des Präsi
dentschaftswahlkampfes negativ beeinflusst habe. Die FO sei überhaupt nicht als
Vertreterin politischer Altmiativen erschienen, was dadurch verstärkt worden sei,
dass sie sich nicht zu den Ankündigungen der neuen Regierung verhalten habe.
Im Gegenteil, viele Erklärungen der FG hätten darauf insistiert, ̂ s die Wahl der
FG notwendig sei, um eine linke Mehrheit zu bekommen. DaAirch erweckte man
den Eindruck, die FG gehöre zu dieser Mehrheit und vertrete keine unterschiedli
chen Positionen. Eteshalb wäre die institutionelle Logik, die aus der Parlamaits-
wahl den^tten Wahlgang dCT Präsidentschaftswahl macht, voll zum Tragen ge
kommen. , J)ie Wähler haben ein zweites Mal Hollande gewählt", meint die Co-
Vorsitzende der PG Martine Billard.^

15
Eric Nun^s, Pierre Laurent appelle M61enchon ä „se garder de rdactions caricaturales, voire in-
sultantes", in: Le Monde, 26.6.2012.

Les invitös de Mediapart, Du mouvement dans le Front de Gauche, in: M6diapart, 26.6.2012;
die Autoren sind prominente linke Aktivisten: Christophe Aguiton ehemals Leitungsmitglied
der LCR, war Mitbegründer der Gewerkschaft SUD-PTT und von Attac sowie Vorsitzender
der Erwerblosenbewegung AC! Samy Joshua war Führungsmitglied der NPA.

Sylvia Zappi. Le bilan des legislatives provoque des tiraillements au sein du Front de gauche,
in: Le Monde, 26.6.2012.
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Pierre Khal&, Le resultat tres decevant des legislatives renvoie ä des phenomenes complexes.
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Den Grund fiir den Wählerverlust sehen der Gewerkschafter Claude Debons und

der Wirtschaftswissenschaftler Jacques Rigaudiat auch ,4ni »revolutionären' Dis
kurs der FG, der es zwar vermocht hatte, Enthusiasmus bei den politisierten Rän
dern der Wählaschaft zu erzeugen und sie für eine bestimmte Konzeption der
Linken zu gewinnen: Er konnte - in einer Situation, die nicht vorrevolutionär ist -
nicht in der Breite davon überzeugen, dass wir eine Machtaltemative darstellen,
oder bescheidener, dass wir in der Lage seien, die Konstellation auf der Linken zu
verändern, um bessere Vorschläge durchzusetzen.'*^^
Es lassen sich weitere Widersprüchlichkeiten in der Haltung zur PS aufeeigen:
Während Melenchon schon im Präsidentschaflswahlkampf eine Beteiligung
an einer sozialistischen Regierung abgelehnt hatte, und immer wieder die pro
grammatischen Unterschiede zu den Sozialisten betonte, ließ die PCF diese
Frage bis nach den Wahlen offen. Während die FG zuerst Wahlabsprachen für
den ersten Wahlgang mit der PS und dai Grünen ausgeschlossen hatte, ver
handelte die PCF und dann auch die PG nach der Präsidentschaftswahl mit

den Sozialisten über gemeinsame Kandidaturen in einzelnen Wahlkreisen -
nicht nur wo die Gefahr bestand, dass kein linkCT Kandidat in den zweiten
Wahlgang kommen würde und dort die FN fî eies Feld gehabt hätte.

IV.

Die Parlamentswahlen verdeutlichen die Schwierigkeiten der FG, sich zur
neu^ Regierung zu verhalten. Khalfa sieht die FG auf einem schmalen Grad
zwischen einer linksradikalen Linie, die Sarkozy und Hollande gleichsetze,
wodurch die Widersprüche der Regierung nicht ausgenutzt werden könnten
imd man sich von den Wechselerwartungen seiner Wählerschaft isolieren
würde, und einer opportunistischen, die die FG ins Fahrwasser der PS bringen
würde, die die Bedeutung der ein oder anderen Maßnahme erhöhen würde, um
die Logik hinter ihr nicht zu sehen.^^ Die Entscheidung, wie stark man sich
von der PS absetzt, hängt auch damit zusammen, welche Bedeutung man der
parlam^tarischen Verankerung beimisst, und welche Rückwirkung diese auf
die politischen Einwirkungsmöglichkeiten der FG und auf ihre Entwicklung
haben würde. Ein vollständiger Bruch mit der PS kann dazu führen, dass die
gegenseitige Unterstützung in den Stichwahlen beendet wird und die FG auch
bei Ergebnissen von über 10 Prozent ihre Sitze verlieren würde.

Noch scheint in der FG keine Einmütigkeit zu herrschen, was das Verhältnis
zur Regierung angeht. Die PG erklärt, die FG sei zwar Teil der Mehrheit, die
Sarkozy geschlagen habe, aber nicht Teil der Regierungsmehrheit. Sie müsse
sich ihre Position einer „gewinnenden Autonomie" („autonomie conquCTan-

21
Claude Debons/Jacques Rigaudiat, Front de Gauche: et maintenant? Premiferes reflexions ä
l'issue de la sequence presidentielles-ldgislatives, 2S.6.2012. Debons ist der ehemalige Chef
der Transportarbeitergewelkschaft der CFDT; Rigaudiat ist ehemaliger Berater von Michel
Rocard und Lionel Jospin, und Mitglied der Fondation Copemic. Beide waren Mitglieder der
PG, die sie inzwischen verlassen haben.

^^Pierre Khalfe, ebd.
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te") bewahren. „Wir werden eine positive Kraft in der Mehrheit sein", erklärte
hingegen die Nationalkonferenz der PCF vom 20. Juni, „um die Veränderung
soweit wie möglich zu treiben mit der Leitlinie der Ablehnung einer Austeri-
tätspolitik, die den Wünschen der Märkte unterworfen wird.^ Andre Chas-
saigne, der neue Fraktionsvorsitzende und unterlegene Gegenkandidat Mdlen-
chons in den internen Wahlen der PCF, meinte: „Wir werden nicht die Zeit
damit verbringen, Granaten zu entsichern, um sie den Ministem zwischen die
Beine zu werfen."^'*

Autain bemüht sich um eine Synthese: „Was sicher ist, ist dass wir nicht in
der Opposition sind, denn dort ist die Rechte. Darüber hinaus kann jeder seine
Rolle definieren wie er will, in der Mehrheit oder der Autonomie: Uns vereint,
ein Stützpunkt zur Durchsetzung sozialer Errungenschaften zu sein."^^
In der Praxis scheint die Gratwanderung zu gelingen. Die PCF, die die Frage
einer Regierungsbeteiligung offen gehalten hatte, stimmte am 20. Juni mit
großer Mehrheit (93,4 Prozent der Mitglieder) dagegen und schloss sich so
der Meinung ihrer Bündnispartner an. Mit dem Gewinn der Präsidentschaft
und der absoluten Mehrheit im Parlament verfugt die PS über eine nie dage
wesene Machtftille. Sie ist in der Nationalversammlung nicht auf die FG an
gewiesen. Deshalb hätte die FG auch kaum Dmckmittel, um Akzente in der
Regierungspolitik zu setzen. Die PS hatte zudem klar gemacht, dass sie nicht
vom Programm Hollandes abweichen wolle.

Die parlamentarischen Einwirkungsmöglichkeiten der FG sind somit be
schränkt - auch wenn im Senat die Regierung auf die 20 PCF-Senatoren an
gewiesen ist. Aber die FG braucht deshalb auch wenige Rücksichten auf die
sozialistische Regierung m nehmen. Und sie wird vor allem nicht für ihre im-
populären Maßnahmen in Haft genommen, wie es bei fiftheren Regiemngsbe-
teiligungen der PCF der Fall war.

Nach der Regierungserklärung Ayraults hat die FG ihre Zwischenposition
bei der Vertrauensabstimmung über die Regierung durch Enthaltung zum
Ausdruck gebracht. Damit will sie deutlich machen, dass sie nur einen Teil
der angekündigten Maßnahmen mitträgt, vor allem aber, dass die geplante
Austeritätspolitik auf ihre Ablehnung stößt. Gleiches gilt auch für den Ver
zicht auf die Neuverhandlung des EU-Fiskalpaktes und die Ablehnung einer
Volksabstimmung zu diesem Thema.

Die Zukunft der FG ist nach wie vor ein Zankapfel vor allem zwischen der PCF
und den restlichen Komponenten. Martelli hat sich damit abgefunden, dass die
Umwandlung der FG in eine Partei nicht möglich ist. Man müsse aber ihren
Doppelcharakter als Parteienbündnis und als Au&ahmestruktur für Einzelper-

23
Avec vous, rdussir le changement. Erkläning der Nationalkonferenz der PCF vom 20.6.2012.

Patrick Roger, Le Front de gauche rdussit ä constituer un groupe ä l'Assemblde, in; Le Monde,
25.6.2012.

25
Stdphane Alli^s/Lenai'g Bredoux, ebd.
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sonen „ohne Zugehörigkeit" anerkennen. Zu diesem Zweck müsse die Organi
sationsform an der Basis geklärt und Doppel strukturen auf nationaler Ebene ge
schaffen werden, die aus Vertretern der Basisorganisationen und der Mitglieds
parteien zusammengesetzt wären.^® Die PG will vor allem in der Frage voran
kommen, wie Einzelpersonen zumindest auf lokaler Ebene beitreten können.
,JDer Wille, Bürgerinnen und Bürger dort zu integrieren die sich nicht in einer
der Parteien engagieren wollen, wird von allen geteilt.' ' Die PCF hält sich in
diesen Fragen noch bedeckt. Sie ruft die Bürger au^ sich der Linksfront anzu
schließen, ohne zu sagen, in welchen Strukturen das geschehen soll. Gleich
zeitig sind PCF und PG bemüht, eigene Mitglieder zu gewinnen.

Die Haltung Martellis widerspiegelt die der kleineren Gruppierungen in der
FG, die versuchen einen eigenen Pol zu bilden und verlässliche demokratische
Strukturen der FG durchzusetzen, um der Übermacht von PCF und PG beizu
kommen. Nach der Parlamentswahl haben sie bereits zum dritten Mal Zulauf

aus der NPA bekommen. Die Strömung „Antikapitalistische Linke", die die
sektiererische Linie der NPA-Mehrheit gegenüber der FG kritisiert hatte, hat
sich der FG angeschlossen.

Die Wahlergebnisse von SYRIZA in Griechenland haben vielen in der Links
front nach der Ernüchterung der Parlamentswahlen Hoffiiung gemacht. Dabei
wird aber leicht übersehen, dass SYRIZA diesen Erfolg nur vor dem Hinter
grund einer unglaublich antisozialen Politik der Papandreou-Regierung und
des Zusammenbruchs der PASOK erreichen konnte, und dass in Frankreich
von der Unzufriedenheit mehr die FN als die FG profitieren könnte. Es bleibt
abzuwarten, ob die Hollande-Regierung angesichts der Krise und der Ver
pflichtung, das Haushaltsdefizit zu senken sich auf Linie der PASOK begeben
oder aber eine gemäßigte Austeritätspolitik verfolgen wird, die man den Wäh
lern mit Verweis auf die Schwere der Krise und die Unabwendbarkeit der

Maßnahmen schmackhaft machen kaim. Welche Linie sie einschlagen wird,
wird auch vom Handeln und der Festigung der FG abhängen.

Roger Martelli, a.a.O., S. 4.
27

Parti de Gauche, ebd.
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Lothar Peter

Postmoderner Linksradikalismus - Aufbruch zu

neuen Ufern?*

1. Was heißt „postmoderner Linksradikalismus''?

Das hegemoniale Modell des Neoliberalismus hat, insbesondere seit der Fi
nanzmarktkrise, deutlich sichtbare Risse bekommen. Zutreffend hat deshalb
Frank Deppe kürzlich festgestellt, dass die „Systemfrage" inzwischen nicht
mehr nur von „unten", sraidem auch von „oben" gestellt wird (Deppe 2012:
1), das heißt, auch die herrschenden Eliten beginnen, sich um den Fortbestand
des kapitalistischen Systems Sorgen zu machen. Die von der Finanzmarktkri
se ausgelösten globalen Verwerfungen haben unter anderem zu einer Renais
sance der Kapitalismuskritik, ja sogar zu einer neuen Revolutions- und Kom
munismusdiskussion gefuhrt. Typisch dafür ist eine intellektuelle Strömung,
die ich als „postmodeme Linke" oder genauer „postmodeme Linksradikale"
bezeichnen möchte. Dabei handelt es sich aller^gs nicht um eine kohärente
Strömung, deren Akteure sich auf ein gemeinsames Paradigma berufen oder
einer bestimmten Bewegung oder Partei angehören, sondern um einen Dis
kurs, in dem von unterschiedlichen Punkten aus der Versuch unternommen

wird, Probleme des heutigen Kapitalismus, aber auch der mit ihm verbunde
nen politischen und kulturellen Formen, neu zu formulieren und einer radika
len Kritik zu unterziehen. Dieser Diskurs eines „postmodemen Linksradika
lismus" wird unter anderen von Alain Badiou, Slavoj Zizek, John Holloway
und Michel Onfray repräsentiert. Die Genannten stehen, sieht man von den
beiden ersten Namen ab, nicht nur nicht in Verbindung zueinander, sondem
würden wahrscheinlich auch ihre Charakterisierung als „postmodeme Links
radikale" weit von sich weisen. Trotzdem halte ich diese Charakterisierung für
gerechtfertigt. Warum?

Zwischen dem Mainstream jenes Denkens, das gemeinhin als „postmodem"
verstanden wird, und den von mir genanntai Intellektuellen gibt es einige we-
sentüche Übereinstimmungen. Das gilt vor allem für die Kritik am Diskurs der
Aufklärung, an der Idee eines geschichtlichen Fortschritts, für die, J)ekonstruk-
tion" von Begriffen wie „Staat", ,JMation" und „Klasse", also von Begriffen, die
als ,4dentitär" und „essentiahstisch" verworfen werden, oder für die ,JDezentrie-
rung" des Subjekts als vernünftig handehidem Souverän von Geschichte und
Gesellschaft (vgl. Kamper/van Reijen 1987; Welsch 1994).

Unterschiede zwischen den Vertretem des postmodemen Mainstreams und den
„postmodemen Linksradikalen" zeigen sich dagegen in folgenden Punkten:

Diesem Text liegt ein Vortrag zugrunde, den ich am 20. März 2012 im Rahmen des 5. Winter
kolloquiums der Heinz-Jung-Stiitung in Biedenkopf bei Marburg gehalten habe.
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Letztere lehnen den Kapitalismus als ökonomisches Ausbeutungssystem ohne
jede Relativierung ab. Sie bestehen auf der Notwendigkeit einer Rebellion oder
Revolution, die das bestehende gesellschaflliche System von Grund auf um
wälzt und sie treten für eine kollektiven Emanzipation und/oder den Kommu
nismus als Perspektive authentischer linker Politik ein. Dabei weisen sie Pa
rallelen zum traditionellen Linksradikalismus auf (vgl. Bock 1969), zu dessen
Essentials eine rigorose Ablehnung der bürgerlichen Demokratie im Allge
meinen und des Parlamentarismus sowie der „reformistischen" Parteien und
Gewerkschaften im Besonderen gehören.^
Im Folgenden will ich die genannten „postmodemen Linksradikalen", die in
ternational vor allem im Spektrum der Bewegungslinken und Globalisie
rungsgegner auf wachsende Resonanz stoßen , kurz vorstellen, charakteristi
sche Aspekte ihres Denkens beleuchten und danach fragen, ob und inwieweit
die politische Linke von ihnen Anregungen erhalten und etwas lernen kann.

2. Alain Badiou: Die „kommunistische Hypothese'*

Alain Badiou wurde 1937 in Marokko geboren und stammt aus einem linken fe-
milialen Milieu. Der Vater war im französischen Widerstand G^esistance") aktiv
und nach 1945 als Mitglied der sozialistischen Partei SFIO lange Jahre Bürga--
meister von Toulouse. Alain Badiou, durch sein Herkunftsmilieu fiühzeitig politi
siert, trat schon sehr jung Anfing der sechzigo' Jahre in den linkssozialistischai
PSU ein. Seine radikalen Anschauungen motivierten ihn zu dem Versuch, inner
halb des PSU eine maoistische Fraktion m bilden (Badiou et al. 1970). Als Stu
dent der renommierten Elitefaochschule „^ole normale superieure" (l^S) nahm
er an Verlesungen und Seminaren von Jacques Lacan und Louis Althusser teil.
Später wurde er Dozent für Philosophie an der Reformuniversität Vincennes, aber
erst 1999 gelang es ihm, eine Professur an der ENS zu erhalten.

Was sein Kommunismusverständnis betrifft, so begründet Badiou Kommu
nismus nicht historisch-materialistisch, sondern eher neoplatonistisch als
„Wahrheitsregime" (Badiou 2005a). Neben „Wahrheit" erfüllt in seiner Kon
zeption der auf Martin Heidegger verweisende Begriff des „Ereignisses" eine
zentrale Funktion. Ein „Ereignis" ist für Badiou der Einbruch („l'interrupti-
on") der Wahrheit in das Seiende, also in die gegebene gesellschaftliche Ord
nung, ihre Strukturen und Institutionen. Ein ,3reignis" ist weder empirisch
determiniert noch intentional herstellbar oder prognostizierbar. „Wahrheit"
meint eine radikale Differenz zur Vorherrschaft des Bestehenden, eine Diffe

renz, die sich im Ereignis manifestiert, aber nicht aus den empirischen Beson
derheiten eino* geschichtlichen Situation abgeleitet werden kann. In der

^  In seiner bekannten Schrift ,4Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im Kommunis
mus" hat W.I. Lenin 1920 die Defizite des Linksradikalismus grundlegend kritisiert (vgl. Le
nin 1965: 389472).

So stieß die Konferenz „Die Idee des Kommunismus", die 2009 unter Teilnahme u.a. von Alain
Badiou und Slavoj 2i2ek in London stattfand, auf eine unerwartet große Resonanz (vgl. Desai
2012: 10).
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„Wahrheitsprozedur" wird „die Treue zum Ereignis" subjektiviert und damit
politisch real. Dies aber ist nur möglich, wenn „die Treue zur Wahrheit" des
Ereignisses dessen „Singularität" mit der Zukunft vermittelt.

Während der letzten Jahre hat Badiou die ,Jcommunistische Hypothese" als
ein theoretisches Konzept entworfen, das sich um die eben genannten zentra
len Begriffe herum aufbaut (Badiou 2011). Den Anlass und Ausgangspunkt
für die ,Jcommunistische Hypothese" liefert erstens das Totalitarismusdogma
und, so Badiou, der ,JEreignisrevisionismus" (Badiou/^izek 2005b: 37) der
„nouveaux philosophes" (Bemard-Henry Levy, Andre Glucksmann, Alain
Finkielkraut u.a.) und anderer Parteigänger des modernen Antitotalitarismus,
die wie der Historiker Fran9ois Füret in der Französischen Revolution oder
St^hane Courtois im Kommunismus nur noch Manifestationen des Terrors
sehen wollen. Zweitens setzt Badiou kritisch an den Rechtfertigungsideolo
gien des „selbst-entfesselten liberalen" und „postmodemen Kapitalismus",
insbesondere an dessen Verschleierungen durch die Formen eines ,JParlamen-
taro-Kapitalismus", an. Demgegenüber will er die, jcommunistische Hypothe
se" als ,J*olitik der Wahrheit" verteidigen und eine ideologische Entsorgung
des Kommunismus als geschichtlich überholt und moralisch diskreditiert ver
hindern. Was heißt das genau?

Nach Badiou kann der Kommunismus nicht durch sein konkretes historisches

Scheitem widerlegt werden, weil sein Wahrheitscharakter schlechthin unwi
derlegbar sei; denn er versteht Kommunismus als ein Projekt im „Raum des
möglichen Scheitems" und als ,JExistenz im Inexistenten" (Badiou 2011; 33,
148), das sich einer Inftagestellung durch eine Bemfung auf die Macht der
Faktizität entzieht. Das Scheitem des Kommunismus sei deshalb nicht abso

lut, sondem nur „relativ zu seiner Form", also in seiner konkreten historischen
Erscheinung, zu betrachten. Ähnlich wie Irrtümer in der mathematischen For
schung (Badiou selbst ist mathematisch hochgebildet) im weiteren Prozess zu
Problemlösungen beigetragen haben, könne auch das konkrete Misslingen des
Kommunismus dessen Wahrheitsgehalt zukünftig bestätigen. In der Pariser
Kommune, der Oktoberrevolution, der chinesischen Kulturrevolution und im
Mai 1968 sieht Badiou Beispiele für die „Wahrheit des Ereignisses", welche
die Universalität des Kommunismus konstituiert. Von der Philosophie und der
durch sie zu begründenden Politik erwartet er, die „Treue zur Wahrheit des
Ereignisses" aufrecht zu erhalten und den Kampf um die Unterbrechung des
Seienden fortzusetzen. Dabei macht er einen fundamentalen Unterschied zwi

schen „der Politik" („la politique") und „dem Politischen" („le politique"), der
seine gesamte politische Philosophie durchzieht: „die Politik" interveniert als
Praxis einer „Wahrheit des Ereignisses" in „das Politische", das die bestehen
den institutionellen Herrschaftsstrukturen und -mechanismen organisiert und
als Seiendes auf Dauer zu stellen versucht (Badiou 1985: 9-20). Wenn Badiou
auf der Wahrheit des Kommunismus besteht, dann bedeutet das jedoch nicht,
dass er diese Wahrheit mit den konkreten Formen identifiziert, die im Namen
des Kommimismus historisch hervorgebracht wurden. Weder das Regime Sta
lins noch die Kommunistische Partei Frankreichs (PCF) nach 1945 entspre-
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chen seiner ,Jcommiinistischen Hypothese". Deshalb muss „die Politik" unter
den Bedingungen des heutigen Kapitalismus neue Wege beschreiten, indem
sie die Universalität des Kommunismus mit ,4okalen" und „singulären Wahr
heiten" konkreter Kämpfe verknüpft (Badiou 2011: 173).

Versucht man den Ertrag der Überlegungen Badious für die Perspektiven lin
ker Politik zu bilanziCTen, so ist zunächst positiv hervorzuheben, dass er unbe
irrt von allen konkreten historischen Fehlentwicklungen und ideologischen
Affirmationen oder Negationen an der kontrafaktischen Idee des Kommunis
mus festhält und sich gegen alle Spielarten liberaler Theorien des Kapitalis
mus und der Demokratie als resistent erweist. Das ist angesichts des enormen
materiellen und symbolischen Integrationsdrucks, der vom „postmodemen
Kapitalismus" ausgeht, eine bemerkenswerte intellektuelle Haltung, die Aner
kennung verdient, weil sie gegen den wirkmächtigen Anschein systemischer
Unausweichlichkeit die MögUchkeit grundsätzlicher Altemativen offen hält.

Kritisch ist dagegen anzumerken, dass Badiou eine idealistische Ontologie
und quasi-religiöse Ethik zur Begründung des Kommunismus liefert. Das
zeigt sich unter anderem an der Widersprüchlichkeit seiner Beurteilung kon
kreter historischer Prozesse und Ereignisse, die er als Beispiele für die
„Wahrheit des Ereignisses" anführt. Im Gegensatz zur Behauptung Badious,
dass die chinesische Kulturrevolution eine „wahre Neuschöpfung" (Badiou
2011: 71), also eine Revolution im Sinne seines Begriffs von ,Ereignis" ge
wesen sei, weil sie auf eine fundamentale „Änderung der Subjektivität" zielte,
spricht eine empirische Analyse gegen diese Behauptung. Vielmehr handelte
es sich in der Volksrepublik China während der Periode von 1966 bis 1976
nicht um eine Revolution, sondem um Kämpfe und Konflikte gegensätzlicher
Akteure und Fraktionen („zweier feindlicher Linien") innerhalb des ,31ocks
an der Macht" (vgl. Hoffinann 1978). Der bloße Anspruch der ,Revolutionä
ren Garden", das Bewusstsein der Massen revolutionieren zu wollen, garan
tiert nicht schon an und für sich eine revolutionäre Qualität der damaligen Er
eignisse, die vielmehr die Entwicklung des Landes um Jahre zurückgeworfen
und dem Ausbau soziahstischer Produktionsverhältnisse enormen Schaden
zugefügt haben. Ähnlich problematisch föllt Badious Interpretation der Situa
tion in Frankreich im Mai 1968 aus, wenn er unterstellt, dass damals die Be
dingungen für eine revolutionäre Veränderung gegeben gewesen seien (Badi
ou 2011: 61). Die Tatsache, dass weder die Mehrheit der Arbeiterklasse noch
gar der gesamten Bevölkerung 1968 bereit war, grundsätzlich mit der beste
henden Ordnung zu brechen und entsprechend kollektiv zu handeln, deutet
Badiou - noch ganz dem seinerzeit verbreiteten ultralinken Klischee verhaftet
- in einen angeblichen Verrat durch den PCF und die ihm damals nahe ste
hende Massengewerkschaft CGT um. Das hält einer sachlichen Analyse je
doch in keiner Weise stand (vgl. Salini 1968). Badious Kommunismusver-

Diesen Gesichtspunkt betont zu Recht Oliver Marchart in seiner sehr lesenswerten Studie „Die
politische Differenz^' (vgl. Marchart 2010: 172ff.).
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ständnis, das sich in seiner Unversöhnlichkeit gegenüber den zeitgenössischen
Rechtfertigungen des Kapitalismus und der bürgerlichen Demokratie bewährt,
tendiert immer wieder zu einem abstrakten Voluntarismus, wo es um Bedin
gungen und Möglichkeiten politischer Veränderungen geht Das zeigt sich da
besonders schroff, wo Badiou sich gegen den Staat wendet Dieser ist für ihn
der Inbegriff aller Unterdrückung und Verdinglichung, ein metastaseartiges in
stitutionelles Geflecht des Seienden. Weder berücksichtigt er dabei die wie auch
immer begrenzten Möglichkeiten sozialstaatlicher Funktionen innerhalb des
Kapitalismus, noch fragt er danach, ob der Staat oder einzelne staatliche Institu
tionen unter bestimmten Bedingungen Eingriffe in die Mechanismen der Kapi
talverwertung und des Marktes ermöglichen.'* Da er ausschließlich auf eine re
pressive Funktion des Staatlichen fokussiert, vermag er über die Transformation
einer ,J*olitik der Wahrheit" in politische Praxis nur vage Vorstellungen tm ent
wickeln. Letztere darf sich nicht in einer abstrakten Negation des Staates er
schöpfen, wie gegenwärtig zum Beispiel die Auseinandersetzungen um einen
gesetzlichen Mindestlohn beweisen.

3. Slavoj Zizek: Revolution als Aktualität

Slavoj Zizek wurde 1949 in Ljubljana in Slowenien geboren, wo er später die
gleichnamige Psychoanalytische Schule gründete. Unter anderem beschäftigte
er sich intensiv mit Hegel und Lacan. Später ging er nach Paris, wo er seine
psychoanalytischen Studien bei Jacques-Alain Miller, dem Schwiegersohn
von Jacques Lacan, fortsetzte. Seit 1992 Professor für Philosophie an der Uni
versität Ljubljana hat er zahlreiche Gastprofessuren wahrgenommen und ist
seit 2007 als Internationaler Direktor am Birkbeck Institute for the Humanities

der Universität London tätig (vgl. Heil 2010: 9f.).

Mit Alain Badiou verbindet Zizek eine enge Freundschaft und wie dieser hält
auch er rigOTOS an der Aktualität der Ideen der Revolution und des Kommunis
mus fest. Ähnlich wie für Badiou ist für ̂ izek die Ablehnung des Totalitaris-
musdogmas der „nouveaux philosophes" und die Zurückweisung des ideologi
schen Narrativs vom ,JEnde der Geschichte" (Francis Fukuyam^ einer der
Ausgangspunkte seiner philosophisch-politischen Überlegungen (Zizek 2009:
19). Eine weitere Voraussetzung seines Denkens bildet die Auffassung, dass
die gegenwärtige Krise des Kapitalismus nicht bloß eine korrigierbare Abwei
chung von der globalen Modemisierungsdynamik, sondem einen ,^ehler im
System als solchem" (ebd.: 23) darstellt. Zentrale Felder der Kritik Ziieks bil
den der Zusammenhang von Kapitalismus und Demokratie, insbesondere die
Ideologie des „liberalen Multil^turalismus" (Zizek 2009a: 68-80), sowie

Entweder ist ihm die gesamte Diskussion über die möglichen oder tatsächlichen sozialstaatli
chen Funktionen des Staates und der damit verbundenen Differenzierungen des Kapitalismus
(z.B. der „varieties of capitalism") unbekannt oder er hält sie für a priori indiskutabel. Beides
wäre gleichermaßen zu kritisieren.

ijäek. fordert dazu au^ ,J^enm zu wiederholen", und zwar in dem Sinne, dass, wie auch Badiou
denkt, die Revolution unabhängig von bestimmten empirischen Bedingungen, immer aktuell sei.
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Theorien des Kapitalismus und der Demokratie, die sich selbst in einem lin
ken Diskiurs verorten, von Zizek aber als Verschleierung der wirklichen
Verhältnisse bekämpft werden. Das soll an zwei Beispielen verdeutlicht
werden.

Das erste Beispiel bezieht sich auf die Auseinandersetzung mit Antonio Negri,
insbesondere mit dem Konzept der ,Jvlultitude"^. Gegen Negri und andere
ihm nahe stehende Autoren erhebt Zizek folgende Einwände: Negri suggeriere
einen bruchlosen Übergang des ,JEmpire" zu einer fi-eien Gesellschaft, weil
der Kapitalismus angeblich nur noch eine parasitäre Hülle der modernen Pro
duktivkräfte, insbesondere der neuen Informations- und Kommunikations

technologien bilde. Indem er den systemischen Qiarakter kapitalistischer
Ausbeutung ausblende, betreibe er einen technologischen Determinismus des
kollektiven Emanzipationsprozesses. Die Darstellung des „Empire" weise au
ßerdem eine starke AfBnität zu jener Ideologie aufgeklärter Eliten des intema-
tionalen Kapitals (wie etwa der Akteure der Davoser Weltwirtschaftsforen)
auf, die Ziiek ironisch als ,Jconimunistischen Kapitalismus" (ebd.: 157) be
zeichnet, weil sie die Lösung kollektiver globaler Probleme auf der Basis ei
nes modemisierungsföhigen Kapitalismus propagiere. Mit seiner Polemik
trifft Zizek einen entscheidenden Schwachpunkt der „Empire"- und ,>Iultitu-
de"-Theorie, indem er deren Autoren zu Recht vorhält, den ökonomischen
Ausbeutungscharakter des Kapitalismus durch eine anonyme und parasitäre
Herrschaftsftmktion ersetzt zu haben, die nun angeblich durch die ,Jsdultitude"
allmählich abgelöst werde.

Das zweite Beispiel betrifft Zizeks Kritik an der Demokratietheorie von Clau
de Lefort, Emesto Laclau und Chantal Mouffe, die unter dem Label .^-adikale
Demokratie" bekannt geworden ist (Laclau/MoufFe 1985). Mit wenigen Sät
zen soll hier skizziert werden, was das Wesentliche der ,/adikalen Demokra

tie" ausmacht. Dire Autoren gehen davon aus, dass der Raum der Demokratie
niemals ganz geschlossen werden kann, da kein politischer Akteur das Uni
verselle vollständig repräsentieren könne. Letzteres bleibe immer eine leere
Stelle, die nur vorübergehaid hegemonial besetzt werden könne. Deswegen
kann der Kampf um Hegemonie kein Ende finden, sondern setzt sich als poli
tischer Antagonismus stets aufs Neue fort, es sei denn, der Raum der Demo
kratie würde durch ein totalitäres Regime geschlossen. Das Attribut ,/adikal"
hat keine inhaltliche politische Bedeutung, sondern will die absolute Unab-
schließbarkeit von Demokratie hervorheben.

^izek wirft der Theorie der „radikalen Demokratie" vor, sie suche einen „be
quemen Ausweg" (Zi2ek 2002: 167) aus dem Dilemma, einerseits uneinge
schränkt Demokratie sein zu wollen, andererseits aber immer etwas Bestimm

tes, zum Beispiel den Kommunismus, als nicht-demokratisch ausschließen zu

iiiek bezieht sich dabei konkret auf Negri/Scelsi 2007. Das Erscheinen von „Empire"
(Hardt/Negri 2002) hatte er noch überschwänglich als das „Kommunistische Manifest f&r un
sere Zeit" gefeiert.
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müssen. Auch widerspricht Zi2ek dem Primat des Politischen in der Theorie der
.radikalen Demokratie", insofern Demokratie sich nicht selbst konstituiere,

sondern immer „die Form einer Staatsmacht von Produktionsverhältnissen"

(ebd., 168) repräsentiere, die durch „fundamentale soziale Antagonismen" und
„Klassenkampf determiniert werde. In einer bewusst polemischen Übertrei
bung ordnet Zizek die Vertreter der „radikalen Demokratie" sogar in eine Kon-
tinuitätslmie politischen Denkens ein, die von Stalin über Laclau/Mouffe und
Hardt/Negri bis zu den Verfechtern eines „dritten Weges" (wie Anthony Gid
dens) reiche. Wie erklärt sich diese erstaunüche Konstruktion? Die Antwort
Ziieks läuft darauf hinaus, dass allen genaimten Theoretikem die Vorstellung
gemeinsam sei, dass sie an die Möglichkeit eines evolutionären Übergangs zu
einem höheren Zustand der Gesellschaft glaubten und die Singularität der Revo
lution als „Wahrheitsereignis" im Sinne von Alain Badiou negierten.

Den Theorien, die sich selbst als links verstünden, aber die Widerspräche des
Kapitalismus und der Demokratie letztlich verharmlosten, setzt Zizek im
Blick auf die Gegenwart die These von vier Antagonismen des globalen Kapi
talismus entgegen: 1. die ökologische Krise, 2. der Widerspruch zwischen ka
pitalistischem Privateigentum und „geistigem Eigentum", 3. der Gegensatz
zwischen traditionellen ethischen Prinzipien (z. B. in der Bioethik) und wis
senschaftlich-technischer Innovation und 4. neue globale Formen von Apart
heid (Zizek 2009a: 252fif.).

Auf der Suche nach einem Akteur, der in dieses Widerspruchsszenario zu interve
nieren vermag, stößt Äzek auf die Entstehung einer neuen globalen „Gegenklas
se" der Slumbewohner in Megastädtoi wie Mexiko-City oder Lagos. Diese neue
„Gegenklasse" trete heute an die Stelle des traditionellen Proletariats und rq)rä-
sentiere den,Anteil der Anteillosen" (ebd.: 242) und ,JNicht-dazu-Gehörigen", al
so die vollständig »Ausgeschlossenen", die sich vom traditionellen Proletariat und
dessen integraler Position im Kapitalismus unterscheiden. Weil sie die an den
„homo sacer" Giorgio Agambens (Agamben 2002) erinnernden »lebendigen To
ten" des „modernen Kapitalismus" sind und dessen radikale Negation verkörpem,
wird sich der Kampf um Hegemonie zwischen ihnen und den ökonomisch und
sozial Integrioten abspielen. Um diesen Kampf zugunsten der »Anteillosen" und
, Ausgeschlossenen" entscheiden zu können, müssen vier Prinzipien rigoros be
folgt werden, nämlich „egalitäre Gerechtigkeit*', „Schrecken" (im Sinne drakoni
scher Zwangsmaßnahmen), „Voluntarismus" (Kollektivität der Entscheidungen)
und „Vertrauen in das Volk" (^izek 2009a: 319). Diese Prinzipien erinnern allo*-
dings dier an das jakobinische Ethos d^ Tugendterrors als an Merkmale marxis
tischer Revolutionstheorie, auf die sich Ziiek immer wieder beruft.

Wie lassen sich seine oft zwischen assoziativen Deutungssprüngen und argu-
mentativer Analyse wechselnden Einlassungen beurteilen und inwieweit brin
gen sie dem linken Diskurs einen Gewinn?

Wie Badiou verdient auch Zizek für seine kompromisslose Ablehnung aller
Spielarten liberaler Ideologie Anerkennung und wie Badiou hält er an der Über
zeugung fest, dass trotz des konkreten Scheitems des sozialistischen Projekts
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dessen Notwendigkeit fortbesteht. Seine Kritik beispielsweise an Negri deckt
unnachsichtig die Mängel eines Denkens auf, das sich radikal und revolutio
när gebärdet, aber in seiner Konsequenz nicht einmal das Niveau eina* prag
matischen reformistischen Politik erreicht.

Das Problem des Staates und der Staatlichkeit handelt Zi2ek weniger abstrakt
ab als Badiou und erkennt an, dass staatliches Machtpotential auch für Zwe
cke genutzt werden kann, die der Herstellung von mehr sozialer Gerechtigkeit
und Gleichheit förderlich sind. So befürwortet er die Bildung bewafBieter
Einheiten in venezuelanischen Favelas mit Hilfe des Staates und konfrontiert

potentielle Kritiker mit der einleuchtenden Frage, ob es etwa besser sei, auf
mehr soziale Gerechtigkeit zu verzichten, nur weil sie durch staatliche
Machtmittel gewährleistet werde (ebd.: 263f.).

Problematisch ist dagegen sein Revolutionsverständnis insofern, als er, auf die
Situation Lenins vor der Oktoberrevolution verweisend, ,3ofi&iungslosigkeit"
(Zizek 2002: 15) geradezu als die eigentlich adäquate Voraussetzung einer Re
volution mystifiziert und so den weit verbreiteten Vergeblichkeitsdiskurs über
Möglichkeiten und Sinn von Revolutionen mit einer voluntaristischen Gegenpo
sition beantwortet, die zusätzlich durch sein ambivalentes, zwischen der symbo
lischen und realpolitischen Ebene hin- und her schwankendes Verständnis von
Gewalt belastet wird (Zizek 2009b). Auch die Berufimg auf die globalen Slum-
bewohner als potentiell revolutionäres Subjekt wirft Fragen auf. Reproduziert er
hier nicht jene Aporien, die bereits die ,4landgruppentheorie" Herbert Marcuses
(Marcuse 1967) aufwies, als sie einen abstrakten Gegensatz zwischen der ideo
logischen Reinheit der Marginalisierten und „drop outs" einerseits imd den ideo
logisch scheinbar unwiderruflich ins System hitegrierten andererseits unterstellte?

4. John HoUoway: Schrei der Empörung

John Holloway, Philosoph imd Poütikwissenschafller, wurde 1947 in Dublin
geboren. Die Entwicklung seines Denkens wurde u.a. durch Georg Lukacs,
Emst Bloch und Theodor W. Adomo, aber auch vom italienischen Operaismus
beeinflusst. Mehrere Jahre wirkte er an der „Open Marxism School" mit, einem
linken intellektuellen Netzwerk, das mit Namen wie Richard Gunn, Wemer Bo
nefeld und Kosmas Psychopedis verbunden ist und Berührungspunkte mit der
„Neuen Marx-Lektüre" in Deutschland aufweist. Seit den neunziger Jahren lebt
Holloway in Mexiko, wo er mit den Zapatistas zusammenarbeitete. Heute lehrt
er an der „Universidad Autönoma de Puebla" in Mexiko.

Sein international ein starkes Echo auslösendes Buch „Die Welt verändem,

ohne die Macht zu übernehmen" („Change the World Without Taking Po
wer") beginnt mit „dem Schrei" als existentiellem Ausdruck der Empörung
über Herrschaft, Ausbeutung, Entfremdung und Unrecht (Holloway 2002: 10-
20). Die diesem „Schrei" entsprechende kollektive Praxis ist „das Tun", von
dem Holloway eine „praktische Negation" der bestehenden Verhältnisse er
wartet. Für den Kapitalismus ist nach Holloway allerdings das Bestreben
kennzeichnend, den ,J^luss des Tuns" mittels instrumenteller Vernunft voll-
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ständig in eine Totalität des „Getanen", also der Verdinglichung, zu verwan
deln. Um das zu erklären, greift er auf den Marxschen Begriff des „Fetisch
charakters" zurück und setzt das „Getane" mit einem permanenten Prozess der
Fetischisierung gleich. Ihm müssen, wie Holloway fordert, die Unterworfenen
ihre Kreativität als „Anti-Macht" entgegensetzen, wenn sie sich befreien wol
len. Da aber auch die Unterworfenen von Fetischisierung nicht unberührt
bleiben, sei es eine Illusion zu glauben, die entfremdende Totalität des „Geta
nen" durch Kräfte aufheben zu können, die gleichsam von außen in die Ge
sellschaft eingreifen. So hätten Lukacs, Adorno und Marcuse jeweils auf ihre
Weise versucht, das System der Herrschaft von außen in Frage zu stellen:
nämlich Lukäcs mit der allwissenden Partei des Proletariats, Adorno mit dem
solitären kritischen Intellektuellen und Marcuse mit den angeblich revolutionä
ren „Randgruppen" (ebd.: 102-107). Als revolutionäres Subjekt kommt, so Hol
loway, aber auch die heutige Arbeiterklasse nicht mehr in Frage. Ihre Funktion
sei in der bisherigen marxistischen Theorie auf die Produktionssphäre reduziert
worden. Das „Tun" als Basis und Ausdruck des Widerstandes gegen den Kapi
talismus gehe aber qualitativ und quantitativ unendUch weit über Arbeit und
Produktion hinaus. Deshalb konstituiere sich das zukünftige revolutionäre Sub
jekt nicht mehr als Arbeiterklasse, sondem als unübersehbare Vielfalt eines
„Undefinierbaren" (ebd., 172) und dementsprechend sei der „Kampf um den
Kommunismus" weder inhalüich noch zeitlich bestimmbar und begrenzbar.

Im Unterschied zu ,JDie Welt verändan..." fokussiert Holloway in ,JCapitalismus
aufbrechen" („Crack Capitalism") auf das Problem der „abstrakten Arbeit" (Hol
loway 2010). Dieser bekanntlich von Marx stammaide Begriff steht nun bei Hol
loway für den Prozess der Unterwerfimg von Mensch imd Natur unter die Vo*-
wertungslogik des Kapitals. .Abstrakte Arbeit" trenne die Lohnarbeit von anderen
Tätigkeiten und schaffe so die Arbeiterklasse als Personifizierung und Charakter
maske des Kapitalverhältnisses. An dieser Stelle versucht Holloway, eine feminis
tische Perspeldve in seine Argumentation einzubauen. Zwar bringe die Charak
termaske „abstrakter Arbeit" den Typus des männlichai Arbeiters hervor, aber
„abstrakte Arbeit" könne die Fülle schöpferischen „Tuns" niemals vollständig ab
sorbieren imd lasse sich folglich auch nicht auf die Identität des männlichai Ar
beiters reduzieren. Schöpferisches Tun sei vielmehr weiblich imd deshalb verde
cke die Maske der „absü^en Arbeit" nicht den Menschen an sich, der ja allge
mein männlich konnotiert sei, sondem die ,/nulier absconditct\ die „verborgene
Frau". Sie nämlich repräsentiere als „Tätige" die Gesamtheit der latenten kreati
ven Möglichkeiten, daen Verwirklichung der Kapitalismus unterdrücke: ,X)er Tä
tige hat nicht dasselbe Geschlecht wie der Arbeiter. Tätigsein ist ein viel reichhal
tigerer Begriff und verweist eher auf die vielföltigen Fertigkeiten und Tätigkeiten,
die traditionell mit Frauen verbunden sind, denn auf die engere, eingleisige Tätig
keit, die für Männer typischer ist. Wenn wir der Tätigen ein Geschlecht zuschrei
ben müssen, dann sollten wir von ihr sicherlich als eina- 'Sie' denken, nicht als ei

nem 'Er': mulier absconditct\ (Ebd.: 217)

Die Bewegung des ,Aufbrechens" des Kapitalismus drückt sich nach Hollo
way praktisch in einer indefiniten Vielfalt des gegen die „abstrakte Arbeit"
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aufbegehrenden Tuns aus: Es reicht vom freundschafllichen Kuchenbacken
für die Nachbarn bis zu den Aktionen der „Landlosen" in Brasilien oder der
„piqueteros" in Argaitinien. Obwohl also das kollektive „Tun" äußerst hetero
gen sei, befurchtet Holloway nicht dessen Zerfeil in zahllose isolierte Mikropo-
litiken, weil sich alle Akte des „Tuns" gleichermaßen gegen die Totalität der
„abstrakten Arbeit" richteten. Dabei betont Holloway immer wieder, dass es
nicht darum geht, den Kapitalismus durch eine andere Totalität zu ersetzen;
denn diese würde die Zwänge des Kapitalismus nur wiederholen. Statt den Ka
pitalismus immer wieder zu reproduzieren, komme es vielmehr darauf an, an
ders zu leben: ,JDas ist Revolution: aufliören, den Kapitalismus zu machen, und
stattdessen etwas anderes machen." (Ebd.: 236) Revolution wird so zu einem
auf Handeln der Subjekte beschränkten Prozess, der von den strukturellen und
institutionellen Bedingungen der zu revolutionierenden Gesellschaft abgekop
pelt zu sein scheint. Damit nimmt Holloway allerdings eine folgenreiche Um-
deutung des Revolutionsbegriffs vor, wie ihn Marx verstanden hat; denn für
letzteren war die Idee eines qualitativen Bruchs mit der vorangegangenen Ge
sellschaftsformation und ihrem spezifischen systemischen Charakter konstitutiv.

Was überzeugt an Holloway's Argumentation, was ruft Widerspruch hervor?
Holloway verfügt über ein entwickeltes Sensorium für die Relevanz lebens
weltlicher Bedürfiiisse als Elemente und Triebkräfte des Kampfes gegen Un
terdrückung und Entfi-emdung. Zu Recht begreift er die Selbstveränderung der
Subjekte als eine notwendige Voraussetzung gesellschaftlicher VerändCTung.
Zustimmen kann man auch seiner Vorstellung, dass es im Kampf um Befi"ei-
ung keine privilegierten Akteure, geschweige denn Eliten, mehr geben kann,
da alle Handlungen der ,Jaeativen Anti-Macht" prinzipiell gleichwertig seien.

Entschieden zu kritisieren sind dagegen die epistemologischen Prämissen Hollo
way's und sein Wissenschaftsverständnis. So hält er begriffliche sozialwissen
schaftliche Systematisierung a priori fiir einen Ausdruck verdinglichten Denkens
und eines identitären Reduktionismus. Immer wieder wendet er sidi dabei gegen
VCTSuche im linken Diskurs, den Begriff der Arbeiterklasse wissenschaftlich zu
definieren und sie analytisch von ando'en sozialen Klassen und Kategorien zu un
terscheiden, was er schon an und für sich für einen Akt intellektueller Barbarei
hält. Wie aber linke Politik ohne analytische Kategorien und empirische Befunde
auskommen kann, will sie nicht in einen Zustand bloßer Spekulation verfeilen,
kann Holloway nicht befriedigend beantworten, ganz abgesehen davon, dass er
selbst in einer großzügigen Weise mit Kategorien umgeht, die Fragen aufwirft. So
feilt seine eigenwillige Interpretation des Marxschen Begriffe der „abstrakten Ar
beit au^ der ja bei ihm eine zentrale Rolle spielt. Während nämlich fiir Marx
„abstrakte Arbeit" zunächst nicht mehr und nicht weniger als der ökonomische
Begriff für die wertmäßige Vergleichbarkeit der auf dem Markt getauschten Wa
ren durch das Maß gesellschaftlicher Arbeitszeit ist (Marx 1969: 52ff.), deutet
Holloway „abstrakte Arbeif' in eine Metapher allgemeiner Entfi^dung um.

Völlig unhaltbar ist außerdem seine Verortung der Arbeiterbewegung am Pol
der „abstrakten Arbeit". Er setzt damit Arbeiterbewegung und Kapitalisten-
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klasse faktisch als kollektive Agenten „abstrakter Arbeit" und damit von Ent
fremdung gleich. Die konkrete Geschichte der Arbeiterbewegung, die Hollo-
way allerdings keines Blickes würdigt, widerlegt, wie die intemationale For
schung beweist, die fatale Behauptung, die Arbeiterbewegung sei immer nur
eine Lohnmaschine gewesen, imd liefert statt dessen ein Bild eindrucksvoller
sozialer, politischer und kultureller Vielfalt.

Wie auch bei Badiou fallt Holloway's Kritik am Staat einseitig imd abstrakt aus.
Weder historisch noch systematisch vermag er die Entwicklung und Funktion
des Staates zu beschreiben, der bei ihm ausschließlich Züge eines postmodemen
Leviathans annunmt (Holloway 2002:110-118). Die umfangreiche intemationa
le Forschung über die Rolle des Staates nimmt er dagegen entweder nicht zur
Kennmis oder kennt sie überhaupt nicht. Kritikbedürflig ist schließlich auch,
dass Holloway den von ihm vorgeschlagenen Begriff des ,Aufbrechens" mit
dem Begriff der „permanenten Revolution" besetzt, ohne sich um die unter
schiedlichen Bedeutungsgehalte in beiden Fällen zu kümmem.

4. Michel Onfray: Libertärer hedonistischer Antikapitalismus

Michel Onfray wurde 1959 in Argentan in der Normandie geboren und
stammt aus bescheidenen Verhältnissen. Er war zunächst Philosophielehrer an
einem Gymnasiiun, schied aber unter Protest gegen den staatlich vorgeschrie
benen Philosophieunterricht aus dem Schuldienst aus. Sein Denken ist beein-
flusst vom antiken Hedonismus, von Nietzsche, dem revolutionären Syndika
lismus Georges Sorels, von Guy Debord, Michel Foucault und Gilles Deleuze.
2002 hat Onfray in Caen/Normandie eine unabhängige „Volksuniversität"
(„Universite populaire") aufgebaut. Im Mittelpunkt seines Denkens steht ein
intellektuelles Engagement, das einen libertären, hedonistischen Individualis
mus mit Antikapitalismus und radikaler Staatskritik verknüpfen will.

Onfrays philosophische Position baut auf der Leidensfähigkeit und den Glücks
möglichkeiten des menschlichen Körpers auf.^ Letzteres sei aber mit der kapita
listischen Ökonomie ganz unvereinlw und kennzeichne so den für die Gegen
wart konstitutiven Widerspruch in der Gesellschaft; denn die gegenwärtige
Ökonomie des Kapitalismus werde - dieser Gedanke erinnert an Max Weber,
den Onfray jedoch nicht erwähnt — von der , Askese" des Profistrebens ange
trieben, das sich die Vitalität des Menschen einverleibe. Insofem bezeichnet

Onfray die kapitalistische Ökonomie auch als ,Jcannibalisch". Zu ihr biete je
doch der Marxismus keine echte Alternative, weil er nur ein neues Kontrollsys
tem an die Stelle des kapitalistischen setzen wolle. Statt dessen beruft sich
Onfray hier auf die „economie grao^e" („allgemeine Ökcmomie") von
Georges Bataille (1897-1962), die ausdrücklich dem Lustprinzip und den exzes
siven Bedürfiiissen des Menschen gewidmet sei, die der Kapitalismus als dys-
ftmktional ausmerzen wolle (Onfray 2001:122ff).

7
Zur philosophiegeschichtiicben Kontextualisierung seiner theoretischen Prämissen vgl.
OnfiBys Buch über „Philosophie der Ekstase" (Onfray 1993).
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Die libertäre Haltung Onfrays beruht auf der Mentalität einer „linken Mystik"
(ebd.; 132ff) sowie der intellektuellen Orientierung an einem Jinken Nietz
scheanismus" (ebd.: 176), der durch die Ideen vor allem von Michel Foucault
und Gilles Deleuze inspiriert ist und, wie Onfray meint, seit Mai 1968 noch
immer seiner Vollendung harre. Allerdings sei der „libertäre Überhumanis
mus", wie sich Onfray unter Anspielung auf Nietzsche ausdrückt (ebd.: 183),
ohne „epistemologischen Bruch" einerseits mit dem Marxismus und anderer
seits mit dem traditionellen Anarchismus eines Bakunin nicht möglich gewe
sen. Der in beiden Strömungen angeblich gleichermaßen vorhandenen Fixie
rung auf den Staat setzt Onfray die Vorstellung einer »Mikrophysik d^
Macht" (Michel Foucault) entgegen, da kapitalistische Modernisierung zu ei
ner „Kontrollgesellschaft" (Michel Foucault) ohne Machtzentrum geführt ha
be. Sie lasse sich nicht mehr, wie vom Marxismus und traditionellen Anar
chismus behauptet, mit der Logik des „Staatsstreichs" überwinden, sondem
nur durch eine ,J(evolutiomerung der Individuen^'' (ebd.: 201). Zukünftig müs
se man, um mit Gilles Deleuze zu sprechen, „zwischen der Zukunft der Revo
lutionen in der Geschichte und der Revolutionierung der Menschen" unter
scheiden. Letztere voranzutreiben, ist das erklärte Ziel Onfi^ys.

In diesem Zusammenhang räumt er der Kultur eine eminente Bedeutung in
modernen Gesellschaften ein, der ein libertäres politisches Engagement unbe
dingt Rechnung tragen müsse. Deshalb fordert er die Verwirklichung einer
„generalisierten Ästhetik" und einer ,Jcritischen Kultur", die gegen den mäch
tigen Widerstand von Konformismus, Systemloyalität und Manipulation in al
len gesellschaftlichen Bereichen verankert werden müsse (ebd.: 231-261).
Aus seinen theoretischen Überlegungen leitet Onfray folgende politische Per
spektive ab: Bs komme vor allem darauf an, den revolutionären Syndikalis
mus von Georges Sorel (1847-1922) zu aktualisieren , weil dessen Substanz
im unbedingten Willen zum „imaufhörlichen Kampf gegen Kapitalismus und
autoritäre Herrschaft bestehe. Praktisch könne man heute an diesen revolutio
nären Syndikalismus anknüpfen, indem man Aktionen wie Leistungsverwei
gerung in den Betrieben, Warenboykott, Verbraucherwiderstand und Sabotage
durchführe. In den sogenannte „coordinations", die sich als Basisorgane der
Streikede währed der große Streikbewegung 1995 in Frankreich bildete,
sieht Onfray konkrete Organisationsformen, die jenseits der Gewerkschaften
eine „wahrhaft subversiven Syndikalismus zu neuem Lebe erwecken"
(ebd.: 281) und so die Tradition des revolutionäre Syndikalismus der „direk
ten Aktion" in der Gegenwart fortsetzen könnte.

Wie lassen sich Onfrays Überlegunge zusammenfassend bilanziere?

Wie Holloway hebt auch er die Bedeutung subjektiver Erfahrungen und Be-
dürfiiisse für eine antikapitalistische Praxis hervor. Darin kann man ihm ebe-
so zustimme wie seiner Erkenntnis, dass Kultur zu einem wichtige Feld des

® Onfiay beruft sich neben Sorel auch auf andere Repräsentanten des Anarchismus und Anar-
chosyndikalismus wie Pierre-Joseph Proudhon, Auguste Bianqui und Fernand Pelloutier.
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Kampfes um gesellschaftliche Hegemonie geworden ist, weil hier die system
konforme Zurichtung der Individuen besonders wirksam betrieben wird.

So viel für die von Onfray emphatisch verteidigte Rolle der Autonomie der Indi
viduen spricht, so löst seine Tendenz zur Verabsolutierung individuellen Lustge
winns als der angeblich primären politischen Handlungsressource jedoch Wido*-
spruch aus, weil ein längerfristiges linkes Engagement nicht nur die Fähigkeit zum
Lebensgenuss, sondem unter Umständen auch das genaue Gegenteil erfordert,
nämlich die Fähigkeit zur Einschränkung, zum Verzicht und zur Selbstdisziplin.
Nach dem Mai 1968, der Onfray besonders lieb und teuer ist, hat sich an der
Karriere nicht weniger einstiger linker Aktivisten gezeigt, dass bald eintretende
Frustration und Anpassung an die etablierten Verhältnisse in der vorangegange
nen Verabsolutierung des Hedonismus vorprogrammiert waren.

In Anlehnung an Foucault, von dem er sich neben Deleuze vor allem inspiriert
fühlt, spricht Onfray von einer Heterogenität einer Macht ohne Zentrum. Die
se Sichtweise ist eine Vereinseitigung; denn in modemen kapitalistischen und
patriarchalen Gesellschaften bestehen Macht und Herrschaft sowohl aus de
zentrierten netzartigen Strukturen und ihren diffiisen Wirkungen als auch aus
klar lokalisierbaren Zentren wie den staatlichen und militärischen Machtappa
raten sowie den „global players" der kapitalistischen Wirtschaft (z.B. industriel
le Großkonzeme, Großbanken, „institutionelle Investoren" und Ratingagenturen
wie Standard & Poor's oder Moody's).

Schließlich reicht Onfrays Hinweis darauf dass individuelles Handeb durch ei
nen gleichsam emotional ansteckenden „altruistischen Individualismus" (Albert
Camus) vergemeinschaftet werden könne (ebd.: 287), keineswegs aus, um das
schwierigen Problem einer organisierenden Vermittlung der unterschiedlichen
linken Bewegungen, Initiativen und Akteure praktisch lösen zu können.

6. Schlussbemerkung

Intellektuelle wie Badiou, Zizek, Holloway und Onfray liefern, so sehr sie sich un
tereinander auch im Einzelnen unterscheiden mögen, dem heutigen Diskurs der
Linken eine Reihe diskussionswürdiger Anregungen. Aber ihre Positionen offen
baren auch gravierende Defizite. Sie liegen sowohl in der Widersprüchlichkeit ih
rer epistemologischen und methodischen Voraussetzungen als auch in den
Schwierigkeiten, das, was sie denken, mit politischen Perspektiven in Verbindung
zu bringen, die sich an der empirischen Wirklichkeit bewähren können. Darin
spiegelt sich ein spezifisches Dilemma ihrer Situation als kapitalismuskritische In
tellektuelle unter den heutigoi Bedingungen wider. Einerseits beanspruchen sie,
die Welt des Kapitalismus radikal zu kritisierai, aber andererseits fdilt ihr«- Kritik
der entscheidende ,dink" zu einer politischen Praxis, die an den konkreten Wider
sprüche und krisenhafte Entwicklunge da* moderne kapitalistische ed
patriarchale Gesellschaft anknüpft. Insofern sind die hier berücksichtigte Ver-

9
OnfiBy stütz sich auf hier auf Albert Camus „Der Mensch in der Revolte" (Camus 1953), das
bei seinem Erscheinen unter den französischen Intellektuellen zu heftigen Kontroversen führte.
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treter eines postmodemen Linksradikalismus letztlidi auch bloß Philosophen, die
„die Welt nur unterschiedlich interpretieren", zu ihrer praktischen Veränderung
aber nur wenig beitragen können, obwohl gerade das ihr erklärtes Ziel ist.
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Claudius Vellay

Entfremdung aus Sicht der Lukacsschen Ontologie
Materialistische Ethik diesseits von Religion und Glaube (Teil J)

Der nachfolgende Artikel stellt sich die Aufgabe, einen groben Überblick über
die Entfremdungskonzeption in der Lukacsschen Ontologie des gesellschaftli
chen Seins zu geben, mit besonderer Berücksichtigung der Religion als dem
Archetyp aller vorwiegend ideologisch vermittelten Entfremdungserscheinun
gen. Dies kann umso weniger umfassend geschehen, da gleichzeitig die Ge
samtanlage der Lukäcsschen Ontologie als Emeuerungsprojekt des Marxis
mus vorgestellt werden soll, in welche sich das Lukäcssche Verständnis der

Phänomene Entfremdung, Religion und Glauben einordnet. Die Spezifik des
Lukäcsschen ontologischen Ansatzes wird dabei in Abgrenzung zu anderen
Emeuerungsversuchen des Marxismus herausgestellt.

Projekt materialistische Ethik

Zu Anfing sei in Erinnerung gerufen, dass die Ontologie des gesellschaftlichen
Seins von Lukacs als Vorarbeit zu einer materialistischen Ethik konzipiert wur
de, und er darin seinen wichtigsten Beitrag zur schon damals als unabdingbar
eingeschätzten Erneuerung des Marxismus sah (vgl. Benseier, Jung 2005. 483).
Eigentlich hatte Lukäcs im Anschluss an die so genannte „große" Ästhetil? vor
gehabt, eine materialistische Ethik zu entwerfen, d.h. eine Philosophie der men
schlichen Werte und Normen auf materialistischer Grundlage. Es ist ein ambiti-
oniertes Projekt, aus dem, was ist, bzw. genauer: aus dem, wie es geworden ist,
dasjenige, was werden soll, ableiten zu wollen. Lukäcs wendet sich damit gegen
Ansätze, ethisches Verhalten entweder mit Bezug auf eine transzendente (göttli
che) Macht oder über einen subjektiv-intuitiven bzw. gefühlsmäßigen Zugang
zu begi^den. Dem stellt er sein Konzept entgegen, Ethik entwicklungsge
schichtlich als Produkt der menschUchen Selbsterschafftmg aufeufissen. Auf
dem Weg dorthin ist bei Lukacs die Ontologie des gesellschaftlichen Seins ent
standen, da er während der Ausarbeitung feststellte, dass eine materialistische
Ethik eine ontologische Grundlegung erfordert (vgl. Benseier 1986. 731 f.).

Der Aufbau der Ontologie

Diejich in Anlehnung an Nicolai Hartmann kritisch, als ,J»hilosophia Ulti-
ma' , verstehende Ontologie von Lukäcs ist das Projekt einer umfassenden

Als Bd 13 {Lukäcs 1984) einschließlich der Prokgomena und Ed 14 {Lukäcs 1986) der Lu-
käcs-Werkausgabe veröffentlicht.

iMs Bd 11 Ästhetik 1. Die Eigenart des Ästhetischen. 1. Halbband {Lukäcs 1963a) und Bd 12
Ästhetik 2. Die Eigenart des Ästhetischen. 2. Halbband {Lukäcs 1963b) der Lukäcs-
Werkausgabe veröffentlicht.

„Philosophia Ultima" meint hier, dass sie sich die Ergebnisse der Wissenschaften kritisch an-
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Kategorienlehre, welche den Aufbau des Seins in drei Sphären erfesst: Anorga-
nik, Organik und gesellschaftliches Sein (s. neben dem Kapitel zur Ontologie
von Hartmann vor allem die Prolegomena, vgl. Lukacs 1984.8 ff. u. 421 ff.; zur
Lukasschen kritischen Rezeption von Hartmanns Ontologie vgl. Vellay 2012b).
Selbst wenn sein eigentliches Projekt in der Ausarbeitung einer Gesellschaftson-
tologie mit Zielrichtung auf eine materialistische Ethik bestand, so stellte sich
doch zumindest eine grobe Behandlung aller Seinssphären (einschließlich der
Naturdialektik) als nötig heraus, allein schon für das Verständnis des Zusam
menhangs (dies wird beispielsweise heute besonders deutlich an dCT ökologie-
frage) und insbesondere der entwicklungsgeschichtlichen Herleitung.

Dabei beansprucht Lukäcs eigentlich „nur" die Ausarbeitung der im Grunde
genommen schon bei Marx implizit vorhandenen Ontologie, einschließlich
der materialistischen Naturontologie, der geschichtlichen Verfasstheit und der
Prozesshafligkeit des Seins sowie der dialektischen Widersprüchlichkeit etc.
(vgl. Lukäcs 1984. 566, s. auch: Lukäcs 1995. 32). Lukäcs will die Möglich
keiten und Bedingimgen menschlichen Handelns allgemein bestimmen und,
abgeleitet daraus, diejenigen der menschlichen Emanzipation aufeeigen.

Marxismus wird hier nicht nur als (ökonomische) Kapitalismusanalyse ver
standen, auch nicht nur als aus der Kritik der Religion zu schlussfolgemder
kategorischer Imperativ, „alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch
ein erniedrigtes, geknechtetes, verlassenes oder verächtliches Wesen ist" (Marx
1839-1844. 385, Hervorhebung im Original), sondem als umfassende Weltan
schauung, d.h. als ein geschichtsphilosophisches System der Welterklärung,
welches das große Projekt des bürgerlichen Humanismus der Befreiung und
Emanzipation der Menschheit auf eine materialistische Grundlage stellt.

Aufgrund dieses Anspruchs des geschichtsphilosophischen Systems, so urteilt
der Pariser Philosoph Nicolas Tertulian (vgl. Tertulian 2006. 30-33; dt.: Ter-
tulian 2008), wird das Alterswerk von Lukäcs weitgehend übergangen bzw.

eignet und dabei der auf das Sein gerichteten „intentio recta" in der Linie ,Alltag-Wissenschafl-
Ontologie" folgt (vgl. Lukäcs 1984. 425 u. 429), statt als klassische (idealistische) „Philosophia
Prima" dogmatisch postuliert zu werden. Davon unbeschadet versteht sich die kritische Ontologie
von Lukäcs - wie diejenige von Hartmann - als grundlegende und insofern erste Philosophie, auf
der beispielsweise die Ethik au&ubauen hat (vgl. Tertulian 2005b. 78).

Mit dem Verwerfen der Dialektik der Natur eigentlich nur das gesellschaftliche Sein als Sein
anerkannt zu haben, bezeichnet Lukäcs als den „grundlegenden ontologischen Fehler*' seines
wohl einflussreichsten Jugendwerks Geschichte und Klassenbewußtsein von 1923 (als Band 2
der Lukäcs-Wericausgabe im Jahr 1968 veröffentlicht, s. Lukäcs 1968a), da dadurch ,jene U-
niversalität des Marxismus vollkommen fehlt, die aus der anorganischen Natur die organische
ableitet und aus der organischen Natur über die Arbeit die Gesellschaft". (Vgl. Eörsi 2005.
112) Auf weitere folgenschwere Schwächen von Geschichte und Klassenbewußtsein wird im
Folgenden noch zurückzukommen sein.

Einen knappen aber präzisen Überblick über das ,Jh-ograinm" der Lukäcsschen Ontologie fin
det sich in Benseier, Jung 2005. 483 ff., sowie etwas ausfuhrlichere deutschsprachige Präsen
tationen in Tertulian 1986 und Hahn 2001. Darüber hinaus sei verwiesen auf die zahlreichen
Beiträge in Dannemann, Jung 1995.
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abgelehnt - so beispielsweise bei Vertretern der Frankfurter Schule, z.B. Ha
bermas (vgl. Benseier 1986. 747) oder auch bei Lukacs' ehemaligen, postmo-
dem gewendeten Schülem Ferenc Feher, Agnes Heller, György Markus, Mi-
häly Vajda (vgl. Fehör et al. 1986a u. Feher et al. 1986b). Deren Kritik lässt
sich dahingehend zusammenfassen, dass die Zeit der Utopien und „großen Er-
zählimgen" in der Tradition des Historischen Materialismus vorbei sei (vgl.
Fehdr 1994), ganz im Sinne des später von Fukuyama postulierten „Endes der
Geschichte" (Fukuyama 1992) . Abgesehen davon, dass selbst der 1989 er
folgte Zusammenbrach des Projekts Sozialismus ja nicht das Ende von sozia
len Kämpfen bedeutete, welches fortan den K^italismus als letztes Stadium
der menschlichen Entwicklung bestimmt hätte , abgesehen davon also hätte
Lukacs seinen Kritikern wohl geantwortet, dass die Aufgabe einer integrier
ten, rationalen Weltanschauung dem Irrationalismus bzw. der „unreinen Ver
nunft" Tür und Tor öffiie.

Die von Lukacs initiierte „ontologische Wende" im Marxismus (Benseier
1995) versucht insbesondere den Platz des Subjektiven und des Individuums
zu rehabilitieren. Im ersten Band der Ontotogie des gesellschafilichen Seins
widmet sich Lukacs im Rahmen des Aufbaus seiner Kategorienlehre im We
sentlichen der Artikulation der Gesellschaflsontologie mit einer allgemeinen
Naturontologie (ihre Schnittstelle bilden die jeweiligen Zentralkategorien Te-
leologie imd Kausalität; s. insbesondere die Ausfuhrungen in den Prolegome-
na, vgl. Lukacs 1984. 7 ff.) und der philosophiegeschichtlichen Herleitung ei
ner materiahstischen Ontologie (in Abgrenzung zur erkennmistheoretisch-
logisch dominierten Philosophie mit der Notwendigkeit als Zentralkategorie
und im Nachvollzug der Herausbildung der Ontologie von Hartmann und He
gel bis zu Marx, mit dem Sein als Zentralkategorie). Im zweiten Band geht der
Argumentationsgang zu den „wichtigsten Problemkomplexen", von der Arbeit
„als Urphänomen, als Modell des gesellschaftlichen Seins" (Lukäcs 1986.10),
über die Reproduktion, zur Ideologie und mündet schließlich - als ,Ja-önender
Abschluß" (Tertulian 2006. 30) - in das Entfremdungskapitel. Wobei nach
Lukäcs die religiöse Entfremdung den Archetyp aller vorwiegend ideologisch
vermittelten Entfremdungserscheinungen bildet (vgl. Lukacs 1986. 605)®.

Allerdings bedurfte es nicht erst des Endes des realsozialistischen Experiments, damit die
Apologeten der kapitalistischen Gesellschaft das ,3nde der Geschichte" verkündeten. Lukäcs
selbst hat sich wiederholt mit solchen Positionen, insbesondere neopositivistischer Provenienz,
auseinandergesetzt (vgl. beispielsweise Lukäcs 1986.586).

Es sei an dieser Stelle daran erinnert, dass Lukäcs meinte, noch der schlechteste Sozialismus
sei besser als der beste Kapitalismus (vgl. Lukäcs 1969, zitiert nach Eörsi 1981. 10 f.). Trotz
aller Einschränkungen sah er den Sozialismus als historisch einen Schritt voraus an, weil in
ihm die ökonomische Grundlage der Ausbeutung weitgehend abgeschafft war - womit jedoch
nur sehr bedingt etwas ausgesagt ist über den Grad fortdauernder Entfremdung.

Mit der Untersuchung der Entfi«mdung und insbesondere der Religion als Entfremdungsphä
nomen setzt sich Lukäcs aus ontologischer Perspektive an mehreren Stellen sowohl in der On
totogie als auch in der/ii/Aer/A auseinander (vgl. insbesondere Lukäcs 1963b. 675 ff. u. 775 ff.,
Lukäcs 1984. 193 ff. u. 398 ff. u. Lukäcs 1986.501 ff.).
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Drei Beispiele kontroverser Diskussion des Entfremdungs
begriffs

Allerdings ist der Entfremdungsbegriff keineswegs unumstritten in der mar
xistischen Diskussion, wovon im Nachfolgenden drei Theoriestränge lediglich
benannt seien: Erstens die in der Tradition des theoretischen Anti
Humanismus und Anti-Historismus von Althusser^ stehende völlige Ableh
nung des Entfremdungsbegriffs (vgl. Althusser, Balibar 1972. 158, eine Wie-
deraufiiahme der strukturalistischen Ablehnung der Entfremdung findet sich
in Heinrich 2006 und in abgeschwächter Form, wonach die Entfremdung ein
undeutlicher Begriff sei, „dem man nicht trauen sollte", im Kritischen Wör
terbuch des Marxismus, vgl. Labica 1984. 300)^". Zweitens die Reduktion der

Lukäcs polemisiert selbst noch gegen die, auch ohne namentliche Nennung, unschwer auszuma
chenden Anhänger des Althusserschen Strakturalismus, welche „das Problem der Entfremdung
für eine Spezialfrage des jungen (noch philosophischen) Marx halten, über die der reife ,Öko-
nom' hinweggeschritten sei" {Lukäcs 1986. 503). Beispielsweise zitiert er aus den Marxschen
Theorien über den Mehrwert zur Höherentwicklung der Individualität und der Gattung Mensch
unter Aufopferung von Individuen (vgl. Marx 1863.111), welche in seinen Augen auch den vor
geblich „rein ökonomisch-wissenschaftlichen" Marx als Theoretiker der Entfremdung ausweisen,
die in der fortschreitenden Entwicklung der objektiven bei gleichzeitiger Vergewaltigung der sub
jektiven Seite bestehe (vgl. Lukäcs 1984.193). Tertulian wagt gar die These, dass auf der Gmnd-
lage weiterer Bezüge (z.B. zur „Gattungsmäßigkeit für sich" im Kapital) dem „epistemologischen
Bruch" des Althusserschen Marxismus ein gehöriger Schlag versetzt wird, von dem er sich
schwerlich erholen werde (vgl. Tertulian 2006. 36 f.; für eine ausführliche Kritik der Reduktion
des Entfi«mdungsbegrif& auf das Marxsche Frühwerk vgl. auch S^e 1974).

Bei Michael Heinrich stützt sich seine Wiederaufhahme der die Entfremdungsproblematik ab
lehnenden Theorie des konzeptionellen Bruchs bei Marx auf seine zentrale These, wonach
(auch die Marxsche) Wesensphilosophie auf dem theoretischen Felde des „Individualismus"
der bürgerlichen Ökonomie verbleibe. Dem Paradigma des „Individualismus" zufolge leiten
sich die Gesellschaftstrukturen aus dem inneren Wesen der Individuen ab (z.B. könnte eine
Lesart sein, die Konkurrenzgesellschaft aus dem - jedem Menschen innewohnenden - Egois
mus herzuleiten). Marx' Wesensphilosophie, so sie denn überhaupt noch beim reifen Marx
aufscheine, bleibe nun - ambivalent - diesem „Individualisinus" verpflichtet, welchen er doch
gerade angetreten sei, mittels seiner Kritik der politischen Ökonomie in einer Kuhnschen wis
senschaftlichen Revolution zu überwinden (vgl. Heinrich 2002.31 ff.).

Aus Sicht von Lakatos versucht Heinrich mit seiner These der Ambivalenz der Marxschen
Grundkategorien - legitimer Weise - den ,4iarten Kem seines Forschungsprogramms" mit
starken Hilfshypothesen abzusichern (vgl. Lakatos 1982), während Popper ihm vermutlich
vorgeworfen hätte, eine illegitime Immunisierungsstrategie für seine Theorie zu verfolgen
(vgl. Popper. Hansen 1994). Heinrichs Ambivalenzthese zufolge wäre Marx auch nach seinem
„revolutionären" Bruch dem theoretischen Feld der (neo-)klassischen Ökonomie noch aii vie
len Stellen verbunden geblieben: Wenn sich also beim reifen Ökonomen Marx noch „Über
bleibsel" eines Entfremdungsdiskurses bzw. einer menschlichen Gattung(smäßigkeit) ausfin
dig machen lassen, so belegen (in dieser Theorieanlage) solche Beispiele angesichts der Marx
schen Inkonsequenz nur Heinrichs (vorausgesetzte) Ambivalenzthese, keinesfalls aber die von
Lukäcs (und anderen) behauptete Kontinuität des Entfremdungstopos im Oeuvre von Marx.
Wichtiger aber - und hier herrscht sicherlich Einigkeit mit Heinrich - als die Frage der korrek
ten Marx-Exegese, ist diejenige nach der angemessenen Gesellschaftsanalyse, wozu die Onto
logie des gesellschaftlichen Seins von Lukäcs einen tiefgehenden und um&ssenden Erklä
rungsansatz bietet. Weit entfernt vom „methodischen Individualismus" des Mainstreams bür
gerlicher Sozialwissenschaft - von deren zentralem Paradigma des „homo oeconomicus" man
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Entfremdungsphänomene auf vorsozialistische Verhältnisse in den Ländern
des Realsozialismus^\ und drittens die Traditionslinie des „westlichen Marxis
mus", welche in Lukäcs' einflussreichem Frühwerk Geschichte imd Klassenbe
wußtsein (1923) eines ihrer Gründungsdokumente sieht^^. Gemeint sind insbe
sondere Vertreter der Frankfurter Schule, wie Habermas, oder des Existentia
lismus, wie beispielsweise Sartre (zur Rezeptionsgeschichte vgl. Tertulian
2005a u. Tertuhan 2005b). Handelt es sich bei den ersten beiden Interpretatio
nen des Entfremdungsbegrifife um eine Marginalisierung der Entfremdungsphä
nomene, so zeichnet sich letztere im Gegoiteil durch ihre Überdimensionierung
aus: Entfremdung wird zur ewigen ,condition humaine' überhöht.

Der Entfremdungsbegriff: von Hegel zum jungen Lukäcs

Zwar hebt der reife Lukäcs die „ausschlaggebende Bedeutung" seines Ju
gendwerks Geschichte und Klassenbewußtsein gerade in Bezug auf die Kate
gorie der Entfremdung hervor, welche „zum erstenmal seit Marx als Zentral
frage der revolutionären Kritik des Kapitalismus behandelt wird" (vgl. Lukäcs
1968b. 24, s. auch Eörsi 2005. 112)*^. In dieser Schrift bleibe jedoch das Ver

sich etwa soviel Realitätsgehalt versprechen sollte wie vom christlichen Abendmahlmythos -
leitet der reife Lukäcs weder die Gesellschaflsstrukturen allgemein noch die in wechselseitiger
Beding&eit sich historisch entwickelnden Kategorien vrie Entfremdung, (sich entfeltende)
Persönlichkeit und menschliche Gattungsmäßigkeit etc. aus der (gegebenen) inneren Verfiisst-
heit der Individuen ab. Allerdings stellt sich die Ontotogie die Aufgabe, eine materialistische
Subjekttheorie zu entwickeln, welche das teleologische Handeln der menschlichen Individuen
zum Zentralpunkt des (selbsterschaffenen) gesellschaftlichen Seins macht.

Lukäcs wandte sich gegen die „stalinistische" Haltung, der zufolge die bloße Einführung des Sozia
lismus die Entfremdungen übawinde (vgl. Lukäcs 1986. 551). So wurde im PftUosophischen Wor
terbuch der DDR die Entfremdung auf ein rein kapitalistisches Phänomen reduziert (vgl. Buhr et al.
1975. 326), deren Obertragung auf sozialistische Verhältnisse sie in eine „abstrakte, unhistorische
Kategorie" {Buhr et al. 1975. 330) verwandele. Der Begriff der Verdinglichung hingegen, bei Lu
käcs eine zentrale Vermittlungskategorie der Entfremdung, wurde gar nicht erst aufgeführt

Insofem irrt Heinrich, wenn er memt feststellen zu können, dass vor der Veröffentlichung der
Ökonomisch-Philosophischen Memuskripte \a den 1930er Jahren »jiiemand auf die Idee [kam,] im
Kapital nach einer Theorie des menschlichen Wesens und der Entfremdung zu suchen" (vgl.
Heinrich 2002. 34). Für Lukäcs als einem der, wenn nicht gar dem „Gründungsvater" (1923) des
nach-Marxschen Entfremdungsdiskurses ist die Lektüre dieser Manuskripte in den 30em dagegen
der katalytische Ausganjgspunkt seiner Hinwendung zur Ontologie (s. nachfolgend) und damit in-
sbesondere zur materialistischen Fassung des Entfiraidungskonzepts (vgl. Lukäcs 1968b. 38).

Tertulian nennt zusammenfessend in seiner Einleitung zur französischen Ausgabe von Lukäcs'
Schrift Dialectique et spontaneite (2001) als weitere wichtige Leistungen des berühmten Ju
gendwerks, welche Lukäcs dauerhaft, wenn auch auf neuer ontologischer Basis, zu bewahren
trachtete, u.a. den nachhaltigen Anti-Naturalismus bei der Interpretation des gesellschaftlichen
Seins, die mächtige Wiederaufwertung der Hegeischen Dialektik, die ausgeprägte Geschicht
lichkeit der Kategorien und die Irreduktibilität der Praxis (vgl. Tertulian 2001. 16 £). Die lan
ge Zeit in Archiven verschollene Schrift Chvostismus und Dialektik (1925), in welcher Lukäcs
Geschichte und Klassenbewußtsein gegen die unmittelbaren Angriffe der 3. Internationale,
insbesondere von Deborin und Rudas in der Zeitschrift Arbeiterliteratur, verteidigte, wurde
zwar 1996 in Budapest veröffentlicht (eine engl. Übersetzung folgte im Jahr 2000), aber in
Deutschland steht ihre vollständige Publikation noch aus. In Z 31 (September 1997) erschien
der einleitende Abschnitt des ersten Teils dieser Studie (vgl. Lukäcs 1997) und im Lukäcs-
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ständnis der Entfremdung ,^em im Hegeischen Geist" idealistisch, denn ihre
„letzte philosophische Grundlage" bilde „das im Geschichtsprozeß sich realisie
rende identische Subjekt-Objekt" des Proletariats. Diese »^rein metaphysische
Konstruktion" des identischen Subjekt-Objekts stelle ein „Überhegeln Hegels"
dar, welche „an kühner gedanklicher Erhebung über jede Wirklichkeit objektiv
den Meister selbst zu übertreffen" beabsichtige (vgl. Lukäcs 1968b. 25).

Bei Hegel ist der Entfremdungsprozess in der Entwicklungsgeschichte des men
schlichen Geistes seine Entäußerung in der Vergegenständlichung some die
Aufhebung der Entfremdung durch die Subjekt-Objekt-Identität in Religion (der
Vorstellung) und Philosophie (dem Begriff) (vgl. Lukacs 1986. 557). Beim jun
gen Lukacs wurde daraus die Entfremdungsüberwindung durch die - fiktive,
wie der späte Lukacs zu Recht sagen wird - Subjekt-Objekt-Einheit in der Par
tei und der Revolution. Fiktiv deshalb, da es einerseits in der realen Welt - im
Unterschied zur idealistischen Welt des absoluten Geistes bei Hegel - keine
bzw. bestenfells eine metaphorische Verschmelzung von Subjekt und Objekt
geben kann, und andererseits eine mit Vergegenständlichimg gleichgesetzte Ent
fremdung nicht aus der Welt zu schaffen ist - es sei denn, man schafft den Men
schen selbst ab. Insbesondere dieser ,4undamentale und grobe Irrtum" der
Gleichsetzung von Entfremdung mit Vergegenständlichung ,4iabe sicherUch
vieles zum Erfolg" seines berühmten Jugendwerkes beigetragen (vgl. Lukacs
1968b. 26), urteilte Lukäcs selbst in seinem weithin ignorierten Vorwort von
1967 zur lange verzögerten Neuauflage von Geschichte und Klassenbewußtsein.
Rückblickend wertet Lukacs das Werk als Ausdruck seiner ,JLehrjahre des
Marxismus" (vgl. Lukäcs 1968b. 11), in welchen er dem Idealismus verhaftet
bleibe, da die Analyse ökonomisch-gesellschaftlichar Phänomene nicht in der
Arbeit ihren Ausgangspunkt genommen hätte (vgl. Lukäcs 1968b. 21). Lukäcs'
vollständige Hinwendung zum Materiaüsmus vollzieht sich erst während seines
Aufenthalts am Marx-Engels-Institut in Moskau Anfeng der 30er Jahre unter
dem „umwälzenden Eindruck" - Lukäcs spricht gar von einem „Schock" (Lu
käcs 1968b. 38) -, welchen die wiederentdeckten und zu diesem Zeitpunkt ge
rade vollständig entzifferten Marxschen Ökonomisch-philosophischen Manu
skripte von 1844 (Marx 1837-1844) auf ihn ausgeübt hatten. Diese neue Marx-
Lektüre ließ „alle idealistischen Vorurteile" von Geschichte und Klassenbe
wußtsein zusammenbrechen (vgl. Lukäcs 1968b. 38) und beg^dete seine
Hinwendung zur Ontologie, welche mehr als 30 Jahre später in sein philosophi
sches Hauptwerk, die Ontologie des gesellschaftlichen Seins, mündete.

Vergegenständlichung und Entfremdung

Vor allem die Marxsche Auffassung der „Gegenständlichkeit als primär mate
rielle Eigenschaft aller Dinge und Beziehungen" (Lukäcs 1968b. 38) und der
Vergegenständlichung, des gegenständlichen Schaffens, als „natürliche ... Art

Jahrbuch 1998/99 das 2. Kapitel (vgl. Lukäcs 1999).
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der menschlichen Bewältigung der Welt" (Lukäcs 1968b. 38) erschütterten
die theoretischen Fundamente von Geschichte und Klassenbewußtsein. Wäh
rend Vergegenständlichung also untrennbar zum Menschen gehört und inso
fern tatsächlich als eine „ewige" condition humaine angesehen werdoi kann,
stellt die Entfremdung „eine spezielle Abart" (Lukäcs 1968b. 38) dar, welche
der reife Lukäcs (im Anschluß an Marx) als eine sowohl historisch auf einer be
stimmten Entwicklungsstufe der Arbeitsteilung erst entstehende (vgl. Lukäcs
1986. 509) als auch für den Menschen prinzipiell überwindbare und an be
stimmte sozio-historische Bedingungen geknüpfte Erscheinung analysiert.

In Anknüpfung an Geschichte und Klassenbewußtsein lässt sich hingegen bei
Vertretern der Frankfurter Schule sowie bei Sartre und anderen Existentialis-

ten eine Tendenz ausmachen, die Entfremdung als ewige Existenzbedingung
des Menschen, als dunkle condition humaine, aufeufiissen (vgl. Lukäcs 1968b.
26), welche (bestenfalls) einer fortwährenden Ideologiekritik zu unterziehen
sei. Lukäcs sieht darin die Fortsetzung der schon von Marx kritisierten Hal
tung der Linkshegelianer der 1840er Jahre, der zufolge Einsicht, Durchschau
en, Entlarven etc. in Bezug auf die Entfremdung gleichbedeutend mit ihrer
Aufhebung seien, während es tatsächlich ihrer praktischen Überwindung be
dürfe.'^ Für Lukäcs erscheint die gleiche Haltung der „Suprematie des rein
Theoretischen" im 20. Jahrhundert in Begriffen wie „Geworfenheit, Entideo-
logisierung, Provokation, Happening" etc. (vgl. Lukäcs 1986. 563 f.).

In Abgrenzung zu solchen, den Oberflächensymptomen verhafteten Anschau-
imgen beharrt Lukäcs auf der Kapitalismusl^tik von Marx und seiner Per
spektive der universellen Befreiung der Menschheit Der Marxismus bietet
nicht nur eine tiefgründige Analyse der gesellschaftlichen Ursachen von Aus
beutung und Unterdrückung, sondern setzt sich darüber hinaus das Ziel der

14
In ähnlichem Zusammenhang kritisiert Lukäcs auch die den Tod Gottes proklamierende Positim
Nietzsches und des Existentialismus im Anschluss an Heidegger als einen „zu nichts veipflichten-
de(n) religiöse(n) Atheismus" {Lukäcs 1986. 655) - welcher zwar ohne Gott auskomme, aber an
sonsten Züge einer quasi-religiösen Vorbestimmtheit zu ewiger menschlicher Entfiemdung trage.

Lukäcs weist die Reduktion von Entfremdung und Verdinglichung auf bloße Bewusstseinsphä-
nomene bzw. lediglich unrichtiges Denken über den Menschen zurück (vgl. Lukäcs 1986.642 f.).
Auch diese Kategorien sind erst in zweiter Linie - richtige oder felsche - Bewusstseinsspi^elun-
gen, primär jedoch real seiende Prozesse. Ähnlich zeigt Heinrich, warum die Auffassung des Fe
tisch-Begriffs bei Marx als bloß &lsches, verschleierndes Bewusstsein der wirklichen Verhältnis
se zu kurz greife (vgl. Heinrich 2004. 71 f.). Dass es Heinrich eben&lls unter dem Bewusstseins-
aspekt ablehnt, Ideologie mit „felschem Bewusstsein" gleichzusetzen (vgl. Heinrich 2004. 71 f.),
wie es beispielsweise von der Frankfurter Schule praktiziert wird, ist dagegen problematisch. Oh
ne hier in gebührender Ausführlichkeit darauf eingehen zu können, sei die grundsätzliche Position
von Lukäcs zum Ideologiebegriff doch kurz benannt (vgl. Lukäcs 1986.397 ff".): Zwar handele es
sich bei Ideologien tatsächlich um Bewusstseinsphänomene; die lediglich abschätzige Verwen
dung des Ideologiebegriffs als eine die Wirklichkeit verfölschende Auffessung verkürze jedoch
die Marxsche Sichtweise, da grondsätzlich jede menschliche Äußerung ideologiefähig sei. Wie
Lukäcs in Auseinandersetzung mit dem Ideologiebegriff von Gramsci zeigt, bestimmt sich der
Ideolo^echarakter nicht vom bloßen Inhalt eines beliebigen Gedankenkomplexes her, sondern
von seiner Funktion in gegebenen sozialen Konflikten.
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Überwindung der Entfremdung durch die allseitige Emanzipation der mensch
lichen PersönUchkeit: Dct Kommunismus, verstanden als der Beginn der ei
gentlichen Menschheitsgeschichte, wird im Kommunistischen Manifest als ei
ne Gesellschaft proklamiert, „worin die freie Entwicklung eines jeden die Be
dingung für die freie EntwicWung aller ist" (Marx, Engels 1846-1848, 482).

Von der Religionskritik zur Kritik der entfremdenden Ver
hältnisse

Für Marx beginnt jede Kritik mit der Religionskritik und zwar nicht nur im
Sinne eines Verständnisses von Religion als kurzschließende ,JErklärung" von
Unverstandenem, wie Blitz, Tod usw. - dies ist die vorherrschende Richtung
der materialistischen Tradition seit dem Altertum - sondern sie wird als
Selbstverwirklichungsersatz kritisiert: Die Menschen flüchten sich in eine
phantastische Form der Selbstverwirklichung, da die bestehenden Verhältnis
se eine reale Selbstverwirklichung nicht zulassen (vgl. Marx 1839-1844. 378).
Lukacs zeigt au^ dass Marx über die Feuerbachsche Kritik, wonach der Mensch
die Religion erschaffe und nicht umgekehrt Gott den Menschen, hinausgeht:
Die Kritik der religiösen Entfremdung als „verkehrtes Weltbewußtsein" müsse
um die Kritik der verkehrten gesellschaftlichen Verhältnisse ergänzt werden.
Die tatsächliche Selbstverwirklichung ist nur jenseits des Rahmens der kapita
listischen Moderne möglich. Deren ontologischer Bezugspunkt ist nicht der ide
alistische ,citoyen', sondem der real gesellschaftliche ,homme', der bürgerlich
egoistische Mensch: der Andere, die Gesellschaft, das Gattungswesen stellt
nicht eine Möglichkeit der Selbstverwirklichung dar, sondem ist Schranke,
Hindemis und Konkurrent (vgl. Lukäcs 1986. 561).

Marx sieht in der a-geschichtlichen Haltung Feuerbachs (vgl. Marx, Engels
1845-1846. 45) einen wesentlichen Grund dafür, dass er die gesellschaftlichen
Bedingungen der Überwindung der Entfremdung allgemein, ebenso wie der
religiösen Entfremdung, nicht erkennen konnte. Für Marx wird letztlich nur
die praktische Erfehrung des menschlichen Wesens im Kommunismus die
theoretische Frage nach dem jenseitigen Wesen überflüssig machen. Wobei
für ihn die Erkenntnis der Geschichte des Menschen als Selbsterschaffung
durch Arbeit die theoretische Basis der Aufhebung der Religion darstellt.
Marx hat daher auch nicht etwa die Religion ziun Hauptfeind erklärt, welchen
es mittels des anti-religiösen Kampfes aus der Welt zu schaffen gelte. Statt

Insofern ist dem evangelischen Theologen Meyer beizupflichten, dass die Marxsche Kritik der
Religion nicht ihre „platte Abschaffung" meine und man den in ihr ausgedrückten .Seufizer der
bedrängten Kreatur' (Marx) nicht „wissenschaftlich weginterpretieren oder gar staatlich ver
bieten" könne (vgl. Meyer 2007. 87 f.). Seiner eigenwilligen Interpretation jedoch, wonach die
„materialistische Untersuchung" von Marx „auch eine kritische Theologie" sei (vgl. Meyer
2007. 89), lässt sich dagegen kaum zustimmen - nicht nur aufgrund der scheinbar den theolo
gischen Ansatz belegenden, gelinde gesagt großzügigen Auslegung einer Fußnote im Marx-
schen Kapital. Bei der ideologischen Auseinandersetzung zwischen (idealistischer) Religion
und (materialistischem) Marxismus handelt sich eben nicht um eine nur „angebliche", wie
Meyer meint (vgl. Meyer 2007. 87), sondem um eine tatsächliche „Unvereinbarkeit im Welt-
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sie zu überwinden, bleibe dieser bürgerliche Atheismus als letzte „Stufe des
Theismus, der negativen Anerkennung Gottes" (Marx, Engels 1844-1846.
116) noch im Ehmstkreis der religiösen Entfremdung befangen.

Lukäcs' EntfremdungsbegrifT

Lukacs übernimmt von Marx die strikt historische Herangehoisweise an alle Phä
nomene der Wirklichkeit. Er erinnert des Öfteren an den Ausspruch von Marx,
dass es im Grunde nur eine Wissenschaft gäbe, nämlich diejenige der Geschichte
(vgl. Marx, Engels 1845-1846.18) imd dass man ein Phänomen, zumal ein gesell
schaftliches, nur verstehen könne, wenn und insofem man seine Genesis, also sein
Gewordensein, begreife (vd. beispielsweise Lukäcs 1984. 35 f. u. 562, s. auch
Benseier, Jung 2005.483). Diese historisierende Herangehensweise prägt eben-
fells seinai Entfremdungsbegriff. Der prozesshafte Charakter des gesellschaftli
chen Seins tritt deutlich hervor, wenn er die Entfremdung u.a, als Widerspruch
zwischen der Vervielföltigung der Eigenschaften sowie der Fähigkeiten und ihrer
Zusammenführung in der syntiietischen Einheit der Persönlichkeit beschreibt (vgl.
Lukäcs 1986. 504 ff. u. 641 f.).^® Obwohl auch Lukäcs beispielsweise schon von
Teamspezialisten spricht, „bei denen die raftSniert gezüchteten Spezialgeschick-
lichkeiten in höchstem Grad als persönlichkeitszerstörend wirken" (Lukäcs 1986.
504), ist dieses Phänomen heute wohl noch häufiger zu beobachten als vor 40 Jah
ren. Während das Tempo der Fähigkeitsaneignung im Computerzeitalto:, der Er-

anschaulichen", bei der Lukäcs keinen Spielraum für Konvergenz sah (vgl. Lukäcs 1987. 26) -
welche aber durchaus mit der von dem Befreiungstheologen Meyer geforderten „imbedingte(n)
Solidarität" (vgl. Meyer 2007. 87) zwischen Marxisten und fortschrittlichen Christen in den
politischen Alltagskämpfen vereinbar ist (vgl. auch Lukäcs 1987.41).

Die a-historische Herangehensweise verhindere dagegen ein wahrhaftes Verständnis des ge
sellschaftlichen, wie letztlich Oberhaupt jeden Seins, und rufe verdinglichende Vorstellungen
bzw. - in der Marxschen Terminologie - Fetischisierungen hervor. Schon in Geschichte und
Klassenbewußtsein sei allerdings Verdinglichung filschlicherweise als Synonym für Entfrem
dung verwandt worden (vgl. Lukäcs 1968b. 27) - auch dies ein Irrtum von einiger Wirkmäch
tigkeit Lange vor der Entstehung der Entfremdungsphänomene - gebunden an die geschichtli
che Herausbildung der menschlichen Persönlichkeit (vgl. Lukäcs 1986. 639) -, gehören „un
schuldige" Verdinglichungen, wie beispielsweise in der sprachlichen Benennung, zur mensch
lichen Aneignungsform der Wirklichkeit, welche auch auf einem höheren menschlichen Ent
wicklungsniveau nicht notwendig in entfremdende Verdinglichungen münden (vgl. Lukäcs
1986. 579). Entgegen den eben&lls stark durch Lukäcs' Jugendwerk beeinflussten tragisch
mystifizierenden Verdinglichungstheorien verortet der reife Lukäcs jedoch in der fixierenden,
dinghaften Auf&ssung der tatsächlich universal prozesshaften Welt das Kemelement der Ver
dinglichung. Dieser schon im Alltagsbewusstsein (notwendig) vollzogenen Reduktion der Ob
jekte auf ihre Erscheinungsebene der „erstarrenden Dinghaftigkeit" setzt er den ontologischen
Begriff der „prozessierenden Gegenständlichkeit" alles Bestehenden entgegen (vgl. Lukäcs
1984. 89 ff. u. Lukäcs 1986.576 ff.).

18
Lukäcs betont, dass die Entfremdung eine vielfiltige, plurale gesellschaftliche Erscheinung
sei, deren Momente in ein und demselben Menschen relativ selbstständig nebeneinander exis
tieren, ja sogar im Konflikt miteinander stehen können. Er nennt beispielsweise den in der Ar
beiterbewegung häufig zu beobachtenden Fall, dass (männliche) Arbeiter ihre Entfremdung als
solche bekämpfen, gleichzeitig ihre Frauen tyrannisch entfremden und sich damit zusätzlich
auch einer Selbstentfi^mdung aussetzen (vgl. Lukäcs 1986.528 f.).
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Wartung der technischen Beherrschung seiner Umwelt an jeden Einzelnoi , ex
trem zunimmt, stagniert gleichzeitig — bestenfells — das Niveau der ethischen
Sinngebung verbunden mit entsprechendoi gesellschaftspolitischen Pospektiven.

Es ist die strikt historisch-dynamische Dimension des Entfiremdungsbegriffs
von Lukäcs, welche den Standardeinwand gegen die Entfi-emdung, verstanden
als Abweichung von einem immer schon vorausgesetzten, metaphysischen
Wesen unveränderlicher Substanz (vgl. Jaeggi 2004), ins Leere laufen lässt.
Referenzpunkt eines solchen Entfremdungsverständnisses wäre eine dem
(einzelnen) Menschen iimewohnende Natur bzw. ein festes Menschenbild.
Eine solche Vorstellung eines festen Menschbildes hätte Lukacs wohl eindeutig
als Verdinglichung, als einen die eigentlich dynamische Entwicklung des ge
sellschaftlichen Menschen erstarrenden Fetischismus zurückgewiesen, ebenso
wie die isolierende Betrachtung des Individuums. In seiner (umfassenden) Ka
tegorienlehre behandelt er weder Sein und Werden noch Gattung und Exemplar
als logische Gegensatzpaare, sondern als gedankliche Ausdrücke von real koe
xistierenden universellen Seinsbestimmungen (vgl. Lukäcs 1984.40 f.).

Bei ihm sind daher auch die Entfremdungsphänomene ebenso wie die men-

Die gängige Moderaisierungskritik stellt dagegen, oft treffend die Schattenseiten modemer Ge
sellschaft ausleuchtend, eher auf die technisch-sachliche Fremdbestimmung und Entfi-emdung des
Menschen ab, im Sinne einer Entkopplung von System und Lebenswelt, welche das Unbehagen
in der Modeme hervorruft (vgl. Vellay 2012a). Dieses aus Geschichte und Klassenbewußtsein ab
geleitete Entfi-emdungs- und Verdinglichungsverständnis (vgl. Dannemann 1997. 108 ff) prägt
nicht nur die Tradition der Frankfurter Schule {Habermas 1981) bis heute {Honneth 2005 u.
Jaeggi 2005), sondem ist auch weit darüber hinaus zum einen in der Wissenschaft anzutreffen,
beispielsweise bei Richard Sennett (Sennett 1998), dessen intellektueller Werdegang elwnfells
von der Auseinandersetzung mit Lukäcs geprägt ist (vgl. Sennett 1982), und zum andern in Lite
ratur und Film, beispielsweise im Roman Der Wert des Menschen {Emmanuel 2000), welcher
2007 von Nicolas Klotz unter dem Titel La Question humaine verfilmt wurde. Allerdings führen
diese sich auf den jungen Lukäcs stützenden „Traditionsstränge kritischer Theorie, die Modemi-
sienmgsprozesse ökonomischer und nichtökonomischer Art als Rationalitätszuwachs und Passi
onsgeschichte beschreiben" {Dannemann 1997. 110), auch die Schwächen seines Jugendwerks
fort, insbesondere die schon 1923 fehlende Unterscheidung von Vergegenständlichung und Ent
fi-emdung. Sie legen daher den Akzent auf die Fremdbestimmung des Menschen durch die „von
der instrumentellen Vernunft" geschaffenen Strukturen. Hinter einer oft (an Rousseau anknü^
fenden) romantisierenden und technikzentrierten Modemitätskritik gerät die entscheidende Di
mension des Entfiemdungsbegriffs als kapitalismuskritisches Topos aus dem Blick und wird -
bestenfells - bis zur Unkenntlichkeit in den Hintergrund gedrängt.

Die Vorstellung einer „menschlichen Natut" und aus ihr abgeleiteter „menschlicher Gmndbe-
dürfiiisse" als notwendigem Referenzpunkt für die Erneuerung des marxistischen Entfi-emdungs-
konzepts reklamieren derzeit ausdrücklich einige Autoren der Zeitschrift Actuel Marx in Frank
reich, wie Yvon Quiniou und Tony Andr&ni (vgl. Quiniou 2006.79 ff.). Bei Quiniou geht di^
Element einer - voluntaristisch gesetzten - „marxistischen" Ethik einher mit dem Versuch einer
biologistischen Herleitung menschlicher Werte und Moralvorstellungen. Damit meint er, unter
Bezugnahme auf Darwin, die Vereinbarkeit von Materialismus und Moral sicherzustellen (vgl.
Quiniou 2002). Aus der Sicht von Lukäcs verfehlt er damit ein wesentliches Merkmal des spezi
fisch Neuen am gesellschaftlichen Sein. Dagegen analysiert Lukäcs in seiner Ontologie - sich
von mechanisch-materialistischen ebenso wie idealistischen Vorstellungen abgrenzend - die Ent
stehung von Werten (bis hin zu Moral und Ethik) als einen auf der Arbeit basierenden gesell
schaftlichen Prozess der menschlichen Selbsterschaffimg (vgl. u.a. Eörsi 2005.196).
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schliche Gattungsmäßigkeit und Persönlichkeit gleichermaßen Produkte der
Entwicklung der menschlichen Gesellschaft, die sich mit dieser ständig fort
entwickeln. Er lehnt dabei einerseits einen naiv-mechanischen Fortschritts
begriff ab, welcher die technische Weiterentwicklung der Produktivkräfte als
alleinigen Maßstab des Fortschritts vergöttert und dabei die unaufhebbaren,
natürlichen Grundlagen des Menschen aus den Augen verliert und zu zerstö
ren droht. Desgleichen argumentiert er andererseits gegen eine romantische
Verklärung fiftherer, vermeintlich goldener Zustände, wobei er bei deren Ver-
tretem vielfach eine durchaus hellsichtige und beißende BCritik der modernen
Entfi*emdungsphänomene ausmacht (vgl. Lukäcs 1986. 586 f.).

So ist mit der fortschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung ein durchaus stei
gender Grad der Entfi'emdimg vereinbar, insbesondere in der Form der relativ
neuzeitigen Selbstentfremdung (vgl. Lukacs 1984. 194): Denken wir nur an das
Phänomrai weitgehend intrinsischer Motivation und Selbststeuerung im Arbeits-
prozess, von Ingenieuren etwa, mittels derer ein höheres Ausbeutungsniveau an
gestrebt wird. Der höhere Ausbeutungsgrad ist tatsächlich der ökonomische Aus
druck einer gesteigerten Selbstentfremdung. Diese funktioniert dabei umso rei
bungsloser, je überzeugter der betroffene Ingenieur daran glaubt, seine selbstge
steuerte Prod^vitätssteigerung diene eigentlich seiner individuellen SelbstvCT-
wirklichung. Von neoliberalen Herrschaftsideologen wie Richard Florida wer
den entsprechende Schichten zur neuen, angeblich hegemonialen, Jsreativen Klas
se" stilisiert (vgl. Florida 2006). Die Steigerung des Grades der Selbstentfremdung
im oberen Segment der Lohnabhängigen geht dabei einher mit der Ausbreitung
von zum Teil überwunden geglaubtai primitiven Entfrandungsformen im unterai
Sepient prekarisierter Lohnarbeit (v^. Altvater, Mahnkopf 2002. 81 ff.). Die
beiden gegenläufigen Entwicklungen, welche im Übrigen ein gegenwärtiges Bei
spiel für die Lukäcssche These von der Ungleichmäßigkeit als typische Form so
zial-historischer Prozesse (vgl. Lukacs 1984. 178) darstellen, dienen dabei letzt
lich da- Steigerung des Ausbeutungsgrades.

Notwendigkeit existiert nur bedingt, niemals absolut

Lukäcs' Fortschrittskonzeption ist auf die mögliche Entfaltung der individuel
len Persönlichkeit als Horizont der gesellschaftlichen Entwicklung ausgerich-

21
So lässt sich der rücksichtslose Raubbau an den natürlichen Lebensgrundlagen, welcher unter
dem Primat der Handlungsmaxime „Augen zu und durch zum ... global warming" zu stehen
scheint, durchaus auch als Topos der Lukacsschen Entfremdungstheorie interpretieren. Aller
dings hätte Lukäcs vermutlich die spezifische Prägung der ökologischen Frage durch die kapi
talistische Profitmaximierung hervorgehoben.

22
Wenn auch subjektive Bewusstseinsprozesse eine wichtige Rolle in den Entfremdungserscheinungen
spielen, insbesondere bei den Versuchen ihrer Überwindung, so können die Entfiemdungsphänome-
ne doch keineswegs auf das subjektive Empfinden allein reduziert werden, ja Phänomen und Emp
findung stehoi sogar oft in einem konträren Verhältnis zueinander die objektiven Lebenssituationen
eines Sklaven, Prostituierten, Proletariers, Ingenieurs oder auch Kapitalisten beispielsweise gd>en
noch keine unmittelbare Auskunft über das subjektive Erldien der jeweiligen sozialen Stellung, wohl
aber entsprechen ihnen jeweils spezifische, historisch geprägte F.ntfrfimftimggverhfllinigsft
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tet. Allerdings dürfe man die historische Tendenz zur Höherentwicklung des
menschüchen Wesens nicht mit einer irgendwie gearteten Garantie oder gar
absolut iimewohnenden Notwendigkeit verwechseln. Für Lukacs ist der me
chanische Materialismus der absoluten Notwendigkeit in der Stalin-Periode -
ebenso wie derjenige der zweiten Internationale - selbst eine erstarrende Ver-
dinglichung des Marxismus, welche eine wesentliche Ursache für seinen (vor
läufigen) Niedergang bilde (vgl. Lukacs 1986. 548). Bei Marx habe es über
haupt keine absolute Notwendigkeit gegeben, sondern nur eine bedingte
Wenn-Dann-Notwendigkeit (zur ontologischen Entwicklung dieser Kategorie
vgl. Lukäcs 1984. 103 f. u. 151 ff.), und immer nur das Denken in möglichen
Alternativen. Lukacs erinnert in diesem Zusammenhang (vgl. Lukäcs 1984.
179) an die Stelle im Kommunistischen Manifest^ nach der im Klassenkampf
die unterdrückte Klasse letztlich siegreich sein könne - es sei denn, der
Kampf ende mit dem Untergang beider Klassen (vgl. Marx, Engels 1846-
1848. 463). So gibt es für Lukacs letztlich eine Zukunft für die Menschheit
zw2ir nur in einer kommunistischen Gesellschaft, aber diese mögliche Ent
wicklungsperspektive beinhalte keinen Automatismus, keine den Erfolg dieser
Entwicklung absolut garantierende Macht.^^ In diesem Sinne wandte sich Lu
käcs schon lange vor 1989 gegen die gebetsmühlenartig vorgetragene Formel
vom „unumkehrbaren Sieg des Sozialismus". Eine aufgeklärte ontologische
Analyse der Wirklichkeit kann Lukäcs zufolge grundsätzlich nur bedingte Ge
setzmäßigkeiten feststellen, absolute Notwendigkeiten gehören für ihn einer
verdinglichenden Sichtweise an.^^

Diese Ablehnung der Auffassungen von absoluter Notwendigkeit und der einheitlichen und di
rekt gradlinigen Fortschrittlichkeit ist ein Korrelat der Ablehnung jeglicher Geschichtsteleolo-
gie und der ihren Verlauf garantierenden, transzendenten Mächte. Obschon die gesellschaftli
che Entwicklung eine Vielzahl von teleologischen Einzelakten der Individuen zur Grundlage
hat, gibt es nur einen „ausschließlich kausalen Ablauf eines jeden historischen Geschehens,
das in seiner Ganzheit nichts Teleologisches kennt" {Lukäcs 1984.189).

Eines der Grundmotive in der Ontologie von Lukäcs ist die Ablehnung der metaphysischen
Antinomie von Freiheit und Notwendigkeit im menschlichen Handeln (vgl. Lukäcs 1984.328),
wie sie sowohl im Idealismus als auch im mechanischen Materialismus anzutreffen ist Im
Rahmen der Entwicklung seiner universellen Kategorienlehre, darunter der Modalkategorien,
widmet er sich wiederholt ausfiihrlich der Notwendigkeit (insbesondere da sie die - verabsolu
tierte - Zentralkategorie sowohl der religiösen Ontologien als auch der erkenntnistheoretisch
bestimmten idealistischen Philosophie bis hin zum mechanischen Materialismus im „Vulgär
marxismus" ist) und begründet sowohl für die Natur als auch verstärkt für die Gesellschaft die
Konzeption einer Wenn-Dann-Notwendigkeit (vgl. dazu Lukäcs 1984, insbesondere in den
Proiegomena: 74 f., 98 f., 103 f. u. 151 ff., sowie zur Rolle des Zu&lls: 145 flf., aber auch im
Hartman-Kapitel: 462 ff.). So ist beispielsweise der menschliche Zivilisationsprozeß (Zurück
weichen der Naturschranke in der Entwicklung der menschlichen Gattungsmäßigkeit) durch
die universelle Entfeltung des Zufellsmoments im gesellschaftlichen Sein geprägt (vgl. Lukäcs
1984.157). Die Herausarbeitung des widersprüchlichen Wechselspiels zwischen der ökonomi
schen Determiniertheit „bei Strafe des Untergangs", welche nie völlig eindeutig und absolut
„notwendig", sondern immer nur bedingt ist, und den beständigen, unausweichlichen Altema-
tiventscheidungen der Individuen in der menschlichen Praxis bildet eine der wesentlichen
Stärken der Lukäcsschen Ontologie (vgl. beispielsweise Lukäcs 1986.512f. sowie in Kritik der
dualistischen Lesart des Marxismus Lukäcs 1986.298 f.).



182 Z- Nr. 91 September 2012

Literaturverzeichnis

Louis Althusser, l^tienne Balibar (1972): Das Kapital lesen. Aus d. Franz. v. Klaus-Dieter Thie-
me. 2 Bände. Reinbek bei Hamburg.

Elmar Altvater, Birgit Mahnkopf (2002): Globalisierung der Unsicherheit. Arbeit im Schatten,
schmutziges Geld und informelle Politik. Münster.

Frank Benseier (1986): Nachwort des Herausgebers. - In: Georg Lukäcs: Zur Ontologie des ge
sellschaftlichen Seins. 2. Halbband. Ziu: Ontologie des gesellschaftlichen Seins. Zwei
ter Teil. Hrsg. v. Frank Benseier. Darmstadt, Neuwied (Werke 14). 731-753.

Ders. (1995): Der späte Lukäcs und die subjektive Wende im Marxismus. Zur ,Ontologie des ge
sellschaftlichen Seins'. - In: Rüdiger Dannemann, Werner Jung (Hrsg.): Objektive
Möglichkeit. Beiträge zu Georg Lukäcs' ,Zur Ontologie des gesellschaftlichen Seins'.
Frank Benseier zum 65. Gebiutstag. Opladen. 127-146.

Ders., Werner Jung (2005): Nachwort. Von der Utopie zur Ontologie - Kontinuität im Wandel:
Georg Lukäcs. In: Georg Lukäcs: Autobiographische Texte und Gespräche. Hrsg. v.
Frank Benseier und Werner Jung. Bielefeld (Werke 18). 471-487.

Manfred Buhr, Georg Klaus (Hrsg.) (1975): Philosophisches Wörterbuch. 11. Aufl. 2 Bände.
Leipzig.

Rüdiger Dannemarm (1997): Georg Lukäcs zur Einführung. Hamburg.

Ders., Werner Jung (Hrsg.) (1995): Objektive Möglichkeit. Beitrüge zu Georg Lukäcs' ,Zur Onto
logie des gesellschaftlichen Seins'. Frank Benseier zum 65. Geburtstag. Opladen.

Fran9ois Errunanuel (2000): Der Wert des Menschen. Roman. Übersetzt von Leopold Federmair.
München.

Istvän Eörsi (1981): Das Recht des letzten Wortes. Einführung. In: Georg Lukäcs: Gelebtes Den
ken. Eine Autobiographie im Dialog (1971). Red: Istvän Eörsi; Aus dem Ungarischen
von Hans-Henning Paetzke. Hrsg. v. Istvän Eörsi. Frankfurt. 7-34.

Ders. (2005): Gelebtes Denken. G. Lukäcs im Gespräch über sein Leben. [1969-71]. In: Georg
Lukäcs: Autobiographische Texte und Gespräche. Hrsg. v. Frank Benseier und Werner
Jung. Bielefeld (Werke 18). 49-223.

Ferenc Fehär (1994): Lehrmeister Lukäcs. An&ng und Ende des ,grossen Nanativs'. — In: Frank
furter Rundschau. Ausgabe 289 vom 13.12.1994.

Ders., Agnes Heller, György Märkus, Mihäly Vajda (1986a): Au&eichnungen für Genossen Lu
käcs zur „Ontologie" (1968-1969). In: Rüdiger Dannemann (Hrsg.): Georg Lukäcs -
Jenseits der Polemiken. Frankfurt a.M. 232-253.

Ders., Agnes Heller, György Märkus, Mihäly Vajda (1986b): Einführung zu den „Aufeeichnun-
gen für Genossen Lukäcs zur Ontologie". In: Rüdiger Dannemann (Hrsg.): Georg Lu
käcs - Jenseits der Polemiken. Frankfurt a.M. 209-231.

Richard Florida (2006): The rise of the creative class. And how it's transforming work, leisure,
Community and everyday life. [Nachdr.]. New York, NY.

Francis Fukuyama (1992): Das Ende der Geschichte. Wo stehen wir? München.

Jürgen Habermas (1981): Theorie des kommunikativen Handelns. 2 Bde. Frankfurt a.M.

Erich Hahn (2001): Georg Lukäcs - eine marxistische Ontologie. In: Z. Zeitschrift Marxistische
Erneuerung, Jg. 12, H. 48,112-127.

Michael Heinrich (2002): Weltanschauungsmarxismus oder Kritik der politischen Ökonomie. Replik
auf Martin Birkner, Der schmale Grat (grundrisse 1/2002). In: gtundrisse, H. 3,27-39.

Ders. (2004): Kritik der politischen Ökonomie. Eine Einführung. Stuttgart.
Ders. (2006): Die Wissenschaft vom Wert. Die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie zwi

schen wissenschaftlicher Revolution und klassischer Tradition. 4., kon. Aufl. Münster.

Axel Honneth (2005): Verdinglichung. Eine anerkennungstheoretische Studie. Frankfurt a.M.

Rahel Jaeggi (2004): Unscharf am Rand. Entfremdung. In: Freitag vom 20.02.2004.



Vellay: Entfremdung aus Sicht der Lukäcsschen Ontologie 183

Dies. (2005): Entfremdung. Zur Aktualität eines sozialphilosophischen Problems. Frankfurt
(Frankfurter Beiträge zur Soziologie und Sozialphilosophie 8).

Georges Labica (1984): Entfremdung. In: Georges Labica, Gdrard Bensussan (Hrsg.): Kritisches
Wörterbuch des Marxismus. Cäsarismus bis Funktionär. Hrsg. d. dt. Fassung Wolf
gang Fritz Haug. Hamburg. 300.

Imre Lakatos (1982): Die Methodologie der wissenschaftlichen Forschungsprogramme. Braun
schweig philosophische Schriften/Imre Lakatos, 1).

Georg Lukäcs (1963a): Werke. Bd. 11: Ästhetik 1. Die Eigenart des Ästhetischen. 1. Halbband.
Hrsg. V. Frank Benseier. Berlin, Neuwied.

Ders. (1963b): Werke. Bd. 12: Ästhetik 2. Die Eigenart des Ästhetischen. 2. Halbband. Hrsg v.
Frank Benseier. Berlin, Neuwied.

Ders. (1968a): Werke. Bd. 2: Frühschriften 11. Geschichte und Klassenbewußtsein. Hrsg. v. Frank
Benseier. Berlin, Neuwied.

Ders. (1968b): Vorwort (1967). In: Werke Bd. 2: Frühschriften II. Geschichte und Klassenbe
wußtsein. Hrsg. V. Frank Benseier. Berlin, Neuwied. 11-41.

Ders. (1984): Werke. Bd. 13: Zur Ontologie des gesellschaftlichen Seins. 1. Halbband: Prolego-
mena & Zur Ontologie des gesellschaftlichen Seins. Erster Teil. Hrsg. v. Frank Bense
ier. Darmstadt, Neuwied.

Ders. (1986): Werke. Bd. 14: Zur Ontologie des gesellschaftlichen Seins. 2. Halbband: Zur Onto
logie des gesellschaftlichen Seins. Zweiter Teil. Hrsg. v. Frank Benseier. Darmstadt,
Neuwied.

Ders. (1995): Die ontologischen Grundlagen des menschlichen Denkens und Handelns. - In:
Dannemann, Jung 1995.31-47.

Ders. (1996): Chvostismus und Dialektik (1925). Ausgabe der Zeitschrift Magyar Filozöfiai
Szemle. Mit einem Geleitwort und Anmerkungen von Läszlö Illds. Budapest.

Ders. (1997): Probleme des Klassenbewußtseins. In: Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Jg.
8, H.31,121-135.

Ders. (1999): Chvostismus und Dialektik (1925/26). In: Frank Benseier, Werner Jung (Hrsg.):
Lukäcs 1998/99. Jahrbuch der Internationalen Georg-Lukäcs-Gesellschaft. Jg. 3, 119-
159.

Ders. (2001): Dialectique et spontaneitd. En defense de Histoire et conscience de classe. Traduc-
tion de I'allemand par Pierre Rusch. Paris.

Jözsef Lukäcs (1987): Die Probleme von Religion und Irrationalität im Schaffen von Georg Lu
käcs. In: Manfred Buhr, Jözsef Lukäcs (Hrsg.): Geschichtlichkeit und Aktualität. Bei
träge zum Werk und Wirken von Georg Lukäcs. Berlin. 26-46.

Karl Marx (1839-1844): Zur Kritik der Hegeischen Rechtsphilosophie. Einleitung. [1844]. - In:
Marx-Engels-Werke(1956 ff.). Berlin. Bd. 1. 378-391.

Ders. (1863): Theorien über den Mehrwert. In: Maix-Engels-Werke. (1956 ff). Berlin. Bd. 26,2.
Karl Marx, Friedrich Engels (1844-1846): Die heilige Familie oder Kritik der kritischen Kritik. Ge

gen Bruno Bauer & Consorten. In: Marx-Engels-Werke (1956 ff.). Berlin. Bd. 2.3-223.

Dies. (1845-1846): Die deutsche Ideologie. In: Marx-Engels-Werke. (1956 ff). Berlin. Bd. 3. 11-
530.

Dies. (1846-1848): Manifest der Kommunistischen Partei. In: Marx-Engels-Werke (1956 ff). Bd.
4.459-493.

Otto Meyer (2007): Theologie der Befreiung. Etikettenschwindel oder Schritte zur Emanzipation.
In: Marxistische Blätter, Jg. 45, H. 6, 84-93.

Karl R. Popper, Troels E. Hansen (1994): Die beiden Grundprobleme der Erkenntnistheorie. 2.,
verb. Aufl. Tübingen (Die Einheit der Gesellschaftswissenschaften 18).

Yvon Quiniou (2002): Etudes materialistes sur la morale. Nietzsche, Darwin, Marx, Habermas.
Paris.



184 z - Nr. 91 September 2012

Ders. (2006): Pour une actualisation du concept d'alienation. In: Actuel Marx (Nanterre), H. 39
(Nouvelles ali6nations), 71-88.

Richard Sennett (1998): Der flexible Mensch. Die Kultur des neuen Kapitalismus. Berlin.
Ders. (1982): The frog who dared to croak. London.

Luden S6ve (1974): Analyses marxistes de TaHönation: Religion et economie politique. - In:
Centre d'^tudes et de recherches marxistes (Hrsg.): Philosophie et religion. Cycle de
Conferences, [1972-1973]: avec la participation d'Olivier Bloch, Guy Besse, Jacques
Milhau... [et al.j. Paris. 203-254.

Nicolas Tertulian (1986): Die Ontologie Georg Lukäcs'. In: Rüdiger Dannemann (Hrsg.): Georg
Lukäcs. Jenseits der Polemiken. Frankfurt a.M. 159-180.

Ders. (2001): Avatars de la philosophie marxiste. Ä propos d'un texte inödit de György Lukdcs.
In: Georg Lukäcs: Dialectique et spontandtä. En däfense de Histoire et conscience de
classe. Traduction de l'allemand par Pierre Rusch. Paris. 7-25.

Ders. (2005a): De rintelligibilitä de ITiistoire. - In: Vincent Charbonnier, Eustache Kouvälakis
(Hrsg.): Sartre, Lukäcs, Althusser : des marxistes en philosophie. Paris (Actuel Marx
Confix)ntation). 63-77.

Ders. (2005b): Lukäcs - Adorno. Polemiken und Missverständnisse. Übersetzt von Claudius Vel-
lay. In: Frank Benseier, Wemer Jung (Hrsg.): Lukäcs 2005. Jahrbuch der Internationa
len Georg-Lukäcs-Gesellschafl, Jg. 9, 69-92.

Ders. (2006): Alidiation et däsalidiation. Line confrontation Lukäcs-Hddegger. In: Actuel Marx
(Nanterre), H. 39 (Nouvelles aliänations), 29-53.

Ders. (2008): Entfremdung und ihre Oberwindung: dne Konfrontation Lukäcs - Heidegger. Über
setzt von Claudius Vellay. In: Marx-Engels-Stiflung (Hrsg.): Konturen eines zukunfls-
föhigen Marxismus. Köln.

Claudius Vellay (2012a): Sozialontologie oder Kommunikationstheorie? Die Konzepte von Jür
gen Habermas und Georg Lukäcs zur Grundlegung des Historischen Materialismus.
In: junge Welt vom 11.04.2012 (Bdlage: marxismus kontrovers), 9-10.

Ders. (2012b): Von Hartmann über Harich zu Lukäcs. Einige Besonderhdten der ontologischen
Wende im Marxismus. In: Heike Friauf, Andreas Heyer (Hrsg.): Politische Utopie o-
der philosophische Tradition? Marxismus nach Wolfgang Harich. Berlin, (upcoming)



Gretchen Binus

Ein Votum für die Monopoltheorie"

Den Hintergrund der zunehmaiden Beschäftigung mit Marx in der Gegenwart
bildet die aktuelle Situation des Kapitalismus. Wir erleben seit 2007 die seit
Jahrzehnten schwerste und anhaltende Weltwirtschaftskrise mit einem riesi

gen Finanzdebakel - Ausdruck der Systemkrise des Kapitalismus. Und wir er
leben mit neuen Kräftekonstellationen in der Welt zunehmende intemationale

Spannungen und kriegerische ÄuseinandCTsetzungen sowie neue, die gesamte
Menschheit bedrohende Probleme wie Armut, Hunger, Klimawandel. Für vie
le Menschen ist diese Situation nicht fassbar oder erklärbar.

Wenn man daher die heutigen Verhältnisse grundsätzlich verstehen will, ist
die Beschäftigung mit Marxens Ideen und Theorien, vor allem die Kenntnis
seiner historisch-dialektischen Methode, nach wie vor von zentraler Bedeu
tung. Und nicht nur das. Die marxistische Analyse des Kapitalismus in seinen
innergesellschaftlichen und intemationalen Dimensionen hatte über Jahrzehn
te Tradition, wenn auch mit Defiziten und Verengungen behaftet. Aber die
Zeit ist reif, sie wieder produktiv zu machen und zu fragen, was von den fie
beren Erkenntnissen noch Bestand hat und weiterentwickelt werden sollte.

Für Uwe-Jens Heuer war die Organisierung einer marxistisch orientierten
Theoriebildung immer ein wichtiges Anliegen. In seinem Sinne sollten wir
uns deshalb auch den neuen Realitäten zuwenden.

Zur Frage „Wie sollte der Marxismus erneuert werden?"

Ein greifendes gesellschaftstiieoretisches Verständnis setzt eine ftindierte
Analyse der gegebenen kapitalistischen Welt voraus. Sie hat sehr verschiede
ne Bereiche zu bedienen. Thomas Metscher ist auf der Veranstaltung „Mar
xismus kontrovers" im April dieses Jahres aus philosophischer Sicht auf den
,>Iarxismus als Denken des Gesamtzusammenhangs" eingegangen. Für die
heutige Zeit geht er von einem weltgesellschqftlichen Charakter als konstitu-
tiven Bestandteil des Imperialismus aus und charakterisiert den ,Jieute nicht
unumstrittenen" Begriff des Imperialismus als Phase einer bestimmten gesell
schaftlichen Formation.* Mir scheint dieser Ansatz des ,JDenkens des Ge
samtzusammenhangs" für die Erneuerung der marxistischen Theorie die rich
tige methodologische Vorgeheasweise zu sein. Allerdings würde ich aus po-
litökonomischer Sicht eher Georg Fülberth folgen, der den Ansatz für eine Er
neuerung des Marxismus in einer konsequenten Weiterführung der marxschen
Akkumulationstheorie sieht. Und das ist möglich, wenn man sich dabei auf

Vortrag zum Thema „Marxistische Erneuerung - aber wie?" auf einer Veranstaltung des ,>lar-
xistischen Forums" und des „Geraer Sozialistischen Dialogs" (5. Mai 2012) im Gedenken an
Uwe-Jens Heuer.

Vgl. junge Welt v. 11.04.2012.
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deren Fortsetzung, die marxistische Monopoltheorie, als eine tragende Teil
theorie stützt und diese weiterentwickelt. Gerade sie kann wesentliche Kom

ponenten des heutigen kapitalistischen Entwicklungsstadiums in seiner Ge
samtheit national und international erfassen und auch längerfristige Tenden
zen mit ihren Wirkungen sichtbar machen.

Bekanntlich fuhrt die historische Linie der Kapitalakkumulation bei Marx von
der ursprünglichen Akkumulation über den permanenten Prozess der Akkumu
lation ̂ s Konzentration und Zentralisation von Produktion und Kapital bis zum
Entstehen von mächtigen Monopol«!. Lenin prägte den Begriff des „ökonomi
schen Monc^ols als Kem der ganzen Sache". Daran ist auch heute anzuknüp
fen. Das Monopol ist nach wie vor ein entscheidendes konstituierendes Ele
ment der gesellschaftlichen Zusammenhänge in der kapitalistischen Gegen
wart. Ohne diese Kategorie ist auch der so genannte „wet/e Imperialismus"
theoretisch nicht zu erfassen; denn es geht mit der Expansion der Monopole
um die ökonomischen und politischen Bedingungen, unter denen sich der Ka
pitalismus auf der einen Seite neue Entwicklungspotentiale erschließt, auf der
anderen Seite zugleich neue, riesige Zerstörungspotentiale produziert. Die Ka
tegorie des Monopols ist daher m. E. der politökonomische Zugang zum
„Denken des Gesamtzusammenhangs".

Man könnte im Siime einer marxistischen Erneuerung ohne weiteres daher an
die Monopoltheorie der 60er und 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts
anknüpfen. In einer ganzen Reihe von Veröffentlichungen wurden wesentli
che Erkenntnisse publiziert, wie z. B. zum Monopol und Wertgesetz, zum
Monopolprofit, zum Zusammenhang von Monopol und Krise sowie als Wei
terentwicklung die Theorie des staatmonopolistischen Kapitalismus. In den
letzten Jahrzehnten klafft jedoch eine große Lücke in der weiteren theoreti
schen Erfassung der Monopolbildung, obwohl ims heute eine bisher nie ge
kannte Monopolmacht vor allem in Form der Finanzgiganten gegenüber steht.
In diesem Zusammaihang möchte ich hier auf drei wesentliche Aspekte die
ser Theorie kurz eingehen:

1. Das Monopol als weiterentwickeltes Kapitalverhältnis

Der erste Punkt betrifft das Verständnis des Monopols als eine historische Ka
tegorie, als ein weiterentwickeltes Kapitalverhältnis im Ergebnis der Kapital
akkumulation. Das ökonomische Monopol ist nicht einfach nur eine ,Jvlarkt-
form", auch wenn es sich als solch eine Organisationsform des Kapitals reali
siert. Aus dem Zeitgeschehen sind uns solch organisierte Monopolformen ge
läufig, wie die Intemationalen Konzeme, Kartelle, Wirtschaflsvereinigungen,
Banken, Handelskonzeme, Versicherungen, Investmentfonds, Hedgefonds
usw. Sie beherrschen die Welt heute mit größerer Macht und Wirkung als je
zuvor.

In ihrem Agieren auf den Märkten geht es nicht schlechthin um die Heraus
bildung neuer Größenordnungen, sondern darum, wie sich die Aneignung von
Profit mit ökonomischer und außerökonomischer Gewalt unter diesen ver-
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schiedensten Organisationsformen und Netzwerken maximieren lässt - was
letztlich alle anderen Sphären der Gesellschaft tangiert.

So ist dieses Erfassen des ökonomischen Monopols in seinen entwickelten
Kapitalformen in erster Linie Voraussetzung, um die sozialökonomische
Grundstruktur des heutigen Kapitalismus genauer zu bestimmen. Es lässt sich
analysieren, in welcher Weise die Monopolmacht auf die Produktivkraflent-
wicklung, auf die soziale Lage der arbeitenden Menschen, auf den großen
Sektor der Klein- und mittleren Untemehmen, auf politische Konstellationen
und Klassenverhältnisse sowie auf die intemationalen Beziehungen wirkt. Im
Rahmen sich wandelnder Organisationsformen des monopolistischen Kapitals
realisiert sich die erdrückende Macht des Finanzkapitals, der Ausbau seiner
Herrschaflsmechanismen und die Ausprägimg seiner Diktatur zur Durchset
zung seiner imperialen Zielstellungen - verbunden mit gravierenden Verfall
der bürgerlichen Demokratie.

2. Das Monopol als Eigentumsproblem des entwickelten Kapi
talismus

Das Wesen des ökonomischen Monopols als ein sich weiterentwickelndes
Kapitalverhältnis liegt in der Entwicklung des kapitalistischen Eigentums -
mit dem Kernproblem der für die weitere Akkumulation notwendigen Enteig
nungsprozesse. Marx sprach im dritten Band des Kapitals von der Expropria
tion „als Aneignung des gesellschaftlichen Eigentums durch wenige".

Wir wissen: Nur die Verfügungsmacht der Monopole über anwachsende, ge
waltige gesellschaftliche Kapitalien gestattet eine weitere Entwicklung der
Produktivkräfte, die Beherrschung von materiellen und Wissens-Ressourcen,
die Verfügung über die Organisation der Produktion und die Aneignung sei
ner Resultate und damit letztendlich die Realisierung der Profite.

Dieser marxistische Monopolbegriff beinhaltet, wie Peter Hess schrieb, den
auf ökonomischer und außerökonomischer Macht beruhenden und für die wei

tere Akkumulation notwendigen Enteignungsprozess aller anderen Eigentü
mer, eine mehr und mehr zentralisierte Verfügung über das kapitalistische Ei
gentum^. Ohne neue Formen derartiger kapitalistischer Enteignungsprozesse
kann sich der Kapitalismus nicht behaupten und weiterentwickeln. Akkumula
tion und Enteignung sind daher zwei Seiten ein und desselben Prozesses in
der Entwicklung des überreifen Kapitalismus.

Das ökonomische Monopol konstituiert sich seit seiner Herausbildung im
„imperialen Zeitalter" des vorigen Jahrhunderts ständig aus dieser Symbiose
heraus. Gerade im letzten Jahrzehnt hat dieser Prozess mit der Intemationali-

sierung des Kapitals solche Wucht und Breite erreicht, dass der marxistische
Wissenschaftler David Harvey den „neuen" Imperialismus als Akkumulation

2
Peter Hess, Zur Aktualität der Imperialismustheorie, in :Z. Zeitschrift Marxistische Erneue
rung, Nr. 4 (Dezember 1990), S. 73f.
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durch Enteignung charakterisiert.^ Besonders das finanzkapitalistische Mono
pol in seinen neuartigen Formen ist heute das entscheidende Instrument der
Eigentumszentralisation und der gnadenlosen Enteignung geworden - sichtbar
auch im jetzigen Krisendilemma in Europa.

Akkumulation durch Expansion des monopolistischen Eigentums und Enteig
nung zeigen sich in vielfältigsten Formen, sozusagen ,Jclassisch" mit der zu
nehmenden Verwandlung von Privatkapital in „Gesellschaftskapital". Dies ist
im heutigen ,3örsenkapitalismus" mit der Zusammenballung d^ Verfügung
von Kapital in wenigen Händen bei einem gleichzeitigen Anwachsen einer
immer größeren Anzahl von Aktionären mit hohem Enteignungsrisiko ver
bunden. Zugleich werden auch alle anderen Eigentümer außerhalb der eigent
lichen monopolistischen Eigentumssphäre in ihren Einkommens- und Ge
winnansprüchen über den staatsmonopolistischen Regulierungs- imd Umver
teilungsmechanismus beschnitten. Das betrifil sowohl das Einkonunen der ar
beitenden Klasse und nicht mehr arbeitender Schichten als auch kleinere und

mittlere Untemehmen. Ausdruck dafür sind das sichtbare Zurückbleiben der

Lohn- gegenüber der Profitentwicklung oder das Schröpfen der kleinen und
mittleren Untemehmen über das monopolistische Kreditwesen, über Finanz
märkte und andere Marktmechanismen.

In den letzten Jahren ist die Privatisierung des öffentlichen Sektors, kommu
naler Betriebe und Dienstleistungen zu einem entscheidenden Mittel monopo
listischer Akkumulation und Enteignung geworden. Letztlich werden auch
durch die enorme intemationale Expansion des Monopolkapitals die Ressour
cen anderer Völker zugunsten einer überragenden Machtelite umverteilt, oft
als so genannte ,Jcalte Enteignung" bezeichnet.

3. Das Monopol als Initiator polarisierender Konkurrenz

Der dritte Punkt betrifft das Wirken der Konkurrenz der mächtigsten Monopo
le um neue Anlagesphären und Ressourcen im Verbund mit den sie vertrete
nen Großmächten. Daraus ergeben sich die wesentlichsten Konflikte, Wider
sprüche und Rivalitäten in der heutigen Welt, daraus resultieren die zwischen
imperialistischen politischen Kontroversen, die ,Jiegemoniale Überdehnung"
der USA-Politik und das wachsende hegemoniale Anspruchsdenken der EU,
insbesondere das neue imperiale Streben Deutschlands.

Aus marxistischer Sicht konstituiert das ökonomische Monopol wesentlich die
Konkurrenzverhältnisse. Es durchbricht zwar den Konkurrenzmechanismus,
negiert ihn aber keinesfalls als „innere Natur" des Kapitals. Mit der Ein
schränkung der Konkurrenz durch den Ausbau von Monopolstellungen ent
steht andererseits vielmehr die Form einer Synthese von Monopol und Kon
kurrenz, die zu einer Verschärfung des Konkurrenzkampfes führt. Jörg
Huffschmid hat einmal geschrieben: „Monopole sind nicht in der Konkurrenz

3  .
David Harvey, Der ..neue" Imperialismus: Akkumulation dmch Enteignung. Supplement der
Zeitschrift Sozialismus, Hamburg, Nr. 5. Mai 2003.
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begründet, aber als Erscheinungsform des konzentrierten und zentralisierten
Kapitals sind sie wie alle anderen Kapitale Resultat der Konkurrenz, Element
und Instrument der Konkurrenz."^

Diese monopolistische Konkurrenz wirkt zwischen den internationalen Mo
nopolgruppen und Konzemen im nationalen imd intemationalen Maßstab um
Beherrschung von Wissenschaft imd Technik, um Marktpositionen, um Roh
stoff- und Finanzressourcen, sie wirkt zwischen den verschiedenen Größen
klassen der Untemehmen um Existenz und Expansion und sie wirkt auch im
Hinblick auf Intensität, auf Art und Weise von Staatsinterventionen zugunsten
profitablerer Kapitalverwertungs- und Standortbedingungen sowie auf die
Gestaltung nationaler und intemationaler Einflusssphären zugunsten des Mo
nopolkapitals. Ohne Zweifel liegen deshalb auch die Wurzeln der heutigen
imperialistischen Strategien in der polarisierendai Konkurrenz der dominan
ten Monopole begründet.

Die rigorosen Konkurrenzkämpfe in der Welt entwickeln sich dabei in Ab
hängigkeit von den jeweiligen konkreten objektiven Bedingungen für die Ak
kumulation des Kapitals. Gerade in den letzten Jahrzehnten hat es bedeutende
Einschnitte für die Kapitalverwertung und damit auch für die Konkurrenzver
hältnisse gegeben. Da^ zählen
-  die seit Mitte der 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts zu konstatie

rende, langfiistige Überakkumulationskrise des Kapitals,

-  der Wegfall der viele Jahrzehnte den Kapitalismus zähmenden System
konkurrenz,

-  der bedeutende Wandel in den Machtkonstellationen zwischen den

Großmächten mit der sukzessiven Verlagerung des Gravitationszentrums
der Weltpolitik von den USA nach Asien sowie dem Aufetieg neuer regi
onaler Mächte im politischen Weltsystem wie die BRICS-Staaten und
Russlands Kampf um neue Weltpositionen,

-  und die Bestrebungen der EU als kapitaldominiertes Integrationsgebilde,
intemational ihre Ansprüche in der Weltpolitik und auch immer stärker
militärisch geltend zu machen.

Es zeigt sich eine völlig neue Stufe des Kampfes der internationalen Monopo
le, der Staaten und Staatengruppen um die Neuaufteilung der Welt, um geopo-
litische Macht, um Märkte und Rohstoffe - und das eben auch in äußerst ag
gressiven Formen bis hin zu imperialistischen Kriegen.

***

Zum Schluss möchte ich mein Anliegen zu der heutigen Thematik einer mar
xistischen Erneuerung nur noch einmal unterstreichen: Ich habe mich aus po-
litökonomischer Sicht auf die marxistische Monopoltheorie konzentriert. Dies
ist mein Votum dafür, dass bei einer Erneuerung des Marxismus diese Theorie

^ Jörg HufTschmid, Der marxistische MonopolbegrifF, in: Das Argument, AS 6, Berlin 1975,
S.37.
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einen Platz haben sollte. Sie ist ein Ansatz zum Denken des Gesamtzusam

menhangs, denn sie stellt einen wichtigen Pfeiler zur Erforschung gesell
schaftlicher Prozesse sowie zur Aufhellung grundlegender Veränderungsopti
onen auch im heutigen Entwicklungsstadium des Kapitalismus dar. Sie hat ei
nen direkten Bezug zur gegenwärtig stark diskutierten Imperialismustheorie,
bietet Grundlagen zur Erforschung der äußerst engen Verflechtung von Staat
und Monopolen oder der weiteren staatsmonopolistischen Entwicklung und
damit auch zum Erfassen des gegenwärtigen Standes und des Abbaus der
Demokratie. In engem Kontext mit der Expansion der Monopole und ihrem
Agieren stehen die großen, die ganze Menschheit bedrohenden ökologischen
und globalen Probleme.

Der Bezug auf diesen marxistischen theoretischen Ansatz und seine Fundie
rung durch konkrete Analysen würde auch praktikable alternative Gestal
tungsmöglichkeiten und gesellschaftliche Veränderungen diskutabel oder
möglich machen. Konkret ist hier nur die Eigentumsproblematik zu nennen.
Sie hat im neuen Erfurter Programm der Partei DIE LINKE immerhin einen
beachtenswerten Platz, auch wenn das Programm noch viele Fragen unbeant
wortet lässt. Zweifelsfi-ei muss die Lösung der Eigentumsfrage als Machtfrage
und als Grundlage zum Systemwechsel mehrere Facetten nichtkapitalistischen
Eigentums haben - entsprechend der Entwicklung der Monopolstruktur.
„Wiedergewinnung des Öffentlichen" oder „Re-Kommunalisierung" sowie
Verstaatlichung oder Vergesellschaftung der Banken und Energiemonopole
sind gegenwärtig politisch-strategisch tragfähige, antimonopolistische Forde
rungen. Andere Vergesellschaftungsformen wie das Belegschaftseigentum
bedürfen weiterer Diskussionen.
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Jürgen Kuczynskis Leben und Werk in Elberfeld (Wuppertal^

Wissenschaftliches Kolloquium der Marx-Engels-Stiftung,
Wuppertal, 12. Mai 2012

Die in Wuppertal ansässige Marx-Engels-Stiftung e.V. hatte am 12. Mai 2012
zu dem Kolloquium eingeladen. Mehr als 70 Teilnehmerinnen und Teilneh
mer - unter ihnen auch eine indische Dozentin der Bergischen Universität, die
die Ausstellung in ihrem Heimatland zeigen wird und ein Seminar dazu plant
- sind der Einladung gefolgt.

Sie wurden Zeugen eines historischen Ereignisses, denn es war die erste wis
senschaftliche Annäherung an Leben und Werk von Jürgen Kuczynski in sei
ner Geburtsstadt. Kuczynski hatte zwar im Mai 1970 auf Einladung der Stadt
an einer internationalen wissenschaftlichen Konferenz zu Ehren des 150. Ge

burtstages von Friedrich Engels teilgenommen und auch referiert, sein Leben
und sein Werk wurde in Wuppertal aber bewusst („er war jüdischer Kommu
nist") dem Vergessen anheim gegeben. Die Versuche der ortsansässigen DKP,
ihn zu einer Veranstaltung nach Wuppertal zu bewegen, scheiterten.

Sein Vater, Robert Rene Abraham Kuczynski, hatte am 4. Februar 1904 einen
Brief des Oberbürgermeisters der damals noch selbstständigen und bedeuten
den Industriestadt Elberfeld erhalten. Darin wurde ihm die „Stelle des Direk

tors des hiesigen Statistischen Amts gegen das Anfangsgehalt von 5000 Mark
zunächst auf ein Probejahr" angeboten. Rene Kuczynski nahm das Angebot an
und bezog mit seiner Frau Bertha eine Wohnung im Zoo-Viertel, in der Jae-
gerstraße 16. Hier wird am 17. September 1904 ihr Sohn Jürgen geboren. Sein
Büro bezog Rene Kuczynski im Elberfelder Rathaus.

Renö Kuczynski hatte sich als Städtestatistiker national wie international
profiliert. Er untersuchte vor allem die erbärmliche Wohnungssituation und
Wohnungsnot der werktätigen Bevölkerung. Mit Ausbruch des Ersten Welt
kriegs wandte er sich Fragen der Volksemährung zu. Seine wissenschaftlich
bedeutendste Leistung war die Begründung der modernen Bevölkerungssta
tistik. Er war aber nicht ausschließlich als Wissenschaftler tätig. Politisch
spielte er zusammen mit Helene Stöcker und Ludwig Quidde eine entschei
dende Rolle bei der Kampagne zur Durchführung des Volksentscheids für
die entschädigungslose Enteignung der Fürsten (1926). Sie wurde zur letz
ten gemeinsame Aktion von SPD imd KPD.

Sein ganzes Leben zeichnet den parteipolitisch ungebundenen Rene Kuc
zynski als einen fortschrittlichen Wissenschaftler und Politiker aus. Das wird
eindrucksvoll belegt auch durch seine Aktivitäten in der Emigration in Groß
britannien. Sein Sohn, Thomas Kuczynski, schreibt in der von ihm verfassten
Biografie: ,JSfeben Einstein war Kuczynski in dem Halbjahrhundert vor 1945
der einzige deutsche bürgerliche Wissenschaftler von internationalem Ruf, der
der Arbeiterklasse wirklich verbunden und durch diese Verbundenheit in die



192 Z- Nr. 91 September 2012

Lage versetzt war, unserem Volke und der Gesellschaftswissenschaft nicht
unbedeutende Dienste zu leisten."

Das Kolloquium wurde vom Vorsitzenden der Marx-Engels-Stiftung, Lucas
Zeise, eröffeet. Nach Grußworten von Thomas Kuczynsld, von Eberhard Illnery
dem Leiter des Historischen Zentrums und des Stadtarchivs der Stadt Wuppertal
und von Gunhild Böth, der Vizepräsidentin des NRW-Landtags, wurden drei
wissenschaftliche Referate vorgetragai: Herbert Meißner aus Oranienburg
sprach zu dem Thema „Zur wissenschaftsgeschichüichen Leistung von JK",
Jörg Roesler aus Berlin zum Thema,JK als Wissenschaftler und Journalist in
der Weltwirtschaftskrise" und Georg Fülberth aus Marburg über den Bestsel
ler ,J)ialog mit meinem Urenkel" imd das Nachfolgebuch,fortgesetzter Dia
log mit meinem Urenkel".*
Ihre Ausfuhrungen belegten ihre langjährige Beschäftigung mit Leben imd Werk
von JK, ihre häufigen Begegnungen und intaisiven politischen, vor allem aber ih
re wissenschaftlichen Diskurse mit dem Chronisten der Arbeiterbewegung. Alle
Referenten und audi die an der Diskussion Beteihgt^ würdigten JKs außercff-
denthche wissenschaftliche Leistungen. Sein Werk sei ein unschätzbarer Fundus
für alle, die sich den Kämpfen da* Arbeiterklasse verpflichtet fühlten. Seine zahl
reichen theoretischen Abhandlungen hätten nichts vor ihrer aktuellen Bedeutung
verloren. Daneben setzten sich die Referenten an der einen oder anderen Stelle

auch kritisch mit seinen Üieoretischen Ansätzen auseinander.

Meißner führte aus, dass ,Jürgen Kuczynski der erste deutsche Wirtschafts
wissenschaftler (war), der auf der Grundlage des Historischen Materialismus
und einer Vielzahl von orientierenden Hinweisen von Marx und Engels eine
neue Betrachtung der Theoriegeschichte demonstrierte." Das zeige sich be
sonders an seinen außergewöhnlichen Kenntnissen zur Geschichte seines
Fachgebietes und an seiner Methodologie. Er habe immer den ,f;usammen-
hang einer zu einer bestimmten Zeit vorhandenen Wirtschaflstheorie mit den
jeweiligen ökonomischen Verhältnissen, die hinter einer jeden Theorie ste
henden Interessen und den wechselseitigen Einfluss von Wirtschaftstheorie
und Wissenschaftspolitik" beachtet und aufgedeckt.

Roesler zufolge war Jürgen Kuczynski „der Oberzeugung, dass die offiziellen
Wirtschafts- imd Sozialstatistiken in den Krisenjahren au%rund bewusster oder
unbewusster methodischai Mängel die wirkliche Lage der Arbeiter nicht ausrei
chend widerspiegelten, vielmehr den Bedürfiiissen des Kapitals nach Information
untCTgeordnet waren. Aus diesem Grunde begnügte er sich nicht mit dai veröf
fentlichten Angaben über Nominal- und Reallohn. JK ging vom Bruttoreallohn,
genau genommen von Bruttorealtariflohn, aus und entwickelte ihn zum Instru

ment der Einschätzung der matoiellen Lage der Arbeiter weiter. Er arbeitete mit
Nettoreallöhnen, Realwochenlöhnen und dem Reallohn für beschäftigte Arbeiter."

Ein Gegenstand der Betrachtungen der Referenten war JKs Fähigkeit zur ge-

* Die Beiträge erscheinen in; Marxistische Blätter, H. 4/2012
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nauen Beobachtung der ihn umgebenden politischen Realitäten, die sehr häufig
einen Widerspruch zwischen Wissenschaft und Politik ergaben und die JK oft
zu kritischen Bemerkungen und zu kritischem Eingreifen in die Politik der KPD
und später der DDR motivierten. Das habe ihm nicht nur Freunde eingebracht,
sondem auch heftige, maßlose, unsohdarische und auch völlig unwissenschaft
liche Anfeindungen, gegen die er sich auch selbst zur Wehr setzte. Seinen Me
moiren 1994-1997 gab er den programmatischen Titel ,JEin treuer Rebell" und
am Ende seiner illegalen antifaschistischen Tätigkeit im faschistischen Deutsch
land 1933 bis 1936 bemerkt er: „Seitdem war die Parteiführung zwar oft mit mir
unzufiieden, hat mir ernste Vorwürfe in dieser oder jener ideologischen Bezie
hung gemacht - aber niemals hat sie an meiner Parteitreue gezweifelt."

Georg Fülberth vertiefte diese Sicht mit seinem Bekenntnis, dass er den ,J)ia-
log mit meinem Urenkel" und den ,J^ortgesetzten Dialog mit meinem Uren
kel" in Vorbereitung auf das Kolloquium emeut und mit „anderen Augen" ge
lesen habe. Er führte aus: ,JDas Verhältnis der einzelnen Komponenten des Bu
ches ,Dialog mit meinem Urenkel' lässt sich so qualifizieren: 49 Prozent Auto-
biografie, 49 Prozent Festrede, 2 Prozent Kritik" und föhrt fort: Im ,J^ortgesetz-
tai Dialog mit meinem Urenkel" konune er, JK, zu Ergebnissen, die seinen fift-
heren Aussagen völlig widersprechen. Die DDR sei kein Sozialismus, sondem
eine Art feudaler Absolutismus gewesen, einmal spreche er sogar von einer
„verkommenen Gesellschaft".

Seine Ausführungen riefen eine lebhafte Diskussion um die Frage nach dem
Verhältnis von Wissenschaft imd Politik hervor. Zu den Ursachen für diesen

schroffen Gegensatz konnten in der Diskussion nur Vermutungen geäußert wer
den. Thomas Kuczynski schaltete sich mit ganz grundsätzlichen Bemerkungen
zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik in die Diskussion ein und machte

auf den Widersprach aufinerksam, in den diese beiden Bereiche menschlichen
Handelns in der Vergangenheit und der Gegenwart geraten seien und immer
wieder geraten. Er erinnerte in diesem Zusammenhang an die „Göttinger Sie
ben" von 1837 und an den „Göttinger Appell" vom 12. April 1957. Das treffe
auch auf seinen Vater zu. Diese Diskussion werde geführt und müsse mit
Blick auf die zukünftige gesellschaftliche Gestaltung weiter geführt werden.

Die Referate von Dirk Krüger zu Kuczynskis antifaschistischem Wirken in
der Illegalität in Deutschland von der Machtübertragung an Hitler bis zu sei
ner Emigration nach Großbritannien Anfang 1936 und zu seinem Wirken in
der Emigration bis zu seiner Rückkehr nach Deutschland 1945 in die SBZ, die
spätere DDR, konnten aus Zeitmangel nicht gehalten werden. Sie werden mit
den gehaltenen Beiträgen in den ,>Iarxistischen Blättern" veröffentlicht.

Bei der Tagung wurde eine mit Hilfe der Zentral- und Landesbibliothek Berlin
(die den umfangreichen Nachlass von JK betreut) zusammengestellte ,Aus-
stellung zu den Kuczynskis" gezeigt; sie war ständig umlagert. Ein Novum
war der stadthistorische Spaziergang , Auf den Spuren der jüdischen Familie
Kuczynski in Wuppertal", den Reiner Rhefiis und Dirk Krüger leiteten. Er be
gann im ehanaligen Elberfelder Rathaus, der Arbeitsstelle von Rene Kuczynski,
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und endete mit einer anrührenden Begegnung mit den jetzigen Bewohnern im
Geburtshaus von JK, in der Jaegerstraße 16, im Zoo-Viertel von Wuppertal. Die
Hausbewohner werden sich dafür einsetzen, dass eine Hinweistafel für Ren^
Kuczynski vor dem Haus angebracht wird.

Der Berichterstatt^ erarbeitet derzeit eine um&ngreiche Würdigung da: Familie
Kuczynski, die in der nächsten Ausgabe der gemeinsam vom Bergischen Ge
schichtsverein, dem Historischen Zentrum, dem Stadtardiiv und der Stadtbiblio
thek herausgegebenen Schriftenreihe „Geschichte im Wuppertal" orscheinen wird.

Dirk Krüger

Gramsci-Tagung

XVI. Internationale InkriT-Konferenz „Aktualisierung Grams-
cis", 7. bis 10. Juni 2012, Esslingen

Vor gut 75 Jahren, am 27. April 1937, ist Antonio Gramsci an den Folgen der
Haft, zu der ihn das feschistische italienische Regime in einem terroristischen
politischen Prozess verurteilt hatte, gestorben. Das Berliner Institut für Kritische
Theorie (InkriT) hat mit Unterstützung der Rosa-Luxemburg-Stifhmg dieses
Datum zum Anlass genommoi, um bei seiner diesjährigen, XVI. Konferenz ne
ben den Arbeiten an zahlreichen Artikeln fiir das ,JHüstorisch-Kritische-
Wörterbuch-Marxismus" (HKWM) die Lebenskraft des gramscianischen Den
kens an theoretischen und praktischen Fragen der Gegenwart aufeuzeigen.

Mehr als 80 Teilnehmerinnen aus 10 Ländern (Bundesrepublik Deutschland,
Firmland, Österreich, Dänemark, Ungarn, Italien, Schweden, Schweiz, Groß
britannien, USA) nahmen an den drei Abteilungen „Gramsci-Plenum",
„Gramsci-Werkstatt" und „Wörterbuch-Werkstätten" im Rahmen von acht

undzwanzig Einzelveranstaltungen teil.

Die übergreifende Thematik der Tagung , Aktualisierung Gramscis" beinhal
tete die beiden Aspekte der auch heute gegebenen Aktualität des Denkens von
Gramsci und die damit verbundene Notwendigkeit, sein Denken weiterzuden
ken imd fortzuentwickeln. Dementsprechend wurden in den drei Zusammen
künften der „Gramsci-Plenen" unterschiedliche Problematiken unter der Fra

gestellung behandelt: ,J^miktioniert Gramscis Begrififlichkeit und Denkweise
noch in Zeiten der sozialen Netzwerke und der Großen Krise, bzw. wie müs
sen sie weiterentwickelt werden?" Dazu gab es Vorträge mit durchaus kontro
versen Diskussionen zu den Thematiken ,Actualization of Gramsci with the

reference to Egypt" (Peter Gran, Philadelphia), „Occupy Wall Street - A
Gramscian Analysis" (Jan Rehmann, New York), „Gramscis Kategorie der
,Subaltemität' in der Welt von heute" (Ursula Apitzsch, Frankfurt am Main)
und zu der Problematik „Versuch, die Krise der US-Hegemonie mit Gramsci
zu begreifen" (Wolfgang Fritz Haug, Esslingen und Los Quemados).



Berichte 195

Gleiches gilt für die „Gramsci-Werkstätten" „Was bringt Gramsci für das Ringen
um eine feministische Politik in der Linken" (Frigga Hang, Esslingai u. Los
Quemados), ,^wischai Krise, Restauration und (blockierter) Umwälzung. Gramsci
und das 'Modell Deutsdüand'" (Bemd Röt^CT, Braunschweig),, J)er Gramsci des
Peter Weiss" (Werner Schmidt, Huddinge/Schweden) und „Gramscis kultur- und
literaturtheoretischen Überlegungen - heute" (Ingo Lauggas, Wien).

Werkstätten zu HKWM-Artikelentwürfen behandelten die Stichworte ,JCritik"

(W. F. Hang; P. Jehle; W. Küttler), ,J4acht I" (W. Goldschmidt), ,Jvlarkt" (R.
Pirker), ,>lätresse" (S. Müller), ,J^ybertariat" (M. Candeias), „Macht II" (R.
Haude), „Lohnarbeit" (H.-J. Bontrup), ,4:.andwirtschafl" (F. Forster), ,JLin^-
sozialismus" (A. Diers), ,JECimstmarkt / Kunst der Außenseiter" (U. Meckler),
,JvIaterialismus, geographischer" (R. Czeskleba-Dupont), ,J^esbenbewegung"
(S. Shulman, T. P. Farley, C. Leidinger), ,J^ammon" (T. Veerkamp), ,JvIin-
destlohn" (N. Dimmel), „Mafia" (E. Roggero), ,JvIedienästhetik" (D. Salo
men), „Massenkunst" (O. K. Werckmeister), „feministische Kritik" (F. Haug).
Bemerkenswert war die intensive aktive Beteiligung fast aller Teilnehmerin
nen an den Diskussionen .und die ergebnisorientierte, kollektive Projektarbeit,
die die InkriT-Konferenzen von vielen wissenschaftlichen Kongressen und
Konferenzen unterscheidet, deren Referate, Round-Tables etc. zumeist unver
bindlich aufeinander folgen, häufig kaum aufs allgemein vorgegebene Thema
bezogen sind und schließlich bestenfalls in Protokoll-Bändern gebündelt ver
öffentlicht werden. Ein wesentlicher Vorzug dieses Projekts besteht nicht zu
letzt auch darin, dass die Teilnehmerinnen während der InkriT-Konferenzen
seit dem Jahr 1994 regelmäßig zusammenkommen und in den vielen unter
schiedlichen Facetten der gemeinsamen Arbeit am HKWM-Projekt die Her
ausbildung einer internationalen, marxistisch orientierten wissenschaftlichen
Community theoretisch und sinnlich erleben sowie mitgestalten.

Neben den politischen und wissenschaftlichen Veranstaltungen gab es persönliche
Berichte der beiden Zeitzeuginnen Frigga Haug und Wolf-Dieter Narr zum The
ma „Wie wir politische Wendepunkte erfehrai haben", eine Lesung von Gerhard
Schoenbemer aus seinem Gedichtband, J^azit", Gesangsvortrag des,J^reien Chors
Stuttgart" sowie eine Wandaimg durch die Umgebung Esslingens.

Die Konferenz 2013 wird wiederum über Fronleichnam in Esslingen stattfin
den (nähere Informationen unter http://www.inkritde/).

Andreas Diers

Gewerkschaftsforschung

,AK Strategie Unionism" - 29. bis 30. Juni 2012, Jena (Fried
rich-Schiller-Universität)

„Strategie Unionism. Von der Krise zur Erneuerung" lautet der Titel eines
vom Arbeitskreis „Strategie Unionism" herausgegebenen Buches aus dem
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Jahre 2008, dem ein weiteres folgen soll. Der Arbeitskreis (AK) traf sich am
29. und 30. Juni, um das im Buch vertretene Ziel einer Erneuerung der Ge
werkschaften imd der Gewerkschaftsforschung weiter zu thematisieren. Auch
oder gerade für junge Forscher_innen scheint dies interessant zu sein, wie der
große Anteil an Promovierenden zeigt, die mit einigen Studierenden und be
kannten Protagonist_innen der Gewerkschaftsforschung wie Frank Deppe,
Beverly Silver oder Heiner Dribbusch diskutierten.

Bin wichtiger Bezugspunkt für den AK ist die Studie ,J^orces of Labor*^ von Be
verly Silver (dt Ausgabe 2005), die den Eröffiiungsvortrag der Tagung hielt Sie
machte klar, dass ihr Fokus nicht auf der Analyse der Hemmnisse, sondern der
Möglichkeiten von Arbeitskämpfen liegt. Ihre sehr breite PCTspektive erlaubt die
räumlidi und zeitlich umfessende Analyse von, Jabor unrest" und den Machtres
sourcen von Lohnabhängigen - hier unterscheidet sie strukturelle und Organisati
ons-Macht — mit Blick auf die Transformation der Qualität und Quantität von
Kämpfen, die ihr zufolge mit einem Wandel des Kapitalismus verkn^ft sind.

Für eine Perspektive, die u.a. auch nicht-normierte Konflikte, andere Aktions
formen und die Walunehmungen der Akteure in den Blick nimmt, braucht es
jedoch eine Weiterentwicklung des Ansatzes {Stefan Schmalz, Luigi Wolf).
Dies wollen die Forscher_innen des Arbeitskreises mit ihrem Machtressour
cenansatz (MR-Ansatz) vorantreiben.

Dass neben der Analyse struktureller Faktoren die Erforschung individueller
Handlungsmöglichkeiten nicht vernachlässigt werden sollte, fand allgemeine
Zustimmung. Ebenso die Annahme, mit einem Blick auf die Geschichte kön
ne untersucht werden, unter welchen Bedingungen vorhandene Machtressour
cen von Lohnabhängigen und Gewerkschaften auch realisiert werden können.

In der folgenden Diskussion ,33ck to the 70s?" wurde festgestellt, dass der
Fokus auf Potenziale gewerkschaftlicher Politik seit den 1970em im
Mainstream da* deutschen Industriesoziologie nicht mehr häufig anzutreffen ist.
Mit Blick auf die Frage nach deren heutiger Relevanz wurden Texte von Wal
ther Müller-Jentsch zu Gewerkschaften als ,4ntermediäre Organisationen" sowie
Eberhard Schmidts Konzept der „betriebsnahen Gewerkschaftspolitik" disku
tiert. Frank Deppe stellte eindrücklich dar, in welchem Ausmaß sich Kapitalis
mus und Gewerkschaften seit den 70em gewandelt haben und inwieweit ge
werkschaftliche Forderungen im System der industriellen Beziehungen aner
kannt und integriert wurden. Deppe forderte einen neuen historischen Block der
Linken, der z.B. auch Prekarisierte zusammenschließt und die Fragen nach sys
temischer Veränderung stellt.

In der anknüpfenden Debatte wurde argumentiert, dass infolge von Enttäu
schungen, materiellen Zwängen auf die Protagonist innen der Kämpfe der
70er Jahre, und Zweifel an der Arbeiterklasse als revolutionärem Subjekt der
„utopische Überschuss" verloren gegangen sei. Die anhaltende Bedeutsamkeit
der Gewerkschaftsforschung ergebe sich auch aus deren Beharren auf der so
zialen Frage und der Betätigung auf einem der Schauplätze im Kampf um ein
würdiges Leben. Dies, so einige Diskussionsbeiträge, sollte auch das Ziel kri-
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tischer Wissenschaft sein. Catharina Schmalstieg (Abendvortrag) griff ein E-
lement von Gewerkschaftsemeuerung auf, das in gewisser Weise schon seit
Beginn der Arbeiterbewegung eine Rolle spielt: Partizipation und Demokrati
sierung in Gewerkschaften und deren Effekte auf den Ausgang von sozialen
Konflikten. In ihrem Vergleich von zwei Bezirken US-amerikanischer Ge
werkschaften und einem ver.di-Bezirk stellte sie unterschiedliche Formen der

Einbindung von Mitgliedem dar. Partizipation erhöhe Streikfähigkeit und Or
ganisationsgrad, jedoch bestehe immer ein Spannungsverhältnis zwischen
dem tatsächlichen Einfluss der Entscheidungen von Mitgliedem und (akzep
tierter) Führung, die auch Eigeninteressen verfolge.

Im weiteren Verlauf setzte sich die Tagung mit verschiedenen Aspekten des
Jenaer Machtressourcenansatzes auseinander, der die verschiedenen Quellen
gewerkschaftlicher Macht betrachtet. Der im Buch von 2008 entwickelte An
satz wurde unter Berücksichtigung eigener, neuer Forschung kritisch über
dacht; mehrere Erweiterungsansätze wurden diskutiert. Dies betraf zunächst
die schon angesprochene Ressource Jnstitutionelle Macht''. Als Ergebnis ge
werkschaftlicher Auseinandersetzungen stellt sie Handlungsräume für folgen
de Konflikte bereit; zugleich kann sie aber auch Kämpfe vorstrukturieren und
damit Akteure in ihren Handlungsmöglichkeiten einschränken. „Organisati
onsmacht beruht als Machtressource auf der Organisations- und Mobilisie-
rungsfahigkeit von Lohnarbeiter_innen imd schließt dabei Betriebs- und Auf
sichtsräte ein, denen auch Arbeitnehmervertreter_innen angehören. Ausge
blendet blieben dabei jedoch potenzielle Bündnispartner, die außerhalb der
Kemstruktur der betrieblichen und gewerkschaftlichen Organisation der
Lohnabhängigen stehen. Solche gesellschaftlichen Bündnispartner könnten
z.B. beim Kampf mit global agierenden Untemehmen oder für Gruppen mit
wenig anderen Machtressourcen entscheidenden Einfluss auf den Ausgang ei
nes Konfliktes haben. Insofem wurde dafür plädiert, entsprechende Machtres
sourcen, die die Kooperationsfähigkeit der Gewerkschaften einschließen, zu
berücksichtigen. Ausgehend von Jennifer Jihye Chuns Buch Organizing at the
Margins (2009) wurde der Begriff der ̂ Symbolischen Macht diskutiert - die
Fähigkeit, Konflikte in die Öffentlichkeit zu transportieren und „public dra-
mas" zu inszenieren. Kritik betraf Unschärfe und voluntaristischen Charakter
dieses Begriffs sowie ähnlicher Kategorien, die das gleiche Phänomen fassen.
Der Begriff gewinne jedoch an Erklärungskraft bei Betrachtung als Analyse
ebene und mache zugleich auf einen blinden Fleck des MR-Ansatzes auf
merksam, die fehlende Einbeziehung der öffentlichen Arena.

Der Ansatz der Strategie Capabilities wurde anhand des Versuchs von Christian
Levesque und Gregor Murray aus dem Jahre 2010 vorgestellt, Erkenntnisse der
sozialen Bewegungsforschung für die Gewerkschaftsforschung nutzbar zu ma
chen und 2wischen Machtressourcen und den Fähigkeiten ihrer Realisierung zu
unterscheiden. Auf Kritik stieß, dass die Autoren allein organisationsbezogene
Dimensionen behandeln und den Faktor der Produktionsmacht ignorieren. Mit
der Einbeziehung sozialer Bewegungsforschung könne das Zusammenspiel
von Struktur, Handlung und Akteuren besser gefasst werden, so ein weiterer
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Vorschlag.

Zum Abschluss des Treffens referierte Bernd Röttger zur ,J*oiitischen Öko
nomie der Gewerkschaftsmacht". Er betonte, dass die Handlungsspielräume
gewerkschaftlicher Kämpfe sehr eng seien. Die verschiedenen Ebenen der
Kämpfe (Betrieb, überbetriebliche und gesellschaftliche Arena), müssten mit
einander verknüpft werden. Daneben wandte Röttger sich auch der gegenwär
tigen Krise und ihren systemischen Ursachen mit Schwerpunkt auf dem ,JVIo-
dell Deutschland" zu, welches von den DGB-Gewerkschaften mitgetragen
wird. Entgegen der Annahme, dass Krisen auch Handlungsmöglichkeiten er-
öffiien, konstatierte er, dass Krisen im Kapitalismus keine Bestandsgefahr
dung, sondern -Sicherung darstellen. Gewerkschaften könnten ihren Teil zu
gesellschaftlicher Veränderung beitragen, könnten jedoch nicht deren alleiniger
Ausgangspunkt sein. In der Diskussion ̂ den Röttgers Aussage weitgehende
Zustimmung, wobei auch auf Beispiele progressiver Gewerkschaftsarbeit ver
wiesen wurde. Der MR-Ansatz könne nicht erklären warum Gewerkschaften
soziale Einschnitte und eine Politik mittragen, die Interessen von Lohnabhän
gigen entgegensteht. Allerdings könne mit der Analyse von Machtressourcen
aufgezeigt werden, wie diese Situation überwunden werden kann.

Die Diskussion bezog sich v.a. auf Kämpfe von DGB-Gewerkschaften; es könnte
sich jedoch lohnen, auch auf Konflikte außerhalb des DGB zu schauen (z.B. die
Arbeitskämpfe der GDL oder von Coclqiit), die durchaus Impulse für Gewerk-
schaflsemeuerung geben könnten. Der AK breitet ein Buch mit Beiträgen zu ver
schiedenen Regionen und Bereichen vor. Es darf gehofft werden, dass dort einige
der im Juni aufgenommenen Fäden zusammengeführt werden können.

Maria Diedrich / Thomas Möller



Eine neue Engels-Biographie

Tristram Hunt, Friedrich Engels. Der
Mann, der den Marxismus erfand.
Aus d. Engl. V. Klaus-Dieter Schmidt.
Propyläen Verlag, Berlin 2012, 573 S.
m. III. u. Abb., 24,99 Euro

Der Autor schreibt zum Glück nicht

über den ,>lann, der dai Marxismus
erfend". Sein Thema ist vielmehr: Der

gutbetuchte Kommunist - das revolu
tionäre Leben von Friedrich Engels.
Da die Übersetzung des Textes selbst
dem Original adäquat ist, werden wohl
die Marketingstrategen des Verlages
den auf Mainstream getrimmten Unter
titel erfimden und damit zugleich den
dem originalen eigenen revolutionär
widersprüchlichen Gusto eliminiert
haben.

Himt liefert das, was zunächst von
jeder brauchbaren Biographie zu ver
langen ist, eine über weite Strecken
sehr lesbare Beschreibung der Le
bensstationen und Lebensumstände

eines Mannes, der politisch seit seinCT
Jugend stets Revolutionär war imd
sozial zunächst Junior in der väterli

chen Firma, dann deren Prinzipal und
schließlich Rentier. Es war eine unge

heure Gratwanderung, die Engels über
viele Jahre zu absolvieren hatte, und

gerade in den so genannten besten
Mannesjahren (zwischen 30 und 50)
war er „diesem hündischen Commer-
ce" ausgeliefert, „der mich mit seiner

Vgl. Tristram Hunt, The Frock-Coated
Communist. The Revolutionary Life of
Friedrich Engels. London 2009. - Zwar ist
klar, daß in der Marx'sehen Formel „20 El
len Leinwand = 1 Rock" kein Frauenrock

gemeint ist, sondern der Ausgehrock des
Mannes, aber außerhalb dieses Kontexts ist
der Terminus zu antiquiert, um - auch noch
für einen Buchtitel! - verwendet werden zu

können.

Zeitverschwendimg vollständig de
moralisiert."^ Marx wird auch und
vor allen andern Engels im Sinne ge
habt haben, als er im Vorwort zum

Kapital strikt zurückwies, „den ein
zelnen verantwortlich zu machen für

Verhältnisse, deren Geschöpf er sozi
al bleibt, sosehr er sich auch subjektiv
über sie erheben mag."^
Und so beginnt auch Hunt das Ein
fuhrungskapitel zu seiner Lebensbe
schreibung mit Engels' letztem Ar
beitstag in der Firma, weist Engels'
Verantwortlichkeit zurück, allerdings
nicht nur für die damaligen kapitalis
tischen, sondern ebenso für die zwi
schenzeitlich sozialistischen Verhält

nisse (die gegenwärtigen in China ein
geschlossen), eine Problematik, auf die
er auch in seinem Epilog zurück
kommt, und gaiauso fertigt er die Le
gende ab, dass Engels Marx verflacht
habe und überhaupt dafür verantwort
lich zu machen sei, was spätere Mar
xisten aus dem gemacht haben, was
ihnai Marx hinterlassen hatte. Umge
kehrt scheut er sich nicht, auch Schwä

chen und Fehlverhalten zu beneimai,

damals übliche Alltagsrassismen, auch
in Veröffentlichungen, ebenso wie ein
- zweifellos durch sein Doppelleben
verstärktes - Alkoholproblem. Dage
gen ist Hunts Bild vom ,J^rauenhel-
den" Engels ziemlich schief^ da es kei
ne Belege dafiir gibt, dass ciieser nach
1850, nach einem bis dahin allerdings
ziemlich bewegten Jugendleben, sei
nen irischen Lebensgefährtiimen „Sei
tensprünge" zugemutet hätte; auch
liegt er ganz felsch bei seiner Interpre
tation von Engels' Beziehungen zu

Engels an Marx am 27. April 1867. Vgl.
MEW, Bd.31,S. 293.

Vgl. MEW, BA 23, S. 16.
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den Pariser Grisettes als Bordellbesu

che, denn das waren junge, selbstbe
wußte, emanzipierte und sich der frei
en Liebe hingebende Frauen.

Die Beschreibung von Engels' Le-
bensumständen gehört zweifellos zu
den stärksten Seiten des Buches. Hier

bewegt sich der linksliberale Sozial
historiker Hunt auf eigenem Terrain,
selbstverständlich bei denen in Man

chester, aber auch bei denen im Wup
pertal. Ebenso sicher ist sein Urteil

übCT die sozialen Analysen des jungen
Engels, nicht nur die in der berühmten
Lage der arbeitenden Klassen in Eng
land, sondern auch schon die in den

Briefen aus dem Wuppertal Das sozia
le wie das mentale Umfeld des

,3aumwoll-Lords" wird kenntnisreich

geschildert, dessen Anerkennung in
den gesellschaftlichen Oberschichten
von Manchester eingeschlossen. Dass
er ein allseits respektierter Geschäfts
mann gewesen sein muss, versteht

sich von selbst, angesichts seines
Aufstiegs vom einfechen Kommis
zum Teilhaber und schließlich zum

Prinzipal dCT Firma, aber was nach
wie vor fehlt, ist eine wirkliche Ana
lyse seines Verhaltens im eigentlichen
Business, oder gegebenenfells der
Hinweis, dass die dazu notwendigen
Quellen nicht mehr vorhanden sind.

Die Darstellung wird ausgesprochen
schwach, sobald Hunt das ihm eige
ne Terrain der Sozial- und Mentali

tätsgeschichte verlässt und sich in
seinen Urteilen auf von ihm gelesene
Sekundärliteratur stützt. Das beginnt
schon mit seiner blassen Abschilde-

rung der europäischen Revolutionen
von 1848/49 und endet keineswegs
mit seinen dürren Worten zur Pariser

Konunune, beides Ereignisse, die für
Engels Leben von einschneidender

Bedeutung waren, an denen er und
Marx lebhaften Anteil nahmen. Einen

TieQ)unkt historisch^- Entstellung er
reicht Hunt mit seiner Aussage: ,JFür
Marx und Engels erwies sich diese
Vielfalt der Ideen und Einflüsse als

Vorteil, konnten sie doch, als die

Kommune gescheitert war, anderen
die Schuld geben." Dies verwundert
nicht, wenn man ihn in dai Kontext

seiner Ausfalle gegen Lenin und die
Oktoberrevolution stellt

Ähnlich ergeht es den Überlegungen
des „Generals" zum Militärwesen.

Man muss ja nicht unbedingt der et
was reißerischen Aussage von John
Green zustimmen, Engels sei der Che
Guevara des 19. Jahrhunderts gewe
sen, aber seine - sich auch auf die

sem Feld durchaus wandelnden -

Auffassungen darauf zu reduzieren,
dass er in späteren Jahren Zweifel ü-
ber den mö^ichen Erfolg von Gueril
lataktiken und Barrikadenkämpfen
hatte, ist allzu einfach. Dass als Ver-
fiisser von Engels' anonym erschiene
ner Untersuchung des italienisch
französischen Krieges {Po und Rhein)
ein Mitglied des preußischoi General
stabs vermutet wurde, sagt einiges über
seine von Hunt nidit analysierten
Qualitäten als Militäranalytiker aus.

Von Sachkenntnis ungetrübt sind die
Ausfuhrungen zu Engels' naturwissen
schaftlich-philosophischen Studioi.
Natürlich ist es sehr einfech, sich übCT
jene Hagiographen lustig zu machoi,
die da meinten, Quantaithecaie, Rela
tivitätstheorie usw. seien,JConkretisie-
rungen" von Engels' ,J^aturdialektik",
und niemand kann diese Fragmente

4
Vgl. John Green, Engels - A Revoludonaiy
Life. A Biography of Friedrich Engels.
London 2008.



Buchbesprechungen 201

heute emsthaft als „der Weisheit letzter
Schluss" betrachten. Aber es ist ein-

fiich ungehörig, Albert Einsteins wohl
abgewogenes Urteil dahingehend zu
verfölschen, dass dieser die ,J)arle-
gungen - insbesondere die mathemati
schen imd physikalischen - konfijs
fend", denn Einstein schrieb: „Meine
Ansicht ist folgende: Wenn dieses Ma
nuskript von einem Autor herrührte,
der als historische Persönlichkeit nicht
interessierte, würde ich zu einer
Dmcklegung nicht raten; dam der In
halt ist weder vom Standpunkt der hoi-
tigen Physik noch auch für die Ge
schichte der Physik von besonderem
Into'esse. Dagegen kann idi mir den
ken, daß diese Schrift fiir eine Publika
tion insofem in Betracht käme, als sie

einen interessanten Beitrag für die Be
leuchtung von Engels' geistiger Per
sönlichkeit bildet.'^ Zwar wissen wir
nicht, welche Manuskriptteile Einstein
damals von Eduard Bernstein vorge

legt worden waren,^ aber sicher ist,
dass in den überlieferten Zeilen weder

von Mathematik noch von Konfusion

die Rede ist Vielleicht ̂ bt es ja neun
zig Jahre nach Einstein kompetente
Fachleute, die diesen Aspekt von En
gels' Schafifen einer Analyse aus na
turwissenschaftlich-philosophischer

Sicht unterziehen köimen.

Nach einer (in» damaligen Zentralen Partei
archiv beim ZK der KPdSU vorhandenen)
Abschrift, zitiert im Apparat von Band 1/26
der Marx-Engels-Gesamtausgabe, S. 597.
Wie mir Barbara Wolf (Einstein Archives
Jerusalem) dankenswerterweise mitteilte,
konnte d^ Original des auf den 30. Juni
1924 datierten Schreibens bislang nicht
aufgefunden werden.

So schon David Rjazanov in der Einleitung
zur Erstausgabe in: Marx-Engels-Archiv,
Bd. II, Frankfurt a. M. 1927, S. 141.

Auch wenn es kein Ruhmesblatt für

Hunt ist, imter dem Gesichtspunkt
relativer Inkompetenz ist es ein
Glück, dass er keine nähere Analyse
der Resultate von Engels' jahrelan
ger Herausgeberarbeit am Torso ge
bliebenen Kapital vorgenommen hat.

Aller Kritik zum Trotz bleibt zu wün

schen, dass das Buch im deutschspra
chigen Raum, wo die letzte Engels-
Biographie vor über vierzig Jahren er
schienen ist,^ eine Wirkung hat und
bislang nicht so an Engels' Leben und
Werk Interessierte veranlasst, sich in

tensiver damit zu beschäftigen. Die
englische Ausgabe, in deren Index die
für Engels und Mau^ relevanten Wer
ke und Themen verzeichnet sind, bie

tet dafür einen zusätzlichen Anhalts
punkt; die deutsche dagegen enthält
nur den wegwerfenden Hinweis, dass
beider Namen nicht in das Register
aufgenommen worden sind.

Thomas Kuczynski

Anthropologie statt Ökonomie

David Graeber, Schulden. Die ersten

5.000 Jahre, Klett-Cotta Verlag,
Stuttgart 2012, 536 S, 26,95 Euro

Während die Ökonomen im Ange
sicht der Finanz- und Wirtschaftskri
se sprachlos in einer Art von
Schreckstarre verharren, ergreifen
Anthropologen, Ethnologen, Histori
ker, Soziologen, Kulturphilosophen
und andere NichtÖkonomen mutig
das Wort und erklären der Welt, wa

rum es dazu gekommen ist und wor
in die Lösung zu sehen ist. Der US-

Friedrich Engels. Eine Biographie. Berlin
1970 (Autorenkollektiv unter Leitung von
Heinrich Gemkow).
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Amerikaner David Graeber ist einer

von ihnen. Mit seinem Schuiden-

Buch legte er 2011 eine umfassende
Untersuchung über die Schulden
problematik in der bisherigen Ge
schichte der menschlichen Zivilisati

on vor. Der Zeitpunkt war denkbar
günstig, das Thema en vogue wie
kein zweites. Schon wenige Monate
später erschien das Werk in deut
scher Übersetzung und gilt seitdem
laut Spiegel als „antikapitalistisches
Standardwerk der neuen sozialen

Bewegungen" (Klappentext). Sein
Autor kann sich vor prominenten
Einladungen und Lobpreisungen
kaum retten: Seine Schrift gilt als
„Offenbarung" (FAS), als ein „furio
ses imd gelehrtes Buch" (Die Zeit).

Die positive Au&ahme und wohlwol
lende Rezeption vollzieht sich vor dem
Hintergrund der ansonsten eher theo
riearmen Gccupy-Bewegung u.a. an
der Wall Street und im Frankfurter

Bankenviertel. Die globale Finanzkrise
und die Staatsschuldenkrise im Euro

raum verleihen dem Buch von David

Graeber eine besondere Aktualität und

Brisanz. Aber hält das Werk tatsäch

lich, was es verspricht? Kann es auch
unabhängig von der aktuellen Wirt
schaftslage und der aufgeheizten Dis
kussion um die Schuldenproblematik
einen besonderen Platz im Bücherregal
beanspruchen? Oder füllt es bloß eine
temporäre Lücke im ökonomischen

Erklärungsspektrum? Vielleicht er
weist sich die Aufregung um das Buch
schon bald als bloßes Medienspekta
kel. Eine aufinerksame Lektüre des

Textes dürfte jedenfells bei vielen Le-
serinnea imd Lesern schnell für Er

nüchterung sorgen, vielleicht sogar für
Enttäuschung - auch wenn man dabei
ganz sicher eine Menge lemai kann.

Allein schon die 44 Seiten Literatur

verzeichnis zeigen, dass es sich hier
um ein Werk mit wissenschaftlichem

Anspruch handelt, um ein „gelehrtes
Buch", keinesfrlls also um ein politi
sches Pamphlet, auch wenn es gegen
wärtig für politische Zwecke instru
mentalisiert wird.

Graeber sieht in der Schuldenproble
matik die zentrale Frage sozialer
Auseinandersetzungen: Seit „mindes
tens 5000 Jahren" wird „der Kampf
zwischen Reichen und .i^men über
wiegend in FcMin von Konflikten zwi
schen Gläubigem und Schuldnem
ausgetragen..." (14). Volksaufetände
beginnen in der Regel mit der ,/ituel-
len Zerstörung von Schuldverzeich
nissen" und die Streichung bestehen
der Schulden erscheint durchweg als
Vorbedingung für einen Neuanfang.
Damit wird bereits eine ,Xösung" für
die aktuelle Problematik der Ver

schuldung extrem armer Länder an
gedeutet, aber auch für die Beendi
gung der Staatsschuldenkrise in Euro
pa. Zuvor aber entwickelt der Autor

auf über 400 Seiten, wie es überhaupt
dazu kommt, dass Schulden entstehen
und welche Formen diese im Zeitver

lauf annehmen. Bei der Behandlung
dieser Problematik lässt er sich stark

von Gefühlen leiten, insbesondere
von seiner Abscheu gegenüber der
Praxis des Geldverleihens imd Zins

nehmens: ,Jn der gesamten Weltlite
ratur finden wir kaum eine freundli

che Darstellung eines Geldverleihers
... Ich bin nicht sicher, ob es eine an
dere Bemfsgmppe (Henker viel
leicht?) mit einem so konstant
schlechten Image gibt." (16). Dieses
Vorgehen, das stark an Nietzsches
Diktum, wonach „die Gedanken die
Schatten unserer Empfindungen"
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sind, erinnert, dürfte für eine wirt
schaftshistorische ^alyse eher fehl
am Platze sein. Ähnlich verhält es
sich mit der Horleitung des Geldes:
Der Autor unterscheidet zwei Formen

von Geld, „virtuelles Geld" und ,jmate-
rielles Geld", und meint dann, die Ge
schichte pendele zwischen Phasen, in
denen Edelmetalle dominieren und

Phasen, in denen Geld etwas Abstrak
tes, etwas Virtuelles, sei. Die Entwick
lung verlaufe jedoch „offenbar rück
wärts", das heißt am Anfeng stand das
virtuelle Geld (Kreditgeld), darauf
folgte materielles Geld (Gold) und seit
1971 befinden wir uns wieder im
„Zeitalter des Kreditgelds" (24). Dieser
merkwürdige Umgang mit dem Geld-
begrifif findet seine Fortsetzung in den
Ausführungen zur Genesis des Geldes:
Die „wahren Ursprünge des Geldes"
verortet Graeber bei „Verbrechen und
Vergeltung" (25), wobei Geld, Kredit
und Schulden im Geschichtsverlauf

immer gleichzeitig auftreten.

So richtig es ist, das „Tauschpara
digma" als Mythos der Politischen
Ökonomie zu entlarven und die Ent
stehungsgeschichte des Geldes kom
plexer aufzufassen und filiher anzu
setzen, als dies die Ökonomen ge
wöhnlich tun, so problematisch er
scheint es doch, die bisherige Reihen
folge einfech umzukehren und Kre
ditverhältnisse an den Anftuig zu set

zen. Geld wird dadurch seinem We

sen nach etwas Außerökonomisches.
Es erfolgt keine Bereicherung der
wirtschaftswissenschaftlichen Geld-

definition durch Hinzuziehung weite
rer Aspekte, sondem eine Ersetzung
derselben durch eine anthropologi
sche Geldbestimmung. Dies kann bei
Ökonomen nur Kopfechütteln her
vorrufen und führt darülier hinaus zu

Fehlem und Lrtümem im Detail, wor

auf noch einzugehen ist Zunächst aber
soll Graebers sachkundiger Versuch,
zwei theoretische Zugänge zum Geld
einander gegenüberzustellen, die staat
liche oder chartalische Geldtheorie und

die Kredittheorie des Geldes, gewür

digt werden (52). Anhand wichtiger
Quellen werden zentrale Aussagen der
Theorien überzeugend referiert und es
wird gezeigt, welchen Erklärungswert
die jeweilige Theorie für die Geschich
te und für die Gegenwart besitzt. Das
Problem dabei ist jedoch der überzo
gene Anspruch des Autors, die Reich
weite der Theorien zu überdehnen und
bestimmte Begriffe des 19. und 20.
Jahrhunderts in die feme Vergangai-

heit zu projiaeren. Dabei verschwim
men die Unterschiede zum Beispiel
zwischen Mesopotamien im 3. Jahr
tausend oder Rom im 1. Jahrtausend

v.u.Z. und England sowie den USA im
20. Jahrhundert u.Z. Es gehört viel
leicht zu den Spezifika der anüiropolo-
gischen Forschung, in großen Zeiträu
men und historischen Kontanten zu

denken. Die Geschichte der Mensch

heit jedoch ist durch Veränderungen
und Entwicklungsprozesse gekenn
zeichnet, was sich unter anderem in der
Historizität der wissenschaftlichen Ka

tegorien reflektiert. Dies macht Zeit
sprünge und historische Parallelen
zwar interessant, zugleich aber höchst
problematisch und führt mitunter dazu,
dass Geld eben nicht gleich Geld ist
und Kredit nicht gleich Kredit, sofem
wir untCTSchiedliche Gesellschaftsord

nungen und verschiedene Zeitpericxlen
betrachten.

Schulden haben begrifflich etwas mit
„Schuld" zu tun. Letzterer Terminus
gehört jedoch in die Moraltheorie.
Graeber bietet dem Leser zur Ver-
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deutlichung dieses Zusammenhangs
eine .Abhandlung über die morali
schen Grundlagen ökonomischer Be
ziehungen". Bemerkenswert ist, dass
Schulden hier als eine „Schöpfung
der Reziprozität" (128) behandelt
werden, aber an keiner Stelle erklärt

wird, worin das Pendant zu den

Schulden besteht, die andere Seite
des Schuldverhältnisses also. Da

wird lang und breit referiert, wie vie
le Hundezähne für eine Braut zu be

zahlen sind (138), was eine ,31ut-
schuld" bedeutet (144) und was
,JFleischesschulden" sind (152), aber
man erföhrt nichts über Guthaben

und Forderungen. Geldschulden aber
sind Verbindlichkeiten. Sie existie

ren nicht „für sich", sondern immer
nur in Verbindung mit entsprechen
den Forderungen. Dieser kapitale
Fehler, die Geldschulden losgelöst
von ihrem Pendant, von den Gutha
ben, zu behandeln, wurzelt im ety
mologischen Herangehen des Autors.
Er zieht sich durch das ganze Buch
hindurch. Es gibt nur eine einzige
Ausnahme: Auf Seite 372 ist von

„Schulden und Kredit" die Rede, was
dem Kaufinännischen ,3ebit und
Kredit" entspricht und damit der Lo
gik von Forderungen und Verbind
lichkeiten nahe kommt. Was aber

sind im Verständnis des Autors ü-

berhaupt „Schulden"? - „...nichts
weiter als die Perversion eines Ver

sprechens, das von der Mathematik
und der Gewalt verfälscht wurde"

(410). Die Lösung des Problems
sieht Graeber folglich im Schulden-
erlass (410). Was das aber für die
Forderungen bedeutet, für die akku
mulierten Guthaben, lässt er offen.
Hier hätte etwas mehr ökonomischer

Sachverstand sicher gut getan.

Geld und Kredit sind zentrale Kate

gorien der kapitalistischen Produkti
onsweise. Ihre Genesis ist aber we

sentlich älter; das vermag die anthro
pologische Forschung heute über
zeugend zu demonstrieren. Die damit

verbundenen Erscheinungen weisen
jedoch Speziflka auf, die man, sofern
man sich in Fachkreisen verständi

gen will, auch als Anthropologe be
achten sollte. Hierzu gehört zum
Beispiel die Definition der Münze als
eines geprägten Metallstücks und ih
re Abgrenzung vom Barren als ge
gossenem Metall. Graeber ignoriert
diese Unterscheidung und erklärt al
les Metall zur ,>lünze" (224, 235,
444). Ein anderes Beispiel für einen
wenig sorgföltigen Umgang mit mo
netären Kategorien betrifft die Un
terscheidung von Banknoten und Pa
piergeld (285). Marx differenziert
hier, sowohl was die Entstehung bei
der Geldformen anbetrifft als auch

bezüglich ihrer funktionalen Be
stimmung, sehr genau.' Graeber hin
gegen vermischt beide Geldformen

unentwegt, spricht davon, dass in
China Wechsel „zu einer Art Papier
geld" wurden (355) und dass die
Bank of England 1694 „echtes Pa
piergeld" in Gestalt von .JSToten"
ausgegeben habe (357), dass in den
USA die Zentralbank ,3apiergeld"
emittiere, es sich dabei aber tech
nisch um ,3anknoten" handele (472)
usw. Dass moderne Banknoten in

Gestalt von gesetzlichen Zahlungs
mitteln faktisch eine Symbiose bei
der historischen Formen darstellen,
der Banknote und des staatlichen Pa

piergeldes, steht auf einem anderen

Karl Marx, Zur Kritik der Politischen Öko

nomie, MEW Bd. 13, S. 89,93ff., 98,119f.
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Blatt und wird von Graeber durchaus

richtig gesehen (382f.). Seine Projek
tion dieser Verschmelzung aber in
die Vergangenheit fuhrt zu einem
Begriffswirrwarr und ist aus geld-
wirtschafllicher Sicht und unter ak

tuellem Aspekt nicht zu akzeptieren.

Natürlich zielt Graebers Kritik letzt

lich auf den Kapitalismus als einem
auf Schulden basierenden Wirt
schaftssystem, einer „Schuldengesell-
schafl" (172), wie er schreibt. Seine
Kritik richtet sich insbesondere ge

gen die Banken, die in seinen Augen
einfech „böse" sind, weil sie „aus
nichts etwas" machen (362), was nur

Gott zukonunt, femer die Schulden
verwalten und damit das zerstöreri

sche Wirtschaftswachstum finanzie
ren. Als Alternative stellt er dem ka-

pitalistischoi System „seinen Kom
munismus" gegenüber, einen Kom
munismus ohne Tauschbeziehungen,
ohne Geld und ohne Schulden, eine
solidarische Gesellschaft, „in der die
Menschen weniger arbeiten und
mehr leben" (409). Als „Vorreiter"
für diese neue Wirtschaftsordnung
sieht er die „untüchtigen Armen", als
Voraussetzung für ihre Verwirkli
chung den Verzicht auf Wirtschafts
wachstum und, wie kann es anders
sein, die Streichung aller Schulden. -
Das ist mutig gedacht und auch radi
kal, jedoch wenig realistisch. Aber der
Autor ist ja auch nicht nur ein belese
ner Anthropologe, sondem zugleich
bekennender Anarchist und Vorden-

kCT der Occupy-Bewegung. Da darf
man schon einige unorthodoxe Uber-
legungen und originelle Lösungsvor
schläge erwarten. Und die liefert das
Buch in der Tat, überdies einiges Be
denkenswerte und viel anthropologi
schen Ballast, wozu auch der größte

Teil des Anhangs gehören dürfte. Ö-
konomisch vorgebildete Leser können
aus dem Buch von David Graeber ei

niges lemen, weniger kundige jedoch
dürfte es eher verwirren. Ob es die

Debatte über Schulden wirklich vo

ranbringt, bleibt abzuwarten.

Ulrich Busch

Agenten des Finanzkapitals:
die Rating-Agenturen

Christoph Prager, Ratingagenturen.
Funktionsweisen eines neuen politi

schen Herrschqftsinstruments, Man
delbaum, Wien 2012, 188 S., 14,90
Euro

Werner Rügemer, Rating Agenturen.
Einblicke in die Kapitalmacht der
Gegenwart, transcript, Bielefeld
2012, 196 S., 18,80 Euro

Beide Autoren konstatieren und be

legen, dass die Rolle der Ratingagen
turen mit der stürmischen Entwick

lung der Finanzmärkte seit Mitte der
1970er Jahre des letzten Jahrhunderts

ebenso stürmisch gewachsen ist. Bs
ist logisch, dass, je gewaltiger Vo
lumen und Binfluss von Geld und

Vermögen, von Kredit und Schulden
sich aufblähen, umso größere Bedeu
tung den Agenturen zuwächst, die
die Wahrscheinlichkeit von Kredit
ausfällen bei Unternehmen und Staa

ten bewerten und Gütesiegel für die
Vielzahl neuer und immer kompli
zierterer Finanzprodukte ausstellen.

Vor allem Werner Rügemer zeichnet
minutiös nach, wie die ,J*olitik" den
privaten Agenturen zu ihrem Ge
wicht als quasi-hoheitliche Schieds
richter und Bewerter der Finanz

märkte verhalf. Schon im Roosevelt-

schen New Deal der 1930er Jahre
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mit seiner offensiven Geldpolitik
wurde an die Ratingagenturen die
Lizenz vergeben, zu unterscheiden in
Papiere mit „investment grade" und
,mon investment grade". Diese fim-
damentale Richtschnur für Investo

ren wurde 1975 in den USA für noch

verbindhcher erklärt, da Börsenmak
ler nun ihre Kapitalrückstellungen
danach zu richten haben, ob ihre
Wertpapiere „investment grade" oder
nicht anweisen. Anleihen und ver

briefle Hypotheken-Kredite kommen
im vereinfachten Verfahren auf den

Markt, wenn zwei Ratingagenturen
ihnen „investment grade" zuerken
nen. Pensionsfonds, ein schnell

wachsender institutioneller Investor,
dürfen nur Wertpapiere kaufen, die
mindestens mit A bewertet werden.

Investment- und andere Fonds dürfen

nur begrenzt in spekulative Anleihen
investieren. Untemehmen müssen

höhere Zinsen zahlen, je schlechter
ihr Rating ausföllt.

Diese gewaltige, staatlich abgesi
cherte und für alle Finanzmarktak

teure existentielle Macht verlieh die

US-Börsenaufeicht 1975 an zunächst

sieben Ratingagenturen, die schnell
zu den „Großen Drei" fusionierten:

Standard & Poor's mit einem Markt

anteil von 44 Prozent, Moody's mit
38 und Fitch mit 15 Prozent (so die
Angaben bei Rügemer; Prager hat
leicht abweichende Daten, beide sind
sich mit der allgemeinen Publizistik
aber einig, dass die Drei auf gut 95
Prozent des Gesamtmarktes kom

men). Prager zitiert Thomas Fried
man von der New York Times, der
schon 1996 feststellte, dass es „zwei
Supermächte" gibt: „Einerseits die
USA, andrerseits 'Moody's Bond
Rating Service'. Die USA können

Dich zerstören, indem sie Bomben
auf Dich abwerfen, Moody's kann
Dich zerstören, indem sie deine

Staatsanleihen abwerten. Und glau
ben Sie mir, es ist nicht klar, wer von
beiden mächtiger ist." (Prager, S. 15)

Die Deutungsmacht auf den Finanz
märkten liegt bei bloß drei global
wirksamen Agenturen, deren „zu
tiefst korruptes System" schon in ih
rem Bezahlmodus steckt: Seit 1971

zahlen bei Moody's, wie mittlerweile
bei allen, nicht mehr die Anleger,
sondem die Verkäufer der Wertpa
piere für die Ratings. Was bedeutet,
dass sich diese Verkäufer die Agen
turen aussuchen, die ihnen die ge
wünschten Gütesiegel auch verleihen,
wofür dann allerdings höhere Gebüh
ren fallig werden. Hoch bezahlte Ra
tings werden freundhcher benotet als
niedrig bezahlte, allerdings liegen sie
dann auch öfter weit daneben. So er

wies sich ein Drittel aller Ratings für
strukturierte Wertpapiere innerhalb
von fünf Jahren als zu positiv (Rüge
mer, S. 96). 93 Prozent aller auf Hy
potheken bezogenen Sicherheiten in
den USA, die 2006 ein AAA-Siegel,
also die oberste Kategorie, erhalten
hatten, zählen heute zu den Schrott-
papieren (Prager, S. 12).

Beide Autoren machen deshalb die

Ratingagenturen mitverantwortlich
für die Finanzkrise. Doch ist ihre Er

klärung für das Wirken der Agentu
ren grundverschieden. Prager kommt
zwar auch der Verdacht, „dass sich

hinter der Hervorhebung von Objekti
vität und Unabhängigkeit Int^essen
des Finanzmarktes verstecken." Doch

er meint, „diese Frage ist mit dem
vorgegebenen Material und theoreti
schem Rahmen nicht zu beantwor

ten". (Prager, S. 20) Deshalb formu-
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liert er eine andere Frage, nämlich:
„woher ergibt sich die Akzeptanz für
die Beurteilungen dieser Institution".
Und föngt mit Pierre Bourdieus Fra
ge an: Wie kommt soziales Handeln
zustande, um dann zu dessen Theorie
von Habitus und Feld, von symboli
scher Macht überzugehen. Die Ra
tingagenturen sind ihm nach Bour-
dieu „symbolisches Kapital" als
Form, die Herrschaflsformen absi
chert, die die Abhängigkeit jener ein
schließt, „die es zu beherrschen er
laubt", eine Machtform, die so aus-
schließUch in dar reinen Anerken-

mmg besteht. (Prager, S. 30)

Was Prager nicht sieht, ist, dass das
reale Finanzkapital der Märkte sich
das symbolische Kapital, das sein
Finanzmarkt-Wirken absichert, selbst

organisiert. Diesen Nachweis zu füh
ren, ist der große Vorzug da: Arbeit
von Rügemer. Er geht der Frage
nach, „wem gehören die drei großen
Ratingagenturen", und er belegt: ,^s
sind dieselben Eigentümer, die auch
Miteigentümer der großen Banken
und multinationalen Konzeme

sind... Sie handeln nicht selbständig,
wie die veröffentlichte Meinung un
terstellt, sondem sie sind der verlän
gerte Arm ihrer Eigentümer."

So gehört Standard & Poor's seit
1966 dem Konzern McGraw Hill,

der aber seinerseits überwiegend den
Hedgefonds Capital World, Black
rock, State Street, T. Rowe Price,
Washington Mutual, Fidelity, Op
penheimer Funds, Morgan Stanely
und Allianz Global Investors gehört
Die Vorstände von Moody's kom
men von der Chase Manhattan Bank,

von der Federal Reserve Bank of

New York, von der Citiygroup, von
Dow Jones & Company (erstellt den

Börsenindex der Wall Street), von

Bankers Trust, vom Wirtschaftsprü
fer Emst & Yoimg, von American
Express und von Lehman Brothers.
Fitch gehört zwei Eigentümem: der
französischen Finanzholdung Fima-
lac und dem US-Medienkonzem

Hearst. Fimalac-Chef de Lacharriere

war Mitglied des Beirats der franzö
sischen Nationalbank Banque de
France und gehört dem Leitungs
gremium der Nationalstiftung für die
Politischen Wissenschaften an. Die

Vizepräsidentin Morali wechselte
von der staatlichen Finanzaufsicht

Frankreichs zu Fimalac, zudem ist

sie Mitglied der französischen In
vestmentbank Rothschild und von

Coca Cola in Atlanta/USA.

Doch nicht nur über die unmittell)aren

Eigentümer da* Agenturoi üben die
Finanzmarkt-Institutionoi ihren Ein-

fluss aus, sie sind auch selbständige
Eigentümer der Ratingagenturoi.
Sechs Hedgefonds sind bei Moody's
mit 41,5 Prozent und bei Standard &
Poor's mit 27,9 Prozent beteiligt. Rü-
gemers Fazit, dass die Rating-
Agenturoi keine sell)ständigen und
„objektiven" Bewerter sind, sondem
ausführendes Organ ihrer Eigentümo*,
ist angesichts dieser Sachlage zwin
gend. Allerdings ist auch seine düstere
Zukunflssicht einleuchtend. Von ei

nem Wendepunkt im Umgang mit Ra
tingagenturen könne nicht die Rede
sein. Sie, die an vorderster Stelle ge
holfen haben, die Kultur der Verant-
wortungs- und Hafhmgslosigkeit
zum handlungsleitenden Prinzip in
Wirtschaft und Politik werden zu las

sen, seien heute mächtiger als vor der
Finanzkrise.

Conrad Schuhler
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Unsicherheit als Profitquelle

Hermannus Pfeiffer, Der profitable
Irrsinn - Was auf den Finanzmärkten
geschieht und wer dabei gewinnt,
CkLinks Verlag, Berlin 2012, 256 S.,
16,90 Euro

Die Wiederherstellung des Vertrau
ens der Finanzmärkte und deren Sta

bilisierung ist zum zentralen Orien
tierungspunkt der Politik geworden.
Die Demokratie soll marktkonform

gemacht werden, wie es die Bundes

kanzlerin treffend ausdrückte. Der

ordnungsliebende Bürger ist nicht
unbedingt dagegen, auch er wird
durch täglich neue Hiobsbotschaften
über Kurseinbrüche, Währungs
schwankungen und Kreditausfalle
beunruhigt. Hermannus Pfeiffer stellt
die Frage anders: Was, wenn die Ak
teure der Finanzmärkte selbst über

haupt kein Interesse an Ruhe und
Stetigkeit hätten, was, wenn sie an
permanenter Instabilität, an hekti

schen Preis- und Kursschwankungen
in Wirklichkeit bestens verdienten?

Der Titel des Buches zielt auf diesen

Tatbestand: Die von Politik und Me

dien viel kritisierten irrationalen

Fehlentwicklungen sind oft jene Er
eignisse, bei denen die ,player' der
Märkte erst richtig profitieren. Die
sen Grundgedanken verfolgt Pfeiffer
über die drei Hauptabschnitte der
Buches hinweg, die dem Leser einen
gut strukturierten und flott geschrie
benen Überblick über die nunmehr
fünf Jahre anhaltende Krise verschaf

fen: Der erste, umfangreichste Ab
schnitt befasst sich mit den „Akteu
ren" der Finanzmärkte, also den

Banken, Versicherungen, Fondsge
sellschaften und Ratingagenturen,
die gleichzeitig die Profiteure der

Krise sind. Im zweiten Abschnitt

werden die „Werkzeuge" vorgestellt,
worunter Pfeiffer vor allem die diver

sen Finanzprodukte wie Derivate,
Termingeschäfte usw. versteht. Im
letzten Teil wird der Verlauf der

„Grossen Krise" seit 2007 skizziert

und es werden einige Eckpunkte einer
demokratischen Alternative genannt.

Es liegt in der Natur der Sache, dass
ein solches, alle relevanten Aspekte
der Krise behandelndes Buch nicht

überall in die Tiefe gehen kann.
Trotzdem taucht ein zentrales The

ma, nämlich das Verhältnis zwischen

der scheinbar verselbständigten Fi
nanzsphäre und der so genannten
Realwirtschaft, immer wieder auf.
Schon im ersten Teil, in dem der Au
tor sich mit dem Verhältnis zwischen

Banken und Industrie am Beispiel
der deutschen Verhältnisse beschäf

tigt, spitzt er zu: Obwohl sich die
klassischen Beteiligungs- und Be
herrschungsverhältnisse zwischen
Banken und Großkonzemen in

Deutschland - begünstigt durch ein
von der rot-grünen Regierung Schrö
der/Fischer durchgesetztes Steuer
sparmodell für die Banken - in den

1990er Jahren weitgehend aufgelöst
haben, hat das nach Ansicht von

Pfeiffer die Macht der Banken eher

noch gestärkt: „Mittlerweile war für
die Geldgiganten die ,neue' Macht
der Banken wichtiger als die alte
geworden. Die Modernisierung hat
den alten, elitär verschlossenen In

dustriekapitalismus in einen neuen,
offenen Finanzkapitalismus verwan
delt." (S. 35/36) Das wirft allerdings
die Frage nach dem neuen Verhältnis
zwischen Bankkapital und Industrie
kapital auf - gibt es hier Interessen
konflikte oder sind diese inzwischen
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einem einheitlichen, finanzkapitalis-
tischen Verwertungsinteresse gewi
chen? Im dritten, den Ursachen und
dem Verlauf der Krise gewidmeten
Teil taucht diese Fragestellung in an
derer Form auf: „Wie können aber
,verselbständigte' Finanzmärkte auf
die Realwirtschafl wirken und eine

Krise verstärken oder hervorrufen?"

fragt der Autor mit Recht und ver
weist vor allem auf den Zusammen

hang zwischen der Geldsphäre imd
den Realinvestitionen in Gestalt von
Kreditklemmen. Ob dies aber wirk

lich der wichtigste Punkt des Krisen-
Übertragungsmechanismus ist, kann
bezweifelt werden: Angesichts des
gestiegenen Anteils der Eigenfinan
zierung in vielen Unternehmen wur
de in den meisten Ländem selbst im
Höhepunkt der Krise nur wenig über
Kreditknappheit geklagt Die anhal
tende Investitionsschwäche in den al

ten Industrieländem wird nicht durch

fehlendes oder gar zu teures Kapital
verursacht. Der schwere realwirt

schaftliche Einbruch von 2009 dürfte

jedenfalls so nicht erklärbar sein.
Heute spielt sicherüch der Zusam
menhang von Bankenrettung, Staats
verschuldung und restriktiver Wirt
schaftspolitik die Hauptrolle.

Das Buch diskutiert in knapper Form
auch weitere Grundfragen, wie z.B.
die Bedeutung von Inflation und In
flationsbekämpfimg, die Rolle der
Zentralbanken (für deren politische
Unabhängigkeit der Autor plädiert,
eine sicherlich diskussionswürdige
Position), die Staatsverschuldung
(dass diese kein Übel an sich ist). Die
Manipulationsanfölligkeit wichtiger
Finanzmarkt-Indikatoren wie Libor

imd Euribor durch die Banken stellt

der Autor dar und folgert: „Zumindest

in Krisenzeiten dürfte dabei schon

mal geschummelt werden" (54), ein
schönes Understatement des Hambur

gers, der beim Schreiben noch nicht
wissen konnte, dass diese jahrelange
,Schummelei' einige Wochen später
die Londoner City erschüttern und -
neben Geldbußen in Höhe von fast

einer halben Milliarde Dollar und

weiteren Strafverfolgungen - dem
Chef einer der größten Banken der
Welt, Bob Diamond von Barclays,
den Job kosten würde.

Auch wenn man dem Autor nicht in

allen Details zustimmen muss: Hier

bekommt man in gut lesbarer Form
(die durch kurze Zusammenfassun
gen an den Kapitelenden imd ein
Glossar am Schluss des Buches noch
erhöht wird) einen Überblick über al
le relevanten Aspekte der Krise und
ihrer Ursachen.

Jörg Goldberg

Katze und Krokodil

Wolfgang Pohrt, Kapitalismus Fore-
ver. Über Krise, Revolution, Evoluti
on, Christentum und Islam. Edition
Tiamat, Berlin 2012, IIIS., 13 Euro.

Vor drei Jahrzehnten machte Wolf

gang Pohrt sich einen Namen als
Kritiker von Denk-Bequemlichkeiten
innerhalb der Linken, insbesondere

in der Friedensbewegung, wo er Po
pulismus aufspürte. Diesen Gestus
behält er in seiner neuesten Schrift

bei. Die Kritik gilt Occupy, den Pro
testen gegen Stuttgart 21, der neuen
Marx-Lesebewegung und der Auf
fassung, der Kapitalismus befinde
sich in einer Endkrise.

,JCapitar'-Lektüre ist für den Autor
Zeitverschwendung, denn es halte
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von gelebtem Leben ab. (S. 12) Er
räumt ein, dass er früher anders dar

über dachte. Das sei aber schon das

Abfallprodukt einer gescheiterten
Hoffiiung gewesen: auf Revolution.
Jene war für ihn „ein Lebensgefühl,
das ich selbst nicht mehr in meinem

Kopf, sondem nur noch in meinen

Notizen wiederfinde." (15) Zeitge
schichtlich materialisiert sah er es in

einer Art Künstler-Revolte, die ihren
Höhe- und Endpunkt in der Westber
liner Vietnam-Demonstration vom

Februar 1968 gehabt habe. Danach
verlief sich die Bewegung in die
, JDominanz der Partikularinteressen",
(23) und die Unüberwindlichkeit des

Kapitalismus trat hervor. So habe
z.B. die .^Frauenbewegung das Kapi
tal vom Arbeitskräftemangel befreit"
(25). Die Revolution, die allenfalls
möglich war, sei schon im 19. Jahr
hundert versäumt worden. ,JJat die
Menschheit das Zeitfenster nicht ge
nutzt? Wissen wird man das nie, aber
man kann es sich wenigstens vorstel
len." (69) Heute befinde sich die ma
terielle ftoduktion in einer Verfes-

sung, „von der ich mir beim besten

Willen nicht mehr vorstellen kann,
wer anders sie noch lenken und leiten

kann als das Kapital selbst." (Ebd.)

Die Überlebensföhigkeit des Kapita
lismus erklärt der Verfasser sich mit

dessen Primitivität. Hierin sei er dem

Krokodil vergleichbar: „Welches ist
das älteste noch lebende Wirbeltier

auf dieser Erde? Es ist das Krokodil,
seit 450 Millionen Jahren. Das Er

folgsgeheimnis dieses mächtigen,
großen Tieres ist sein winziges Hirn.
Es besitzt das Volumen eines Hüh

nereis. Bei so wenig Him kann man
nichts felsch machen. Das Krokodil

macht es immer richtig: Lauem, zu

schnappen, und dann nicht mehr los
lassen, komme was wolle. Ich fürch

te, das Kapital hat die gleiche Le
benserwartung, wenn nicht von Sei
ten der Natur was dazwischen

kommt." (70) Es stütze sich nicht auf
den Egoismus der Menschen, son
dem treibe ihnen diesen vielmehr

aus. Sonst verhielten sie sich nämlich

wie Katzen: ,43er perfekte Egoist ist
eine Katze, wie sie friedlich an ei
nem warmen, weichen Plätzchen

schläft, das rosige Näschen ins eige
ne Fell gekuschelt, wie sie sich dann

ausgiebig räkelt, wie sie ihre Glied
maßen bis zu den Pfoten und Krallen

reckt und streckt, wie sie dann an
fangt, sich zu putzen und ihr Fell ab
zuschlecken und damit unendlich

viel Zeit verbringen kann. Da ist also
jemand, dem es richtig gut geht, der
mit sich selbst allein restlos zufrie

den und glücklich ist. Faszinierend.
Man muss einfach zuschauen, mit
einer Mischung aus Hingerissensein
und Neid. Kapitalisten sind das ge
naue Gegenteil. Sie sind keine Egois
ten, eher könnte man von hyperakti
ven Idealisten sprechen. Sie sind Ge
triebene. Sie häufen mehr Reichtum

an, als sie je werden genießen kön
nen, weil die Genussfahigkeit des
Menschen durch seine physische Na
tur sehr beschränkt ist. Die Kapitalis
ten stellen ihr Leben in den Dienst

des Erwerbs von einem Reichtum,
mit dem sie als natürliche Personen

nichts anfangen können. Desgleichen
die Lohnabhängigen, bei denen wie
derum der Genuss umgekehrt pro
portional zum Einkommen ist." (71)

Wenn der Verfasser an einem Som

mertag in Stuttgart „durch die teuren
Viertel in Halbhöhelage spaziert -
lauter Villen mit viel Grün ringsum",
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findet er sie ausgestorben. ,^ein
Wunder, in solchen Hütten kann man
nicht wohnen, wenn man sie besitzen
will. Dann hat man Pflichten und
Termine, um die Kohle ranzuschaf-
fen. Kommt man auf seinem Spazier
gang dann wieder runter in die Tal
lagen, wo die ärmeren Leute wohnen,
sind trotz Autoabgasen und Autolärm
alle Fenster offen, die Kinder sind un
terwegs, etc." (71 f.) In Konsequenz
solcher Überlegimgen hält Wolfgang
Pohrt die Liquidierung aller Guthaben
und ein bedingungsloses Grundein
kommen für sinnvoll (65).

Erstaunt stellt er fest, dass er schon
seit Jahrzehnten - wohl nach jener
Vietnam-Demonstration - eine Art

Rentner sei. Diese Menschengruppe

stelle auch ein großes Kontingent in
der Bewegung gegen den Neubau
des Stuttgarter Hauptbahnhofe. Die
Parole „Oben bleiben!" als der ,Jca-
tegorische Imperativ aller Arrivier
ten" erhalte dadurch einen zusätzli
chen Sinn, zumal der Vorstandsvor-
sitzende der Bahn-AG ja Grube hei
ße. (29) Dies ist schönes Feuilleton,
ebenso wie das Argumrait, der Nach
teil der Alphabetisierung bestehe
darin, dass sie erst Verblödung durch
den „Stürmer" und die ,3ild"-
Zeitung ermöglicht habe. (13)

Marx habe sich im, J^pital" letztlich
nur die Einsicht in die Unüberwind-

barkeit des Kapitalismus erarbeitet.
Krisen seien wie „Jungbnmnen"
(50). Diese Auffassung findet sich
nicht nur bei Pohrt, sondern tatsäch
lich auch bei Marx, im Übrigen bei
der Mehrheit derer, die sich gegen
wärtig mit der ökonomischen Ent-
wicklimg befassen. Der Autor fokus-
siert seine Angriffe auf die Wenigen,
die anderer Meinung sind, zum Bei

spiel Robert Kurz, den er offenbar
für den Vertreter eines bekämpfens-
werten Mainstreams hält. Zutreffend

stellt Pohrt fest: ,4n Wahrheit ist je
der Kapitalist Spekulant" (59) und
wendet sich gegen eine zurzeit gän
gige Aufi-egung allein über „Gier" in
der Zirkulationssphäre. Allerdings
steht er auch mit dieser Kritik nicht

völlig allein.

Seine fixere kontrafektische abstrak

te Negation ließ sich nicht durchhal
ten und ist jetzt in eine Naturalisie
rung des Kapitalismus umgeschlagen:
,4Die Natur kennt also keine Katastro
phen. Und die ,zweite Natur', das
Kapital, auch nicht. Geradezu wun
derbar, wie es mit Naturkräflen aus
gestattet ist. Etwa so, wie ein Vulkan
ausbruch oder ein riesiger Waldbrand
dafür sorgen, dass auf der Asche das
eben noch von Lava oder Feuer ver

nichtete Grünzeug nachher umso
prächtiger wächst." (57) Auch in die
ser zweiten Natur sind die Menschen
Naturwesen: „Vielleicht ist der
Mensch einfech so gebaut, dass er
seine Erfüllung im Kapitalismus fin
det. Früher hätte ich einen solchen

Verdacht empört zurückgewiesen.
Heute, nach dem Zusammenbrach des
Ostblocks, kann ich nur sagen: Ich
weiß es wirklich nicht." (79) Der Un-
tCTSchied zwischen Einst und Jetzt be

stehe in einer ,4)igitalisierung der
Steinzeit" (95), ansonsten: „Über
haupt ist alles wie immer." (Ebd.)

Auffällig ist die Redewendung ,3s
ist doch so" (43), auch dort, wo
Pohrt sich „die Frage stellt, ob es
nicht eben doch so ist, dass die Gat

tung Mensch im Kapitalverhältnis zu
ihrer artgerechten Bestimmung ge
funden hat. Könnte ja sein, wer
weiß." (58) Auch sonst wird die
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Konjunktion „doch" häufig im Sinne
der Bekräftigung, nicht der Abwei
chung gebraucht (z.B. 92). Zweimal,
S. 84 und 85f., stellt der Verfasser
eine „spannende Frage" und folgt
damit einem seit einiger Zeit modi
schen Sprachgebrauch. Charakteris
tisch ist auch die Verwendung von
„einfech" in der Formulierung: „Man
muss sich einfech mal die Geschichte

angucken." (57) Die zutreffende Fest
stellung, dass Marx im ,JKapital" vor
allem gezeigt habe, wie der Kapita
lismus fiinktioniert (und nicht, wie er
untergeht), verbindet Wolfgang Pohrt
mit folgendem Verweis: ,J)as Kapitel
über den Kommunismus am Ende

vom dritten Band des Kapitals ist
ganz kurz." (61) Dieses letzte Kapitel
von MBW 25 - es hat tatsächlich nur

eineinhalb Seiten - handelt nicht vom

Kommunismus. Seine Überschrift
lautet: ,JDie Klassen".

Georg Fülberth

Kapitalismustransformation
ohne Linke?

Paul Mattick, Business as Usual.

Krise und Scheitern des Kapitalis
mus, Edition Nautilus, Hamburg
2012, 154 S., 12,90 Euro

Paul Mattick, geb. 1944, ist der Sohn
des weitestgehend vergessenen Räte
theoretikers Paul Mattick und lehrt

Philosophie in New York. Mit diesem
auf Englisch bereits 2011 ̂ schienen
Buch ist ihm eine insgesamt lesens
werte, sprachlich leicht verständliche
und kur^eilige Betrachtung der Kri
se seit dem Jahr 2007 gelungen, die
sich auch an Leser wendet, die über
keine großen Kenntnisse wirtschaftli
cher Zusammenhänge verfügen.

Ausgangspunkt der Argumentation ist
die Feststellimg, dass nur die Analyse
der ,4angfiistige[n] Dynamik des Ka
pitalismus" (10) die derzeitige Krisen
lage erklären könne. Bei der Frage
nach den Gründen für die kapitalisti
sche Krise diskutiert Mattick zunächst

die verschiedenen Versionen der

Mainstreamerklärungen. Im Zentrum
seiner Kritik stehen insbesondere

keynesianische Erklärungs- und Lö
sungsmodelle. Zu diesen zählt Mat
tick auch den populären, linken Theo
retiker David Harvey mit seinem
Buch The Enigma of Capital (27).

Quellen seines Werkes sind zahlrei

che Zeitungsartikel und wissen
schaftliche Beiträge, insbesondere
von führenden Ökonomen wie etwa
Paul Krugman. Mattick untermauert
zudem seine Argumentation durch
Verweise auf verschiedenste Statisti

ken. Insgesamt findet sich ein starker
Marx-Bezug, insbesondere bei der
Frage nach der Rolle des Geldes in
der kapitalistischen Gesellschaft.
Mattick ist der Meinung, dass Marx'
Ausführungen für die heutige Zeit
unbedingt von Nutzen sind.

Sodann stellt Mattick ein alternatives

Erklärungsmodell vor: Seiner Ansicht
nach sind die Gründe für die gegen
wärtige Krise des Kapitalismus im
Mangel an ausreichendem Profit zu
suchen, denn die Frage der Profitabili-
tät stehe im Zentrum des Kapitalis
mus und sei Ausgangspunkt fik wirt
schaftliches Wachstum und Entwick
lung. Dies würde allerdings von den
heutigen Wirtschaftstheoretikem nicht
ausreichend beachtet werden, da der
Profit nur als ein Faktor unter vielen

angesehen würde (44f.). Die Erhöhung
von Staatsausgaben biete keine Lösung
fiir die Krise, da Mattick zufolge auf
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diese Weise kein Profit erzeugt wird.
Mattick argumentiert, dass der Staat
über kein eigenes Geld verfüge, son
dern seine Ausgaben über Steuerein
nahmen bestreite oder qua Aufiiahme
von Schulden, die wiederum mit
Steuergeldem beglichen würden. Die
ses Geld stamme somit in beiden Fäl

len aus der Privatwirtschaft und wür

de dort entsprechend abgezogen und
gewissermaßen einfech nur staatlich
umverteilt (lOOf). Diese Argumenta
tion ist indes wenig überzeugend,
lässt sie bspw. keinen Raum für poli
tische Entscheidung^, etwa Banken
und andere Untemehmai zu verstaatli

chen oder gar zu vergemeinschaften.
Laut Mattick könne nur die Depression
selbst eine Lösung herbeifiihren, in
dem sie die Erhöhung der Profite durch
Senkung der Kosten fiir die Arbeits
kraft, Steigerung der Produktivität
durch Erneuerungen der Technolo
gien und anderes herbeiführt (102).

Mattick stellt in einem zweiten Strang
seiner Überlegungen den gesellschaft
lichen Bedeutungsverlust der ehemals
sehr einflussreichen Linken fest, wor

unter er die organisierte Arbeiterbe
wegung in all ihren Facetten versteht
(120). Er bedauert diesen Zustand
nicht imd trauert den in seinen Augen
längst vergangenen Zeiten nicht nach.
Er bemerkt lediglich, dass deren
Überreste, bspw. in Form der bundes
republikanischen Linkspartei, nir-
g^ds mehr der Vision einer neuen
anzustrebenden Form der Gesellschaft

Ausdruck verleihen würden (124).

Der Autor sieht in dem absehbaren

Ende des Öl-Zeitalters sowie dem zu
nehmenden Klimawandel die Ankün

digung einer kommenden gesamtge
sellschaftlichen Krise, die über rein
ökonomische Zusammenhänge hi

nausgehe und auf - inhaltlich nicht
weiter bestimmte - chemischen wie

physikalischen Gesetzen beruhe. Nur
diese beiden Vorgängen - das Ende
des Öl-Zeitalters und die Klimakrise -
könnten die radikale Transformation

der Gesellschaft auslösen (131). Diese
Krise würde der Menschheit neue

Handlungsmöglichkeiten geben, um
auf Grundlage gegenseitiger Hilfe ganz
konkrete Lebensumstände zu verän-

dem (133). In diesem Zusammenhang
sei das bereits erwähnte Verschwinden

einer organisierten Linken auch nicht
als Hindemis anzusehen, denn diese
würde der freien, ideenreichen Entfel-
tung der Menschen nur hinderlich sein
und sich selbst im Zentrum der Verän-

derungoi und ihrer afolgreichen
Durchführung verorten (136). Einer
von linken Organisationen aller Art,
inklusive der Gewerkschaften, voran

getriebenen Bewegung erteilt Mattick
also eine klare Absage.

Er geht davon aus, dass neue Wege
der Entscheidungsfindungen jenseits
des monetären Marktaustausches ge
funden werden, die aber dennoch im
globalen Maßstab stattfinden. Aus
gangspunkt hierfür sei aber die not
wendige Aufliebung der Trennung
von Produktionskontrolle und Produk

tionsdurchführung. Wie diese praktisch
durchzuführen sein könnte, bleibt un

geklärt Die Umweltprobleme würden
erst einmal bestehen bleiben. Mattick

erwartet jedoch deren Überwindung
durch die, Anwendung jener kreativen
Energien [...], die eine radikale gesell
schaftliche Transformation freisetzen

würde" (137). Jenseits dieser nebulö-
sen Formulierung vertieft Mattick sei
ne Überlegungen zur zukünftigen Or
ganisation einer nichtkapitalistischen
Gesellschaft nicht
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Der Verfiisser übergeht andere grund
legende gesellschafUiche Konflikte
wie etwa die Geschlechterfrage, die
Existenz patriarchaler Herrschaflsver-
hältnisse, Rassismus und Nationalis

mus, die der Freiheit des Menschen

entgegenstehen. Er fragt nicht nach
deren Verhältnis zu einer kapitalis
tisch verfessten Gesellschaftsformati

on. Mattick geht auch nicht der Frage
nach, inwiefern diese nicht nach dem

Ende des Kapitalismus weiter beste
hen würden. Die Frage nach gesell
schaftlichen Kräfteverhältnissen wird

ebenso wenig gestellt.

Der letzte Teil des Buches zur Frage
des Endes des Kapitalismus sowie der
Zukunft der Menschheit bleibt somit

hinter den anderen Teilen des Textes

zurück. Während er Gründe für die

Krise des Kapitalismus nennt, kann er
dessen tatsächliches Scheitern sowie

seinen eigenen Entwurf einer neuen,
anderen Welt und den Übergang zu
dieser nicht überzeugend begründen.

Sebastian Klauke

Feindbild Islam

Wemer Ruf, Der Islam - Schrecken
des Abendlands. Wie sich der Westen

sein Feindbild konstruiert. PapyRossa-
Verlag, Köln 2012, 129 S., 9,90Euro

Der ausgewiesene Politikwissen
schaftler und Kenner der islamischen

Welt, Wemer Ruf, wendet sich mit
dieser Publikation einem Thema zu,
das für westliche Gesellschaften

struktureller Natur ist und wesentlich

mit über deren künftige Verfasstheit
als Menschenrechte und Rechtstaat

lichkeit achtende Demokratien ent

scheidet. Sowohl nach innen als auch

nach außen. Er stellt sich der Aufga

be, den Ursachen auf den Grund zu

gehen, warum hier bis in deren Mitte
hinein islamfeindliche Einstellungen
und anti-islamische Stereotype in
Besorgnis erregender Weise verfes
tigt sind. So stoßen nicht nur den Is
lam dämonisierende Pamphlete noto
rischer Islamkritiker unterschied

lichster Provenienz auf breite Reso

nanz. Auch innerhalb der politischen
Klasse scheinai offenkundig Nega
tivkonnotationen in Bezug auf den
Islam mehrheitlich verbreitet. An

sonsten würden verschiedene in Re

gierungsverantwortung stehende Po-
litikOT wohl kaum so vehement ge-
betsmühlenartig zu postulieren su
chen, dass der Islam nicht zu

Deutschland gehöre, sondem ledig
lich die hier lebenden Muslime - ge
rade so, als ob es die einen ohne den

anderen überhaupt geben könnte.
Würden sie nicht so lautstark und öf

fentlich sogar gegen eigene Partei
gänger zu Felde ziehen, wenn diese,
wie Christian Wulff noch als Bun

despräsident in einer Rede 2010, ab
solut gerechtfertigt den Islam als eine
Realität in Deutschland bezeichnen.

Das in 12 Abschnitte untergliederte
Büchlein rankt im Wesentlichen um

zwei inhaltliche Fragestellungen:
Zum einen, wie sich philosophisch
soziologisch das Beziehungsgefuge
zwischen dem Eigenen, dem „Wir",
und den „Anderen", dem Fremden,
sowie dessen Wirkungsmechanis
men, speziell auch unter den Bedin

gungen der Globalisierung, gestal
tet. Zum anderen, inwieweit der

Westen versucht, den Islam als neu

es kollektives Feindbild zu instru

mentalisieren, nachdem ihm sein
fixeres mit dem Ende der bipolaren,
west-östlichen intersystemaren Aus-
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einandersetzung abhanden gekom
men ist.

Den Ausgangspunkt - und seine Ab
handlungen wie ein ,^oter Faden"
durchziehend - bildet eine kritische

Analyse der Elemente bi^w. Grund
bausteine der Konstruktion kollekti

ver Identitäten (Nation, Rasse, Reli
gion etc.) und darin sui generis imp
lizierter Abgrenzung des „Wir" von
den ,Anderen". Gerade deser ge
wählte Ansatz ist das Bestechende an

dem Buch; eröffiiet er doch die Mög
lichkeit einer intellektuell anspruchs
vollen Durchdringung des Wesens
und der Hintergründe westlicher Is
lamfeindlichkeit, sowohl in deren his
torischer als auch aktueller Ausfor-

mimg. Offen oder unausgesprochen
transportiere, so der Autor, die Debat
te über das „Wir und die Anderen"
immer auch die Legitimation von
Herrschaft. Oder anders gesagt, die
moralische Rechtfertigung von Über
legenheitsansprüchen. So sei gerade
der Imperialismus nicht im Gewände
dessen einher gekommen, was er
war, nämlich Herrschaft und Aus
beutung, sondern er hätte sich viel
mehr als morahsche Pflicht und zivili

satorische Mission zu präsentieren ge
sucht. Interessant in dieser Hinsicht

ist die Überlegung von Ruf, dass viel
leicht gerade deshalb der Diskurs ü-
ber den Islam so vehement gefuhrt
werde, weil hier das „Wir" von einem
, Anderen" abgegrenzt werden müsse,
dessen zivilisatorische Leistungen in
vergangener historischer Zeit dem
Westen überlegen waren, ja weil ge
rade dieser .Andere" unserem „Wir"
historisch, religiös und kulturell be
sonders nahe stehe.

Bin weiterer Gewinn des Buches ist

die fundierte kritische Auseinander

setzung mit dem von Samuel P. Hun
tington 1993 verfassten Aufsatz The
Clash of Civilization. Dessen Sinnge
halt der Verfesser völlig zu Recht als
kulturalistisch verbrämten Rassismus

klassifiziert. Es sei nicht nur grotesk,
dass der sich im Zeitalter der Globali

sierung vollziehenden Intemationali-
sierung des Kapitals - als eine Art
Konterstrategie - die Ethnisierung
und damit letztlich Fragmentierung
der Gesellschaft entgegengesetzt wer
de. Mehr noch werde mit diesem abst

rusen theoretischen Konstrukt des

Clash of Cmiization der Islam in die
Feindbildrolle für den Westen kata

pultiert. Folgerichtig kämpften ,„Wir"
gegen „das Böse", gegen „das Reich
des Bösen", gegen „Terroristen", ge
gen „Schurkenstaaten", in denen ja
Schurken leben, oder hätten „Wir"
zumindest über Demokratieunöhige
zu herrschen. Demnach ist also der

,JCrieg gegen den Terror" als Reakti
on auf die Anschläge vom 11. Sep
tember 2001 in jeder Hinsicht als ge
rechtfertigt anzusehen; ebenso sind
per se auch „gezielte Tötungen" aus
westlicher Sicht legitimiert. Und es
haben also die zweifellos großartigen
Errungenschaften des Westens -
Menschenrechte, Demokratie, Recht
staatlichkeit - für diesen betreffenden

Rest nicht zu gelten.

Gleichfells hervorhebenswert ist die

Herstellung des Zusammenhangs zwi
schen der imperialistischen Expansion
in die islamische Welt und der dortigen
Ausprägung und Radikalisierung des
politischen Islam bzw. Islamismus -
und zwar nicht nur durch die Muslime

selbst, sondern ganz wesentlich auch
durch die Praxis des Imperialismus
und die mit ihm verbundene Diskrimi

nierung der Muslime. Zwar sei die Re-
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ligion beiderseits schon in den Kreuz
zügen und während der Reconquista
auf der iberischen Halbinsel politisch
instrumentalisiert worden; jedoch han
dele es sich beim Islamismus um eine

Erscheinung der Modeme. Wie auch
der islamistische Salafismus, der nach
Wiederherstellung da- gesellschaftli
chen Ordnung wie zu Zeiten des Pro
pheten Mohammed traditet. Hier al

lerdings hätte der Autor durchaus noch
präziser sein können; sowohl hinsicht
lich der Definition der Modeme als

auch in Bezug auf die betreffenden
VertretCT. Auf jeden Fall jedoch sollte
die Entstehung des Salafismus wohl
doch schon auf das 18. Jahrhundert be

ziffert werden und mithin ein Jahrhun

dert fiüho-. Und zwar mit dem Er

scheinen und Wirken des 1703 gebo-
renoi Mohammed Ihn Abdel-Wahhab,
dem Begründer der puritanischen
wahhabitischen Lehre im Islam, die in
Saudi-Arabien bis heute Staatsdoktrin

ist und auch anderswo Salafisten als

Orientierungsrahmen dient Dement
sprechend können auch die von Wer
ner Ruf genannten Jamal ed-Din al-
Afghani und Mohammed Abduh
schwerlich weder als Begründer noch
als Hauptvertreter des Salafismus an
gesehen werden. Gilt insbesondere

Mohammed Abduh doch gemeinhin
als Vertreter jener Reformströmung im
Islam, die zu ihrer Zeit Islam und Mo

deme nidit als Gegensatz begriff son-
dem als ein sidi gegenseitig bedingoi-
des und ergänzendes Beziehungsgefü-
ge, und die dementsprechend dafür
warb, es zu harmonisieroi.

Ein unbestreitbarer Vorzug der Ruf-
schen Abhandlung sind seine Darle
gungen zum Zusammenhang zwi
schen dem Drang des Westens nach
Kontrolle über die reichen Ressourcen

innerhalb der islamischen Welt und

der Konstruktion des Islam als Feind

bild. Konzentriert ausgedrückt im US-
amerikanischen ,J*roject of the Grea-
ter Middle East". Schon unmittelbar

nach dem Ende des Ost-West-

Konflikts sei es dem Westen gelun
gen, das neue Feindbild Islam als kol

lektive Bedrohung zu etablieren. Da
für gäbe es vor allem zwei Gründe:
„1. Die Latenz eines lange vorhande
nen Feindbildes, das seine Wurzeln in

alten antisemitischen Klischees und in

den Legitimationsmustem imperialis
tischer Dominanz hat... 2. Die mit der

Globalisierung einhergehenden Pro
zesse, in deren Folge nicht nur staatli
che Handlungsspielräume schrump
fen, sondem auch durch die Transna

tionalisierung der Ökonomie und
durch Prozesse der Migration und
multikulturelle Lebensformen neue

gesellschaftliche Herausforderungen
entstehen." Wobei der Autor auch die

Ambivalenz des Umgangs damit kei
nesfalls ausspart. So sei der Islam
während des Ost-West-Konflikts als

wichtige ideologische Gegenkraft ge
gen den gottlosen Kommunismus in

strumentalisiert worden. Sei es nun in

Gestalt der Unterstützung für Grup
pierungen des politischen Islam gegen
arabisch-nationalistische und sich am
Ostblock orientierende Richtungen;
oder der militärischen Aufilistung der
afghanischen Mujahidin gegen die
so\Äjetische Militärpräsenz in Afgha
nistan. Was im Prinzip auch aktuell
zu beobachten ist, wo im Dienste der
eigenen Interessenwahrung sehr
schnell mit Vertretern des politischen
Islam, die im Zuge des „Arabischen
Frühling" sichtlich an Einfluss ge
wonnen haben, politische Kooperati
onen angestrebt werden. Zuvor noch
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als missliebig betrachtet, scheint
nunmehr durchaus normal zu sein -

wie übrigens von Außenminister Gui
do Westerwelle verlautet wenn sich

in der islamischen Welt Parteien mit

einem islamischen Wertekompass
profilierten.

Als intellektuell besonders anregend
- imd gleichermaßen verdienstvoll -
erweist sich, dass Werner Ruf den
Bogen von der internationalen Poli
tik zu den inneren gesellschaftUchen
Verhältnissen spannt; also die Brü
cke schlägt vom international kolpor
tierten Feindbild hin zu damit ein

hergehenden Bedrohungen für west
liche Gesellschaften imd Lebenswei

sen selbst. In diesem Kontext wendet

er sich höchst aktuellen Streitpunk
ten und extremsten antiislamischen

Auswüchsen zu.

So nimmt er kritisch Stellung zu dem
seit neuestem von der politischen
Klasse in Deutschland strapazierten
Slogan, wonach die abendländische
Kultur jüdisch-christlich geprägt sei
und der Islam keinesfalls zu deren

Erbe zähle. Beginnend mit einer Hin-
terfi^gung dieser Sprachschöpfimg
auf deren historische Tragföhigkeit;
vor allem auch in Anbetracht des Tat

bestandes, dass keine Gesellschaft in
der Geschichte so sehr vom Judenhass

erfüllt war wie speziell die abendlän
dische. Unbedingt beizupflichten ist
ihm gleichfiills in seiner Feststellung,
dass der Terminus ,jüdisch
christliche Kultur" eine Wir-Identität

konstruiere, der nun als neue (und
gemeinsame!) Bedrohung „der Islam"
gegenübergestellt werde. Damit je
doch entledigte man sich zugleich
auch der Notwendigkeit, die ge
schichtlichen Kontinuitäten zu er

gründen und die Verbindungen zwi

schen Judenhass und Hass auf Mus

lime in ihren realen Zusammenhang
zu stellen. Interessant wäre vielleicht

noch der Hinweis darauf gewesen,
dass der als genuin bezeichnete jü
disch-christliche Charakter der abend

ländischen Kultur genauso orientali
schen Ursprungs ist wie der Islam.
Ergo allen drei Komponenten analo
ge kulturhistorische Wurzeln imma
nent sind, was zu Zeiten der Aufklä
rung und in nachfolgenden Jahrzehn
ten offenkundig als selbstverständ
lich angesehen worden war. Nicht
zuletzt in dem damaligen Bewusst-
sein, dass islamisches Denken im
11./12. Jahrhundert den geistigen
Weg bereitet hat für die Epoche des
Humanismus und der Renaissance in

Europa. Versirmbildlicht in Lessings
,J^athan der Weise", bei dem den
drei abrahamitischen Religionen -
Judentum, Christentum, Islam -
nicht nur vorurteilslos begegnet,
sondern das gleiche Recht zugestan
den wird. Oder auch in dem Goethe-

Vers aus dem West-Östlichen Diwan:

„Wer sich selbst und andere kennt,
wird auch hier erkennen, Orient und
Okzident sind nicht mehr zu trennen."

Des Weiteren entlarvt er die wie eine

Reinkamation des Geistes mittelal-

terücher Kreuzzugstimmung anmu
tende, in Deutschland wie in anderen
europäischen Ländem betriebene Is
lamhetze sowie deren Akteure. Im

Fokus dabei stehen sowohl die kru-

den Positionen eines Thilo Sarrazin,

Henr>4c M. Broder und Ralph Gior-
dano als auch die der »Antideut

schen" und antiislamischa: Websites

beziehungsweise der ,Jslamkriti-
schen Postkarten". Sie alle, so Ru^
nutzten und schürten zugleich das Ge
spenst der Angst vor dem und des
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Hasses auf „den Islam", welches sich
in die Porai der Gesellschaft eingenis
tet habe und das gesamte Spektrum
auch der alten antisemitischen Vorur

teile abdecke, die da reichten von, Jod-

tureller Fremdheit" oder der »J^Jicht-

Integrierbarkeit" bis hin zum „Sozial
schmarotzertum". Welche verheeren

den Wirkungai derartige Denkweisen
haben können, zeigt die at^cheuliche
Tat des Osloer Amokschützen An

ders Behring Breivik, die von ihm
gleichfalls entsprechend eingeordnet
und geächtet wird.

Nicht zuletzt dokumentiert der Autor

am Beispiel des Bestrebens der ex
tremen europäischen Rechten, de
monstrative Freundschaft und Solida

rität mit Israel zu zeigen, in welchen
eigenartigen Erscheinungsformen sich
islamfeindliche Auswüchse inzwi

schen präsentieren. Für die europäi
schen Rechten ginge es in erster Linie
um zweierlei: sich einerseits gegen
den Vorwurf des Faschismus zu ver

wahren und andererseits umso vehe

menter den Hass auf den Islam predi
gen zu können. Was auf den ersten

Blick paradox erscheinen möge, dass
nämlich Betreffende, die jahrzehnte
lang den Antisemitismus propagier
ten, sich nun mit israelischen Politi

kern träfen, habe auf den zweiten

Blick durchaus eine gewisse Logik.
Auch Israel sei insofem ein ganz
»jnormaler Staat", als es auch dOTt -

neben linken und gemäßigten bürger
lichen - rechtsextreme Strömungen
gäbe. Der gemeinsame Gegner, „der
Islam" werde so zum einigenden
Band, und für die europäischen Rech
ten ließe sich die Freundschaft zu Is

rael sogar noch zur Aufwertung ihrer
eigenen Respektabilität nutzen.

Im Schlusskapitel konfrontiert Ruf

westliche Gesellschaften noch einmal

explizit mit den für sie selbst aus die
sem bislang gültigen Topos des (guten)
„Wir" gegen die (bösen) ,Anderen"
resultierendai nachhaltig negativen
Konsequenzen. Indem Angehörige an
derer Kulturai oder Religionsgemein
schaften ausgegrenzt und deren Rechte
und Freiheiten eingeschränkt würden,
nähmen die demokratischen Grund

rechte auch der Mehrheitsgesellschaft
Schaden. Genau das jedoch sei das
Projekt der Rechten, für die die Hetze
gegen den Islam und die Muslime
kein Selbstzweck sei, sondern Mittel
zum Zwecke für die Schaffung einer
anderen Gesellschaft. Rassismus sei

und bleibe Rassismus, ganz gleich, ob
ihm Juden, Afrikaner, Türken oder
Griechen zum Opfer fielen. Auf inter
nationaler Ebene drohe mit der in vie

lerlei Fällen zu beobachtenden Relati

vierung oder gar Außerkraftsetzung
des Rechts als einer zentralen Errun

genschaft der modernen Zivilisation
der Rückfeil in Anarchie vor-

hobbesianischer Zeiten.

Sein Schlussplädoyer lautet: ,3ine
Abschottung des ,Westens' vom
,Rest', verbunden mit der Negation
der Gültigkeit der zivilisatorischen
Werte für ,die Anderen', ist objektiv
obsolet geworden. Das Beschwören
ewig-gestriger Kategorien, sei es ,Na-
tion' oder ,Kultur' im ̂ italter der
Globalisierung ist und bleibt nicht nur
reaktionär, es ist kontraproduktiv für
eine Welt, die trotz aller Anstrengun
gen der Verfechter einer ,Leitkultur'

zusammenwächst. Die Frage dabei
bleibt, ob dieses Zusammenwachsen

friedlich imd auf der Grundlage gel
tender zivilisatorischer Standards er

folgt oder zum Rückfell in globale
Anarchie führt." Wie die Hoffiiimg



Buchbesprechungen 219

des Autors, so sollte es die aller sein,
dass bei westlichen Politikem wie

Gesellschaften ein Umsteuern erfolgt
und für alle Menschen die Gleichheit

und Anerkennung ihrer Würde als
unumstößliche Kategorie gelten und
nicht „eben jene Barbarei, die den
,Anderen' zugeschrieben wird und
dabei uns selbst entmenschlicht".

Karin Kulow

Militarisierung und zukünf
tige Rohstofikonflikte

Ralph-M. Luedke/Peter Strutynski
(Hrsg.), Kriege um Wasser, Enerke
& Rohstoffe. Die Plünderung der
Welt stoppen - Die Politik entmilita
risieren, Kasseler Schriflen zur Frie
denspolitik, Band 18, Verlag Win
fried Jenior, Kassel 2011, 172 S.,
12,00 Euro

Der Sammelband vereint Beiträge
von Vorträgen und Referaten, die auf
dem Friedenspolitischen Ratschlag
imd während der Friedensvorle

sungsreihe 2011 an der Uni Kassel
gehalten wurden. Schwerpunkte sind
Militarisierung der Außenpolitik, Re
form der Bundeswehr, die Ereignisse
rund um dai „arabischen Frühling",
Hegemoniekonflikte im Nahen Osten,
derzeitige und absehbare Kriege um
Rohstoffe, Rechtstendenzen in Euro
pa. Der einleitende Beitrag von Peter
Strutynski reflektiert eine aktuelle
Krise der Friedenforschung bzw. deren
Anpassungstoidenz^ gegenüber he-
gemonialen Politikkonzepten. Maybritt
Brehm und Christian Koch zeichnen

die Militarisierung deutscher Außen
politik anhand der Entwicklung der
Bundeswehr in den letzten 20 Jahren

nach. Sie machen 3 Phasen aus, in

denen die Bundeswehr an immer

mehr Auslandseinsätzen beteiligt und
schrittweise zu einer weltweit

einsatzfähigen Interventionsarmee
umgebaut wurde. Werner Ruf ent
larvt in seinem Beitrag die Doppel
moral westlicher Regierungen und
Medien in ihrer Haltung bzw. Be
richterstattung gegenüber den Ge
schehnissen während des „arabischen

Frühlings" und hält eine Entwick
lung für wahrscheinlich, die er als
,/egime change light" (35) bezeich
net: ,3ine Lösung der Krise und der
ihr zugrunde liegenden sozialen, po
litischen und kulturellen Blockaden

könnte in der klassischen Kombina

tion von politischem und ökonomi
schem Liberalismus, sprich der
Durchsetzung marktwirtschaftlicher
Prinzipien in einem bürgerlichen
System liegen." (34-35) Arne C. Sei
fert behandelt die islamischen Bewe

gungen in Zentralasien und diskutiert
den Ansatz, die islamischen politi
schen Kräfte ernst zu nehmen und als

politischen Partner zu respektieren.
Über die neue Rolle der Türkei als

Ordnungsfaktor im Nahen Osten be
richtet Murat Cakir. Er konstatiert,

dass sich die Türkei trotz aller Wi

dersprüche in die imperiale Strategie
des Westens einfüge. Eine Interpreta
tion der lateinamerikanischen Ent

wicklung liefert Achim Wahl. „So
wohl politisch wie auch wirtschaft
lich nimmt der Kontinent Kurs auf

eine Integration ohne USA, aber un
ter Einbeziehung Kubas. Der zentrale
Gedanke: Eine lateinamerikanische

Integration hat Vorrang, da erst so
Voraussetzungen für eine positive
Entwicklung jeder Nation geschaffen
werden können. Bei allen Proble

men, die die Entwicklung Brasiliens
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aufweist, verfolgt die von der PT ge
führte Regierung das Ziel, eine breite
Allianz Gesellschaft - Regierung -
Militär zu schaffen." (67) Zivadin
Jovanovics kurzer Beitrag behandelt
den Balkan. Im Fokus seiner Betrach

tung stehen Bosnien-Herzegowina
und das Kosovo. Die Spaltung des
Balkans fuhrt dazu, dass man ge
genwärtig „eine Vermehrung von
Marionetten-Staaten mit nicht

nachhaltigen Ökonomien, nationalen
Minderheiten mit ungleichen Rech
ten, politischen Partei basierend auf
ethnischen und religiösen Kritierien,
und Flüchtlinge und Vertriebene"
habe, „ohne den politischen Willen,
Bedingungen für eine freie und si
chere Rückkehr in ihre Heimat her

zustellen." (71). Bin thematisch ganz
anders gelagerter Beitrag kommt von
Jürgen Nieth über die zukünftig zu
erwartende intensive Ausbeutung der
Arktis. Jürgen Wagner analysiert den
vor nicht allzu langer Zeit gegründe
ten Europäischen Auswärtigen
Dienst, mit dem sich die EU eine

Superbehörde schafft, die diplomati
sche, entwicklungspolitische und mi
litärische Strategien der Außenpolitik
unter einem Dach vereint und somit

militarisierte Machtprojektion for
ciert. Michael Schulze von Glaßo-

beschreibt die gegenwärtigen Strate
gien der Bundeswehr bei Nach
wuchswerbung und Kooperation mit
Schulen. Kritisch bilanziert Rolf We-

keck die sogenannten Milleniums-
Entwicklungsziele der UN von 2000.
Er stellt fest, dass keines der Ziele -
trotz kleiner Verbesserungen - wirk
lich erreicht worden ist. Uli Mäder

diskutiert den Zusammenhang zwi
schen sozialer Ungleichheit und glo
balen Konflikten, während Bernhard

Nolz unter Bezugnahme auf einen Ar
tikel aus derjungen Welt zeigten will,
was nötig ist, um gegen ungerechte
Sozialpolitik gewaltfreien Widerstand
zu organisieren. Des Weiteren fesst
Ulrich SchneidCT die in vielen euroj»-
ischen Ländem auszumachende Ten

denz zusammen, dass rechtspopulisti
sche Parteien zunehmend Wahlerfol

ge oder gar Regierungsbeteiligungen
verbuchen können. Er sieht in deren

Aufschwung keinen Widerspruch zur
neoliberalen Entwicklungsrichtung
der EU, sondern die Funktion dieser

Parteien und Bewegungen, Kritik zu
kanalisieren sowie linken Altemativ-

entwürfen zuvorzukommen. Etwas

aus dem Rahmen der Thematik frllen,
obwohl ein klassisches Thema der

Friedensbewegung, die Beiträge von
Hans Mausbach und Heinrich Hanno

ver. Als eine Art Lehrstück gedacht,
berichtet Hannover, wie er 1964 als
Rechtsanwalt den F^iblizisten Lorenz

Knorr vor Gericht mit Erfolg vertei
digte. Knorr hatte bei einer öffentli
chen Rede ehemalige Nazi-Generale,
die bei der Bundeswehr diente, als
Massenmörder bezeichnet. Helge von
Hom widmet sich den zahlreichen

Versuchen deutscher und europäische
Neonazis, sich in die Friedensbewe
gung respektive die Antikriegs-
Aktivitäten der letzten Jahre einzu

klinken und klärt auf über deren nicht

überraschend ganz anders gelagerten
Motive. Zu guter letzt fasst Detlev
Bimboes wesentlichen Bedingungen
zusammen, wie eine vollständige
Transformation der kapitalistischen
Produktions- und Lebensweise ausse

hen könnte und welche Schritte nötig
imd gangbar wären.

Florian Flörsheimer
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